THE LIBRARY 


28 10 
12 — 00 
Immanuel! 


THE UNIVERSITY OF 
BRITISH COLUMBIA 


Gift 
To Dennis ee and 
Monte Jaffe - for sincere | 
dedication to the community 


Digitized by the Internet Archive 
in 2010 with funding from 
University of British Columbia Library 


F 


htip://www.archive.org/details/systematischedar00scar 


Syſtematiſche Darſtellung 


der in Betreff der 


Juden 


in Mähren und im k. k. Antheile Schleſiens 
erlaſſenen Geſetze und Verordnungen. 


Von 
Mieronpmus von Scari, 
Doctor der Rechte, k. k. o. ö. Profeſſor der politiſchen Wiſſenſchaften, der 
öſterreichiſchen e Geſetzkunde und der Statiſtik an der k. k. Franzens⸗ 


Univerſität zu Olmütz. * 0 — 


28 
89 * 


Brünn, 
in Commiſſion bei L. W. Seidel. 
0 1835. 


/ 


25 


je ng 


Dem Wohlgebornen 


Herrn 


D. Joseph Kudler, 


k. k. o. 6. Profeſſor der politiſchen Wiſſenſchaften und der politiſchen 
Geſetzkunde an der Univerſität zu Wien, Mitgliede der k. k. Landwirth⸗ 
ſchafts⸗Geſellſchaften in Steiermark und Wien, und beſtändigem Ehrenmit— 
gliede der Directionen der k. k. privilegirten wechſelſeitigen Brandſchaden— 
Verficherungsanſtalten in Niederöſterreich und Mähren ꝛc. ac. 


dankbar und hochachtungsvoll gewidmet. 
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Euer Wohlgeboren, 
Hochverehrter Herr Profeſſor! 


Ku 


Ihnen, meinem inniggeliebten, unvergeßlichen 
Lehrer, weihe ich dieſe kleine Frucht einer nicht ge— 
ringen Arbeit. Die Unbedeutenheit derſelben konnte 
mich davon nicht abhalten; denn die Merkmale 
der Dankbarkeit haben das Eigene, daß ſie nicht 
nach ihrem Werthe, ſondern nach dem guten Wil: 
len des Gebers und der geneigten Aufnahme des 
Empfängers zu beurtheilen ſind. Eine ſo unbe— 
deutende Gabe wie dieſe, kann nie Anſpruch ma— 
chen, irgend eine Schuld der Dankbarkeit zu til— 
gen, ſondern nur die Pflicht derſelben laut aus— 
ſprechen und deren Gefühl ſtets neu beleben! 

Nie werde ich vergeſſen, wie ſehr das Stre— 


ben nach dem Beſſern durch Ihre Lehre und 


“or. 


durch Ihr Beiſpiel in mir angeregt wurde, und 
immer gedenken werde ich jener Güte, wodurch 
Sie mich ſpäter durch die Aufnahme als Freund 
beehrt, und zur Eröffnung einer mir zur Lieblings⸗ 
neigung gewordenen Laufbahn fo mächtig beige: 
tragen haben. Dieſe Gefühle auszuſprechen, et: 
fordert der Drang meines Herzens; ſie in ſo we⸗ 
nige Worte zu faſſen, macht mir aber Abre 
Beſcheidenheit zum Geſetze. 


Ihr 


unveränderlicher Freund 
D. Hieronymus v. Scari. 
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Ich hatte urſprünglich zum Behufe meiner Vorträge 
aus der politiſchen Geſetzkunde die wichtigſten Verord— 
nungen über das Judenweſen unſerer Provinz zuſam— 
mengeſtellt. Dabei gelangte ich bald zur Überzeugung, 
daß die von Lukſche und Klingner über dieſen 
Gegenſtand geſammelten Materialien, wenn gleich in 
vielen Hinſichten ſchätzenswerth, doch ſowohl von Seite 

ihrer Vollſtändigkeit als der ſyſtematiſchen Anordnung 
dem Bedürfniſſe der Theorie und der Ausübung nicht 
zureichend zu entſprechen vermögen, und daß ihre ur— 
ſprüngliche Brauchbarkeit auch durch mehrere ſpäter er— 
floſſene Verordnungen vermindert wird. Bei einer Zahl 
von mehr als 30,000 jüdiſcher Einwohner unſerer Pro— 
vinz, müſſen aber die beſondern für ſie geltenden Ge— 
ſetze von nicht geringer Wichtigkeit fein, Dieſe Rüd- 
ſichten beſtimmten mich zum Verſuche einer geordneten 
Zuſammenſtellung derſelben. Ich wollte dadurch, ſo viel 
es in meinen Kräften ſtand, ein nützliches Handbuch 


VIII ö 


ſowohl für diejenigen, welche ſich dem Studium der 
politiſchen Geſetzkunde widmen, als auch für Geſchäfts— 
leute und für jene Israeliten, welche die ſie betreffen— 
den Geſetze zu kennen wünſchen, zu Stande bringen. 
Die Schwierigkeiten dieſes Unternehmens, welche mir 
ſchon bei deſſen Anfang nicht unbeträchtlich vorgekom— 
men, ſchienen im Verlaufe der Arbeit faſt unüberwind— 


lich zu werden. Sie wären es auch geweſen, wenn das 


Werk dem Ideale, welches mir vorſchwebte, vollkom— 
men entſprechend hätte ausfallen ſollen. Doch zuletzt 
überwog die Betrachtung, daß auch eine von Mängeln 
nicht freie Zuſammenſtellung doch immer von einigem 
Nutzen fein könnte, und daß jenes ſo oft mißbrauchte 
Sprichwort: „das Beſſere iſt der Feind des Guten“, 
auf jene Fälle eine vernünftige Anwendung zuläßt, wo 
die Erſtrebung des Beſſern unſererſeits eine Unmög— 
lichkeit iſt, und von Andern nicht verſucht wird. Die 
Hauptſchwierigkeit war die Auffindung vollſtändiger 
und zuverläffiger Quellen. Durch die Güte gefälliger, 
für die nützliche Sache ſich intereſſirender Männer, wel— 
chen ich hier für ihre Unterſtützung meinen verbindlich- 
ſten Dank zolle, iſt es mir endlich gelungen, zum Be- 
ſitze der nöthigſten Materjalien zu gelangen. Doch war 
es unter ſolchen Umſtänden unmöglich, völlige Sicher— 
heit zu erhalten, daß nicht manche Quelle mir unbe— 
kannt und daher auch unbenützt geblieben fei. 
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Eine zweite Schwierigkeit bot die Benützung der 
vorhandenen Quellen, um aus denſelben ein für die 
Theorie und für die Praxis zugleich möglichſt brauch— 
bares Buch zu verfaſſen. Das Detail- und Manipula— 
tionsweſen wird leicht dem Theoretiker zu viel, woge— 
gen man den Practikern hierinfalls kaum genügen kann. 
Ob es mir gelungen, die erſtrebte goldene Mittelſtraße 
zu halten, muß der Beurtheilung billiger Kenner über— 
laſſen bleiben. 


Eine dritte Schwierigkeit, welche überhaupt die 
Behandlung der politiſchen Geſetze unſeres Gouvernement 
zu einer doppelt mühevollen Arbeit macht, iſt die beſte— 
hende Verſchiedenheit zwiſchen der mähriſchen und der 
ſchleſiſchen Geſetzgebung. Sowohl die Ausdehnung der 
Provinz, als die überwiegende Zahl der jüdiſchen Bevöl— 
kerung Mährens, mußte eine viel größere Menge von 
Verordnungen für dieſes, als für den ſchleſiſchen Antheil 
veranlaſſen. Natürlich mußten daher die Judengeſetze 
Mährens den beträchtlichſten Theil und gleichſam die 
Grundlage dieſer Darſtellung ausmachen. Die die ſchle— 
ſiſche Judenſchaft betreffenden Verordnungen wurden 
demnach, nach Maßgabe ihrer Wichtigkeit und ihres 
Umfanges, bald mit den mähriſchen verwebt, bald in 
abgeſonderten Paragraphen behandelt. 
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Die ſyſtematiſche Anordnung der Materien dürfte 
bei dem bloßen Überblicke der Hauptſtücke weniger ein⸗ 
leuchtend werden, als bei der Durchleſung des Ganzen. 
Als vorwaltende Idee dürfte man betrachten, die Dar- 
ſtellung der geſetzlichen Verhältniſſe der Juden 1.) als 
einzelne Perſonen (I., IV. und VI. Hauptſtück), 2.) in 
Beziehung auf die eheliche Gemeinſchaft (II. Hauptſtück), 
3.) als Mitglieder eigener Gemeinden (III. Hauptſtück), 
4) als Bekenner einer eigenen Religion (V. Hauptſtück), 
und 5.) als Staatsbürger (VII. und VIII. Hauptſtück). 
Doch wäre es nicht leicht möglich geweſen, dieſe Einthei— 
lung dergeſtalt zu befolgen, daß jedem Gliede derſelben 
gerade ein Hauptſtück genügt hätte. Die verſchiedene 
Reichhaltigkeit und practiſche Wichtigkeit der Stoffe er— 
forderten vielmehr eine etwas modificirte Eintheilung 
derſelben, bei welcher übrigens nichts entgegenſteht, jene 
Hauptidee zu verfolgen. In jedem Hauptſtücke iſt für 
die möglichſt natürlichſte und einfachſte Aufeinanderfolge 
der dahin gehörigen Gegenſtände geſorgt, ſo wie durch 
die Berufung auf verwandte Paragraphe, durch eine In— 
haltsanzeige und ein alphabetiſches Regiſter die Auffin— 
dung des geſuchten Gegenſtandes erleichtert wird. Ich habe 
übrigens getrachtet, größtentheils die Worte des Geſetzes 
beizubehalten und die in einer Verordnung enthaltenen 
Beſtimmungen ſo wenig als möglich aus ihrem Zuſam— 
menhange zu reißen, weil derſelbe häufig einen Anhalts— 
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punct zur Interpretation gibt. Daher mag manche An: 
ordnung an einem Orte eingereiht erſcheinen, die ſchick— 
licher und ſyſtematiſcher an einem andern vorgekommen 
wäre. Daß daraus die Perioden und Paragraphe weni— 
ger gerundet erſcheinen, habe ich der größern Genauigkeit 
und Richtigkeit gern zum Opfer gebracht. Die Interpo— 
lationen und die Zuſammenziehungen mehrerer Geſetze 
wurden möglichſt vermieden, damit man immer mit Be— 
ſtimmtheit den Inhalt einer jeden citirten Verordnung 
wiſſe. Auf eine Auslegung der angeführten Geſetze habe 
ich mich nur ſelten eingelaſſen, da ſie in dem Zuſammen— 
hange, in welchem ſie hier erſcheinen, ohnehin größten— 
theils für Jedermann verſtändlich ſind. Noch weniger 
konnte eine Beurtheilung des Werthes der dargeſtellten 
Anordnungen in den Bereich der vorliegenden Arbeit ge— 
hören. Überhaupt habe ich mir die vom Herrn Profeſſor 
von Kopetz in ſeinen trefflichen Werken über die öſter— 
reichiſche politiſche Geſetzkunde befolgte Behandlungsweiſe 
als Muſter vorgeſetzt, ſo wenig ich auch hoffen durfte, 
dieſem Vorbilde gleich zu kommen. 


Meine Abſicht und der Lohn für eine nicht geringe 
Mühe werden vollkommen erreicht ſein, wenn das vor— 
liegende Buch die Kenntniß und die Anwendung der be- 
handelten Geſetze einigermaßen zu erleichtern vermag. 
Bemerkungen und Berichtigungen ſachverſtändiger Maͤn— 
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ner im Intereſſe der Sache, würden mir als ein ehren— 
der Beweis, daß ſie meine Arbeit ihrer Aufmerkſamkeit 
würdigen, höchſt willkommen ſein. Abſprechende, auf 
einzelne Gebrechen und Lücken geſtützte Urtheile aber, 
werden mit jener Ruhe aufgenommen werden, welche das 
Bewußtſein gewährt, eine mühevolle Arbeit mit gerin— 
ger Unterſtützung, und bloß aus Eifer für die Sache 
unternommen zu haben. 


Olmütz, im Februar 1834. 


Der Verfaſſer. 
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Erſtes Hauptſtück. 
Von den Bevölkerungs-Verhältniſſen der Juden. 


$. 1. 


die erſten Einwanderungen der Juden nach Mähren und 
Schleſien ſind in der Geſchichte keine zuverläſſigen Angaben zu fin— 
den. Wahrſcheinlich kamen ſie auch in dieſe Provinzen aus Deutſch— 
land, ſo wie man es von den erſten jüdiſchen Einwanderern nach 
Böhmen vermuthet ). Die erſten Spuren von dem Aufenthalte der 
Juden in Böhmen zeigen ſich erſt gegen das Ende des zehnten Jahr⸗ 
hunderts 2). Will man ſich einen Begriff von dem Schickſale der 
Juden in den früheren Zeiten, in welche die Landesgeſchichte nicht 

reicht, bilden; ſo braucht man nur zu bedenken, daß die unverſöhn— 
| liche Abneigung gegen alle fogenannte Ungläubige vorherr— 
ſchender Zug jenes Zeitalters war ). Die erſten Erinnerungen, 
welche die Geſchichte über den Zuſtand der böhmiſchen und mäh— 
riſchen Juden aufzeichnet, beweiſen die Vorurtheile des Volkes 
gegen die Juden. König Przemiſl Ottocar verlieh 1254 den 
Juden einige Begünſtigungen, welche 1268 vermehrt wurden. 
Die alten Brünner Rechtsſprüche enthalten auch ſchon einige Be— 
günſtigungen in Anſehung der Juden ). Im Jahre 1333 trugen 


2) Geſchichte der Israeliten in Böhmen. Von den älteſten Zeiten bis zum 
Schluſſe des Jahres 1813. Von Johann Franz Herrmann Ritter 
von Herrmannsdorf, k. k. Hofrathe u. ſ. w. Wien und Prag 
1819. In der Haas'ſchen Buchhandlung. S. 12. 

2) ag. a. O., S. 19. 

3) a. a. O., S. 12. 

4) Beſondere Rechte der Perſonen Mährens und Schleſiens. Vom Appel: 

lationsrathe Dr. Johann Lukſche. 2. Aufl. Brünn 1825, bei Traßler. 
II. Bd., ©. 185. 
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fie zur Herſtellung der Mauern der Stadt Brünn, in welcher fie 
eigene Häuſer hatten, den vierten Theil der Koſten bei. Sie durften 
nicht in den Dörfern wohnen, noch Märkte halten, ſondern nur in 
den Städten und Märkten ). Wie in Böhmen 9, fo wurden die 
Juden auch in Mähren nicht nur bei verſchiedenen Gelegenheiten 
aus einzelnen Städten 7), ſondern ſogar aus der ganzen Provinz 
verwieſen. Nach dem allerh. Neferipte vom 2. Jänner 1745 
ſollten nämlich alle Juden bis Ende Juni desſelben Jahres aus 
Mähren emigriren, widrigens ſie mit militäriſcher Hand abgeſchafft 
würden. Mit Rückſicht auf die vielen Verbindungen mit den chriſt— 
lichen Unterthanen, wurde ihnen jedoch mittelſt Reſeript v. 15. Mai 
1745 die fernere Duldung im Lande bewilligt ). 

.. 

Ein beſonderes Augenmerk der Staatsverwaltung war von je— 
her gegen die Vermehrung der Juden gerichtet. Der königliche 
Fiskus hatte den Auftrag fleißig zu inquiriren, damit wo die Ju— 
den theils gar nicht, theils nicht ſo zahlreich geweſen, ſolche, dem Lan— 
tagsſchluſſe von 1650 gemäß, abgeſchafft werden). Von den 
vorhandenen jüdiſchen Kindern durfte nur ein einziger Sohn die 
Erlaubniß zur Ehe erhalten. Die übrigen ſollen auf immer als 
Fremde (in perpetuum qua exteri) angeſehen und die Familien, 


5) Landes⸗Ord. vom Jahre 1545, Fol. 130 u. 134; bei Lukſche 
a. a. O., S. 185. 

6) S. v. Herrmann a. a. O. 

7) z. B. 1454 vom Könige Ladislaus aus Znaym, unter der Bedingung, 
daß die chriſtlichen Einwohner die bisher von den Juden entrichteten 
Abgaben bezahlen ſollten. | 

8) Etwas abweichend, in Beziehung auf das Datum der Verordnungen 
und auf die Beweggründe des Widerrufes des erlaſſenen Auswanderungs— 
Mandates, erzählt dieſe Thatſache Pilarz in ſeiner Historia Mo— 
raviae T. II. p. 348. Die Angaben des Textes ſind aber einer ämt— 
lichen, in der Ollmützer Magiſtrats-Regiſtratur aufbewahrten Inti⸗ 
mation ent ommen. 5 

2) Hofd. vom 11. Jänner 1673. Sammlung der ſeit 1600 bis 1740 er⸗ 
gangenen allerhöchſten Geſetze. In chronologiſcher Ordnung. Geſammelt 
von Franz Xaver Wekebrod. Brünn bei Gaſtl, ohne Jahreszahl. 
Nro. 131. 
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wo nur Töchter find, als erloſchen betrachtet werden 2). Später 


wurde die Freiheit zu heirathen bei den Juden mehr ausgedehnt und 
die Ertheilung derſelben jeder Orts- oder Grundobrigkeit, mit Rück— 
ſicht auf ein beſtimmtes Vermögen und Alter des Heirathswerbers, 
überlaſſen ). Ein ſpäteres Geſetz verordnete, daß den im Markgra— 
fenthume Mähren unterthänigen Juden ohne von daſiger Behörde vor— 
gezeigt werden könnende, authentiſche Bewilligung kein Heiraths— 
conſens ertheilt, ſondern ſie vielmehr an die Landesſtelle allda (in 
Mähren) gewieſen werden ſollten ). Nach dem Toleranz-Patente 
vom 13. Hornung 1782 $. 1 durfte die Zahl der jüdiſchen Re— 
ligionsgenoſſen in Mähren nicht vermehrt werden, es hatte vielmehr 
bei der feſtgeſetzten Anzahl zu verbleiben und dort, wo niemals Ju⸗ 
den anſäßig geweſen, durften ſolche auch künftig ſich nicht an— 
ſäßig machen, es ſei denn, daß ſie in irgend einem Dorfe, 
Markte oder Stadt, oder allenfalls auf einem bisher noch unbebau— 


ten Grunde eine Fabrik errichten, oder ein nützliches Gewerbe einfüh⸗ 


ren wollten, oder daß ſie hiezu von Sr. Majeſtät aus beſonderen 
Gründen die Bewilligung erhielten. Die früher auf 5106 feſtge⸗ 


ſetzte Familienzahl, wurde 1787 auf 5400 Familien erweitert, und 


dem Gubernium überlaſſen, die zuwachſenden neuen Familien ver⸗ 
hältnißmäßig unter den jüdiſchen Gemeinden einzutheilen und nach 
dieſer Vertheilung die Zahl der Familien insbeſondere feſtzuſetzen 5). 
In Schleſien ſollen nur 119 Familien ſein, und zwar im 
Teſchniſchen 88, im Troppau- und Jägerndorfiſchen 23 und im Wei— 


denauiſchen 8 Familien ). Die für Mähren 1787 feſtgeſetzte Zahl 


von 5400 Familien wurde auch im Patente vom 15. September 


— 


2) Hofd. vom 24. Ott. 1726, a. a. O., Nro. 470. Jüd. Polizei⸗ Orb. 
v. J. 1754, Art. 16. f 

3) Hofd. 31. Mai 1734 a. a. O. Nr. 488. 

) Verordn. Wien 15. April 1766. S. k. k. Thereſianiſches Geſetzbuch, ent⸗ 
haltend die Geſetze von den Jahren 1740 bis 1780, 3. Bd. 3. Aufl. 
Wien bei Johann Georg Mößle 1789, S. 30. Nr. 836. Dieſe Verord⸗ 
nung ſcheint gegen den Mißbrauch gerichtet, daß die Behörden der Reſi⸗ 
denzſtadt an mähriſche Juden den Heirathsconſens ertheilten. 

5) Patent vom 17. Nov. 1787 F. 1 und 2. \ 

6) Pat. v. 17. April 1752 u. v. 15. Dez. 1781. 
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1798 und bis auf den heutigen Tag unverändert beibehalten. Bei 
Kundmachung des erwähnten Patentes von 1798 wurde verordnet, 
daß alle überzählige, fremde und auswärtige Juden in ein Ver— 
zeichniß gebracht werden ſollten, wobei ihr Namen, Geburts- und 
jetziger Aufenthaltsort, das Dominium, wohin ſie gehören, ihre Ver— 
richtungen und Nahrungswege, die Steuer, welche ſie bisher ge— 
zahlt haben und jene, die ſie künftig zu entrichten hätten, angemerkt 
werden ſollte. Dabei ſollten vorzüglich diejenigen bemerkt werben, 
die ſich ſeit dem Jahre 1789 eingeſchlichen haben, weil dieſe nach ei— E) 
ner Friſt von 3 Monaten ohne weiters aus dem Lande in ihre Ge- 
burtsörter geſchafft werden ſollten, wohingegen die ſchon im Jahre 
1789 im Lande geweſenen, hier geduldeten überzähligen Familien, 
ſie mögen von inländiſchen Familien abſtammen oder Fremde ſein, 
noch ferner im Lande geduldet werden können, wenn ſie nur die ge— 
ſetzlich beſtimmten Abgaben entrichten ). Die jüdiſche Bevölkerung 
Mährens beſteht demnach aus den 5400 ſyſtemiſirten Familien, 
dann aus einigen überzähligen und Tolerirten. Die Über: \ 
zähligen ſchreiben ſich entweder ſchon vom Jahre 1798 her und diefe 
ſind jene Familianten, welche vor 1789 ſich im Lande aufhielten und a 
daher nach der oben bemerkten Anordnung nicht abgeſchafft werden N 
konnten. Dergleichen dürften jedoch nur wenige mehr vorhanden ſein. ; 

Eine weitere. Vermehrung erhielten die Überzähligen durch die den 
jüdiſchen Soldaten ertheilten Heirathsbewilligungen. Solche ver: | 
heirathete Soldaten wurden bei ihrem Austritte als Überzählige be⸗ 
trachtet. Hofd. 23. Juni, Gub. Int. 14. Juli 1815. Tolerirte 
Juden ſind jene, welche vom Gubernium die Bewilligung erhalten, | 
ſich außer ihrer Gemeinde, ihres Erwerbes wegen, aufhalten zu 
dürfen und ſolche können auch aus anderen Provinzen ſein. In Schle— 
ſien gibt es ebenfalls außer der feſtgeſetzten Zahl von 119 
Familien, noch einige überzählige und tolerirte Juden, 
obgleich nach dem Patente vom 17. April 1752 alle übrigen Juden 
außer den 119 beſtimmten Familien abgeſchafft werden ſollten. übe. 
gens kann von der Verfaſſung der ſchleſiſchen Judenſchaft auf die 
mähriſche keine Anwendung gemacht werden, da die Judenſchaft in 
1 
7) Heſd. 5., Gub. Int. 18. Aug. 1798, 3. 14771, Gub.⸗Cirt. 2. Oct. 1798. 
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5 
Schleſien zwar einen numerum fixum, aber keine geſchloſſene Ge— 
meinden; die Judenſchaft in Mähren hingegen ſowohl eine fixe 
| Zahl, als geſchloſſene Gemeinden hat ). 
| | $.3. 
| Die 5400 in Mähren ſyſtemiſirten jüdiſchen Familien wurden 
ſchon nach dem Patent vom 15. September 1798 in 52 Gemeinden 
eingetheilt. Dieſe Eintheilung erhielt ſich auch bis auf den heutigen 
Tag unverändert. Nur wurden durch ſpätere adminiſtrative Anord— 
nungen in der Vertheilung dieſer Gemeinden unter die einzelnen 
Kreiſe des Landes einige Veränderungen vorgenommen. Die neueſten, 
meiſtens aus den von den Kreisämtern 1829 — 1831 verfertigten 
uberſichten geſchöpften, Angaben, geben über den Volksbeſtand der 
Süden und deren Eintheilung im Markgrafthume Mähren folgende 
Reſultate. 


Gemeinden. 


Tolerirte. 
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14 im Brünner Kreiſe und zwar: 
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% „ 
c ee 
Butſchowinzgz 78 508 — 3 
„ 57 326— 5 
e 27). 182— 4 
n . 1 et 1185 
ani * * * 1 2 * . * e 4 
— SEEN... ee 56 606— 5 
c 811 407 — 5 
nden "N. . a tiı. 660 3631 _| 4 
r ee 
„„ . ee 195 1039—— 


r 3380.3 


WETTER TTE EEELETETEN 


Alſo im Brünner Kreife 14 185410406] 5140 


6 im Olmützer Kreiſe und zwar: 
Loſchitz I r Tl 
R 32 4 
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s Hofentſchl. 7. Nov. 1795. 
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Gemeinden. 
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Gewitſch . 


9 im Iglauer 0 und zwar: 
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Pirnitz . 
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Battelau 
H. Rudoletz zu Wüteng 
e . 
Pufliz 


9 im Znaimer Kreiſe und zwar: 
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Gemeinden. 


überzählige 
Tolerirte. 


A im Prerauer Kreiſe und zwar: 
Weißkirchen . . . . . * 
elan d e 
nik „ ee 
Neuster 
Im Prerauer Kreiſe 4 525| 2746 
1 im Troppauer Kreiſe, nämlich: 
% ͤ 1 
Im Troppauer Kreiſe 1 135 5859| _| 1 
In ganz Mähren 52 54000294621 14/116 
Wenn man berückſichtiget, daß unter den Überzähligen und To: 
lerirten eine bedeutende Anzahl verheirathet fein dürfte, fo iſt es ge— 
wiß nicht übertrieben, wenn man die Zahl der mähriſchen Ju⸗ 
den in runder Summe auf 30,000 Köpfe angibt. Die jüdiſche Be— 
völkerung Schleſiens iſt (außer der geſchloſſenen jüdiſchen Ge— 
meinde zu Hotzenplotz, welche zur mähriſchen Judenſchaft ge 
rechnet wird) folgendermaßen repartirt: 


überzählige. 
Tolerirte. 
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Im Troppauer Kreiſe: 
Die nicht geſchloſſenen Gemeinden: 

„ 

Weidenau > * * 4 * 4 . * 

Im Teſchner Kreiſe im Ganzen. 

amen 2 


1) Zu Mähren gehört vom Troppauer Kreiſe die einzige Gemeinde Dos 
tzenplotz mit der im Texte angegebenen Familien- und Volkszahl. Diefe 
Judengemeinde unterſtand früher dem Prerauer Kreisamte und wird auch 
nach ihrer Einverleibung mit dem Troppauer Kreiſe nach dem für die 
mähriſchen Juden ergangenen Geſetze behandelt. Die übrige Juden⸗ 


8 
Inm Teſchner Kreife find die Juden in keiner gefchloffenen Ge— 
meinde beiſammen, ſondern ſie wohnen im ganzen Kreiſe zerſtreut. 
Im Allgemeinen haben ſie auch keinen beſtimmten Aufenthaltsort, ſon— 
dern die meiſten wechſeln denſelben mit ihren jeweiligen Intereſſen und 
Gewerbsbetriebe. Aber auch die zwei Gemeinden des Troppauer Krei— 
ſes ſind keine geſchloſſenen, wie die mähriſchen. Da die meiſten To— 
lerirten und Überzähligen in Schleſien verheirathet find und zahlreiche 
Familien haben, ſo beträgt die Zahl der Juden in Schleſien gewiß 
nicht unter 1300 Köpfe. Im ganzen mähriſch'ſchleſiſchen Gouverne— 
ment könnte man demnach die Zahl der Juden auf wenigſtens 31,300 
Seelen rechnen. 


$. 4. 


Das einem jüdiſchen Manne zuftehende Recht, eine Familie zu 
bilden, heißt man Familienſtelle. Da gegen die Verleihung 
einer Familienſtelle von Seite der abgewieſenen Mitbewerber der 
Recurs ergriffen werden kann, und zum Heirathen noch der Ausweis 
einiger geſetzlichen Erforderniſſe nothwendig iſt, ſo muß der mit ei— 
ner Familienſtelle Betheilte noch insbeſondere um die Heirathsbewil- 
ligung einkommen, welche ihm aber, wenn er nur die vorgeſchriebe— 
nen Erforderniſſe für ſich und ſeine Braut ausweiſet, ohne Anſtand 
ertheilt werden muß. Die mit einer Familienſtelle betheilten Juden 
find alſo keineswegs zum Heirathen verpflichtet ). Die Erle— 
digung einer Familienſtelle tritt in der Regel mit dem Tode eines 
Familianten ein. Sie findet jedoch auch dann Statt, wenn ein ſolcher 
zu einer andern Religion übergeht. Um bei Beſetzungen von Fami— 
lienſtellen die Anſprüche der Competenten beſſer würdigen und ver— 
gleichen zu können, ſoll bei jeder Judengemeinde (ſiehe jedoch den 
folgenden §.) ein Vormerkbuch über die Heirath- und Familienwer— 
ber geführt werden. In dieſes Competentenbuch ſoll der Name, 
das Gewerbe und Wohnort, der Tag und Ort der Geburt des Hei— 
rathwerbers, ob er ein Erſt- oder Nachgeborner ſei (und zwar im 


ſchaft des Troppauer Kreiſes unterſteht den für die ſchleſiſche Judenſchaft 
ergangenen Geſetzen. 
1) Hofd. 16. Mai 1806. 
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letzteren Falle ob ein Zweit-, Dritt- oder noch ſpäter Geborner 9), 
der Name, das Gewerbe und Wohnort der Eltern, die Kenntniß 
der Religion und der Schulgegenſtände, die Moralität, die ſonſti— 
gen Kenntniſſe und Verdienſte, das bewegliche und unbewegliche Ver— 
mögen, die jährlichen Einkünfte und die vom Bewerber im letzten 
Jahre entrichteten Steuern eingetragen werden ). Die Gerichte 
dürfen Niemanden, der ſich zur Aufnahme in das Competentenbuch 
meldet, dieſe verweigern, da dieſelbe noch kein Recht auf eine Ge— 
ſchlechtsſtelle gibt 9. In das Competentenbuch muß vielmehr jeder 
Jude, ſobald er das geſetzliche Alter erreicht, eingetragen werden, 
ohne Unterſchied, ob er die übrigen Eigenſchaften ausweiſen kann, 
oder nicht, und dem Gemeindevorſtand darf keine Prüfung dieſer 
Eigenſchaften zuſtehen 5). Die Erpreſſung einer Gebühr für die 
Eintragung in das Heirathsprotokoll iſt verboten D. Wenn nun 
eine Familienſtelle erledigt wird, fo find gleich die nöthigen Einleis 
tungen zur Wiederbeſetzung derſelben zu treffen. Nach der eingeführ— 
ten Geſchäftsordnung hat das Wirthſchaftsamt den ſich ereigneten 
Tod eines Familianten unter Beiſchluß des Todtenſcheines und des 
Beſchauzettels, ungeſäumt zur Kenntniß des Kreisamtes zu bringen 
und dieſes die weitere Anzeige an die Landesſtelle zu machen“). Wie 
eine Familienſtelle erledigt wird, hat das Dominium nach 14 Ta= 
gen eine Commiſſion (Tagſatzung) auszuſchreiben, wobei die im 
Competentenbuch erſcheinenden ledigen Juden mit ihren Behelfen zu 
erſcheinen haben. Das Dominium hat mit Beiziehung des Juden— 
vorſtandes die Anſprüche der Competenten und zwar zuerſt des Erſt— 
gebornen aus der erledigten Familie, in deſſen Ermanglung der üb— 


7 


2) Gubd. 28. Juni 1831. 

3) Pat. 15. Sept. 1798, §. 4. Hofd. 31. Aug. Gub.⸗Int. 29. Sept. 
1826, 3. 27859. 

) Hofd. 9. Febr. Gub.⸗Int. 10. März 1827, 3. 6292. 

8 Hofd. 22. Aug. 1828, 3. 48097. 

) Eubd 27. Dez. 1794. 

5 Klingner, praktiſcher Rathgeber in Militär⸗ Angelegenheiten und Ju⸗ 
denweſen, Brünn 1826, bei Traßler. Lr Thl. S. 123 und 135. Dieſe 
Anzeige müßte auch in dem Falle geſchehen, wenn ein Familiant zur 
chriſtlichen Religion übergegangen wäre. 
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rigen Erſtgebornen aus der Gemeinde, und im Abgange auch dieser, 
der Nachgebornen aus derſelben Gemeinde zu prüfen, und dann 
dem Kreisamte nach dieſer Reihenfolge drei Individuen nam— 
haft zu machen, welche vorzüglich zu berückſichtigen wären. Dieſen 
Vorſchlägen find die Documente beizulegen 9). Der Umſtand, daß 
kein Erſtgeborner ſich gemeldet, iſt noch kein gültiger Grund um 
Nachgebornen den Vorzug zu geben, da das Competentenbuch beim 
Vorſchlag der Gemeinde, wenn ſich der Vorgemerkte bereits über alle 
Eigenſchaften ausgewieſen hat, zum Anhaltspunkte zu dienen hat; 
denn wenn es bei jeder Erledigung eines ſpeciellen Geſuches bedürfte, 
ſo wäre das Competentenbuch ganz überflüſſig. Der Vorwand, daß 
ſich die Erſtgebornen nicht mit den erforderlichen Eigenſchaften aus— 
gewieſen haben, muß ſo lange bezweifelt werden, als die einzelnen 
Competenzgeſuche nicht vorliegen, und die Wirthſchaftsämter ſollen 
bei Vorſchlägen mit Unbefangenheit nach der Strenge der Geſetze 
vorgehen. Eben ſo ordnungswidrig iſt der Unfug, daß die Wirth— 
ſchaftsämter oder die Gerichte von den ſich um die Geſchlechtsſtelle 
meldenden Competenten bis zu ihrer Unterbringung auf eine Ge— 
ſchlechtsſtelle oder bis zur Beendigung des Recurszuges Cautionen 
abnehmen, oder daß letztere einem Einwerber dieſe oder jene Geſchlechtss⸗ 
ſtelle zuſichern. Es darf durchaus nicht geduldet werden, daß ſich 
durch ihre Anmaßung in Familienverleihungen gewiſſermaßen eine 
fünfte Inſtanz einſchleiche. Den Judengerichten wird wiederholt ver— 
boten, für den Vorſchlag den Competenten Geld abzunehmen. Die 
Gemeinden und die Wirthſchaftsämter ſollen jedesmal alle Geſuche 
mit allen Documenten überreichen, und die Behörden haben 
die Eigenſchaften aller Competenten ſtreng zu würdigen und 
nur den Würdigſten und Verdienſtvollſten zu beachten und ſich nicht 
allein auf die Prüfung der Eigenſchaften des von den Gerichten Vor— 
geſchlagenen zu beſchränken 9). Jeder Beſetzungsvorſchlag ſoll für 
ſich abgeſondert und zwar binnen 4 Wochen vom Tage ber N 
erſtattet werden 10. 


„) Hofd. 22. Aug. 1828, 3. 18097. 
9) Hofd. 9. Febr. Gub.⸗Int. 10. März 1827, 3. 692. 
10) Pat. v. 15. Sept. 1798, 9. 4. Gub.⸗Verordn. 24. Juli 1818, 3. 18860. 
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$. 5. 

Dieſes Verfahren wurde aber neuerlich durch die Hofkanzlei— 
Verordnung vom 9. April, Gub. Circular vom 3. Juni 1833, 3. 
17405, weſentlich modificirt. Dieſes Geſetz hat überhaupt die An— 
ordnungen über das Verfahren bei Verleihung der jüdiſchen Fa— 
milienſtellen in Mähren zuſammengeſtellt; da es jedoch die früher 
beſtandenen Verordnungen nicht ausdrücklich aufgehoben hat, ſo 
ſcheint in mehreren Fällen ein Rückblick auf dieſelben nicht ohne 
practiſchen Nutzen. Nach dieſer neueſten Verordnung gelten folgende 
Grundſätze. Die ſpecielle Bewerbung um Familienſtellen, 
ſo wie dieſe einzeln erledigt werden, wird abgeſtellt, ſondern 
ein jeder Familienwerber hat das mit den erforderlichen Behelfen 
belegte Geſuch um Familienſtellen überhaupt bei dem obrigkeitlichen 
Amte einzubringen. Dieſes trägt den Inhalt des Geſuches und der 
Behelfe in das Competentenbuch nach der Ordnung ein, in welcher 
ſich die Familienwerber melden. Bei der Kundmachung der oben an— 
geführten Verordnung vom 9. April 1833 theilte die Landesſtelle 
ein neues Formular mit, nach welchem das Competentenbuch zu 
führen iſt. (S. dasſelbe Tab. I.). Das Competentenbuch, deſſen 
Seiten mit fortlaufenden Zahlen zu bezeichnen ſind, iſt mit einem 
hierauf Bezug nehmenden Nominalnachſchlags-Regiſter zu verſehen, 
und iſt von nun an bei dem obrigkeilichen Amte zu führen. 
Dieſes Buch kann von Jedermann und zu jeder Zeit bei dem Do— 
minium eingeſehen werden. Zweimal des Jahres, nämlich um die 
Zeit des jüdiſchen Oſtern- und Lauberhütten-Feſtes ruft das Dominium 
die Glieder des Gemeinde-Vorſtandes und die neuen Familien— 
werber zuſammen, damit die Eigenſchaften und Anſprüche der Letz— 
tern nach der Grundlage des Competentenbuches, welches mit den 
Conſcriptionsbüchern zu vergleichen iſt, mit Rückſicht auf die für 
die Beſetzung von Familienſtellen geltenden Grundſätze geprüft wer— 
den. Da der weſentliche Zweck der Commiſſion in der genauen 
Erörterung aller Verhältniſſe der Familienwerber 
beſteht, ſo wird feſtgeſetzt, daß alle Bedenken, welche gegen ſie, 
ſei es von Seite des Gemeinde-Vorſtandes, oder von Seite An— 
derer erhoben werden, nur bei dieſer Commiſſion zur Sprache zu 
bringen ſind, damit ſich das Individuum gegen dieſe Bedenken ge— 
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hörig ſchüͤtzen kann. Wer jedoch einmal als competenzfähig erkannt 
worden iſt, dieſer iſt der Intervenirung bei den ferneren Commiſſionen 
ſo lange enthoben, als gegen ihn kein Bedenken obwaltet, welches 
einer neuen Erörterung bedürfte. Die Geſuche ſind bei dem Do— 
minium aufzubewahren. Der Tag der Commiſſon iſt wenigſtens vier 
Wochen vorher, theils im Amtsorte des Dominiums, theils in der 
Synagoge der Judengemeinde dreimal kund zu machen, überdieß 
iſt das Edict ſowohl in dem Amtsorte, als in der Synagoge anzu— 
heften. Die in der Gemeinde geſchehene Kundmachung iſt von dem 
Rabbiner oder deſſen Stellvertreter, dann von zwei der älteſten Ge 
meindegliedern, welche nicht bei dem Vorſtande find, zu beftätigen. 
Diejenigen, welche entweder ſelbſt oder durch Bevollmächtigte bei 
der Commiſſion nicht erſcheinen, oder ihre Abweſenheit nicht recht— 
fertigen, und nicht nach dem Obengeſagten von der Intervenirung 
enthoben ſind, ſind aus dem Competentenbuche zu löſchen. Da (ver— 
möge der Gubernial-Inſtruction) aus dem Competentenbuche, wel— 
ches bloß die vorhandenen geeigneten Bewerber nachweifen foll, alle 
diejenigen, welche nicht hinein gehören, zu löſchen ſind, ſo ſind außer 
jenen, die bei der Commiſſion nicht erſcheinen, auch diejenigen zu 
löſchen, welche im Verlaufe der Zeit entweder Familienſtellen 
erhalten, oder den Anſpruch auf eine Familienſtelle für immer ver- 
wirkt haben, oder in ſolche Verhältniſſe getreten ſind, welche ſie von 
einer Familienſtelle ausſchließen, z. B. durch Religions- Übertritt, 
Auswanderung u. dgl. — Zur Abſendung von Bevollmächtigten ſind 
berechtiget, a) die im Militärdienſte ſtehenden, b) die Erkrankten, 
wenn die Krankheit nachgewieſen iſt, und c) die mit Bewilligung 
der Obrigkeit außer der Provinz in ihrem Gewerbsbetriebe abweſen— 
den Juden. Der Bevollmächtigte muß ſich mit einer legalen Voll— 
macht ausweiſen. Wo Minderjährige als Bewerber einſchreiten, ha— 


ben ihre Vormünder in ihren Namen einzutreten. Wenn es ſich um 


Beſetzung einer erledigten Familienſtelle durch einen dazu berechtig— 
ten Sohn des verſtorbenen Familianten oder durch einen etwa noch 4 
vorhandenen überzähligen Familianten handelt, fo hat das Domi-— 
nium, wenn es im Beſitze der hinreichenden Daten iſt, längſtens 
vier Wochen vom Tage der Erledigung der Familienſtelle dem Kreis— 
amte legal nachzuweiſen, wem dieſelbe zu verleihen ſei. Außerdem 
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muß das Dominium den dießfälligen Vorſchlag längſtens acht Tage nach 
der nach obiger Vorſchrift abgehaltenen Commiſſion an das Kreisamt 
erſtatten. Dieſem Vorſchlage muß das Competentenbuch (ein lega— 
liſirter Auszug desſelben), es müſſen die von allen Commiſſionsgliedern 
und allen Intereſſenten gefertigten Commiſſionsprotocolle, die nach 
den Vorzügen der Geburt gereihten Geſuche der Familienwerber 
ſammt ihren Behelfen, es muß endlich das aus den Conſcriptions— 
büchern gezogene Verzeichniß aller ledigen Juden der Gemeinde, 
welche das 24. Jahr erreicht haben, beigelegt werden, damit das 


Kreisamt mit Beruhigung entſcheiden könne, wem die Familienſtelle 


gebührt. Da dem Kreisamte eine jede Erledigung einer Familienſtelle 
angezeigt werden muß, ſo hat dasſelbe auf die richtige Erſtattung 
der Beſetzungsvorſchläge zu dringen. Dieſer Anzeige iſt künftig auch 
das Verzeichniß der von den Verſtorbenen Familianten hinterlaſſenen 
Söhne nebſt Angabe ihres Alters und des Umſtandes, ob ſchon einer 
darunter eine Familienſtelle erhalten habe, beizuſetzen. 
$. 6. N 

Damit die zur Prüfung der Anſprüche der Familienwerber ab— 
zuhaltende Commiſſion ihrem Zwecke vollkommen entſpreche und 
wohlbegründete Vorſchläge zur Beſetzung machen könne, wurden in 
der Gub. Inſtruction vom 3. Juni 1833 die genaueſten Vorſchrif— 
ten über die Prüfung der einzelnen Eigenſchaften gegeben. Über 
jeden Competenten ſoll nämlich von der Commiſſion ein Qualifi— 
cations-Prüfungsbogen aufgenommen werden. In der 
erſten Rubrik desſelben, welche „Fraggegenſtand“ überſchrie— 
ben iſt, ſind in fortlaufender Reihe folgende zwölf Puncte ver— 
zeichnet: 1.) Vor- und Zuname, Jahr und Ort der Geburt, Zeug— 
niß hierüber; 2.) Vor- und Zuname ſeines Vaters, deſſen Erwerb— 
betrieb, Steuerbeitrag, Alter, Familien-Nummer, ob er noch am 
Leben, oder ſeit wann verſtorben ſei; 3.) ob und welche ältere, dann 
jüngere Brüder der Familienwerber habe; das Alter derſelben, wo 
ſie ſich befinden; wer aus ihnen bereits eine Familienſtelle beſitze; 
Nummer und Ort derſelben; 4.) wo und durch welche Zeit er eine 
öffentliche deutſche Schule beſucht, oder von wem er ſonſt den deut— 
ſchen Unterricht und jenen aus dem Buche Bne-Zion erhalten habe 


und geprüft worden ſei; Zeugniſſe hierüber; 5.) wo ſich derſelbe 
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ſeit ſeiner Jugend bis jetzt aufgehalten habe; wie er ſich über ſein 
ſittliches Betragen und bürgerlich gute Aufführung ausweiſen könne; 
Zeugniſſe hierüber; 6.) ſeine bisherigen Lebensverhältniſſe; ſeine 
Beſchäftigung, ſein Nahrungserwerb, deſſen jährliches Erträgniß, 
deſſen Beſteuerung, der Werth des Handels oder Gewerbsfondes, 
wie dieſe beſchaffen ſind, und was für Beweiſe zur Glaubwürdigkeit 
ſeiner Angaben beigebracht werden können; 7.) was er an unbeweg— 


lichem oder beweglichem Vermögen beſitze, worin ſelbes beſteht, wie 


er dasſelbe glaubwürdig nachzuweiſen vermöge; Beweisdocumente 
hierüber; 8.) ob, ſeit wann und wie viel er zu den Gemeindean— 
lagen beiſteuere, was er ſonſt für öffentliche Zahlungen leiſte; Aus— 
weis hierüber; 9.) in welcher Art und durch welche Einlage er die 
Zjährigen landesfürſtlichen und Gemeinde-Anlagen ſicher zu ſtellen 
vermöge; 10.) ob derſelbe bereits ſeine Militärpflicht erfüllt habe, 


in welcher Art und ob er hierzu bereits aufgerufen worden ſei 


11.) was er ſonſt zu feinen beſondern Gunſten anzuführen habe und 
wie er das Angeführte nachweiſen könne; 12.) was ſonſt noch von 


Commiſſionswegen zu befragen oder zu erheben nothwendig befunden 


wird. — Die zweite Rubrik des Qualifications-Prüfungs— 
bogens iſt „Antwort des Bewerbers“ überſchrieben und eine breite 
Columne zur Eintragung dieſer Antwort offen gelaſſen. Die dritte 


engere Columne iſt mit den Worten überſchrieben „Zahl und Gat— 1 


tung der beigebrachten Urkunden“. Die Aufſchrift der vierten Ru— 
brik bilden die Worte „Was von Seite der Judengemeinde-Vor— 
ſteher, des Rabbiners, Schullehrers oder ſonſt einer Partei zu erin— 
nern befunden worden?. Die fünfte Rubrik iſt überſchrieben 
„Was von Seite des Bewerbers dagegen eingewendet und aufge— 
klärt wird“. Die ſechste und letzte Rubrik endlich erhält die 
Aufſchrift „Bemerkungen von Seite des obrigkeitlichen Amtes“. 
Der Qualifications-Prüfungsbogen iſt am Ende von allen Mit— 
gliedern der Commiſſion und von dem Bewerber zu unterfertigen. 
§. . 

Das Verfahren bei der Commiſſion, wobei der Qualifications— 
Prüfungsbogen auszufüllen iſt, iſt durch die Gubernial-Inſtruction 
folgendermaßen vorgezeichnet. Der Vornahme der Commiſſion hat 


die Ausſchreibung und Kundmachung derſelben mittelſt Edict auf 


m 
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die oben beſtimmte Art voranzugehen. Der obrigkeitliche Amtsvor⸗ 
ſteher eröffnet das Commiſſions-Protocoll unter Beiziehung der Ju— 
dengemeinde-Vorſteher, des Orts-Rabbiners und jüdiſchen Schul— 
lehrers mit Beibringung des Beweiſes über die richtig geſchehene 
Ausſchreibung und Kundmachung der Commiſſionstagfahrt, worüber 
die affigirten Edicte des Rabbiners oder deſſen Stellvertreters, dann 
der zwei älteſten Gemeindeglieder, welche nicht bei dem Vorſtande 
| find, dem Protocolle beizuſchließen iſt. Der Commiſſionsführer nimmt 
ſodann das Competentenbuch, die ſeit der letzten Prüfungscommiſ— 
ſion eingegangenen und in dasſelbe eingetragenen Bewerbungsge— 
| ſuche um Familienſtellen, dann die Conſcriptionsbücher zur Hand, 
| bezeichnet ſodann mit Berufung auf das Competentenbuch nament— 
lich nach der im neuen Syſtem ausgedrückten Ordnung der Bewer— 
bungs= Kategorien (§. 8.) die zur Prüfung der Eigenſchaften be— 
rufenen Bewerber, oder in den bezeichneten Zuläſſigkeitsfällen deren 
Stellvertreter, welche jedoch ihre Vollmacht hierzu einlegen müſſen, 
einzeln zur Protocollarvernehmung vor. Bei derſelben hat ſich die 
Commiſſion mit der Prüfung der Eigenſchaften und der hierüber 
beigebrachten Beweisurkunden eines jeden Competenten zu beſchäf⸗ 
tigen, die Reſultate in den abgeſonderten Qualifications-Prüfungs— 
bögen (S. den vorhergehenden §.) aufzunehmen (deren Formular 
ohne eine mehrere Vollſtändigkeit zu beſchränken, lediglich als Leit— 
faden zur Bezeichnung der Erhebungspuncte zu dienen hat) und hier 
nach auch die Berichtigung der ausgefüllten Rubriken des Compe⸗ 
tentenbuches vorzunehmen. Die Commiſſion hat ſich zu bemühen, 
alles klar auseinanderzuſetzen, was zum vollſtändigen Nachweis 
der Eigenſchaften des Bewerbers erforderlich wird; deßhalb iſt auch 
bei etwaigen Anſtänden und Bedenken der Judengemeindvorſtände 
immer auf den Beweis ihrer Berufung zu dringen und dem Bewer— 
ber die Gelegenheit frei zu laſſen, ſich gegen derlei Anſchuldigungen 
rechtfertigen und dieſelben widerlegen zu können. Insbeſondere iſt 
eine genaue Prüfung der Echtheit der Urkunden und was das Ver— 
ögen betrifft, in den wahren Werth der Realität mit Rückſicht 
der darauf haftenden Laſten, in die Sicherheit elocirter Capitalien, 
in die Richtigkeit des angegebenen Betriebsfondes, Werth des 
aarenlagers ꝛc. einzugehen. Es iſt deßhalb in die Geburtsbücher, 
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Conſcriptionsbögen, Schulcataloge, Grundbücher, Handlungsbücher, 
Erwerbſteuerfaſſionen, Vermögensſchätzungen der Gemeindanlage— 
Präliminarien u. ſ. w. nach Erforderniß nachzuſehen, und bei Rea— 
litäten und Privatobligationen immer auch die Beibringung von 
Grundbuchsextracten Behufs des Nachweiſes der Hypothecarſichers 
heit abzufordern. Rückſichtlich der Sicherſtellung der Zjährigen Steuer— | 
anlage ift ſich nach jenen allgemeinen Grundſätzen zu benehmen, 
welche die geſetzliche Gewähr für hinreichende Zahlungskräfte über: 
haupt verbürgen. Die eingelegten Baarſchaften, verzinsliche Obli- 
gationen, Zahlungsdocumente, Pfandbriefe, Cautionen, hypothe— 
cariſche Bürgſchafts-Inſtrumente u. dgl. bedürfen, ſo weit ſie die 
Beſtimmung als Pfand zur Sicherſtellung der Steuern nicht ſchon 
in ſich enthalten, einer ihnen eigens beizulegenden Widmungs-Ur— 
kunde (S. unter §. 11). Dieſe Depoſita ſollen nach der allgemei- 
nen Depoſitenvorſchrift behandelt werden, es wird aber zweckmäßig 
ſein, und zur beſſern Überſicht weſentlich beitragen, wenn dieſe 
Gattung Depoſita in eine eigene Partie zuſammengeſtellt und ein 
beſonderes Nachſchlagsvormerk geführt wird. Dem Qualifications⸗ 
Prüfungsbogen iſt das ihm zu Grunde liegende Competenzgeſuch 
beizuſchließen. Über die Urkunden, die der Protecollar- Verhandlung 
beigeſchloſſen werden, iſt dem Bewerber eine amtliche Empfangbe⸗ 
ſtätigung mit Berufung auf das Datum und Nummer des Protocoll- 
actes, dem ſelbe beiliegen, einzuhändigen. Über die Qualifications- 0 
Prüfungsbögen iſt eine eigene Vormerkung mit einem alphabetiſchen 
Namen-Inder zu führen. Iſt die Prüfung der Eigenſchaften mit allen 
betreffenden Bewerbern vollendet, dann iſt nur noch zu bemerken, 
ob und welche derſelben etwa nicht erſchienen, mithin aus dem 
Competentenbuche zu löſchen find; dieſe Löſchung hat auch ſodann 
ſogleich zu geſchehen und ſind die betreffenden Bewerbungsgeſuche 
mit dem Beſcheid zurückzuſtellen, daß dieſelben wegen Nichterſcheis 
nen vor der Prüfungscommiſſion unberückſichtigt geblieben find. Der 
Commiſſions-Act iſt übrigens mit den etwaigen ſonſtigen Bemerkun- 
gen, die im Allgemeinen von einer oder der andern Seite über die 
Verhandlung ſelbſt gemacht werden ſollten, abzuſchließen und all- 
ſeits zu unterfertigen. Wo es auf die Verleihung einer Familien⸗ 
ſtelle ankommt haben die Dominien an das Kreisamt einen lega- 


— 
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liſirten Auszug aus dem Competentenbuche (nicht das Ori— 
ginal) und die Geſuche und Qualiſications-Prüfungsprotocolle der 
Bewerber vorzulegen. | 

$. 8. 

Das vorzüglichſte Recht zur Erlangung einer Familienſtelle ge— 
bührte ſchon nach den älteren Geſetzen dem Erſtgebornen des ver— 
ſtorbenen Familianten !). Dieſes Recht kann ihm, wenn er die er— 
forderlichen Eigenſchaften hat, unter keinem Vorwande, mithin auch 
nicht unter jenem eines geringeren Vermögens (wenn dieſes nur die 
normalmäßige Höhe erreicht) entzogen werden 2). Damit im Ein— 
klange beſtimmt die neueſte Verordnung, daß wenn beim Abſterben 
eines jüdiſchen Familianten keiner ſeiner ehelichen Söhne eine Fami— 
lienſtelle beſitzt, einer derſelben als der geſetzliche Nachfolger für die 
durch den Tod des Vaters erledigte Familienſtelle anzuſehen iſt, 
und zwar der Erſtgeborne vorzugsweiſe vor dem Zweiten und dieſer 
vor dem Drittgebornen u. ſ. w. Der zur Nachfolge berechtigte ältere 
Bruder kann zu Gunſten des Jüngern auf die Familienſtelle verzich— 
ten, iſt aber dann von aller weitern Bewerbung für immer ausge— 
ſchloſſen 2). Alle Anſprüche des ältern Bruders gehen auf den jün— 
gern über, wenn der ältere vor Erlangung einer Familienſtelle ge— 
ſtorben iſt, wenn er mit Bewilligung oder heimlich auswandert, wenn 
der ältere die Religion ändert, dann in allen Fällen, wo dieſer den 
Anſpruch auf die Familienſtelle verwirkt ). Die Adoptirten find aber in 
Beziehung auf die Nachfolge in der Familienſtelle keineswegs als 
Erſtgeborne zu betrachten 5). Wenn der verſtorbene Familiant nur 
Töchter hinterläßt, ſo iſt dieſe Familie für erloſchen zu halten, und 
bleibt dieſen Töchtern unverwehrt, ſich in oder außer Landes zu verheira— 
then ). In Ermanglung eines geeigneten Sohnes des verſtorbenen Fa— 
milianten, haben die etwa noch vorhandenen überzähligen Fami— 


1) Pat. 24 Oct. 1726; 18. Sept. 1752; Hofdecr. 7. Febr. 1795, 3.221 
und vom 22. Aug. 1828, 3. 18097. 
2) Hofdecr. 7. Febr. 1795, 3. 221. 
8) Hofverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833, 3. 17405, F. 1. 
4) A. a. O. g. 6. 
5) Hofdecr. 25. Nov. 1814. 
6) Pat. 18. Sept. 1752, 4. Abſatz. 
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lianten in die erledigte Familienſtelle einzurücken “). Dann kommt 
die Reihe an die ehelichen Erſtgebornen, und zwar an jene 
der ſyſtemmäßigen Familianten, dann an jene der Überzähligen. In 1 
beiden Kategorien entfcheidet bei gleichen Eigenſchaften das höhere 
Alter Y. Auch hier iſt der oben angeführte Grundſatz anzuwenden, 
daß die Anſprüche des ältern Bruders in den angeführten Fällen auf 
den jüngeren übergehen. In Ermanglung der bisher angeführten Be— 
werber kann die Geſammtheit der übrigen ehelichen Rachkom⸗ 
menſchaft einer Gemeinde auf eine Familienſtelle Anſpruch ma- 
chen. Auch hier iſt bei gleichen Eigenſchaften das höhere Lebensalter 
des Bewerbers zu berückſichtigen. Wenn aus einer Judenfamilie ein a 
Sohn bereits eine Familenſtelle erlangt hätte, fo ſoll in der Regel 
und ohne beſondere rückſichtswürdige Verhältniſſe nur noch einer ſei— 
ner Brüder zu einer Familienſtelle gelangen 9). Einer befondern Be⸗ 
günſtigung haben ſich die an einer deutſchjüdiſchen Schulanſtalt an⸗ 
geſtellten' Schullehrer; ferner die Juden, welche die militäriſche Ca— 
pitulationszeit in der öſterreichiſchen Armee zurückgelegt haben; dann 
jene, welche ſich dem Feldbaue widmen, zu erfreuen, indem ſie als 
Erſtgeborne und eben ſo als Zweitgeborne allen Bewerbern gleicher 
Kategorie vorzuziehen find 10). Von der früher beſtandenen Anord⸗ 
nung 11), daß jeder Vorſchlag zu einer Verleihung einer Familien- 
ſtelle an Nachgeborne durch eine eigene Verhandlung vom Kreisamte 
zu prüfen ſei, wobei es der Beurtheilung des Kreisamtes anheimge- 
ſtellt blieb, zu beſtimmen, ob eine kreisämtliche Localcommiſſion nös 
thig ſei oder nicht, ſcheint es nun abgekommen zu fein, indem ſchon 
durch die Vorſchläge der Dominien alle entſcheidenden Umſtände zur 
größten Evidenz gebracht werden müſſen. — Bei den durch die 
Brechruhr ſich häufig ergebenden Erledigungen von jüdiſchen Fami- 


K 


7) Hofkanzleidecr. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833, F. 2. 
A. . 
9) A. a. O. F. 4. 
19) A. % . 5. 


11) Gubernialdecr. 27. Dec. 1794, 3. 22047; Hofdeer. 3. April, Guber⸗ 7 
nialverordn. 18. Juni 1824, 3. 13455; Gubernialverordn. 20, April N 
1827, 3. 12068. 180 1 
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lienſtellen, kann, wenn es in einer Gemeinde an Competenten gebricht, 
und daher die Wiederbeſetzung nicht ſo ſchnell erfolgen könnte, wie es 
die Aufrechthaltung der Steuerfähigkeit der Gemeinden erheiſcht, eine 
Aufforderung an die Judengemeinde deſſelben Kreiſes ergehen, damit 
die vorhandenen fähigen Bewerber aus andern Gemeinden in Com— 
petenz treten mögen. Dieſe hätten ihre wohlinſtruirten Geſuche an 
die Obrigkeit der Judengemeinde, wo ſie die Familienſtelle erlangen 
wollen, zu überreichen; wobei es dem Kreisamte freiſteht, von der 
Obrigkeit der Competenten die allfälligen nöthigen Aufſchlüſſe zu 
verlangen. Doch dürfen ſolche auswärtige Competenten nur in Er— 
manglung aller fähigen Einheimiſchen berückſichtiget werden, und 
die Verleihung auf einen ſolchen müßte der Genehmigung der Lan— 
desſtelle vorgelegt werden 17). 

r. 9. 

Eine ältere Verordnung räumte der Landesſtelle das Recht ein, 
von denjenigen Juden, welche jährlich 700 bis 1000 fl. ſteuern, nebſt 
dem Erſtgebornen noch zwei Söhne, von jenen aber, die 500 fl. 
entrichten, nebſt dem Erſtgebornen nur einem Sohne die Dispen— 
ſation zum Heirathen, gegen Einbringung der angemeſſenen Hoftaxe, 
zu ertheilen. Nicht minder fremde Juden aufzunehmen, wenn 
die feſtgeſetzte Zahl der Familien nicht überſchritten, und der als In— 
cola aufzunehmende Jude 300 fl. für das Incolat und 200 fl. an 
jährlicher Contribution zu entrichten im Stande iſt. Darüber ſollte 
eine jährliche Vormerkung geführt werden ). Die allerhöchſte Ge— 
nehmigung war für die Aufnahme fremder Juden nur dann erforder— 
lich, wenn die im Jahr 1752 feſtgeſetzte Zahl überſchritten wurde 2). 
Für fremde Juden, welche 10,000 fl. auf nützliche Fabriken oder Ma— 
nufacturen verwenden, kann um die Heirathsbewilligung höchſten 
Orts eingeſchritten werden ?). Die Incolatstaxe für fremde, nicht 
ausländiſche Juden wurde für Mähren auf 300 fl., und für 
Schleſien höchſtens auf 3 per Cent. von dem Vermögen des 


12) Gubernialverordn. 28. Febr. 1832, 3. 3623. 


1) Hofdecr. 27. Jänner; Gubernialint. 10. Febr. 1769. 

2) Hofdecr. 25. März; Gubernialint. 4. April 1769. 3. 108. 
2) Hofdeer, 26. Mai 1786 bei Klinger a. a. O. S. 166. 
\ 2 * 
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Aufzunehmenden feſtgeſetzt ). Gleich darauf wurde aber beſtimmt, 

daß die Incolatstare für fremde Juden in Schleſien der mäh⸗ 
riſchen gleich ſei, und in das mähriſche Taramt einzufließen 
habe 5). Zweitgeborne Söhne jüdiſcher Familianten und überzäh— 
lige Juden, welche eine erledigte Familienſtelle erhalten, ſind aber 
zur Entrichtung der Incolatstaxe nicht zu verhalten. | 

$. 10. 

Wenn gleich mehrere Geſetzesſtellen von dem Einſchreiten um 
die Heirathsbewilligung unter einem mit jener um die Verleihung 
einer Familienſtelle ſprechen 1), und nach der Gubernialverordnung 
vom 20. Juli 1812 es größtentheils gebräuchlich (obſchon nicht 
nothwendig) war, daß zugleich mit dem Anſuchen um die Geſchlechts— A| 
ftelle auch die Erforderniffe zur Erlangung der Heirathsbewilligung 
ausgewieſen wurden, ſo hatte ſich doch aus überwiegenden Gründen, ö 
worunter, außer den im §. 4 angeführten, auch die Zuläſſigkeit des 
Recurſes gegen Verleihung einer Familienſtelle zu rechnen iſt, die ‘ 
Praxis gebildet, daß immer die beiden Geſuche getrennt, zuerft um 
die Verleihung der Familienſtelle und dann um die Heirathsbewilli⸗ 4 
gung geſtellt wurden, was um ſo nothwendiger war, da nicht immer j 
die Ertheilung von beiden der nämlichen Behörde zuftand, Aus dem 1 
Umſtande, daß die Verordnungen oft zugleich von der Heirathsbe⸗ 1 
willigung mit der Verleihung der Familienſtelle ſprachen, läßt id 
aber erklären, daß die in dem einen und dem andern Geſuche aus- 
zuweiſenden Erforderniſſe nicht immer ſtreng von einander getrennt N 
waren. Die neueſte Verordnung über die Verleihung der Familien- 
ſtellen beftimmt nun genau die dafür auszuweiſenden Erforderniſſe; 
doch kommen mehrere derſelben auch in den früheren Verordnungen | 
vor, welche von der Bewilligung der Judenehen handeln. | 

Das erſte Erforderniß zur Erlangung einer Familienſtelle 1 
iſt das Alter von 24 Jahren. Das Patent vom 15. Sep | 
tember 1798 forderte zur Erlangung einer Familienſtelle, ſo wie zur 1 


4) Hofdeer. 8. und Gubernialint. 22. Nov. 1787, 3. 22729. 
5) Hofdecr. 17. und Guberniglint 29. Nov. 1787, 3. 22885. 
1) Pat. v. 17. Sept. 1798, h. 2, Hofdecr. 17. April 1802, 5. Juni 1807 5 

und Gubernialdeer, 26, Aug. 1614, 3, 18508, 1 
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Heirathsbewilligung, bloß ein 18jähriges Alter. Neuerlich wurde 
aber verordnet, daß keinem vor dem 24. Jahre eine Familienſtelle 
verliehen werden ſolle 2). Das Alter wird durch ein von dem Orts— 
rabbiner und dem Gemeindevorſtande ausgeſtelltes, und von der Ob— 
rigkeit, nachdem fie die Geburts- und Beſchneidungsbücher eingeſehen 
hat, beſtätigtes Zeugniß nachgewieſen, in welchem die Zahl der Fa— 
milienſtelle des Vaters, und der Umſtand anzuſetzen iſt, ob der Sohn 
der Erſt⸗ oder Zweitgeborne u. ſ. w. ſei 2). Nach früheren Beſtim— 
mungen beſteht dieſer Schein in einem Auszuge aus den erwähnten 
Büchern, welche folgende Rubriken enthalten 1.) Name des Gebor— 
nen, 2.) desjenigen, der die Beſchneidung vorgenommen, 3.) der 
Eltern des Kindes, 4.) Tag und Jahr der Geburt, 5.) der Be— 
ſchneidung des Kindes, 6.) mithin Alter des Familienwerbers. Ein 
Rabbiner, der einen falſchen Beſchneidungs- oder Geburtsſchein aus— 
ſtellt, ſoll ohne Nachſicht mit der Abſchaffung aus dem Lande beſtraft 
werden Y. Sollte ein zur Nachfolge in die Familienſtelle feines 
verſtorbenen Vaters berechtigter Jude zur Zeit der erledigten Fami— 
lienſtelle das 24. Jahr noch nicht erreicht, aber das 20. Jahr bereits 
überſchritten haben, ſo kann die Landesſtelle ihn, wenn er ſonſt alle 
übrigen Erforderniſſe zu erfüllen vermag, von dem abgängigen Alter 
dispenſiren. Hätte aber der Bewerber in einem ſolchen Falle auch 
das 20. Jahr noch nicht erreicht, ſo iſt ihm die erledigte Familien— 
ſtelle ſo lange vorzubehalten, bis er dieſes Alter überſchritten hat, wo 
ihm ſolche jedoch nur dann von der Landesſtelle verliehen werden kann, 
wenn er allen übrigen Erforderniſſen Genüge zu leiſten vermag. Wäre 
in einem ſolchen Falle noch längere Zeit bis zum Eintritte des ge— 
ſetzlichen Anwärters in die ihm vorbehaltene Familienſtelle zu war— 
ten, und in der Gemeinde noch keine überzählige Familienſtelle vor— 
handen) fo kann die Landesſtelle auf gehörig begründetes Begehren 


2 Hofdecr. 29. März, Gubernialint. 24. April 1832, 3. 10727. 

3) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833, 6. 7. Von 
dem Beſchneidungsſcheine, welchen das Patent vom 15. Sept. 1789 aus: 
drücklich fordert, wird in dieſer Verordnung nichts ausdrücklich cu: 
wähnt. 5 a 

2) Pat. 15. Sept. 1798, g. 3. 
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der Gemeinde eine überzählige Familienſtelle an ein dazu vollkommen 
geeignetes Individuum verleihen. Wäre der nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnung (vom 9. April 1833) geſetzlich oder vorzüglich 
berufene Bewerber zur Zeit der erledigten Familienſtelle im wirklichen 
Militärdienſte, ſo hindert dieſer Umſtand nicht, ihm die erledigte Fa— 
milienſtelle zu verleihen, die er jedoch erſt dann antreten kann, wenn 
er aus dem Militärdienſte nach den beſtehenden Vorſchriften ſeine 
Entlaſſung 3 oder erwirkt hat ). 

§. 11. 

Das zweite Erforderniß zur Erlangung einer Familienſtelle iſt 
die Sicherſtellung der dreijährigen landes fürſtli— 
chen und Gemeinde-Umlage. Der Betrag derſelben iſt 
nach der Kategorie der geringſten Contribuenten in der Gemeinde zu 
ermitteln; es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß der Familienwer— 
ber, wenn er die Familienſtelle erlangt, die von dem Tage an, als 
die Verleihung rechtskräftig wird, auf ihn etwa entfallende größere 
Steuer zu tragen hat 1). Der Ausdruck „nach der Kategorie der ge— 
ringſten Contribuenten' iſt fo zu verſtehen, daß die Steuer von dem 
geſetzlichen Vermögen von 300 fl. Conv. M. als der Maßſtab der 
Steuerdividenden ſicher zu ſtellen iſt. Was daher nach dem letzten 
Gemeindepräliminare auf einen mit 300 fl. C. M. angelegten Con- 
tribuenten entfällt oder entfallen würde, dieſer Betrag iſt zur vorge— 
ſchriebenen Sicherſtellung auf die 3jährige Steuer auszuzeichnen. 
Die Art und Weiſe der Sicherſtellung bleibt nach Beſchaffenheit des 
Vermögens (f. das nachfolgende dritte Erforderniß) der Beſtimmung 
der Obrigkeit überlaſſen, und kann in dem Erlage eines baaren Be— 
trages, eines verzinslichen Gelddocumentes, einer fidejuſſoriſchen 
Caution oder eines Bürgſchaftsinſtrumentes beſtehen. Nur muß über 
die Widmung der baar oder in Urkunden erlegten Caution die mit 
Hofdecr. vom 29. September, Gubernialint. vom 31. October 1830, 
Z. 35992 und vom 25. September 1831, Z. 28320, vorgeſchriebene 
Widmungsurkunde beigelegt werden. Die Caution ſammt Widmungs⸗ 
Urkunde iſt bei dem obrigkeitlichen Amte, von der Zeit aber, wo der 


) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833. g. 8. 
VX. g. 9. 
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Bewerber die Familienſtelle erhält, in der Judengemeinde zu depo— 
niren 2). 

Das dritte Erforderniß iſt ein Vermögen von 300 fl., 
welches der Familienwerber, da die jüdiſchen Steuern durchaus in 
Conventionsmünze zu zahlen ſind, nun in dieſer Währung ausweiſen 
muß 3). Der Beweis über den Beſitz dieſes Vermögens kann herge— 
ſtellt werden a) durch den Beſitz eines Hauſes oder Hausantheils 
im grundbücherlichen und beeideten Schätzungswerthe von 300 fl. C. M. 
nach Abzug der Laſten und Paſſiven, b) durch den Beſitz eines Ge— 
werbes, zu deſſen Betriebe ein Capital von wenigſtens 300 fl. C. M. 
nothwendig iſt. Dem analog iſt diePachtung eines Brau-, eines Brannt— 
wein⸗, eines Potaſchenhauſes und anderer geſetzlich bewilligter indu— 
ſtrieller Unternehmungen, ferner die Pachtung eines öffentlichen Ge— 
fälles oder eines ähnlichen Nutzungszweiges, wenn zur Sicherſtellung 
dieſer Pachtung eine Caution von 300 fl. C. M. nachgewieſen wer— 
den mußte; endlich kann der Vermögensausweis auch c) durch Acz 
tivforderungen geſchehen, welche wenigſtens Ein Jahr vor der Ve: 
werbung auf den Namen des Bewerbers grundbücherlich eingetragen 
worden ſind. Bei der Beſetzung aus der Kategorie der Nachgebornen 
iſt, wenn nicht Jemand unter den Competenten die bei einer Schul: 
anſtalt oder durch Militärdienſte erworbenen Verdienſte geltend macht 
(ſ. . 8.), bei gleichen Eigenſchaften auf den größeren Vermögens— 
ſtand zu ſehen“). Doch iſt bei gleichen Eigenſchaften der Bewerber 
zuerſt auf das höhere Alter und dann erſt auf das mehrere Ver— 
mögen zu ſehen 5). | 

$. 12. 
Das vierte Erforderniß beſteht in dem Beweiſe über den Em— 
pfang des deutſchen Schulunterrichtes und über die 


* 


2) Inſtruction der Landesſtelle an die Kreisämter zur Anwendung des 
neuen Syſtems der Verleihung jüdiſcher Familienſtellen in Folge der Hof— 
kanzleiverordn. vom 9. April, und des Hofdecr. vom 17. Mai 1833. 

3) Hofdeer. 23. April, Gubernialint. 25. Mai 1818. 
) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833, f. 7. 

5) Inſtruction der Landesſtelle an die Kreisämter zur Anwendung des 
neuen Syſtems der Verleihung jüdiſcher Familienſtellen in Folge der Hof— 
kanzleiverordn. vom 9. April und des Hofdeer, vom 17. Mai 1833. 
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Prüfung aus-dem Buche Bne-Zion. Die legalen Schul: 
zeugniſſe derjenigen öffentlichen Lehranſtalt, welche der Bewerber als 
Schüler beſucht hat, müſſen die Zeit des empfangenen Schulunter— 
richtes, die Lehrgegenſtände und den claſſificirten guten Fortgang 
enthalten, und ſofern ſie nicht von dem Director einer deutſchen 
Normalhauptſchule, oder von dem Director und zugleich von dem 
Lehrer einer deutſchen Hauptſchule ausgeſtellt ſind, bei chriſtlichen 
Schulen von dem Schuldiſtricts-Aufſeher, bei jüdiſchen Schulen aber 
von der ortsobrigkeitlichen Amtsbehörde, rückſichtlich der Echtheit und 
Berechtigung zur Zeugnißausſtellung, mitbeſtätiget ſein. Wer ein 
ſolches Schulzeugniß nicht beizubringen vermag, muß ſich über die 
daran ſchuldtragenden Hinderniſſe bei dem vorgeſetzten obrigkeitlichen 
Amte der Judengemeinde, welcher der Bewerber angehört, ftandhaft 
rechtfertigen, und nach vorher bei beſonders gehaltvollen Entſchuldi— 
gungsgründen erwirkter obrigkeitlicher Bewilligung, ſich bei ſeinem 
Amte in Gegenwart des Ortsſchullehrers, des Ortsſchulaufſehers und 
einer Gemeinde-Gerichtsperſon einer ſtrengen Prüfung über die Kennt— 
niß im Leſen, Schreiben und Rechnen unterziehen, worüber er ſo— 
dann ein ämtliches allſeits gefertigtes Zeugniß zu erhalten hat. Bei 
Studienzeugniſſen höherer öffentlicher Lehranſtalten, welche ſchon j 
eine mehrere wiſſenſchaftliche Ausbildung vorausſetzen, wird ein deut— 4 
ſches Schulzeugniß nicht mehr erforderlich. uͤber die Prüfung aus 1 
dem Lehrbuche Bne-Zion iſt das fonft bei Heirathswerbern vor: 
geſchriebene Zeugniß des der Judengemeinde des Bewerbers vorge— 1 
ſetzten obrigkeitlichen Amtes über die dort ſelbſt in Gegenwart des 
Ortsrabbiners (Religionsweiſers), jüdiſchen Schullehrers und einer u 
Gemeinde-Gerichtsperſon abgelegte Prüfung und gute Kenntniß bei: N 
zubringen 1). Durch dieſe neueſte Anordnung ſcheinen die vielfältigen | 
früher über dieſen Gegenſtand beſtandenen Geſetze, über die früher 
beim Kreisamte, dann in Gegenwart zweier obrigkeitlichen oder Magi— 0 
ſtratsperſonen abzuhaltenden Prüfung, außer Wirkſamkeit geſetzt. 
Manche derſelben enthielten ausdrückliche Beſtimmungen, welche ſich al 
nun aus den aufgeftellten Grundſätzen von ſelbſt verſtehen. Sa: 
milienwerber, welche nur einen mittel m äßigen oder gar ſchlech— 7 


— 


) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Juni 1833, 9. 7. 
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ten Fortgang bei der Prüfung aus dem Normalſchulunterrichte be— 
weiſen, ſind von der Mitbewerbung um eine Geſchlechtsſtelle auszu— 
ſchließen und zur Nachholung der mangelnden Schulkenntniſſe anzu— 
weiſen 2). Der zur Prüfung beigezogene Schullehrer kann keine 


Tare, oder wie immer geartete Remuneration dafür erhalten 2). 
Da der Unterricht aus dem Buche Bne-Zion als ein Schulgegen— 


ſtand erklärt!), und die Ertheilung deſſelben den jüdifchen Lehrern 
zugewieſen iſt ), fo ſcheint dieſen auch die Prüfung der Brautleute 
(des Familienwerbers) in Gegenwart der angeführten Perſonen zu— 
zuſtehen, wie auch aus der Gubernialverordnung vom 29. April 1830 
zu ſchließen iſt. Dem Competenten um eine Familienſtelle iſt der 
Unfug unterſagt, ſich die Schulzeugniſſe von einer andern als der 
betreffenden Schule ausſtellen zu laſſen ). Diejenigen Juden, 
welche im Jahre 1786 die Schuljahre (d. i. das 12. Jahr) bereits 
überſchritten, find von der Beibringung der Schulzeugniſſe befreit ). 
Auch kann die Ertheilung der Heirathsbewilligung (daher wohl auch 
die Verleihung der Familienſtelle) von dem mehr oder minder 
fleißigen Beſuche des Wiederholungs- Unterrichtes 
nicht abhängig gemacht werden; doch iſt dieſer Beſuch bei der Prü— 
fung aus dem Buche Bne-Zion immer zu berückſichtigen, und jene, 
die ihn vernachläſſigt haben, find etwas ſtrenger zu prüfen 9. 
$. 13. 

Das fünfte und letzte Erforderniß endlich, der Beweis über 
das ſittliche Betragen, iſt durch ein von dem Rabbiner aus: 
geſtelltes Zeugniß herzuſtellen. Im Falle einer längern Abweſenheit 
aus der Geburtsgemeinde hat der Bewerber auch ein Zeugniß der 


Ortsobrigkeit feines letzten längeren Domicils beizubringen ). Von 


— 


2) Gubernialdeer. 7. Febr. 1812, 3. 2284. 
3) Gubernialverordn. 29. April 1830, 3. 4021. 

4) Hofdeer. 14. Dec. 1810. 

5) Studienhofcommiſſionsdecret 5. Aug. 1828. 

6) Hofdecr. 9. Febr., Gubernialint. 10. März 1827, 3. 6292. 
7) Gubernialdecr. 26. Aug. 1814, 3. 18378. 

) Gubernialdecr. 16. Juni 1827, 3. 19462. 


1) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 3. Inni 1833, f. 7. 
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dem Ausweiſe eines andern Erforderniſſes außer den fünf angefuͤhr— 
ten, wird in der neuen Verordnung vom 9. April 1833 keine Er— 
wähnung gemacht. Wirklich ſcheint auch bei der durch dieſe Ver— 
ordnung eingeführten Verleihungsart der Familienſtellen und vor— 
züglich bei der Abſtellung der ſpeciellen Bewerbung um eine beſtimmte 
Stelle ($. 5.) jeder andere, früher gebräuchliche oder een 
Ausweis überflüſſig. 

So wurde z. B. nach dem früheren Syſteme zum Beweiſe, 
daß die feſtgeſetzte Familienzahl nicht überſchritten wird, ein Ver— 
zeichniß ſämmtlicher in der Gemeinde befindlichen Familienſtellen bei— 
gelegt; ſo wie ein Zeugniß der Gemeindebeglaubten, daß die erle— 
digte Stelle gehörig kundgemacht worden ſei, und endlich bei Be— 
ſetzungen durch Andere als den geſetzlichen Nachfolger aus der Fami— 
lie, auch ein Zeugniß, daß kein berechtigter Sohn von dem abge— 
tretenen Familianten vorhanden ſei. Die Nothwendigkeit dieſer 
Beilagen fällt durch die Abſtellung der ſpeciellen Bewerbung um 
eine Familienſtelle, und durch den Umſtand weg, daß die durch 
dieſe ſpeciellen Beilagen zu beweiſenden Umſtände ohnehin aus der 
Competententabelle und aus der Einbegleitung der Obrigkeit, dann 
aus den Qualifications-Prüfungsbögen ($$. 5, 6 und 7) erficht- 
lich ſind. 

§. 14. 

Das Beſetzungsrecht von jüdiſchen Familienſtellen ſtand nach 

den früheren Verordnungen, wenn es ſich um Erſtgeborne handelte, 


dem Kreisamte, bei Nachgebornen aber der Landesſtelle zu!). Das 


Hofdecret vom 22. Auguſt 1828 räumte aber dem Kreisamte ohne 
Unterſchied der Nachgebornen das Beſetzungsrecht ein. Das Guber— 
nialdecret vom 12. März 1831, Z. 14648 behielt aber wieder die 
Beſetzungen durch Nachgeborne der Landesſtelle vor. Nach der neue— 
ſten Beſtimmung wurde die Verleihung der Familienſtellen über den 


Vorſchlag der Obrigkeit in erſter Inſtanz dem Kreisamte zugewieſen, 


mit Ausnahme des Falles, wo der geſetzlich berechtigte Sohn des 
verſtorbenen Familianten das geſetzmäßige Alter von 24 Jahren noch 


nicht erreicht hat, und des andern, wo es ſich bei dieſem Umſtande 4 


1) Hofdecr. 16, Mai 1807, 3. 9019 bei Klingner a. a. O. S. 127. 
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um die Verleihung einer überzähligen Familienſtelle an einen andern 
Competenten handelt (ſ. $. 10.). Nur in dieſen der Landesſtelle 
vorbehaltenen Fällen hat das Kreisamt das Gutachten an dieſelbe zu 
erſtatten, und in allen übrigen Fällen verleiht es nach Würdigung 
aller Daten die Famileenſtelle demjenigen, dem ſie gebührt, er— 
kennt aber zugleich über diejenigen, welche zur Erlangung einer Fa— 

milienſtelle auch fernerhin nicht geeignet ſind. Das Dominium ſetzt 
den Betheilten, ſo wie die als unfähig Erklärten von dem Beſchluſſe des 
Kreisamtes durch Beſcheid in die Kenntniß und läßt die kreisämtliche 
Entſcheidung in der Synagoge bekannt machen, damit hievon auch 
jene in die Kenntniß gelangen, deren Geſuche für künftige Erledi— 
gungen vorbehalten bleiben ). Die Anordnung, daß bei einer durch 
das Kreisamt erfolgten Beſetzung einer Familienſtelle, davon die An— 
zeige an die Landesſtelle zu machen ſei, weil auch von jeder ſolchen 
Beſetzung die jüdiſche Verzehrungsſteuer-Adminiſtration verſtändiget 
werden müſſe ), iſt durch die neuere Verordnung weder ausdrücklich 
beſtätigt, noch aufgehoben worden. Bei Verleihung der Familien— 
ſtellen an Nachgeborne iſt von dem Kreisamte immer ein Procent 
des ausgewieſenen Vermögens als Taxe auszumeſſen, wie es bisher 
von der Landesſtelle (welcher die Verleihung an Zweitgeborne zu— 


ſtand) geſchah ). 
f §. 15. 


Der Recurs gegen die Entſcheidung des Kreisamtes geht an 
die Landesſtelle und gegen die Entſcheidung der letztern, wenn ſie 
das Erkenntniß des Kreisamtes geändert, oder in den ihr vorbehal— 
tenen Fällen ($$. 10 und 14), die Familienſtelle ſelbſt in erſter 
Inſtanz verleihte, an die Hofſtelle. Gegen Entſcheidungen der Lan— 
desſtelle, wodurch das Erkenntniß des Kreisamtes beſtätiget wurde, 
findet keine Berufung Statt. Der mit der Familienſtelle Betheilte 
kann, wenn kein Recurs mehr Statt findet, und er die Familien— 
ſtelle anzutreten in dem Falle iſt, und ſonſt kein geſetzliches Hin⸗ 
derniß im Wege ſteht, nach eingeholter Bewilligung des Kreisamtes 


2) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcire. 3. Juni 1833, §. 12. 

3) Gubernialverordn. 24. Dec. 1814, 3. 28770. 

) Gubernialinſtruction zur Einführung des neuen Syſtemes vom 3. Juni 
1833. 
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(welche alſo nicht zugleich mit der Familienſtelle verliehen wird) ſo— 
gleich heirathen. Der Recurs muß binnen 14 Tagen nach Erhalt 
des Beſcheides angemeldet und binnen 4 Wochen eingebracht wer— 
den 1). Letzteres kann bei dem Dominium geſchehen, welchem die 
ungeſäumte Einſendung deſſelben an das Kreisamt obliegt ?). Nach 
den früheren Vorſchriften durfte kein Jude, der eine Familienſtelle 
erlangte, vor dem Verlaufe von 6 Wochen heirathen, welche dem 
ſich Beſchwerenden zum Recurſe offen ſtanden s). Jene Beſchwerde— 
führer aber, welche ſich nicht binnen 6 Wochen meldeten, ſollten nach 
der Hand, wenn ſie auch in der Zwiſchenzeit, als etwa eine Be— 
ſchwerde ſchon in der Verhandlung iſt, auftraten, nicht mehr ange— 
hört, ſondern platterdings abgewieſen werden). Schon vor Er— 
ſcheinung der neueſten Verordnung war aber beſtimmt, daß der Re⸗ 
curs, der nicht binnen 14 Tagen nach der zugeſtellten Entſcheidung 
angemeldet wurde, keinen effectum suspensivum habe (d. h. die 
Verehelichung des mit der Familienſtelle Betheilten nicht aufhalten N 
könne), wenn aber der Recurs nach Verlauf von 6 Wochen ange- 
meldet wurde, durfte derſelbe gar nicht angenommen werden 5). 
Muthwillige Recurrenten ſind als Behelliger entweder mit Geld 
oder mit Arreſt zu ſtrafen. Sie haben überdieß der Gemeinde jenen 
Steuerbetrag zu erſetzen, welchen der neu Betheilte ſchon hätte an A| 
die Gemeindecaſſe zahlen müſſen, wenn keine Recursverhandlung 


1) Der Ausdruck „Erhalt des Befcheides” ſcheint in den meiſten Fällen 
auf die Kundmachung deſſelben in der Synagoge gedeutet werden zu müſ— 1 
ſen, da der Beſcheid nur dem Betheilten und den von jeder ferneren A 
Competenz Ausgeſchloſſenen zu geftellt wird (ſ. den vorigen $.), dies 
jenigen Bewerber hingegen, welchen eine fernere Competenz vorbehale 
ten bleibt (welche am leichteſten einen Grund zum Recurſe haben dürf⸗ a 
ten), nur durch die Kundmachung in der Synagoge verftändigt werden 
(F. 14.). 1 

2) Hofkanzleiverordn. vom 9. April, Gubernialeirc. vom 3. Juni 1833, 
9. 13. 1 

3) Hofdecr. 17., Gubernialint. 31. Juli 1798, 3.13225 bei Klingner, 
S. 130. Gubernialverordn. 24. Aug. 1799. 1 

) Gubernialverordn. 5. April 1800, 3. 5038 bei Klingner, S. 130, 1 

5) Hofdecr. 22. Febr., Gubernialint. 8. März 1804, 3. 4007. 
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eingetreten wäre „). Ein früheres Geſetz verordnet, daß, wenn in 
einem ſolchen Falle mehrere muthwillige Recurrenten vorhanden 
ſind, jeder den ganzen Steuerbetrag entrichten müſſe, wobei der 
ſich ergebende Überſchuß der Gemeinde in ihrer Geſammtheit zu Gute 
kommt?). — Wenn bei der Recursverhandlung ſich zeigt, daß in 
der Amtshandlung des Gemeindevorſtandes, des obrigkeitlichen Am— 
tes oder der ſonſt einwirkenden Behörden eine zurechnungsfähige 
ilbertretung oder Vernachläſſigung der Vorſchriften Statt gefunden 
hat, ſo ſind die Schuldtragenden zu verhalten, jenen Steuererſatz 
an die Gemeindecaſſe zu leiſten ). Die Obrigkeit, welche die Vers 
mehrung der Judenfamilien über die feſtgeſetzte Zahl wiffentlich zur 
gelaſſen hat, iſt mit einer Geldſtrafe von 100 fl., der mitſchuldige 
Beamte mit 50 Dukaten und die Gemeinde, wo die Familie eine 
Stelle erhalten hat, mit 100 Dukaten zu belegen. Von dieſen Straf— 
geldern fällt ein Drittel dem jüdiſchen Landesmaſſafonde (§. 122), 
ein Drittel dem Arar und das letzte Drittel dem Denuncianten zu?). 
Die durch Hofreſcript vom 31. Juli 1725 gegen diejenigen Obrigkei— 
ten oder Landeseinwohner, welche Juden in jene Orter oder Häuſer 
aufnahmen, worin ſich ſolche damals nicht befanden, angedrohte 
Strafe von 1000 Ducaten iſt demnach, wie ſchon durch das en 
vom 17. November 1787, aufgehoben. 


$. 16. 

Alle Geſchenke zur Erlangung einer Familienſtelle, fie mö- 
gen an die Gemeindecaſſe oder an wen immer geleiſtet werden, 
alle Abfindungen und Verzichtleiſtungen zwiſchen den Familienwer— 
bern, mit Ausnahme der Verzichtleiſtung eines ältern zu Gunſten 
eines jüngeren Bruders, find ſtrenge unterſagt. Wer dagegen han— 
delt, ſei er ein Familienwerber, ein Vermittler oder wer immer, 
hat den doppelten Betrag des Geleiſteten oder Empfangenen als 
Strafe zu erlegen, wovon ein Drittheil dem jüdiſchen Landesmaſſa— 
fonde, das andere dem Local-Armenfonde und das dritte Drittel 


6) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialeire. 3. Juni 1833, f. 14. 

7) Hofdeer. 5. Aug. 1819, Gubernialverordn. 3. Aug. 1821, 3. 21541. 
8) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialeirc. 3. Juni 1833, $. 14 
9) Pat. 15. Sept. 1798, 9. 6. 


30 | 
dem Denuncianten zukommen fol. Die Unterſuchung und das Erfennt- 
niß über ſolche Fälle ſteht dem Kreisamte zu. Glaubt das Kreisamt, 


daß der Fall ſich als Verbrechen oder ſchwere Polizeiübertretung dar⸗ 


ſtelle, ſo ſind die berufenen Behörden zur Amtshandlung im ordent— 
lichen Wege aufzufordern 1). Der Anſpruch auf eine Familienſtelle 
wird verwirkt: a) durch die fo eben angedeuteten Umtriebe; b) durch 
falſche, trügeriſche Vermögensausweiſe. Nach der ältern Guber— 
nialverordnung vom 1. Februar 1799 ſchloß dieſe Übertretung von 
der Erwerbung jeder Familienſtelle auch in der Zukunft aus. Das 
Hofdecret vom 27. Juni, Gubernialintimat. vom 19. Juli 1816 
ſchließt aber denjenigen, welcher ſich eines falſchen Vermögensaus— 
weiſes bedient, nur von der Erlangung der angeſuchten, nicht 
aber auch anderer Familienſtellen für die Zukunft aus, weil dermalen 
dergleichen Unfähigkeitserklärungen überhaupt aufgehoben ſind und 


dieſe Maßregel einem ſolchen Juden jede Ausſicht zur Verbeſſerung 


ſeines Schickſals, ſelbſt künftig, bei der Erwerbung des vorgeſchrie— 


benen Vermögens durch ſeine Betriebſamkeit, benehmen würde. Die 


neueſte Verordnung enthält nur die oben angeführten Worte, ohne 


nähere Beſtimmung, ob die Ausſchließung ſich auf alle Familienſtel⸗ 
len auch für die Zukunft beziehe. Ferner wird der Anſpruch ver- 
wirkt c) durch eine nach jüdiſchen Religionsgebräuchen eingegangene 
heimliche Ehe, und d) durch die abſichtliche Entziehung oder um 
gehung der Conſcription oder Recrutirung. Schon das Hofdecret 
vom 24. März, Gubernialintimat. vom 1. April 1800, Z. 4865, 


ſchloß die recrutirungsflüchtigen Juden von der Erlangung einer Fa— 


milienſtelle aus. Hat ein Jude die Familienſtelle ungeachtet dern 
hier angeführten Umſtände erſchlichen, ſo iſt gegen ihn nach der 


Strenge der Geſetze vorzugehen 2). 
§. 17. 


In Schleſien durfte auch ſchon nach älteren Vorſchriften | 
aus jeder der daſelbſt geduldeten 119 Judenfamilien ($. 2) nur ein 


einziger Sohn pro incola gelten, und die Erlaubniß zum Heirathen 
erhalten, den übrigen Söhnen ſtand frei, ſich außer Landes 


1) Hofkanzleiverordn. 9. April, Gubernialcirc. 8. Juni 1833, h. 15. 
2) A. a. O. $. 16. 


U 
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anſäßig zu machen und zu verheirathen, und ſollten mithin für im— 
mer als fremde Juden angeſehen werden 1). Wenn aber eine 
Familie durch Ausſterben oder Auswanderung erloſch, durfte ſie 
nicht wieder beſetzt werden 2). Auch wenn ein Familiant 
nur Töchter hinterließ, war deſſen Familie als erloſchen zu be. 
trachten, und denſelben ſtand frei, ſich in oder außer Landes zu ver— 
ehelichen 3). Ein Jude, der ſich ohne Erlaubniß verehelichte, war 
ſtreng zu beſtrafen und aus ſämmtlichen Erbländern zu verweiſen ). 
Die Obrigkeiten oder Magiſtrate, welche mehr als die Verehelichung 
eines einzigen jüdiſchen Sohnes geſtatteten, waren mit einer Geld- 
ſtrafe von 1000 Ducaten, oder bei Unvermögenheit mit einer Leibes— 
ſtrafe zu belegen ). Später wurde aber die Strenge dieſer Geſetze 
vielfältig gemildert. Die Beſchränkung auf 119 Familen wurde zwar 
beibehalten, dabei jedoch dem Ermeſſen der Landesſtelle 
überlaſſen, eine eingegangene tolerirte Familien— 
ſtelle wieder zu beſetzen, damit, wenn zu viele jüdiſche Fa— 
milien abgingen, das für die übrigen zu tragende Contributions— 
guantum ihnen nicht unerträglich, und das jüdiſche Contributionale 
nicht der Gefahr des gänzlichen Verfalls ausgeſetzt werde ). In je⸗ 
nen Fällen, wo ein erſtgeborner Sohn beim Ableben ſeines 
Vaters in deſſen Familienſtelle einzurücken hat, iſt, wenn dieſer 
Erſtgeborne nur die nöthigen Eigenſchaften beſitzt, zur Verleihung 
| der Familenſtelle die Einholung der Gnbernialbewilli— 
gung nicht nöthig ). (In einem ſolchen Falle ſtünde alfo 
das Verleihungsrecht, wie in Mähren, dem Kreisamte zu.) Wenn 
aber ein Familiant ohne männliche Nachkommenſchaft ſtirbt, hätte 
ſein nachgeborner Bruder durchaus kein Recht auf deſſen Fa— 
milienſtelle, weil die Anwartſchaft darauf nur dem Würdigſten 


1) Pat. 11. Oct. 1726, und 17. April 4752, f. 3 und 4. 
2) Pat. 17. April 1752, f. 2. 

) 6. 6. 

4) L. c. F. 8. 

5) L. e. g. 9. 

6) Pat. 15. Dec. 1781. | 

7) Gubernialentſchl. 9. Juli 1809, 3. 11578. 
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Entrichtung des Contributionalbeitrages in Schleſien geduldet wer: 
den ). Auch kann von der Landesſtelle, wenn ein Jude in einer 
Stadt, in einem Marktflecken, Dorfe, oder auch in einem bisher 


unbebauten Orte eine Fabrik errichten, oder ſonſt ein nützliches ‚il 
Gewerbe einführen wollte, demſelben nach Beſchaffenheit der 


Umſtände die Erlaubniß ohne Anſtand ertheilt werden ). Da: 


gegen find vermöge Hofdeeret vom 1., Gubernialintimat. 15. März 
1794, Z. 4219, alle in Schleſien nicht tolerirte, ſondern in andern 


k. k. Ländern recipirten Juden, in jene Provinzen zu weiſen, in 


welchen ſie ſchon aufgenommen ſind. Nur wird geſtattet, die nicht 
tolerirten Juden, die von ſchleſiſchen Familienhäuptern abſtammen, 


fo lange ihr Lebenswandel gut und der von ihnen betriebene Nah. 
rungszweig ehrlich iſt, gegen Entrichtung einer ihren Kräften ange— 


meſſenen Abgabe ad camerale zu dulden, und darauf zu ſehen, daß ‘| 
dieſe Juden im Falle einer ganz erlöſchenden ſchleſiſchen Familienſtelle 


in ſolche ſogleich einrücken 100. 
$. 18. 


Auch in Schleſien ſoll jedes Brautpaar, wenn bei der be— 0 
ſchloſſenen Beſetzung einer Familienſtelle nicht alle vorgeſchriebenen 1 
Erforderniſſe zum Heirathen ausgewieſen, oder wenn die Braut nach 
dem Beſchluſſe gewechſelt wurde, nochmals die kreisämtliche Bewil⸗ 
ligung zur Schließung der Ehe nach dem bürgerlichen Geſetzbuche 
nachſuchen 1). Die Schulzeugniſſe, mit welchen ſich die Competen- 
ten um eine Familienſtelle auszuweiſen haben, müſſen von jenem 


Schullehrer ausgeſtellt ſein, von welchem ſie den Unterricht erhalten 
haben, und wenn Umſtände dieß nicht erlauben, ſo muß die Schul⸗ 
prüfung in Gegenwart einer chriſtlichen Gerichtsperſon des Wohnortes 
des ihm perſönlich bekannten und zu prüfenden Juden vorgenommen 
werden. Endlich muß jeder Heirathswerber, der ſich nur mit einer 
mittelmäßigen oder gar ſchlechten Fortgangsclaſſe ausweiſet, zurü ück 


— EDEN Ti — — — 


wann 


8) Gubernialdeer 20. Mai 1797, 3 8802. 
9) Pat. 15. Dec. 1781, f. 1. 

10) Gubernialentſchl. 30. Mai 1797, 3. 8802. 
1) Gub ernialdecr. 26. Aug. 1814, 3. 18503. 


aus jenen Juden gebührt, die dermal ſchon als überzählig gegen 


* 
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und zur Nachholung des Mangelnden angewieſen werden 2). Liber 
die Prüfung aus dem moraliſchen Lehrbuche Bne-Zion find nur jene 
Zeugniſſe gültig, welche von dem Schullehrer, Rabbiner und dem 
Beamten, zu welchem die Brautleute gehören, ausgeſtellt find ). 
Den Regimentscommandanten iſt eingeſchärft, ſich genau nach dem 
hofkriegsräthlichen Reſeripte vom 1. Juni 1815, Z. 2379, zu halten, 
nach welchem ſie zur Ertheilung der Heirathslicenzen an jüdiſche 
Soldaten mit den Kreisämtern gemeinſchaftlich vorzugehen angewie— 
ſen ſind. Die Kreisämter haben aber ſtrenge darauf zu ſehen, daß auch 
ſolche Heirathswerber den Beſitz aller zur Erlangung einer Fa⸗— 
milienſtelle im Geſetze vorgeſchriebenen Erforderniſſe nachweiſen, 
weil nur dann die Abſicht des Geſetzes erreicht werden kann, ſolche 
Individuen nach und nach in die Zahl der beſtimmten Familien ein— 
rücken zu laſſen“). — Bei Beſetzung der Familienſtellen durch die Erſt— 
gebornen der abgehenden Familianten nimmt man es in Schleſien 
in Beziehung auf die auszuweiſenden Eigenſchaften nicht ſehr genau, 
weil jedem ſolchen Erſtoebornen das Recht auf die erledigte Familien— 
ſtelle ſeines Vaters geſetzlich zuſteht. Streng genommen würde 
man auch nicht das Normalſchulzeugniß und den Ausweis über den 
Beſitz des geſetzlichen Vermögens fordern, obwohl die im vorigen §. 

tote 7 angeführte Gubernialentſchl. v. 9. Juli 1809 für die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht zu ſprechen ſcheint. Doch find dieſe Ausweiſe jedenfalls 
zur Heirathsbewilligung nöthig. Bei der Beſetzung einer Familienſtelle 
durch einen andern als durch den erſtgebornen Sohn, der aber aus 
derſelben Familie ift, wird der Ausweis aller für Mähren bei Beſetzung 
von jüdiſchen Familienſtellen vorgeſchriebenen Erforderniſſe verlangt, 
mit Ausnahme der Sicherſtellung der dreijährigen Steueranlage 
($. 11.), welche für Schleſien nicht vorgeſchrieben iſt. In Beziehung 
auf das in Conventionsmünze auszuweiſende Vermögen iſt das Hof— 
decret vom 23. April, Öubernialintimat. vom 25. Mai 1818 (L. oben 
$. 11, Note 3) auch in Schleſien kundgemacht. Auch wurde dar 
ſelbſt zun Führung des Competentenbuches dasſelbe Formular wie in 


2) Gubernialdecr. 7. Febr. 1812, 3. 2284 
3) Gubernialdeer. 2. Dec. 1814, 3, 26635 
) Hofdecr. 5., Gubernialint. 25. Juli 1829, 3. 30449. 
3 
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Mähren vorgeſchrieben und zwar durch dieſelbe Verordnung, mittelſt 
welcher es auch in Mähren eingeführt wurde ). Der einzige Un— 
terſchied beſteht darin, daß dieſes Buch in Schleſien, woſelbſt keine 
jüdiſchen Gemeinden beſtehen, von dem Steuercollector ($. 34.) mit 
noch vier Beiſitzern (den Subcollectoren) geführt wird, und daß 
in die letzte Rubrik der Competententabelle (ſ. Tab. II.) anſtatt 
„Gutachten des Judenrichters, der Geſchwornen und Beiſitzer“, 
„Gutachten des Steuercollectors und der Subcollectoren“ überſchries 
ben wird. Da jedoch für Mähren durch die Gubernialinſtruction 
vom 3. Juni 1833 ein neues Formular für das Competentenbuch 
mitgetheilt wurde, ſo finden nun zwiſchen dem mähriſchen und 
ſchleſiſchen Competentenbuche mehrere Unterſchiede Statt, welche 
aus der Vergleichung des alten mähriſch-ſchleſiſchen Formulars 
Tab. II.) mit dem neuen mähriſchen (Tab. I.) leicht erſichtlich 4 
werden. 


5) Hofdecr. 21. Aug., Gubernialint. 29. Sept. 1826, 3. 27859. 


Zweites Hauptſtück. 
Von den Judenehen, deren Ungültigkeits-Erklärung, 
Scheidung und Trennung. 


$. 19. 


WM mars beftanden eigene jüdiſche Gerichte, die ſogenannten 
Rabbinal-Gerichte, vor welchen auch die jüdiſchen Eheſtrei— 
keiten verhandelt wurden. Selbſt nach der in den Jahren 1783 
bis 1785 erfolgten Aufhebung dieſer Gerichte ), fuhren die Rabbiner 
fort, die Eheſtreitigkeiten ihrer Religionsgenoſſen an ſich zu ziehen, 
und, da das Joſephiniſche Ehepatent vom Jahre 1783 rückſichtlich der 
Judenehen gar keine Erwähnung machte, ſolche Streitigkeiten bloß 
nach den moſaiſchen Geſetzen zu entſcheiden. Das Hofdecret vom 
18. April 1785 verordnete aber, daß alle in den k. k. Landen befind— 
lichen Juden in Eheſachen, ſo viel es die Gültigkeit des Civilcon— 
tractes betrifft, durchgehends nach dem Ehepatente zu beurthei— 
len und zu behandeln ſeien; — wornach dann auch die zwiſchen Juden 
| vorfallenden Eheſtreitigkeiten, fo wie fie in dem Ehepatente dem Rich— 
ter zugewieſen find, vor das allgemeine Ortsgericht, in den übrigen 
Fällen aber vor die politiſchen Behörden gehören. Das Patent vom 
3. Mai 1786 ſtellte diefelbe Regel auf, in fo weit in demſelben für 
die Juden nicht beſondere Modificationen enthalten waren. Die ſpe— 
ciellen Vorſchriften für die Juden, welche in dieſem Patente vorka— 
men, betrafen die vorläufige Einwilligung der Landesſtelle zu einer 
Ehe zwiſchen jüdiſchen Perſonen, die wegen Verwandtſchaft und 
Schwägerſchaft dazu für unfähig erklärt ſind; die Beſtimmung, was 
bei den Juden ſtatt des Pfarrers, der Pfarrkirche, des Pfarrbezir— 
kes, Sonntags und Taufnamens zu verſtehen ſei; endlich die Auf— 


* 


) Hofdecr. vom 25. Aug. 1783, vom 31. März 1784 und vom 23. 
Mai 1785. 
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löſung der Ehe mit beiderſeitigem Einverſtändniſſe. In das buͤrger⸗ 
liche Geſetzbuch Kaiſer Joſeph II., deſſen erſter Theil 1787 in Wirk— 
ſamkeit trat, wurde bloß das Ehepatent aufgenommen, ohne über 
die Judenehen insbeſondere etwas feſtzuſetzen. Die Rabbiner ſuchten 
daher ſich wieder der vormaligen Gerichtsbarkeit in jüdiſchen Eheſa— 
chen zu bemächtigen; welcher Mißbrauch aber durch erneuerte Ver— 
ordnungen abgeſtellt wurde. Kaiſer Leopold II. hat in Rückſicht auf 
die von der Judenſchaft angebrachten Veſchwerden für dieſelbe eine 
Ausnahme von den im dritten Capitel des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches enthaltenen Ehegeſetzen in zwei Punkten, nämlich in 
Anſehung der verbotenen Verwandtſchafts- (und Schwägerfchafts-) 
Grade und in Anſehung der Scheidebriefe bewilligt, jedoch bei dieſen 
immer die gerichtliche Dazwiſchenkunft angeordnet ?). Seine Majeſtät 


Kaiſer Franz I. haben gleich zu Anfang ihrer Regierung erklärt, daß 
„die Juden als Unterthanen der k. k. Erbländer in allen ihren bür— 0 


gerlichen Verhältniſſen und Geſchäften an die allgemeinen Geſetze 


gebunden ſeien, fo weit nicht für fie ausdrücklich eigene Geſetze ber 
ſtimmt find? 8); welches auch in allen Fällen gelten ſollte, wo es 
ſich um gänzliche Auflöſung der Ehe handelte“). In dem bürgerlichen 


Geſetzbuche für Galizien, welches mit dem 1. Jänner 1798 zu wir- 
ken begann, ward in Rückſicht der jüdiſchen Ehen nichts Eigenes ver— 


ordnet; doch durch das ſpätere Patent vom 28. Oct. 1800 und durch 
andere Verordnungen wurden mehrere Ausnahmen für dieſelben feftges N 


fest, außer dieſen allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbu— 


ches aber die auch für die Judenehen verbindlich erklärt 5). Seit R | 


1812 find endlich auch die jüdiſchen Eheangelegenheiten nach den 


Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu behandeln, 


2) Hofkanzleidecr. 18. Febr., Juſtizhofdeer. 21. März 1791. 
3) Hofdecr. 3. Dec. 1792, 3. 70. S. 56 der Juſtiz-Geſetzſamml. 
40 Hofdeer. 6. März 1794; in der Juſtiz⸗Geſetzſamml. 3. 159, S. 91. 


5) S. allgemeine Bemerkungen über das im allg. bürgerl. G. B. enthal⸗ 


tene Eherecht für Juden vom H. Hofrathe Dr. Thomas Dolli— 


ner ꝛc. in der Zeitſchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit und poliz 4 
tiſche Geſetztunde von Dr. Vincenz Auguſt Wagner ꝛc. Jahrgang 1827, Y 
II. Bd. S. 347, aus welcher Abhandlung die in dieſem §. gegebenen 


Andeutungen entnommen ſind. 


. 
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und zwar nach den allgemeinen Beſtimmungen deſſelben, in 
wie weit mit Rückſicht auf das beſondere Religionsverhältniß der 
Juden für ihre Ehen nicht beſondere Abweichungen vorkommen ©). 
Das allgemeine Eherecht kann keinen Gegenſtand der gegen— 
wärtigen Darſtellung ausmachen; dem Zwecke derſelben gemäß kön— 
nen daher nur die bei Judenehen ſtattfindenden Abweichungen als 
beſonderes Judenrecht erwartet werden. Die in dieſem Haupt— 
ſtücke einzureihenden Geſetze betreffen demnach die Schließ ung 
der jüdiſchen Ehen, die dabei zu entrichtenden Ab— 
gaben und abgeſtellten Mißbräuche, die beſonderen 
Ehehinderniſſe bei den Juden, dann die Ungültig— 
keits⸗Erklärung, die Scheidung und Trennung der 
Judenehen. 

5. 20. 

Zur Schließung einer gültigen Ehe müſſen die Verlobten 
die Bewilligung von dem Kreisamte erwirken, in deſſen Bezirke ſich 
die Hauptgemeinde befindet, welcher ein und der andere 
Theil einverleibet iſt ). Wenn daher bei der beſchloſſenen 
Beſetzung einer Familienſtelle nicht alle vorgeſchriebenen Erforder— 
niſſe der Heirath vorhanden ſind, oder wenn die Braut nach dem 
Beſchluſſe gewechſelt würde, fo müßte nochmals die kreisämtliche 
Bewilligung zum Schluſſe der Ehe nach dem allgemeinen bürgerli- 
chen Geſetzbuche eingeholt werden?). (§d. 4 und 10). In Mähren 
kann in der Regel die Bewilligung zur Ehe nur ſolchen Juden er— 
theilt werden, welche eine Familienſtelle erhalten haben. Die Aus— 
nahmen wurden oben $. 9 angedeutet. In Schleſien hingegen 
wird auf die Grundlage des Toleranzpatentes vom 17. April 1752 
den erſtgebornen Söhnen jüdiſcher Familianten das Heirathen ſelbſt 
bei Lebzeiten ihrer Väter geſtattet, weil jene ohnehin die geſetzlichen 
Nachfolger in den Familienſtellen der letzteren ſind. Dagegen wird 
5 Enkeln eines Familianten bei Lebzeiten ihres Vaters die Ehe 


6) A. b. G. B. Kundmachungspat. Abſchn. 7, dann Hh. 4, 39 u. 123. 
C 0 A. b. G. B. $. 124, 
2) Gubernialdecr. 26. Aug. 131%, 3. 18503. 


38 


nicht erlaubt, wie man aus dem Geiſte des angeführten Patentes für 
Schleſien nach dem 3. §. und aus der Analogie der für Böhmen über die 
Judenheirathen beſtehenden Vorſchriften zu ſchließen pflegt, welche mit 
den ſchleſiſchen viele Ahnlichkeit haben. In wie weit übrigens für Schle— 
ſien nicht beſondere, am gehörigen Orte angeführte Vorſchriften vorkom— 
men, pflegt man ſich in Beziehung auf die Erforderniſſe zu den jü— 
diſchen Heirathen nach den für Mähren geltenden Vorſchriften zu 
richten. Rn 
Das Geſuch um die Heirathsbewilligung muß mit folgenden 
Beilagen verſehen ſein: | 
1.) Wenn der Heirathswerber, wie in der Regel, ein Fa— 
miliant iſt, ſo muß die Verordnung, womit ihm die Familienſtelle 
verliehen wurde, beigelegt, oder doch wenigſtens dieſelbe durch An— 
führung des Datums und der Geſchäftszahl erſichtlich gemacht wer- 
den. Das Datum dieſer Verleihung muß wenigſtens ſo alt ſein, daß 
gegen dieſelbe kein Recurs mit aufſchiebender Wirkung mehr zuläſſig 
iſt (§. 15.) Wenn ausnahmsweiſe ein Nichtfamiliant um die Hei— 
rahtsbewilligung einkommt, fo müßte er einen jener beſonderen Um— ö 
ſtände ausweiſen, welche eine Ausnahme zu feinen Gunſten begrün- 
den können ($. 9.); in Schleſien aber wird auch den Erſtgebor⸗ 
nen der Familianten das Heirathen geſtattet, wenn ſie ſich über die 
ſonſtigen dazu nöthigen Eigenſchaften ausweiſen. 01 
2.) Muß durch den Geburtsſchein das Alter des Brautwerbers 
(§. 10, Note 1), vorzüglich aber das wenigſtens 15jährige Alter 
der Braut ausgewieſen werden 3). Auch in Schleſien iſt zum 
Heirathsconſenſe die Beilegung des Beſchneidungsſcheines nöthig— 
(Hofdecret 23. November, Gubernialintimat. 4. December 1792, 
Z. 26171.) 5 ö | 
3.) Muß das vorſchriftsmäßige Zeugniß über die vom Bräutie 
gam, vorzüglich aber (da nämlich der Bräutigam ſchon zur Erlan- 
gung der Familienſtelle ſich darüber ausgewieſen haben muß) von | 
der Braut aus dem Buche Bne-Zion beftandenen Prüfung beige: | 
bracht werden ($. 12.). Das Zeugniß über den in einer öffentl 


chen Schule oder durch einen geeigneten Privatlehrei empfangenen | 


2) Pat. 15. Sept. 1798, g. 2. 1 
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Unterricht in der deutſchen Sprache muß für den Bräutigam, 
wenn er ſich nicht ſchon früher bei der Erlangung der Familienſtelle 
darüber ausgewieſen hat, jedenfalls aber für die Braut beiliegen ). 
Wenn ſich ein Jude trauen läßt, der ſich über den in einer öffentli— 
chen Schule oder zu Hauſe empfangenen Unterricht in der deutſchen 
Sprache mit dem vorgeſchriebenen Zeugniſſe nicht ausweiſen kann, 
ſo iſt dieſer nach dem §. 252, Strafgeſetzbuch II. Theil, zu beſtra— 
fen 5). Daß der Beſuch des Wiederholungs-Unterrichtes 
kein weſentliches Erforderniß zur Erlangung der Heirathsbewilligung 
iſt, wurde bereits oben (§. 12) bemerkt, wo auch die näheren Vor— 
ſchriften über die Modalitäten bei der vorzunehmenden Prüfung und 
bei der Ausſtellung der Zeugniſſe angeführt wurden. 

4.) Wenn die Braut einem andern Kreisamte als der Hei— 
rathswerber unterſtehet, ſo muß, nach der klaren Vorſchrift des 
124. §. des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, auch die Bewil— 
ligung jenes Kreisamtes zur Eingehung der Ehe beigebracht werden. 

5.) Wenn eines der Brautleute früher bereits verheirathet war, 
ſo muß durch den Todtenſchein des frühern Gatten oder durch den 
Trennungsſchein die Auflöſung der früher beſtandenen Ehe bewieſen 
werden. 

6.) Iſt der Heirathswerber ein Nach geborner, fo hat das 
Wirthſchaftsamt das Verm' gen der Braut zu erheben und erſicht— 
lich zu machen, damit von demſelben die geſetzliche Tare eingehoben 
werden kann. — Die beim Militär befindlichen Israeliten ſind in 
Rückſicht der Befugniß ſich zu verehelichen, wie die Chriſten zu be— 
handeln, hiebei iſt jedoch die beim Militär beſtehende Normalvor— 
ſchrift vom 29. September 1777 von den Regiments- und Corps⸗ 
commandanten genau zu beobachten ). Zur Vermeidung der über— 
mäßigen Vermehrung der Juden iſt künftig den jüdiſchen Solda— 
ten die Bewilligung zum Heirathen nur im Einverſtändniſſe imit der 
betreffenden politiſchen Behörde, welche die Zuläſſigkeit oder Unzu— 


4) Gubernialdecr. 16. Juni 1827, 3. 19162. . 

3) Politiſche Verfaſſung der deutſchen Schulen. 23. Abſchnitt, F. 28. 

6) Hofdecr. 7. März 1815 an ſämmtliche Länderſtellen. Polit. Geſetzſamml. 
43, Bd., 3. 21. 
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läſſigkeit ſolcher Ehen zu erheben hat, zu ertheilen ?). (S. $. 10 
am Ende). 

§. 21. 

Das an der Verwandtſchaft erſtreckt ſich 
unter Seitenverwandten bei der Judenſchaft nicht weiter, als auf 
die Ehe zwiſchen Bruder und Schweſter, dann zwiſchen der Schwe— 
ſter und einem Sohne oder Enkel ihres Bruders oder ihrer Schwe— 
ſter; das Ehehinderniß der Schwägerſchaft aber, wird 
auf folgende Perſonen beſchränkt: Nach aufgelöſ'ter Ehe iſt der 
Mann nicht befugt, eine Verwandte feines Weibes in auf- und ab- 
fteigender Linie, noch auch feines Weibes Schweſter; und das Weib 
iſt nicht befugt, einen Verwandten ihres Mannes in auf- und abs 
ſteigender Linie, noch auch ihres Mannes Bruder, noch einen Sohn 
oder Enkel von ihres Mannes Bruder oder Schweſter zu ehelichen !). 
Die Verkündigung der Judenehen muß in der Synagoge oder 
in dem gemeinſchaftlichen Bethauſe, wo aber kein ſolches beſteht, 
von der Ortsobrigkeit an die Haupt- und beſondere Gemeinde, wel⸗ 
cher ein und der andere verlobte Theil einverleibt iſt, an drei nach 
einander folgenden Sabbath- oder Feiertagen mit Beobachtung der 
in den §8. 70-73 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ertheile 
ten Vorſchriften geſchehen. Die Nachſicht von den Verkündigungen | 
ift nach den Vorſchriften der §§. 83 —88 des allgemeinen bürgerlie 


chen Geſetzbuches zu erlangen 2). Die Trauung muß von dem 


Rabbiner oder Religionslehrer (Religionsweiſer) der Hauptgemeinde 


des einen oder des andern verlobten Theiles, nachdem fie ſich mit den 51 


erforderlichen Zeugniſſen ausgewieſen haben, in Gegenwart zweier 


Zeugen vollzogen werden. Der Rabbiner oder Religionslehrer kann 3 
auch den Rabbiner oder Religionslehrer einer andern Gemeinde zur 
Trauung beſtellen 3). Eine Judenehe, welche ohne Beobachtung 4 


der gefeglichen Vorſchriften geſchloſſen worden, iſt ungültig). Auch 


* 0 


) Hofdecr. 23. Juni, Gubernialint. 14. Juli 1815, 3. 17544. 
1) Allg. b. G. B. g. 125. 

2) Allg. bürgerl. Geſetzb. $. 126. 

2) A. a. O. g. 127. 

) A. a. O. F. 120. 
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Judendhen konnen ohne beſondere Bewilligung der Landesſtelle nicht 
durch Bevollmächtigte geſchloſſen werden ?). Die Einwilligung des 
jüdiſchen Vaters zur Ehe ſeines (minderjährigen) Kindes iſt ſelbſt in 
dem Falle nothwendig, wenn dieſes zur katholiſchen Religion über: 
getreten iſt und im Falle der grundloſen Verweigerung iſt der §. 52 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches anwendbar 5). Die 
Schließ ung der Ehe zur Advents- oder Faſtenzeit iſt zwar den 
Juden nicht zu verbieten, es iſt jedoch nicht zuzugeben, daß ſie in 
dieſen gebotenen Zeiten ihre Hochzeiten mit Muſik, Tanz oder ähnli- 
chen Erluſtigungsarten begehen. (Hofdecret 6., Gubernialeröffnung 
23. October 1807, Z. 20681.) Verlobte oder Rabbiner oder Reli— 
gionslehrer, welche den erwähnten Vorſchriften zuwider handeln, dann 
diejenigen, welche ohne die ordentliche Beſtellung eine Trauung vor— 
nehmen, werden nach dem §. 252 des II. Theiles des Strafgeſetz— 
buches beſtraft ). Die in älteren, vor 1812 ergangenen Geſetzen 
gegen ſolche Übertretungen angedrohten Strafen, unter andern die 
Abſchaffung aus dem Lande, erſcheinen daher durch dieſe Verfügung 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches als aufgehoben. Nur in 
Beziehung auf jene Juden, die heimlich und unerlaubt außer Lan— 
des ſich verehelicht und dann zurückkehren, wurde eine ältere Vor— 
ſchrift ), daß ein ſolcher Jude nicht nur zur Erlangung einer hier— 
ländigen Familienſtelle nicht zuzulaſſen, ſondern auch, ſobald er wie— 
der zurückkehrt, ihm die fernere Duldung zu verſagen und er ohne 
weiters in jenes Land und an jenen Ort, wo er ſich heimlich und 
geſetzwidrig verehelicht hat, zurückzuweiſen und abzuſchieben ſei — 
welche Vorſchrift in Beziehung auf die Abſchiebung, durch die SS. 17, 
18. und 252 des II. Theils des Straf-Geſetzbuches als aufgehoben 
anzuſehen war — durch eine ſpätere Verordnung wieder zur genauen 


5) Juſtizhofdecr. 11. Juni 1813, 3. 1053 der Juſtiz⸗Geſetzſamml. 

6) Hofdecr. 21. Oct. 1814, 3. 1105 der Juſtiz⸗Geſetzſgamml. 

7) A. bürg. Geſetzb. F. 130. ö 

8) Hofdecr. 28. März, Gubernialeröffn. 22. April 1794, 3. 6745, bei 
Klingner a. o. a. O. S. 167. 
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Darnachachtung in Erinnerung gebracht ). Die vollzogene Trauungs⸗ 
handlung hat der ordentliche Rabbiner oder Religionslehrer in der 
Landesſprache in das Trauungsbuch auf die in den §8. 80 — 82 des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches vorgeſchriebene Weiſe einzu— 
tragen, die von den Verlobten beigebrachten nothwendigen Zeugniſſe 
mit der Reihenzahl, unter welcher die Getrauten dem Trauungs— 
buche einverleibt ſind, zu bezeichnen, und dem Trauungsbuch an— 
zuheften 10). Die Rabbiner oder Religionslehrer, welche die Trau— 
ungsbücher nicht nach der Vorſchrift des Geſetzes führen ($. 49.), 
ſind mit einer angemeſſenen Geld- oder Leibesſtrafe zu belegen, von 
ihrem Amte zu entfernen, und für immer als unfähig zu demſelben 
zu erklären 11). Den Judenvorſtehern iſt unter eigener Verantwor— 
tung und unnachſichtlicher Beſtrafung die Wachſamkeit auf alle un⸗ 
befugten Verehelichungen der Juden eingebunden, und den Rabbi— 
nern eingeſchärft, daß ſie ſich nicht unterſtehen ohne den beigebrach— 
ten vorgeſchriebenen Conſens zu copuliren 17). 

$. 22. 

Bei Gelegenheit der jüdiſchen Heirathen ſind auch verſchiedene 
Taxen zu entrichten. Für die Schließung eines Eheverlöbniſſes 
können die Gemeinderabbiner oder deren Stellvertreter nicht mehr als 
22½ kr. verlangen. Von einer Hochzeit oder Copulation aber muß 
der Bräutigam von dem ihm durch die Braut zugebrachten Heiraths⸗ 
gute dem Rabbiner, welcher ſolche Function verrichtet, von dem er- 
ſten 100 fl. ein halb Procent, dann dem Schulſänger 45 kr. und 
dem Beglaubten 30 kr.; von den anderen 100 fl. bis 4600 fl. ein⸗ 
ſchließlich, ein Procent, dann dem Schulſänger 30 kr. und dem Ber 
glaubten 15 kr.; und von dem ſiebenten Hundert bis 2000 fl. ein halb 
Procent zahlen. Was aber über 2000 fl. ſich erſtreckt, davon iſt dem 
Rabbiner weiter nichts mehr zu geben!). Bei kleineren mit keinem 
Rabbiner verſehenen Gemeinden, oder auch bei größeren, wo dieſe 


9) Gubernialberordn. von 5. Juni 1807, 8. 10336, bei Klingnew 
S. 167. 

10) A. b. G. B. H. 128 

11) A. a. O. g. 131. 

12) Hofdecr. 4, Gubernialeröffn. 12. Mai 1792, 3. 10558. 

1) Jüd. Polizeiordn. vom J. 1754, Art. XI. 9. 2. 
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Stelle offen ſteht, iſt die Eintheilung dahin zu treffen, daß die erſte 
Hälfte dem Landesrabbiner oder deſſen Stellvertreter, und die an— 
dere demjenigen, welcher unterdeſſen bei der Copulation das Rab— 
bineramt verſieht, zukomme 2). 

Für den Heirathsconſens haben die Juden in Mähren, 
wenn ſie Witwer oder Erſtgeborne ſind, 1 fl. 30 kr., die 
Nachgebornen aber 1 Procent von dem geſammten Vermögen der 
Braut und des Bräutigams zu entrichten 8). Dagegen hat bei Nach— 
gebornen die Abnahme der Taxe von 1 fl. 30 kr. zu unterbleiben ). 
Die Bemeſſung der 1 percentigen Heirathstaxe für Nachgeborne hat 
nicht vom Kreisamte, ſondern vom Generaltax- und Expedit— 
Amte zu geſchehen ) (S. jedoch §. 140. Die jüdiſchen Heirathstaxen 
ſammt den formularmäßig verfaßten Rechnungen ſind von den Kreis— 
ämtern alle Quartal an die Landesſtelle (gegenwärtig an das Ge— 
neraltaxamt unmittelbar) einzuſenden ). Die Expeditionstaxe für 
den Heirathsconſens beträgt auch in Schleſien 1 fl. 30 kr., nebſt 
welcher noch 3 per Mille von dem geſammten Verm gen der Braut 
und des Bräutigams abzunehmen war 7). Letzteres wurde jedoch da— 
hin abgeändert, daß 3 Percent (ohnehin war das per Mille ein 
Schreibfehler) aber nur von dem Vermögen des Bräuti— 
gams abzunehmen ſind, da dieſe Taxe ohnedem zwei Mal ſo viel 
als bei den mähriſchen Juden beträgt 9. Übrigens iſt auch in Schle⸗ 
ſien verboten, bei Nachgebornen außer der Abnahme der 3 per— 
centigen Vermögenstaxe, noch die Expeditionsgebühr von 1 fl. 30 kr. 


2) A. a. O. F. 8. 

3) Hofdecr. 8., Gubernialintim. 22. Nov. 1787, 3. 22729. In dem durch 
dieſes Hofdecr. mitgetheilten Tarnormativ hieß es 1 per 1000 von dem 
geſammten Vermögen, dieſes wurde aber durch das Hofdecr. v. 27. Dec. 
1787, Gubernialintim. 10. Jänn. 1788, 3. 301, als ein Schreibfehler 
erklärt und auf 1 Procent berichtiget. 

4) Gubernialdecr. 21. Juni 1791, 3. 12067. 

5) Gubernialverordn. 30. Dez. 1808. 

6) Verordn. v. 17. März 1787 u. v. 28. Juni 1794. 

5) Gubernialdecr. 10. Mai 1787, 349006. 

) Hofderr. 4, Gubernialintim. 24. Nov. 1794, 3. 20169. 
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zu fordern ). Schon nach Altern Beſtimmungen follte von jeder 
jüdiſchen Copulation unter den Namen von Ehehimmelgelder 
ein Beitrag pro fundo contributionali nach drei verſchiedenen Ela 
ſen, jedoch nicht geringer als 6 fl. abgenommen werden, und vor 
dieſer Entrichtung durfte keine Copulation vor ſich gehen 10). Die 
Abnahme der Ehehimmelgelder wurde fo beſtimmt, daß die Vermög⸗ 
lichſten 12, die Mittelmäßigen 9 und die Urmſten 6 fl. zu entrichten 
hätten 11). Die Überſchreitung dieſer Taxe und alle Gelderpreſſun-⸗ 
gen bei Behebung der jüdiſchen Taufſcheine wurden unter ſtrengſten 
Strafe, nebſt der Zurückgabe des ungebührlich Empfangenen verbo— 1 
ten 12). Nach dem Hofdecrete vom 12., Gubernialintimat. 21. April 
1786 find die von den Wirthſchaftsämtern ausgeſtellten Heiraths⸗ 
atteſte tarfrei. Auch iſt den Judengerichten unterſagt von den jüdi⸗ 
ſchen Heirathswerbern unter dem Namen eines freiwilligen Heiraths⸗ 
geſchenkes zum Behufe der Gemeindecaſſe etwas zu verlangen oder h 
anzunehmen, und jene Judenvorſteher, welche ein ſolches Geſchenk 
annehmen, ſind mit dem doppelten Erſatze des Empfangenen, wel⸗ 
cher dem Denuncianten, ſelbſt wenn dieſer der Geſchenkgeber wäre, 
zufällt, zu beſtrafen 12). Das Herumtragen der fogenannten Hoch⸗ 
zeitsbriefe an die Landesjuden von Seite der Brautleute, um eini- 
ges Geſchenk dadurch einzubringen, iſt, mit allgemeiner Ausnahme 
an die Blutsverwandten des Brautspaars, gänzlich verboten. Eben 4 
ſo der ſchädliche Gebrauch von dem Bräutigam, Brautführer und j 
Gevatersleuten einige Geſchenke unter dem Namen des ſogenannten 
Schatzgeldes zum Vertrinken abzuheiſchen. Auch iſt die Abnah⸗ 4 
me des ſogenannten Hanſelgeldes, welches die Juden auf Märk⸗ 
ten für Hochzeitsleute zu ſammeln pflegten, wie überhaupt jede der 
lei beläſtigende Eration und Erpreſſung, unter ſchwerer 2 
ſowohl des Nehmers als des Gebers, völlig eingeſtellt “D. 4 


9) Gubernialdecr. 13. Sept. 1793, 3. 17210. 

10) Sid, Repartirungs- und Collectirungs-Norm vom J. 4752, F. 25. 
11) ri ng 6. April 1781. 

12) A. a. O., Hofdecr. 10. Gubernialintim. 15. Mai 1786, 3. 9566. 
13) Gubernialdecr. 14. Mai 1794, 3. 8810 bei Klinger L. c. S. 163. 
1) Jüd. Polizeiordn. vom J. 1754, Art. 12. 
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$. 23. 

Über die ungültigkeits⸗ Erklärung der jüdiſchen 
Ehen beſtehen einige beſondere Vorſchriften. Nur dieſe ſollen 
| hier angeführt werden, denn in wie weit durch dieſelben keine Abwei— 
chung feſtgeſetzt iſt, hat es bei den allgemeinen Normen des allge— 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches fein Verbleiben ). Bei einer we— 
gen eines Ehehinderniſſes bevorſtehenden Ungültigkeits - Erklärung 
einer Judenehe, hat weder die fiſcalämtliche Vertretung einzutreten, 
noch iſt die Beiziehung eines politiſchen Repräſentanten zur Ver— 
handlung oder Entſcheidung von Seite der Gerichtsbehörden noth— 
wendig 2). Bei ungültigen Ehen der Juden bedarf es keines Schei— 
debriefes „weder um das Urtheil der Behörde wirkſam zu machen, 
noch um zu einer neuen Ehe zu ſchreiten 2). Über die Frage, wie 
die durch das Geſetz im Allgemeinen erklärte Ungültigkeit einer ohne 
kreisämtliche Bewilligung geſchloſſenen Judenehe in den vorkommen— 
den einzelnen Fällen zur Wirkſamkeit gebracht werden ſoll, wurde. 
in Erwägung, daß 

a) in dem $. 124 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
die Einholung der kreisämtlichen Bewilligung, als ein Erforderniß 
zur Schließung einer gültigen Judenehe vorgeſchrieben; 

b) im S. 129 eine Judenehe, die ohne Beobachtung der geſeg— 
lichen Vorſchriften geſchloſſen wird, für ungültig erklärt, und 

c) im §. 130 die Beſtrafung der Dawiderhandlenden nach dem 
Strafgeſetze über ſchwere Polizei— Übertretungen angeordnet worden 
iſt, zu erklären befunden, daß eine ohne Beobachtung der gefeglichen 
Vorſchriften geſchloſſene Judenehe ipso facto ungültig fei, weil fie 
eigentlich gar nicht zu Stande gekommen iſt, und daß es demnach 
bei ſolchen Ehen des Verfahrens, welches im Allgemeinen bei mit 


1) Siehe die oben angeführte Abhandlung des Hrn. Hofrathes Dolliner, wo 
dieſes durch unwiderſprechliche Gründe dargethan iſt. 
2) Hofdecr. 13. Nov. 1816, 3. 1296 der Juſtiz⸗Geſetzſamml. 
N 3) Note 30. Mai 1816 in * Materialien für Geſetzkunde und Rechtspfle⸗ 
0 ge in den öſterr. Staaten, herausgegeben v. Hrn. Vicepräſidenten D. C. J. N 
Pratobevera ꝛc. 3. Bd. (Wien bei Geiſtinger 1817), S. 218; auch 
bei Luckſche a. a. O., S. 231. 


| 
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einem Ehehinderniſſe behafteten Ehen vorgefchrieben iſt, nicht bedarf, 
mithin dieſe Vorſchrift und namentlich die $$. 94 und 97 des allge 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches auf Judenehen nicht anwendbar 
find 9. | 
| $. 24. 

Bei der Scheidung von Tiſch und Bett gelten auch 
in Rückſicht der jüdiſchen Ehegatten die allgemeinen Vorſchriften; 
ſie haben ſich daher gleichfalls an den Rabbiner oder Religionslehrer 
zu wenden und dieſer hat die in dem allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuche ($. 104) ertheilte Anordnung zu beobachten. Hier kom⸗ 
men die bei Eheſcheidungen überhaupt in dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche SS. 104 — 110 ertheilten Vorſchriften zur Anwendung !). — 
Eine gültig geſchloſſene Ehe der Juden kann mit ihrer wechſelſeitigen 
freien Einwilligung vermittelſt eines von dem Manne der Frau ge— ö 
gebenen Scheidebriefes getrennt werden; jedoch müſſen ſich die 
Ehegatten zuerſt ihrer Trennung wegen bei ihrem Rabbiner oder Re— 
ligionslehrer melden, welcher die nachdrücklichſten Vorſtellungen zu 
ihrer Wiedervereinigung zu verſuchen, und nur dann, wenn der Ver⸗ 
ſuch fruchtlos iſt, ihnen ein ſchriftliches Zeugniß auszuſtellen hat, 
daß er die ihm auferlegte Plicht erfüllet, ungeachtet aller ſeiner Be— 
mühungen aber die Parteien von dem Entſchluſſe abzubringen nicht 
vermocht habe ?). Mit dieſem Zeugniſſe verſehen müſſen beide Ehe⸗ 
gatten vor dem Landrechte des Bezirkes, in welchem ſie ihren Wohn⸗ 
ſitz haben, erſcheinen. Findet dieſe Behörde aus den Umſtänden, daß 
zu der Wiedervereinigung noch einige Hoffnung vorhanden iſt, ſo 
ſoll fie die Eheſcheidung (Trennung) nicht ſogleich bewilligen, fon= 
dern die Ehegatten auf ein oder zwei Monate zurückweiſen. Nur 
wenn auch dieſes fruchtlos oder gleich Anfangs keine Hoffnung zur | 


1) Allerh. Entſchl. v. 5., Hofkanzleidecr. 10. Dez. 1826, Gabernialeire. 12. 
Jänner 1827, 3. 23. — Die Löſung der bei der Anwendung dieſer 
Vorſchriften ſich möglicherweiſe einftellenden Schwierigkeiten, kann übri- 
gens in einer mehr der Zuſammenſtellung als der Erklärung 
der Geſetze gewidmeten Arbeit keinen Platz finden, | 

1) A. b. G. B. h. 132. 

2) J. b. G. B. g. 138. 
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Wiedervereinigung wäre, foll das Landrecht geſtatten, daß der Mann 
den Scheidebrief der Frau übergebe, und wenn ſich beide Theile 
nochmahls vor Gericht erklärt haben, daß fie den Scheidebrief mit 
freier Einwilligung zu geben und zu nehmen entſchloſſen ſind; ſoll 
der Scheidebrief für rechtsgültig gehalten und dadurch die Ehe auf— 
gelöſet werden 3). Was ſchon durch eine ältere Verordnung ) er— 
klärt wurde, daß der Wahnſinn eines Ehegatten kein gültiger Grund 
zur Auflöſung der Ehe ſei, verſteht ſich nach den neu geltenden Vor— 
ſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches von ſelbſt. Wenn 
die Ehegattin einen Ehebruch begangen hat, und die That er— 
wieſen wird, ſo ſteht dem Manne das Recht zu, ſie auch wider 
ihren Willen durch einen Scheidebrief von ſich zu entlaſſen. Die 
auf die Trennung der Ehe gegen die Frau geſtellte Klage aber muß 
bei dem Landrechte des Bezirkes, in welchem die Ehegatten ihren 
ordentlichen Wohnſitz haben, angebracht, und gleich einer andern 
Streitſache behandelt werden 5). Durch den llebertritt eines jüdiſchen 
Ehegatten zur chriſtlichen Religion wird die Ehe nicht aufgelöſet. 
Sie kann aber aus den in den 88. 133 — 135 des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches angeführten Urſachen aufgelöſet werden ). Sowohl vor 
der Trennung als vor der Scheidung jüdiſcher Eheleute, wo— 
von ein Theil zur chriſtlichen Religion übergetreten iſt, ſoll jederzeit 
zuerſt der competente chriſtliche Seelſorger dem chriſtlich gewordenen 
Ehetheil hierwegen die geeigneten Ermahnungen machen, welche auch 
dem jüdiſch gebliebenen Ehetheil, wenn derſelbe freiwillig erſcheinen 
will, zu Gemüthe geführt werden können. Wenn dieſe Ermahnun— 
gen fruchtlos geblieben, hat das betreffende Gericht den Vergleichs— 
verſuch mit beiden Eheleuten vorzunehmen, und erſt wenn auch die— 
ſer vergebens war, das Amt weiter nach den Geſetzen zu handeln. 
Wenn ferner beide Eheleute, zur chriſtlichen Religion übergetreten 
ſind, ſo iſt es ihnen ſelbſt zu überlaſſen, ob ſie ihre Ehe durch prie— 

ſterliche Einſegnung ihres neuen betreffenden Seelſorgers geheiliget 


3) J. b. G. B. g. 134. 

) Hofdecr. 6. März 179%, 3. 159, 
8) A. b. G. B. g. 135. 

6) A. b. G. B. g. 136 
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haben wollen ). Wenn eine Judenehe in Gemäßheit des §. 135 
des bürgerlichen Geſetzbuches mittelſt einer von dem Manne gegen 
das Weib geſtellten Klage getrennt werden ſoll, oder wenn es, nach 
der den jüdiſchen Eheleuten vermöge ihrer Religionsbegriffe in den 
88. 133 und 134 eingeräumten vollen Freiheit, auf die Trennung 
der Ehe mit wechſelſeitiger freier Einwilligung ankommt, ſo hat 
in dieſen Fällen weder die fiſcalämtliche Vertretung einzutreten, noch 
iſt die Beiziehung eines politiſchen Repräſentanten zur Verhandlung 
oder Entſcheidung von Seite der Gerichtsbehörden nothwendig ). 
Über die Frage, ob in dem Falle des §. 134 des allgemeinen bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches bei Übergabe jüdiſcher Scheidebriefe auch Be— \ 
vollmächtigte zugelaffen werden können, wurde folgende Weifung 

zu ertheilen befunden: Aus dem im allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 4 
buche abgehandelten Eherechte leuchtet überall die Abſicht hervor, 
daß die eheliche Gemeinſchaſt nicht nur zwiſchen katholiſchen, ſon⸗ 
dern auch andern Religionsgenoſſen den Religionsgrundſätzen gemäß 
und nur ſehr überlegter und nicht leichtſinniger Weiſe aufgehoben { 
werden fol. Indem nun zugleich der $. 134 fordert, daß beide 
jüdiſche Ehegatten, welche mittelſt eines Scheidebriefes getrennt wer⸗ 
den ſollen, nach dem vorläufigen, im §. 133 angeordneten Verſuche 
des Religionslehrers zu ihrer Ausgleichung, vor dem Landrechte ih— N 
res Wohnbezirkes erſcheinen, nochmalige Verſuche zu ihrer Ausgleie 
chung getroffen, und wenn Feine Hoffnung zur Wiedervereinigung 
vorhanden iſt, die Willenserklärung zur Scheidung nochmals abge- 
geben werden ſoll; ſo iſt kein Zweifel, daß dieſer Act der Scheidung 
von den jüdiſchen Ehegatten perſönlich vorgenommen werden 
müſſe, folglich die Übergabe und Übernahme des Scheidebriefes mit⸗ 
telſt eines Bevollmächtigten, wodurch jene heilſame Absicht 
größtentheils vereitelt werden würde, nicht zuläſſig ſei. Deswegen 
wird die perſönliche Erſcheinung ſogar bei Scheidung von Tiſch und 
Bett durch den §. 105 erfordert Y). Über vorgekommene Sweifeiäl 
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7) Hofdecr. 10., Gubernialintim. 29. Aug. 1821, u. gedrucktes Guben 

circ. 25. Jänner 1822. 4 
8) Hofdeer. 13. Nov. 1816, 3. 1296 der Juſtiz-Geſetzſamml. 1. 
9) Juſtizhofdecr. 41. Juni 1813. — So kommt dieſes Hofdeer. in 7 
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wie ſich in dem Falle zu benehmen ſei, da urſprünglich jüdiſche Ehe— 
gatten, wovon ein Theil zur chriſtlichen Religion übergetreten, der 
andere aber im Judenthume zurückgeblieben iſt, von dem ihnen im 
$. 136 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches eingeräumten Be— 
fugniſſe Gebrauch machen, und die Auflöſung ihrer Ehe erwirken 
wollen, und insbeſondere, ob die Übergabe und Annahme des Schei— 
debriefes, deſſen in den $$. 134 und 135 des allgemeinen bürger— 
lichen Geſetzbuches erwähnt wird, auch durch Bevollmächtigte Statt 
finden könne, und an welche Förmlichkeiten der chriſtlich gewordene 
Ehegatte bei der Beſtellung eines Bevollmächtigten, bei der Ausſtel⸗ 
lung, Übergabe oder Annahme des Scheidebriefes gebunden ſei, ha— 
ben Se. Majeſtät erklärt: | 


1.) Die Übergabe und Annahme des Scheidebriefes könne durch 
Bevollmächtigte Statt finden. 

2.) Der katholiſch oder chriſtlich gewordene Ehetheil habe, wenn 
er einen Bevollmächtigten beſtellen will jederzeit ein der israeliti— 
ſchen Religion zugethanes Individuum hierzu zu erwählen und die 
Vollmacht auf eine ſolche Art auszuſtellen, daß in derſelben nichts 
den Grundſätzen und Vorſchriften der katholiſchen oder der ſonſtigen 
chriſtlichen Religion, zu der er ſich bekennt, zuwiderlaufendes ent: 
halten ſei; ſonſt aber, in ſo weit hiernach thunlich, alle in den jüdi⸗ 
ſchen Religionsgebräuchen gegründete etwaige Gewiſſenszweifel 
des jüdiſch gebliebenen Ehetheils beſeitiget werden und ſomit auch 


vatſammlungen vor, z. B. in den Commentar über die bürgerlichen und 


politiſchen Geſetze ꝛc. von G. Edlen v. Scheidlein, 2. Aufl. Wien, 
bei Mösle 1823, S. 178. In der Juſtiz⸗Geſetzſamml. erſcheint dieſes 
Hofdecr., als auf eine Anfrage v. 30. März 1813 an das mähriſch⸗ſchleſiſche 
Appellationsgericht erlaffen, nur mit den kurzen Worten „die wohl die: 
ſelbe Beſtimmung enthalten und nur in der Angabe der Gründe nicht 
ſo weitläufig ſind: »Nach dem Sinne und den Worten der HH. 133 und 
5134 des za. b. G. B. kann der Scheidebrief von jüdiſchen Eheleuten 
„nicht durch einen Bevollmächtigten übergeben oder angenommen ‚ und 
»eben fo wenig nach den $$. 76 und 123 eine Judenehe ohne befon: 


dere Einwilligung der Landesſtelle durch Bevollmächtigte geſchloſſen 
werden. 


* 
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50 | | 
diefer die Ehe für vollkommen aufgelöſet zu halten, keinen gegründe⸗ 
ten Anſtand nehmen könne 10). 


* 


10) Allerh. Entſchl. vom 11. Mai, Hofkanzleideer vom 19. Juli, 3. 19411, 
gedrucktes Gubernialcirc. vom 17. Auguſt 1827, 3. 27141. — Die in 
dieſer Verordnung ausgeſprochene Zuläſſigkeit eines Bevollmächtigten, 
von welcher es bei der Gegeneinanderhaltung des Einganges der Ver: 
ordnung mit der ganz allgemeinen ansgeſprochenen Vorſchrift der⸗ 
ſelben zweifelhaft ſcheinen mag, ob die Geſtattung eines Bevollmächtigten 
ſich nicht auf den Fall beſchränke, wenn ein Theil zur chriſtlichen Religion 
übergetreten iſt, muß jedenfalls auf den letzten Act der Auflöſung 
der Ehe, nämlich auf die Übergabe oder Übernahme des Schei— 
debriefes beſchränkt werden, wobei noch immer der im früher angeführ— 
ten Hofdeer. v. 11. Juni 1813 klar ausgeſprochenen Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers genügt werden kann, daß die Parteien früher zum Verſuche 
ihrer Ausgleichung perſönlich vor Gericht erſcheinen. 


Drittes Hauptſtück. 


Von den Judengemeinden. 


$. 25. 


| Ja Mähren find die Juden, fo wie in Galizien“), in eigene 
Gemeinden eingetheilt, welches in Böhmen nicht der Fall iſt, 
wo nur die Judenſchaft in Prag eine eigene Gemeinde bildet 2). 
Der Zweck dieſer Eintheilung in eigene Gemeinden, iſt die Beſor— 
gung der beſondern Angelegenheiten der jüdiſchen Unterthanen; als 
ſolche: die Eintreibung der Gemeindeauflagen und Verwaltung des 
Gemeindevermögens, die Verpflegung der jüdiſchen Armen, die Er— 
haltung der Ordnung und der Evidenz der ſyſtemiſirten jüdiſchen Fa— 
milien und die Erleichterung der Eintreibung und Sicherung verſchie— 
dener Abgaben der Juden an die Regierung. Da nun ein Theil der 
Wirkſamkeit der jüdiſchen Gemeinden mit anderen hier behandel— 
ten Abtheilungen im näheren Zuſammenhange ſteht, ſo bleibt dieſem 
Hauptſtücke bloß die Darſtellung der Vorſchriften über die Zuſa m— 
menſetzung und Wahl der Judengerichte und des jüdi— 
ſchen Gemeindeausſchuſſes, dann über die Repartirung 
und Eintreibung der Gemeindeauflagen und Ver— 
waltung des Gemeindevermögens, endlich über die Ver: 
ſorgung der jüd iſchen Armen vorbehalten. 


1) Ofterreichifche politiſche Geſetzkunde, oder ſyſtematiſche Darſtellung der 
politiſchen Verwaltung in den deutſchen, böhmiſchen und galiziſchen 
Provinzen des öſterreichiſchen Kaiſerthumes. Von Dr. W. Guſtav Kos 


petz (gegenwärtig Profeſſor in Prag). Wien 1807, bei Kupffer und 
Wimmer. g. 153. 


2) Kopetz a. a. O. g. 170, 
4 * 
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$. 26. 
Nach dem V. Artikel der jüdiſchen Polizei-, Proceß⸗ und Com: 
mercial- Ordnung vom Jahre 1754 hat es bei dem undenklichen Herz 
kommen zu verbleiben, daß alljährig die Erneuerung der Judenge— 
richte zu geſchehen habe, mithin nach den obwaltenden Umſtänden 
mit den Perſonen des jüdiſchen Rathes eine Veränderung vorgenom— 
men und ſtatt ihrer andere Subjecte gewählt werden können. Die 
Abänderung der Judenrichter und Geſchwornen ſoll nicht mehr theils 
im Jänner, theils im März oder andern Monaten, ſondern durch— 
aus] mit Ende des Octobers von den Obrigkeiten vorgenommen wer— | 
den 1). Bei den minderen Gemeinden follen ein Richter und zwei 
Geſchworne im Rathe ſitzen, und außer dem Rathe ein Gemeinde— 
ausſchuß von vier Perſonen beſtehen. Bei größeren Gemeinden aber 
ſoll der Rath aus fünf Perſonen und der Ausſchuß aus achtzehn Mit⸗ 
gliedern beſtehen. Dieſe ſollen in ihren Gemeindeangelegenheiten 
nach ihrem Gutbefund und Stimmenmehrheit Alles zu thun und | 
vorzukehren vollkommen Macht haben, und was fie befchließen von 
eben derſelben Kraft fein, als wenn es von der ganzen Gemeinde be- 
ſchloſſen wäre. Bei der Wahl dieſer Gemeindevorſteher find alle die- 
jenigen berechtigt ihre Stimme zu geben, welche im verfloſſenen 
Jahre ihre Schuldigkeiten richtig abgetragen haben. Doch können, 
nach jeder Ortsgewohnheit, die Stimmführer auch aus den Wahlbe— 
rechtigten durch das Los ausgehoben werden, wo dann dieſe Stimm— 
führer zur Wahl berechtiget ſind. Dieſe Wähler dürfen bis zum an— 
derten Grad einſchließlich mit keiner Blutsfreundſchaft verwandt 
fein; fie haben daher auch in Erwählung der Beamten (Gemeinde— 
vorſteher) auf ſolche Leute zu reflectiren, welche mit dergleichen An— | 
verwandtſchaft nicht verbunden find, folglich beiſammen figen können. 
Auch dürfen die Wähler, bei fonftiger Ungültigkeit der Wahl, mitein— 
ander weder Schwäger noch Schwägersväter ſein, und jener, der mit 
dem Localrabbiner bis in den anderten Grad verwandt oder verſchwä⸗ 
gert iſt, darf weder als Judenrichter, noch als Geſchworner gewählt 


Gußernialdecr. 28. Sept 1772. 
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werden 2). Auch dürfen zwiſchen Richtern, Vorſtehern und Geſchwor— 
nen, die mit einander im Rathe ſitzen, ſo lange ihre Amtirung 
dauert, keine beſtändigen Handelscompagnien unterhalten werden, 
weil ſonſt entweder die Amtirung zwiſchen ihnen aufhören, oder die 
Handelscompagnie ſich indeſſen auflöſen müßte 2). Was den jüdi— 
ſchen Gem eindeausſchuß betrifft, da hat es kein ſonderliches 
Bedenken, ob dieſer (die Mitglieder deſſelben) mit einſchichtiger Freund— 
ſchaft, wenn ſelbe nur nicht in die doppelte einſchlägt, verwandt iſt; 
mithin können bei einer kleineren Gemeinde von vier Männern Aus 
ſchuß, zwei Befreundete, bei einer mittleren von acht Männern, vier 
Befreundete, und bei der größeren von achtzehn Ausſchußmännern, 
ſechs Befreundete ſein. Übrigens ſollen, wenn der im Orte ſich be: 
findende Landesälteſte, der geweſene Judenrichter und der erſte oder 
höchſte in der Anlage, nicht zu dem innern Rathe gewählt worden 
wären, dieſen dreien die drei erſten Ausſchußſtellen gebühren 9. 
§. 27. 

Bei allen dieſen Wahlen von Gemeindebeamten ſind alle Par— 
teilichkeiten, Anempfehlungen und Gewaltthätigkeiten verboten, und 
es iſt nur auf die Tauglichkeit und das Wohlverhalten der zu wäh— 
lenden Perſonen zu ſehen. Die dazu beſtellten Wähler müſſen einen 
körperlichen Eid ablegen, daß ihre Stimme nicht aus Eigennutz, 
Gunſt oder Mißgunſt, ſondern lediglich nach Fähigkeit und Wohl: 
| verhalten gegeben werden wird. Nach vollbrachter Wahl muß jede 
Gemeinde ihre Grundobrigkeit um die Beſtätigung des neuen jüdi— 
ſchen Rathes bitten. Auch bleibt den Obrigkeiten, welche früher 
das Recht hatten, die Wahlvorſteher zu ernennen, dieſes Recht 
vorbehalten. Die neu erwählten Richter, und Vorſteher haben den 
Eid in der Synagoge gewöhnlicher Maßen abzulegen !). Die Obrig— 
keit darf die Beſtätigung der gewählten Gemeindevorſteher nur dann 
verweigern, wenn 1.) die Wähler ihre Stimmen aus Eigennutz, 


2) Anhang zur General-Pro ceß⸗ und Commercial-Ordnung vom Jahre 
1763, ad art. V. g. 4. 

3) Jüd. Polizeiordn. vom Jahre 1754, Art. V. g. 5. 

4) A. a. O. 9. 7. 

1) A. a. O. g. 1. 


bA 

Gunſt oder Mißgunſt, oder aus anderen unlauteren Abſichten gege— 
ben haben; 2.) wenn nicht die fähigſten und beſtverhaltenſten Leute 
gewählt worden ſind, oder 3.) ſolche, welche ihre Steuerſchul— 
digkeit vom verfloſſenen Jahre nicht abgetragen haben, oder die mit 
einander im zweiten Grad verwandt oder unter ſich Handelscompag— 
nons wären?). Bei Gelegenheit eines ſpeciellen Falles wurde ver— 
ordnet, daß bei Judengemeinden darauf zu ſehen fei, daß jene Sn: 
dividuen, welche deutſch reden und auch nur ein wenig ſchreiben 
können, zu Gerichtsperſonen gewählt werden, weil bei Judengerich— 
ten in deutſcher Sprache manipulirt werden ſoll und nur 
deutſche Schriften in gerichtlichen und außergerichtlichen Handlun— 
gen Statt finden ). Auch die Vorſteher der Judengemeinden find 
in Beziehung auf die ihnen obliegenden Pflichten und anvertraute 
Amtsgewalt als Beamte anzuſehen; ſie können daher des Verbrechens 
des Mißbrauches der Amtsgewalt ſchuldig werden ). Die Judenge— 
meinden dürfen an die obrigkeitlichen Wirthſchaftsbeamten oder Bedien— 
ten keinerlei Gattung Geſchenke geben, und letztere ſie unter ſchwerer 
Ahndung nicht annehmen 5). Die Strafe für den Beamten iſt je⸗ 
desmal 100 fl., für die Gerichte und Vorſteher der Judengemeinde 
eine empfindliche Leibesſtrafe; der Denunciant erhält, nebſtdem daß 
fein Name verſchwiegen bleibt, ein Drittel der (Geld- Strafe 9. 
Auch ſind alle Geſchenke und Tractamente aus der jüdiſchen Gemein— 
decaſſe, z. B. bei Hochzeiten und anderen Gelegenheiten bei ſchärfſter 


2) Hofdeer. 15. Jänner, Gubernia lverordn. 6. Febr. 1818, 3. 2798. _ 
Das Hofdeer. 8., Gubernialint. 22. Nov. 1787, 3. 22729, beſtimmte die 
Taxe für die Beſtätigung der jüdiſchen Wahlen und Amter von der 
Landesſtelle bei vorzüglichen Gemeinden auf 6fl., bei minder vermög-⸗ 
lichen auf 3 fl. und die Decretstaxe für jedes angeſtellte Individuum auf 
1 fl. 40 kr. Doch ſpricht die in dieſer Note angeführte ſpätere Verordnung 
nur von dem Rechte der Obrigkeiten, die Wahlen der Judengemein- 
den zu beſtätigen. f 

3) Gubernialdecr. 20. April 1793. 

4) Juſtizhoſdecr. vom 22. Febr. 1828 an das böhm. Appellationsgericht. 

5) Gubernialdecr. 1. Dec. 1761. 

6) Gubernialdecr. 14. Mai 1773. 
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Strafe verboten 7). Die Faſchings- und Ofterpräfente an die jüdi— 
ſchen Gemeindevorſteher und Gerichte ſind verboten und der Gemein— 
derechnungsleger, der ſie in Rechnung bringt, iſt mit dem Er— 
ſatze und mit einer vierwochentlichen Strafarbeit zu Gunſten der 
Obrigkeit (opere dominicali) zu belegen 9). Die Judengemeinden dür— 
fen ohne Berathung mit dem Kreis-Landesälteſten (§. 45.) und 
ohne Bewilligung der Obrigkeit und der Landesſtelle keine Schulden 
machen 9). 

$. 28. 

Die Judengemeinden haben auch verſchiedene Auslagen zu 
beſtreiten. Jedes jüdiſche Familienhaupt hat daher nebſt der Fami— 
lientare noch einen feinem Nahrungsſtande angemeſſenen Beitrag, 
nach Vorſchrift der Collectirungsnorma zur Beſtreitung der Do mi— 
nical- und Domeſtical-Aus lagen zuleiften; und iſt zu deſ— 
ſen Eintreibung bei den Säumigen ſich der nämlichen bei den Chri— 
ſten üblichen Zwangsmittel zu bedienen und nebſtdem mit dem Ver⸗ 
luſte der Familienſtelle zu bedrohen ). 

Die in vielen einzelnen Verordnungen zerſtreut vorkommenden 
Vorſchriften wurden neuerlich unter dem Titel: „überf icht der 
beſtehenden Vorſchriften über die jüdiſche Gemein— 
deverwaltung in Mähren” geſammelt und in Druck gelegt. 
Nach dieſer „Überficht” umfaſſen dieſe Vorſchriften im Weſentlichen 
die drei folgenden Puncte: I. Die Verfaſſung und Prüfung des 
jährlichen Voranſchlages (Präliminars) über die Erforderniß und 
Bedeckung der landesfürſtlichen, der Dominical- und Domeſtical— 
Auslagen. II. Die Repartirung der adjuſtirten Abgangsſummen, 
welche gegenüber des Erforderniſſes in dem gewöhnlichen Einkommen 
der Gemeinde keine Bedeckung finden, auf die einzelnen Gemeinde- 
glieder; und III. die Einhebung der hiernach entfallenden Indivi— 
dual ⸗Entrichtungsbeträge, dann die ordnungsmäßige Verrechnung 
derſelben und überhaupt die Verwaltung der Gemeinde-Einkünfte. 


7) Jüdiſche Polizeiordn. v. J. 1754, Art. XXVIII. 

8) Gubernialverordn. 6. a 1771. 

EIÜdIsHe; Polizeiordn. v. J. 1754, Art. XXIX. 

1) Hofdeer. 27. Jänner, Gubernialut. 4. Hornung 1792, 3. 2578. 
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§. 29. 

I. Die Judengemeinden haben alle Jahre, mit Gegenwärtighal— 
tung der General-Polizeiordnung für die mähriſche Judenſchaft vom 
Jahre 1754, den Ausweis der, zur Bedeckung der jähr— 
lichen landes fürſtlichen, der Dominical- und Dome— 
ſtical-Auslagen erforderlichen Beträge ſpecifiſch zu 
entwerfen, und durch die ihnen vorgeſetzte Obrigkeit, welche über ſelbe 
und zwar poſtenweis ihre ausführlichen Bemerkungen zu machen, 
und wenn ſie dieſelben überſpannt oder dem Localbedarfe nicht ange— 
meſſen findet, zu mäßigen hat — dem Kreisamte zur Gubernialbe— 
ſtätigung vorzulegen !). Dieſe Präliminarausweiſe müſſen in Duplo 
nnd mit der Beſtätigung der Obrigkeit: „daß ſolche geprüft und den 
Orts- und Zeitverhältniſſen angemeſſen feien”, eingeſendet werden?). 
Die Verfaſſung des Präliminaranſchlages hat jederzeit ſchon um die 
jüdiſche Oſterzeit zu geſchehen, weil auch die Vermögensſchätzung 
und die Individual-Subrepartition ebenfalls um dieſe Zeit, wo die 
Israeliten meiſtentheils bei Hauſe ſind, vorgenommen werden muß. 
Binnen ſechs Wochen nach Verlauf der jüdiſchen Oſterzeit ſind dieſe 
Voranſchläge, unter einer Geldſtrafe von 6 fl. C. M. gegen den an | 
der Verzögerung Schuldtragenden, an das Kreisamt einzufenden, 
welches fie von ſämmtlichen Judengemeinden feines Kreiſes zu ſam⸗ 
meln und mittelſt Conſignation, nebſt den beſonderen Bemerkungen 
darüber, unmittelbar der Provinzial-Staatsbuchhaltung zu übermachen 


bat?) Dieſe Gemeindevoranſchläge find nach dem mitgetheilten Formu- 


lar (T. III.) zu verfaſſen“) und müſſen mit den Vermögensſchätzungs—, 
dann Individual-Repartitions-Ausweiſen und mit dem Gemeinderech— 
nungs⸗Extracte des letztverfloſſenen Verwaltungs-Jahres belegt wer— 
den. Das eine Pare des Voranſchlages behält die Provinzial-Staats— 
buchhaltung zum Amtsgebrauche, das andere aber wird, nach erfolg— 
ter Berichtigung und Beſtätigung durch das Kreisamt, der Gemeinde 


) Gubernialdecr. 31. Oct. 1847, 3. 28590. 

2) Gubernialdecr. 10. März 1820, 3. 6593; Gubernialdecr. 9. Nov. 1822, 
3. 30345 und vom 28. Jänner 1825, 3. 1111. 7 

3) Gubernialdecr. 12. Aug. 1830, 3. 21695. 

4) Gubernialdecr. 28. Jan. 1825, 3.1111. 
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21 
zurückgeſtellt ?). Die Jahrespräliminarien müſſen deutlich und genau 
das ganze Jahreserforderniß, die Bedeckung und den Abgang, welcher 
auf Grund der individuellen Vermögensſchätzung auf die einzelnen 
Gemeindeglieder umzulegen kommt, ausweiſen. Es ſind daher in 
der Rubrik „Empfänge oder Bedeckung“, alle Einkünfte, Erträg— 
niſſe, Zinſen, Intereſſen oder ſonſtige Einnahmsquellen, welche die 
Gemeinde in corpore bezieht‘), und in der Rubrik „Ausgaben oder 


Bedürfniſſeb, alle landesfürſtlichen Indenſteuern, dann alle wie im- 
mer gearteten Dominical- und Domeſtical-Auslagen im Detail auf— 
zunehmen, und iſt am Schluſſe die Summe in Wiener Währung, 


zu 250 Procent reducirt in Coventionsmünze, anzuſetzen; auch eine 
Recapitulation der Summen für landesfürſtliche Steuern, für Do— 
minical- und Domeſtical-Auslagen anzufügen, die Bilanz mit der 
Summe der Empfänge zu ziehen und auf ſolche Weiſe das zur Aus— 
theilung entfallende Bedeckungs-Erforderniß erſichtlich zu machen. 
Insbeſondere iſt nicht zu überſehen, daß die Judengemeinden, welche 
ein Darleihen aus dem jüdiſchen Landesmaſſafonde empfangen und 
in gewiſſen Raten zurückzuzahlen haben, auch dieſe jährlichen Capi— 
talsrückzahlungsraten und die jährlich allenfalls entfallenden Zinſen 


unter die Erforderniß in das Präliminare aufgenommen werden 7). 


Auch iſt es verboten, den Gemeindecaſſieren anſtatt der ihnen geſetz— 
lich bewilligten Belohnung von 1 kr. von jedem eingehobenen Gul— 
den ), eine Pauſchale zu erfolgen und in der Rechnung zu veraus— 


5) Gubernialdecr. 27. Febr. 1829, 3. 5500. 
6) Die Gubernialverordnung vom 27. Februar 1829, 3. 5500, ſagt aus⸗ 
drücklich, daß die landesfürſtlichen Steuern, als Familientaxe und Con— 
trributionsdrittelzuſchlag davon ausgeſchloſſen ſind, weil ſie keine Einkom⸗ 
mensquelle der Gemeinde, ſondern vielmehr den Gegenſtand der Austhei— 
lung unter die einzelnen Gemeindeglieder bilden. Dagegen müſſen die 
landesfürſtlichen Steuern unter der Rubrik „Ausgaben“ aufgeführt 
werden, weil ſie eine die Gemeinde in corpore betreffende Zahlungs— 
Verpflichtung bilden. Das in der „Überficht” mitgetheilte Formular 
ſtimmt ganz mit dieſer Vorſchrift überein und es iſt aus demſelben 
(Tab. III.) zugleich erſichtlich, wie dennoch die Summe der Empfänge 
mit jener der Ausgaben übereinſtimmen müſſe. | 
) Gübernialdeer. 17. Aug. 1818, 3. 21053, und 27. Febr. 1829, 3. 5500. 
) Hofdecr. 15. Mai, Gubernialdecr. 22. Mai 1790 3. 9597, 23. Abſatz 
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gaben, weßhalb anſtatt des firen Pauſchales, zum Schluſſe der Bi— 
lanz das für den Gemeindecaſſier zu 1kr. per Gulden entfallende Emo— 
lument der umzulegenden Summe zuzuſchlagen und hiernach der 
ganze Umſchlagsbedarf abzuſchließen kommt ). Nach einer ältern 
Verordnung ſollte auch über die beſtehenden jüdiſchen Stiftun— 
gen, nach einem mitgetheilten Formulare, jährlich ein von dem 
Rabbiner, den Gemeindevorſtehern und dem Wirthſchaftsamte un— 
terfertigter Ertract dem Kreisamte und von dieſem dem Gubernium 
eingeſendet werden 10). 

$. 30. 

II. Iſt mittelſt der Zuſammenſtellung des Voranſchlages der 
Betrag des unbedeckten Abganges bekannt geworden, dann muß zur 
Repartirung deſſelben auf die einzelnen Gemeinde— 
glieder geſchritten und deßhalb die individuelle Vermögens— 
ſchätzung zur Hand genommen werden. Die letztere hat ſchon immer 
vorhinein, zum Gebrauche für das nächſtkommende Steuerjahr, um 


die jüdiſche Oſterzeit zu geſchehen, und zwar nach der Repartirungs— 


und Collectirungs-Norma vom Jahre 1752 auf folgende Weiſe: 
Unter dem Vorſitze des obrigkeitlichen Amtsvorſtehers und in An— 


weſenheit der Judengerichtsperſonen werden fünf Schätzmänner und 


zwar zwei aus der Claſſe der Reicheren, zwei aus jener der Mitt— 
leren und einer aus den armen Contribuenten durch das Los, 
jedoch nicht alle fünf auf einmal, ſondern immer einer nach dem an— 
dern ſo gewählt, daß dem Vorhergehenden unbekannt bleibe, welcher 


der ihm nachfolgende Schätzmann ſein wird. Der durch das Los 


gewählte Schätzmann iſt, bevor noch ſein Nachfolger beſtimmt wird, 
nach der geſetzlichen Eidesformel zu beeiden !) und über alle Gemein— 
deglieder, wie er dieſelben nach Maß ihres beweglichen und 


unbeweglichen Vermögens, dann der In duſtrie ſchätze, für 
gleich zu vernehmen und auf dieſe Art mit allen übrigen Schätzmän⸗ WE 


nern fürzugehen. Bei Aufnahme der Schätzung hat jedes Glied 


der Judengerichte, welches zur Schätzung kommt, immer abzutreton, 


9) Gubernialdecr. 30. Oct. 1828, 3. 41701. 
10) Gubernialverordn. 25. Mai 1804, 3. 8876. 
1) Gubernialdecr. 19. April 1820, 3. 9862. 
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59 
damit die ihn treffende Schätzung in feiner Abweſenheit, wie bei al- 
len übrigen Contribuenten, vorgenommen und in das Protokoll ein— 
getragen werde; auch iſt dieſe aufgenommene Schätzung nur bei deſ— 
fen wiederholter Abtretung zu rectificiren ?). Der hienach mit 14 
der Schätzungsſumme aller fünf beeideten Schätzmänner ſich zeigende 
Capitalsdurchſchnittsziffer iſt ſodann als Repartitions-Grundlage an— 
zunehmen. Die auf Grund dieſer vorgenommenen Vermögensſchätzung 
und des Präliminaranſchlages zu Stande gebrachte Individual-Sub— 
repartition, welche von den geſammten Gerichten und Ausſchußglie— 
dern zu fertigen, mit dem Gemeindeſiegel zu verſehen und von 
dem ſchutzobrigkeitlichen Wirthſchaftsamte nach genommener Einſicht 
und darüber allenfalls gemachten Bemerkungen zu beftätigen iſt 3), 
muß ſodann zu Jedermanns Einſicht in der Synagoge angeſchlagen 
und den Steuerpflichtigen eine vierzehntägige Friſt eingeräumt wer— 
den, damit diejenigen, welche ſich hinſichtlich des zu leiſtenden Be— 
trags überbürdet finden ſollten, ihre Vorſtellung an das obrigkeitliche 
Wirthſchaftsamt oder nöthigenfalls an das Kreisamt und im Recurs— 
wege an die Landesſtelle abgeben können“). Zur Verfaſſung der 
Vermögensausweiſe und der individuellen Subrepartition ſind bei— 
liegende Formulare vorgeſchrieben (Tab. IV und V). 

§. 31. 
III. In Beziehung auf die Einhebung, Abfuhr, 
Verrechnung und Controle bei den jüdiſchen Gemein— 


decaſſen, ſchreiben die beſtehenden Normalien, welche ſich zum 


Theil auf die Repartir- und Collectirungsnorma vom Jahre 1752 
gründen, Folgendes vor: 1.) Jeder Judenfamiliant, wie auch dieje— 
jenigen Witwen, Waiſen und ledigen Juden, welche wegen ihres 
Vermögens oder ihrer Induſtrie zur Steuerzahlung beigezogen wer— 
den, ſollen ein eigenes Steuerbüchel beſitzen, worin ihr Namen und 


Familiennummer ausgedrückt iſt, und worin ſowohl ihre jährliche 
Zahlungsſchuldigkeit gehörig vorgeſchrieben, als auch jede Abfuhr 


2) Gubernialdeer. 23. Dec. 1808, 3. 25566. 
3) Gubernialdecr. 22. Mai 1790, 3. 9597; Gubernialdecr. 19. Mai 1818, 
3. 12003. 
) Gubernialdecr. 22. Mai 1790, 3. 9597. 
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hierauf eingezeichnet erſcheint !). Die in deutſcher Sprache zu füh⸗ 
renden Steuerbücheln müſſen am Schluſſe eines jeden Jahres or: 
dentlich abgeſchloſſen werden. 2.) Die erforderlichen Hauptbücher, 
documentirte Rechnungen, Rechnungsextracte und Ausweiſe in Be— 
ziehung auf die jüdiſchen Steuern und Anlagen müſſen in deutſcher 
Sprache geführt werden. 3.) In jeder Judengemeinde ſollen ein, 
in größeren nach Erforderniß auch zwei Caſſiere angeſtellt werden, 
welche anſäßige, bemittelte, wohlverhaltene, zu dieſem Geſchäfte 
geeignete Leute ſein, von der Obrigkeit beſtätiget und von dem Ge— 
meindevorſtande vereidet fein müſſen. 4) In jeder Judengemeinde 
hat eine mit zweifacher Sperre verſehene Caſſatruhe zu beſtehen, 
welche im Gemeindehauſe aufzubewahren und hievon ein Schlüſſel 
dem Caſſier und einer dem Gemeindevorſtande zu belaſſen iſt. 
5.) Zur Abfuhr der Gemeindegiebigkeiten ſind von den Gerichten 
ſchon vorhinein gewiſſe Monatstage zu beſtimmen und dieſe in der 
Synagoge acht Tage früher dreimal nacheinander kundzumachen. Die 
Steuergelder ſind von dem Caſſier im Gemeindehauſe einzunehmen 
und in den Steuerbücheln abzuquittiren. Die eingegangenen Be: 
träge ſind in ein eigenes Hauptvormerkbuch (Tab. VI.), und in den 
Handvormerk (Manuale, Strazza oder Journal, Tab. VII.) ein⸗ 
zutragen, die eingegangene Barſchaft täglich zu ſcontriren und in die 
Gemeindecaſſa zu hinterlegen. Gegen Particularquittung iſt durch— 
aus kein Steuergeld dem Caſſier abzuführen. 6.) Jeder Anwachs 
von Reſten iſt möglichſt zu vermeiden, die Reſtanten ſind mit den 
vorgeſchriebenen Zwangsmitteln (§. 28.) zur Zahlung zu verhalten 
und die Executionskoſten von den ſaumſeligen Zahlern ſelbſt zu 
tragen. 7.) Monatlich haben die Caſſiere den Gerichten einen ſum⸗ 
mariſchen Extract von dem Betrage, welcher hätte eingehen ſollen, 
und welcher wirklich eingegangen iſt, mit einem ſpecifiſchen Reſten— 
ausweiſe zu übergeben; die Gerichte haben aber wegen Betreibung 
der Reſte fogleich das Nöthige mit Nachdruck einzuleiten und erfor— 
derlichen Falls die obrigkeitliche Hülfe anzurufen. 8.) Der Gemein— 
derechnung iſt die Individualrepartition unter der Fertigung der Ju— 
dengerichte beizulegen und das ganze Subrepartitionsquantum in 


1) Hofdecr. 17. April, Gubernialdecr. 17. Juni 1788, 3. 10778. 
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der Rechnung per Empfang zu nehmen, wie auch die verbliebenen 
Individualreſte auszuweiſen. 9.) Alle anderweitige bleibende oder 
zufällige Gemeindezuflüſſe ſind gleichfalls in der Gemeinderechnung 
in Empfang zu ſtellen. 10.) In jeder Judengemeinde ſollen von der 
Obrigkeit zwei geſchickte und wohlverhaltene Individuen aus den be— 
mittelten Contribuenten als Controleurs angeſtellt werden, die ſich 
weder in dem jüdiſchen inneren Rathe, noch unter dem Gemeinde— 
ausſchuſſe befinden. Dieſen ſollen alle Geldempfänge und Ausgaben 
von Zeit zu Zeit verläßlich und allſogleich angezeigt und keine Anwei— 
ſung oder Quittung vorenthalten werden. 11.) Alle Sonntage iſt 
von den Gerichten eine Sitzung in pleno zu halten, dabei ſind die 
Anweiſungen über Einnahme oder Ausgabe vorzutragen und von den 
dazu erforderlichen Individuen als Approbanten zu unterzeichnen, 
auch die Anweiſungen von dem erſten oder zweiten Controlor zu vi— 
diren, und ſodann dem Caſſier zu übergeben, widrigens der Juden— 


richter mit allen Gerichtsperſonen und auch die Caſſiere, wenn letz— 


tere ohne „Vidi“ des Controlors ein Geld einnehmen oder ausgeben, 
beſtraft werden würden. 12.) Über alle vidirten Anweiſungen zur 
Empfangnahme oder Verausgabung und Quittungen haben die 
Controleurs eben ſo wie die Gerichte ordentliche Vormerke zu führen, 
welche monatlich gegeneinander zu halten ſind und auch bei den 
Rechnungsreviſionen zum Gebeauche zu dienen haben. 13.) Weder 
der Judenrichter, noch die Geſchwornen oder Jemand anderer, darf, 
bei Strafe, irgend einen Betrag einheben, ſondern nur der Caſſier 


allein iſt dazu befugt. 14.) In jeder Gemeinde hat eine verdeckte 


oder ſogenannte Alomecaſſa unter doppelter Sperre in der Syna— 
goge wohlbefeſtigt zu beſtehen, und in derſelben iſt von allen denjeni— 
gen, welche nach ihrer eigenen und gewiſſenhaften Beurtheilung im 
Verhältniſſe zu ihrem wirklichen Vermögen zu gering beſteuert wor— 
den ſind, ein Betrag in Geheim zu leiſten. Von dieſer Alomecaſſa 


haben einen Schlüſſel die Gerichte, den andern der erſte oder zweite 


Controlor. Sie ſoll alle Vierteljahre in Gegenwart der zwei Con— 
trolors eröffnet und die Gelder mittelſt einer von den Controloren vi— 
dirten Anweiſung der Gerichte an den Cäſſier zur Verrechnung über— 
geben werden. Nach der Gubernialverordnung vom 19. Mai 1818, 
Z. 12003, ſollen die Kreiscommiſſäre bei Gelegenheit ihrer ſonſtigen 
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Dienftreifen einigemal des Jahres unvorhergeſehen die jüdiſchen Ge— 
meindecaſſen ſcontriren und bei Verdacht einer Bevortheilung die Un— 
terſuchung durch Prüfung des bei jedem einzelnen Gemeindegliede 
vorhandenen Handſteuerbüchels, ſowohl in Beziehung auf die Vor: 
ſchreibung als Abſtattung, auf das genaueſte und erſchöpfendſte voll— 
führen. 15.) Alle eigenmächtige Remunerationen oder ſonſt ver— 
meidliche Auslagen aus der Gemeindecaſſa, die nicht präliminirt ſind, 
werden bei Strafe des Erſatzes abgeſtellt. 16.) Außer den Domi- 
nical- und Domeſticalanlagen werden keine andere Extracollecten 
geſtattet, ſondern, wenn ſolche in außerordentlichen Fällen ja noth— a 
wendig find, ift hiezu die Bewilligung der Obrigkeit anzufuchen und 
diefe auch bei größeren außergewöhnlichen Auslagen einzuholen. 
Dieſe Bewilligungen ſind ſodann der Gemeinderechnung beizulegen, 
in welcher die bewilligten Extracollecten in Empfang und deren Ver— 
wendung in Ausgabe zu ſtellen ſind. 17.) Vierteljährig ſind von 
den obrigkeitlichen Repräſentanten mit Zuziehung der Gerichte und 
Controlors, die Caſſiere, ihr Verraith und die Caſſa unvermuthet 
zu unterſuchen, darüber ein Protocoll aufzunehmen und ſolches der 
Obrigkeit vorzulegen. 18.) Dem Caſſier wird als Belohnung Ein 
Kreuzer von jedem eingehobenen Gulden paſſirt und dieſe Auslage 
gegen Anweiſung und Quittung des Gemeindevorſtandes in der Rech— 
nung zu beausgaben geſtattet. 19.) Die jüdiſchen Ortsvorfteher haf— 
ten in solidum für ihre Localcaſſiere, dagegen haben letztere entwe— 
der durch reelle Cautionen, oder auf ſonſt beruhigende Art für ihre 
getreue Gebahrung Bürgſchaft zu leiſten. 20.) Die jährliche Ge— 
meindeſchlußrechnung ſammt allen erforderlichen Documenten iſt 
mit Ende November jeden Jahres von dem Caſſier zu legen und von 
den Gerichten dem obrigkeitlichen Wirthſchaftsamte zur Reviſion zu 
übergeben, welches mit Zuziehung der Gerichte und der zwei Con- 
trolors die nothwendigen Ausſtellungen zu machen, ſie den Rechnungs— 
legern zur Erläuterung zuzuſtellen und dieſelben zur Richtigkeitspflege 
anzuhalten hat 2). Der ſummariſche Rechnungsextract hierüber, von 


2) Die in dieſem Paragraph vorkommenden Verordnungen ſind in der 
oben (F. 28) angeführten, von der Landesſtelle zum Drucke beförder— 
ten züberſicht der beſtehenden Vorſchrifteu über die jüdiſche Gemeinde— 
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den Gerichten und von der Obrigkeit gefertigt, iſt gleichzeitig mit 
dem früher erwähnten Präliminar-Elaborate an das Kreisamt und 
durch dieſes an die Provinzial-Staatsbuchhaltung einzuſenden ). 
Nach den obigen Vorſchriften iſt ſich bei allen Judengemeinden genau 
zu benehmen, von den obrigkeitlichen Repräſentanten darüber zu 
wachen und ſind dieſe Vorſchriften alljährig bei Ernennung der Ju— 
dengerichtsperſonen zu republiciren “). Das Gemeinde Inſiegel ſoll 
auf die nämliche Art aufbewahrt werden, wie dieſes für die Grund— 
bücher über die Judenhäuſer und Schulſeſſel vorgeſchrieben iſt 
| ($. 58) 5). Die durch die Gubernial-Verordnung vom 22. Mai 
1790 angeordnete Verhängung des großen Bannes gegen jede unge— 
treue Gebahrung bei jüdiſchen Gemeinden, wurde durch die höchſte 
Entſchließung vom 16., Gubernialintimat. 27. December 1790 auf: 
gehoben, indem dieſe verordnet, daß zur Sicherſtellung und Ein— 
bringung der Dominical- und Domeſtical-Anlagen der große Bann 
nicht einzuführen ſei. 
§. 32. 
In jeder Judengemeinde ſoll eine beſtändige Bruderſchaft 
zur Unterſtützung der einheimiſchen und fremden 
ankommenden armen Juden beſtehen. Wohlverhaltene 
Männer aus der Gemeinde ſollen wöchentlich mit den Almoſenbüchſen 
eine Sammlung zu dieſem Zwecke veranftalten !). Wenn ein vermög— 
licher fremder Jude ſtirbt, fallen die 10 Reichsthaler, die als Beer— 
digungstaxe zu entrichten kommen, in die Almoſenbüchſe 2). Obwohl 
es die Pflicht der bemittelten Blutsfreunde iſt, ihre nothleidenden, 
durch Feuer oder andere unvorhergeſehene Zufälle in Schaden und 
Armuth gerathenen Verwandten zu unterſtützen, ſo darf denſelben 


verwaltung in Mähren“ enthalten und ſtützen ſich größtentheils auf 
frühere Verordnungen, und vorzüglich auf die Gubernialverordn. vom 
22. Mai 1790, 3. 9597, und auf den durch dieſelbe im Auszuge 
mitgetheilten Bericht der Buchhalterei vom 11. Nov. 1789. 
3) Gubernialdecr. 19. Mai 1818, 3. 12003 u. 12. Aug. 1830, 3. 21695, 
) Gubernialdecr. 22. Mai 1790, 3. 9597, 
8) Anhang zur jüd. Proceßordn. vom J. 1763, ad g. 33. 
) Jüd. Polizeiordn. vom J. 1754, Art. VII. g. 1. 
9A. a. O. 5. 2. | 
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dießfalls kein Zwang angethan werden; und wenn gleich die Armen 
die Mildthätigkeit ihrer Gemeinden anſprechen können, ſo kann den— 
noch weder den Gemeinden in corpore, noch den einzelnen Mitglie— 
dern die Pflicht eines beſtimmten Beitrages auferlegt werden?). 
Arme fremde Juden dürfen zum Nachtheil ihrer Geſundheit nicht 
weiter geführt, und ſollen vielmehr dort verpflegt werden, wo ſie 
ſich befinden 9. Dagegen find beſtimmungsloſe dürftige Juden aus 
Galizien, welche mit keinem oder mit einem nicht mehr gültigen 
Paſſe verſehen find, oder mit einem mit dem Paſſe nicht überein- 
ſtimmenden, oder wohl gar unerlaubten Gewerbe, wohin allerdings 
das Betteln gehört, ſich abgeben, aus Mähren mit Schub zurück- 
zuſchicken 5). In jeder Gemeinde ſollen die wahrhaft Dürf 
tigen nach den Vermögenskräften der Gemeinde 
mit einem wöchentlichen Almoſen unterſtützt wer⸗ | 
den 6). Vorzüglich fol beim Eintritte der Ofterfeiertage (während 
welcher die Juden durch acht Tage kein geſäuertes Brod und nichts 
von Kornmehl genießen dürfen, und ſich einen Vorrath an Lebens⸗ 
mitteln für dieſe ganze Zeit verſchaffen müſſen) für die armen Juden | 
aus der gemeinſchaftlichen Gemeindecaſſe der nöthige Vorrath an 
Lebensmitteln angeſchafft werden D). | 

$. 33. 

Sm Sahre 1824 wurde die Abftellung der bei den Judeng 
meinden beſtehenden Todtenbruderſchaften angeordnet ). Eine ſpä⸗ 
tere Anordnung ?) aber verfügt, daß die bei den meiſten Judenge— 
meinden beſtandenen ſogenannten Todtenbruderſcha ften, 
welche die Unterhaltung der Armen, Verpflegung der Kranken und 
Beerdigung der verftorbenen armen Juden zum Zwecke haben, le⸗ 
diglich dann, wenn alle bei denſelben eingeſchlichenen mancherlei 
reh Bra und felbe auf die Beſtimmung des Arti⸗ 


7 | 


3) A. a. O. Art. XIV. 

*) A. a. O. Art. VII. g. 3. 
5) Hofdeer. vom 18. Aug., Gubernialintim. 22. Nov. 1830, 3. 90194. 
6) Jüd. Polizeiordn. Art. VII. F. 4. x 
7) A. f. O. .. 

1) Gubernialverordn. vom 28. Nov. 1824, Z. 33688. 

2) Holdecr. 29. Juni, Gubernialintim. 22. Sept. 1826, 3. 21565. 


65 
kels VII der jüdifchen General- Polizei- Ordnung vom Jahre 1754 
zurückgeführt werden, mithin nur gegen dem anſtandlos belaſſen 
und geduldet werden können, daß dieſe Bruderſchaft als eine allge— 
meine Local-Armen⸗Inſtituts-Anſtalt behandelt, alle etwa vorhande— 
nen Silbergeräthe als ganz unnöthig zum Beſten des Fondes ver— 
kauft, die eigenen Vorſteherämter aufgelöſt, der Bruderſchaftsfond 
zur Sache und Obliegenheit der ganzen Gemeinde gemacht, eine 
abgeſonderte Corporation und Secte nicht geduldet, die Einflüſſe 
auf freiwillige wochentliche Sammlungen und Beiträge mittelſt der 
Almoſenbüchſe beſchränkt, und alle Geſchäfte und Rechnungen von 
den Judengemeind-Vorſtehern gemeinſchaftlich mit dem Local-Rabbi— 
ner übernommen, alles getreu und ordentlich verrechnet, die Rech— 
nung zu Handen der Obrigkeit jährlich gelegt, und die ſummariſchen 
Rechnungs⸗Extracte hierüber eingeſendet werden. Nur unter dieſen 
Bedingungen iſt das Beſtehen der ſogenannten Todtenbruderſchaften 
zuläſſig, welcher Bruderſchaftstitel jedoch zweckmäßiger mit jenem 
eines jüdiſchen Local-Armen-Inſtitutes zu vertauſchen 
iſt, indem dadurch eigentlich die Einführung des Armen-Inſtituts 
(wie ſelbes bei chriſtlichen Gemeinden unter Aufhebung aller ſonſti— 
gen Bruderſchaften ſeit 1785 allerorten beſteht) auch bei den Ju— 
dengemeinden bezielt wird. Die Kreisämter haben daher den Über⸗ 
gang dieſer Bruderſchaften in eigentliche jüdiſche Local-ArmenInſti⸗ 
tute durch Abſtellung aller Mißbräuche zu verfügen. — Bei Beſchä— 
digungen durch Feuer, Raub oder andere unvorhergeſehene Zufälle, 
können die Blutsverwandten der Verunglückten, wenn ſie es nicht 
aus natürlicher Liebe und Neigung thun wollen, zu einer Unter— 
ſtützung nicht gezwungen werden. Um fo weniger kann ein Zwang 
zu einer ſolchen Unterſtützung gegen die ganze Gemeinde oder ein— 
zelne Individuen aus derſelben Statt finden 9. 

§. 34. 

Die Juden in Schleſien ſind nicht ſo wie die mähriſchen in 
eigene Gemeinden eingetheilt (ſ. $$. 2 und 3). Sie bilden einen 
Körper unter dem Namen der Teſchner und Troppauerkreiſigen Ju— 
denſchaft. Alle die Verfaſſung der Judenſchaft betreffenden Geſchäfte, 


3) Jüd. Polizeiordn. vom J. 1754, Art, XIV. g. 1 u. 2. 
5 
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als die Steuereinhebung und Abfuhr an die Kreiscaffe, die Verreche 
nung derſelben und der beſeſſenen Fondscapitalien, die Erſtattung 
der Gutachten bei Verleihung von Familienſtellen, die Führung der 
Geburts- und Beſchneidebücher, die Ertheilung der Auskünfte an 
die Kreisämter über einzelne Juden u. d. gl., werden in jeder der 
drei ſchleſiſchen Judenſchaften Cin den nicht geſchloſſenen Ge— 
meinden von Troppau und Weidenau, und im Teſchner Kreiſe) von 
dem Steuercollector mit ſeinen Beiſitzern (Geſchwornen) beſorgt. 
Die Wahl derſelben ſteht nach dem Hofdecrete vom 14. October, 
Gubernialintimat. 17. November 1795, Z. 20645, den Gemeinden, 
unter der Beſtätigung des Kreisamtes, zu, und die Wahl der Bei- 
ſitzer war auf zwei oder drei feſtgeſetzt. Im Teſchner Kreiſe beſtehen 
gegenwärtig vier ſolche Beiſitzer (ſ. §. 126). | 
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Viertes Hauptſtück. 


Von den Aufenthaltsverhältniſſen, den Reiſen, 
der überſi edlung und Auswanderung der Juden. 


85 25. 


Dieſes Hauptſtück ſoll die Vorſchriften umfaſſen, wo ſich die 
Juden in der Regel oder ausnahmsweiſe im Lande 
aufhalten dürfen, dann die Verordnungen über 
die Reifen der hierländiſchen Juden und die Ge 
ſtattung des zeitlichen Aufenthaltes für fremde 
Juden im Lande, endlich die Beſtimm ungen 
über die Auswanderung der Juden und die dabei 
zu entrichtenden Gebühren. 

Schon die ältern Verordnungen enthalten verſchiedene Be— 
ſchränkungen über den Aufenthalt der Juden. Die Juden ſollen in 
jenen Häuſern bleiben, wo fie Anno 1657 geweſen 1). Der köͤnig— 
liche Fiscus ſoll fleißig inquiriren, damit wo die Juden theils gar 
nicht, theils nicht ſo zahlreich geweſen, ſolche, dem Landtagsſchluß 
vom Jahr 1650 gemäß, abgeſchafft werden 2). Weder eine Obrigkeit, 
noch die Landeseinwohner dürfen Juden (die herrſchaftlichen Brannt- 

weinhäuſer ausgenommen) in jene Oerter oder Häuſer an- und ein- 
nehmen, worin jetzt derlei Juden nicht bereits wirklich befindlich, 
unter Strafe von 1000 Stück Ducaten für jeden dergeſtalt wider 
Verbot angenommenen Juden. Es ſollen auch die Judengemeinden, 
unter fonftiger ſcharfer Strafe wider derſelben Vorſteher, dergleichen 
etwa einſchleichen wollende Juden abſchaffen ). Dagegen ſollen die 


1) Hofdecr. 29. Aug. 1681, Wekebrod a. a. O., 3. 159. 

2) Hofdecr. 11. Jänner 1673, Wekebrod a. a. O., 3. 131. 

3) Hofreſcript vom 31. Juli 1725, Wekebrod a. a. O. 3. 458. 
5 * 
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Juden, wo ſie ſich befinden, geſchützt werden ). Seitdem die Ju— 
dengemeinden organiſirt und für jede derſelben eine gewiſſe Anzahl 
von Familien beſtimmt war, wurde verordnet, daß jeder Jude bei 
ſeiner eingegliederten mähriſchen Gemeinde (bei der Gemeinde, 
welcher er eingegliedert war) unzertrennlich zu verbleiben, und die 
Contributions-, andere obrigkeitliche und Gemeinde— Anlagen zu be— 
richtigen hätte. Jener aber, welcher ſich in eine andere Gemeinde 
niederlaſſen wollte, mußte die obrigkeitliche Bewilligung erwirken 
und der zu verlaſſenden Gemeinde eine zweijährige Contributions— 
Rate zu ihrer billigen Entſchädigung beiſteuern, auch in allem 
und jedem die vollkommene Richtigkeit herſtellen. Wenn ein Jude 
ohne Bewilligung aus ſeiner Gemeinde emigrirte, ſo hatten die 
Gemeindevorſteher unter empfindlicher Strafe der Obrigkeit und 
dem Kreisamte ſogleich die Anzeige zu machen 5). Ein ſpäteres Ge— 
ſetz verordnet, daß ein jüdiſches Familienhaupt in Mähren, wenn 
es eine ſyſtemiſirte Familienſtelle bei irgend einer Judengemeinde 
einmal erhalten hat, auch in dem Orte der erhaltenen Familienſtelle 
ſeinen bleibenden Wohnſitz nehmen müſſe, und dieſen ohne eigene 
Gubernialbewilligung in eine andere Gemeinde nicht übertragen 
könne, weil es widrigenfalls unmöglich wäre, die Evidenz des jüdi— 
ſchen Familienſtandes zu erhalten, Ordnung bei dem Domeſtico der 
jüdiſchen Gemeinden handzuhaben, die Einſchleichung fremder Ju— 
den hintanzuhalten, in dem Conſcriptionsgeſchäfte die Unordnung 
zu beſeitigen und den Verkürzungen der Verzehrungsſteuer-Admi— 
niſtration zu ſteuern. Wenn aber der Jude eine erlaubte Pachtung 
erhält (ſ. die SS. 63, 64, 65 und 66), fo kann er für die Dauer 
derſelben an den Ort der übernommenen Pachtung mit ſeiner ganzen 
Familie überziehen, immer aber mit der Vorſicht, daß er ſeine Fa— 
milienſtelle an ſeinem Incorporationsorte beibehalte, nach geendeter 
Pachtung in ſein voriges Domicilium wieder eintrete, dann die 
gefegmäßigen Steuern und Abgaben zu der Gemeinde, wohin er 
gehört, immer pünctlich entrichte ). 


49 Höchſte Entſchließ. vom 30. Mai 1723, a. a. O., 3. 437. 

5) Jüd. Polizeiordn. vom J. 1754, Art. XV. „. 1 und 2. 

6) Hofdeer. 7. Gubernialintim. 24. Nov. 1795, 3. 21296, bei Kling⸗ 
ner a. a. d. S. 270. 
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F. 36. 

Auch für Schleſien verordneten die frühern Geſetze, daß 
Juden an keinem anderen Orte geduldet werden ſollten, als wo ſich 
damals ſolche befanden 1). Die Strenge dieſes Geſetzes wurde aber 
dahin gemildert, daß den Juden überhaupt in allen Orten Schle— 
ſiens, wo ſie einen erlaubten Nahrungszweig finden, der Aufenthalt 
geſtattet werden könne, wenn die Obrigkeit, wo ſich ein ſolcher Jude 
ſchon befindet, oder in der Folge niederlaſſen will, die Bewilligung 
dazu ertheilt. Da die frühere Anordnung vorzüglich in der Begün— 
ſtigung der chriſtlichen Unterthanen und Gewerbsleute ihren Grund 
hatte, ſo ſoll das Kreisamt darauf Bedacht nehmen, daß von dieſer 
neuen Bewilligung kein Mißbrauch gemacht, hiedurch die Zahl der 
für jedes Fürſtenthum geſetzmäßig beſtimmten Familien nicht ver— 
mehrt und überhaupt zu keinen Beſchwerden Anlaß gegeben werde. 
Zu der bereits im Jahre 1792 anbefohlenen Abſchaffung der ganz 
fremden Juden wurde ein ſechswochentlicher Termin gegeben. Jene 
von den nicht tolerirten Juden, welche von ſchleſiſchen Familien— 
häuptern abſtammen, können, ſo lange ihr Lebenswandel gut und 
ihr Nahrungsweg ehrlich iſt, gegen dem geduldet werden, daß ſie 
eine ihren Kräften angemeſſene Abgabe ad Camerale entrichten; 
doch hat das Gubernium zu wachen, daß hiedurch die für jedes Für— 
ſtenthum Schleſiens überhaupt beſtimmte Familienzahl nicht über— 
ſchritten werde und vorzüglich darauf, daß dieſe Juden im Falle, 
daß eine ſchleſiſche Familienſtelle ganz erlöſche, in ſolche ſogleich 
einrücken. Dagegen dürfen auch in Schlefien keine Juden aus den 
übrigen Erbländern aufgenommen werden, da Schleſien nicht ſo 
viele Nahrungswege bietet, daß ſich nebſt den geduldeten auch noch 
fremde Juden fortbringen könnten, und anderntheils durch die ge⸗ 
ſtattete Niederlaſſung derſelben, die Abſicht, die Judenſchaft in den 
Provinzen auf die geſetzmäßige Zahl herabzuſetzen, nie erreicht wer— 
den könnte. Es ſind demnach alle in Schleſien nicht tolerirte, noch 
von tolerirten Familienvätern abſtammende Juden in jene Provinz 
zu weiſen, in welcher ſie ſchon aufgenommen ſind 2). Mit einer 


1) Schleſ. Judenpat. vom 17. April 1752, F. 2. 
2) Hofdecr. 1., Gubernialintim. 15. März 1794, 3. 4219. 
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ſpätern Verordnung deſſelben Jahres (1794) wurde dem Teſchner 
Kreisamte ein Verzeichniß derjenigen Juden mitgetheilt, welche we— 
der zu den tolerirten ſchleſiſchen Juden gehören, noch von tolerirten 
ſchleſiſchen Juden abſtammen, welchen jedoch gegen eine Toleranz— 
Familientaxe von 5 fl., dann nach der jüdiſchen Collectirungs-Norma 
vom Jahre 1752 gegen 2 perCt. ihres beſeſſenen Vermögens die 
Duldung geſtattet wird. Um zu verhindern, daß keine andern über— 
zähligen Juden über die beſtehende Zahl ſich anſiedeln, ſind von dem 
Kreisamte den Geduldeten Duldungsſcheine auszufertigen und von 
dem Steuercollector vorzumerken, ohne welche auch kein Wirth— 
ſchaftsamt irgend einen fremden Juden dulden oder aufnehmen darf?). 

e | 

Nach der Vorſchrift vom 23. November, 1788 wurden keine 
ausländiſche oder fremde Juden, ſondern nur ſolche, die zur Zahl 
der mähriſchen Familien gehören, und daher das mähriſche Incolat 
beſitzen; in Schleſien. aber nur jene, die zur Zahl der dort tolerirten 
Familien gehören, zur Pachtung der Ararial⸗ Mauthgefälle zugelaſ— 
ſen; wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß dieſelben nach dem Hof— 
kanzleidecrete vom 1. März 1794 die obrigkeitliche Bewilligung zur 
Niederlaſſung in dem Orte der Pachtung erhalten müſſen, welche 
ihnen jedoch bei erſtandenen Pachtungen der erwähnten Mauthge— 
fälle, ohne gegründete Urfache nicht zu erſchweren iſt. (Hofdecr. 17. 
Gubernialintimat. 25. Jänner 1822, Z. 1925.) Später wurde aber 
zur Erhöhung der Pachtbeträge bei Ararial-, Weg- und Brücken: 
Mäuthen den mähriſchen Juden, wenn ſie in Schleſien, und den 
ſchleſiſchen, wenn ſie in Mähren dergleichen Mäuthe pachten, erlaubt, 
während der Pachtzeit am Orte der Pachtung zu wohnen 1). Den 
galiziſchen, ſo wie überhaupt fremden, nicht tolerirten, Juden hin— 
gegen kommt dieſe Begünſtigung um ſo weniger zu Statten, da 
dieſe nicht einmal zur Pachtung von dergleichen Mäuthen in dieſer 
Provinz zugelaſſen find 2). Das Befugniß in dem Orte der Pad: 
tung zu wohnen, kann ſich bei jeder Mauthſtation nur immer auf 


3) Gubernialdecr. 6. Dec. 1794. ; 
1) Hofdecr. 20. April, Gubernialintim. 3. Mai 1822, 3. 10958, 
2) Hofdecr. 10., Gubernialintim. 27. Dec. 1822, 3. 35730. 
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eine Familie ausdehnen, keineswegs aber ſich auf ſo viele Juden— 
familien erſtrecken, als deren vielleicht zur Erſtehung einer Mauth— 
ſtation zuſammentreten. Es kann daher nur demjenigen Juden der 
Aufenthalt in einer Mauthſtation geſtattet werden, welcher in dem 
Contracte als Pächter erſcheint ?) (§. 66). Jenen Iſraeliten, welche, 
durch Verleihung oder ſpätere Erwerbung, in den ganzen oder theil— 
weiſen Beſitz eines ausſchließenden Privilegiums auf Erfindungen 
oder Verbeſſerungen gelangen, oder welche bei der Ausübung von 
Privilegien eines Dritten wie immer beſchäftiget werden wollen, 
kommt nach dem höchſten Privilegien-Patente vom 8. December 
1820 H und nach der zur Ausführung dieſes Patentes erlaſſenen 
Inſtruction kein geſetzlicher Anſpruch auf einen zeitlichen Aufenthalt 
außer ihrem beſtimmten Wohnorte für die Dauer der in der Frage 
ſtehenden Privilegien zu. Die höchſten Stellen (Hofkanzlei und 
Hofkammer) finden in dem Privilegien-Syſteme keine Veranlaſſung, 
wodurch eine Anderung in der Judenverfaſſung gerechtfertigt erſchei— 
nen dürfte. Es bleibt übrigens der Landesſtelle unbenommen, aus— 
-nahmsweife für Sfraeliten, auf die Bewilligung eines längern Auf: 
enthaltes außer ihrem ordentlichen Wohnorte bei der Hofkanzlei ein— 
zuſchreiten, wenn nachgewieſen werden könnte, daß dieſer Aufent— 
halt zum Betriebe von Privilegien auf neue, wirklich nützlich befun— 
dene Unternehmungen nothwendig erſcheint, und daß außerdem der 
Beſtand oder die Fortdauer ſolcher eee eee ge⸗ 
1.23 fein würde ). 


$. 38. 0 

Fremden Juden mit Familie kann zwar im Falle einer N ce 
weiſenden Nothwendigkeit mit höherer Bewilligung die zeitliche Dul— 
dung in Mähren geſtattet werden; doch haben ſie ſich ſammt ihren 
Familien vom Handel zu enthalten; auch erwerben ihre Kinder kein 
Recht auf eine Familienſtelle. In dieſen Fällen ſteht es dem Gu— 
bernium zu, die Duldungsſteuer für ſolche zu beſtimmen ). Das 


3) Hofdecr. 17. Jänner, Gubernialintim. 17. Mai 1822 3. 12515. 1 

4) Das neu erſchienene Privilegien-Patent vom 31. zn 1832 ent⸗ 
hält in dieſer Beziehung nichts Neues. 

5) Hofdecr. 29. April, Gubernialdecr. 18. Juni 1825, 3. 16344. 

1) Hofdecr. 8., Gubernialintim. 30. Aug. 1822, 3. 22876. 
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Gubernium hat für ſich die Befugniß, einen inländiſchen oder frem⸗ 
den Juden die Bewilligung zum zeitlichen Aufenthalte zu geſtatten?). 
Schon durch ältere Geſetze ) iſt vorgeſchrieben, daß keinem Juden, 
der ſich nicht mit einem wirthſchaftsämtlichen Paſſe, welcher die 
Urſache feiner Reife und feines erforderlichen Aufenthaltes enthält, 
ein Unterſtand gegeben werde. Dieſer Paß muß dem Wirthſchafts— 
amte, in deſſen Bezirk ſich der Jude aufhalten will, übergeben, und 
von dieſem die Zeit beſtimmt werden, in welcher er das Geſchä 
beendigen zu können erachtet; nach Verſtreichung derſelben aber der 
Jude, wenn er keine gegründete Urſache eines längern erforderlichen 
Aufenthaltes angeben kann, ohne weiters abgeſchafft werden 9. 
Später wurde verordnet, daß die vorkommenden Fälle von uber⸗ 
tretungen der wegen Anmeldung, Evidenzhaltung und Duldung 
fremder Juden beſtehenden Polizei-Vorſchriften nach dem 78. §. des 
Straf-Geſetzbuches II. Theils als ſchwere Polizei -Übertretungen zu 
behandeln find, Die Unterſuchung und Beſtrafung ſolcher Fälle ſteht 
in Brünn und Troppau den k. k. Polizei-Behörden, an andern Or: 
ten den Obrigkeiten zu. Wenn der jüdiſche Gemeindevorſtand, die 
Ortsvorſteher, die obrigkeitlichen Beamten und Diener es an der 
nöthigen Aufſicht, ämtlicher Anmeldung und geſetzlicher Behandlung 
fremder Juden fehlen laſſen ſollten, fo find fie nach jenen allgemei- 
nen Vorſchriften zu behandeln, welche über die Außerachtlaſſung öf— 
fentlicher Anordnungen und über die Vernachläſſigung der Polizei— 
Aufſicht überhaupt beſtehen. Das Recht zur Ertheilung von Aufent— 
haltsbewilligungen an fremde Juden, wenn ſie ſich über die Noth— 
wendigkeit ihres Aufenthaltes genügend ausweiſen, wird auf dem 
Lande bis zur Dauer von ſechs Wochen den Dominien und Magi— 
ſtraten, auf die Dauer von drei Monaten den Kreisämtern, in 
Brünn der Polizei-Direction und in Troppau dem Polizei-Ober⸗ 
commiſſariate, unter Beobachtung der ſonſt wegen der Juden 


2) Hofdeer. 13. Juli. Gubernialintim. 4. Aug. 1826, 3. 22151. 

3) 3, B. durch die Gubernialverordn. vom 7. Jänner 1785, 3. 94. 
Vagirende, müſſige und Bettel⸗Juden ſollten ſchon nach der jüdiſchen 
Polizeiordn. vom J. 1754, Art. XV., g. 2 angehalten und dem näch⸗ 
ſten Gerichte oder Obrigkeit zur weitern Vorkehrung übergeben werden. 

) Hofdeer. 20. Juli, Gubernialintim. 2. Aug. 4805. 
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beſtehenden Geſetze, eingeräumt. Die Bewilligung zum längern Auf: 
enthalte bleibt der Landesſtelle vorbehalten. Die Strafbeſtimmungen 
des Hofdecretes vom 20. Juli, Öubernialintim. vom 2. Auguſt 1805 
wegen Unterſtandgebung fremder Juden, werden hiedurch außer 
Wirkſamkeit geſetzt 5). (Dieſe waren für den Unterſtand gegen 1 fl. 
für jeden Tag, und gegen das Wirthſchaftsamt, welches die Abs 
ſchaffung wüten verfäumte, 20 fl.) 
$. 39. \ 

Bei Ertheilung der Päſſe für die Juden in die äußerſte Vor: 
ſicht zu gebrauchen, und felbe find nur auf die Fälle zu beſchränken, 
wenn der Paßwerber über den Zweck und die Richtung ſeiner Reiſe 
vollkommen unverdächtige und genügende Aufſchlüſſe gegeben hat. 
Den Juden iſt aber der Aufenthalt nur dann zu geſtatten, wenn ſie 
ſich durch die vorſchriftmäßigen Päſſe ausweiſen können ). Die 
Marktgemeindevorſteher ſollen unter ſchwerer Verantwortung den 
Juden keine Päſſe ausſtellen, und die organiſirten Stadträthe ſollen 
dieſelben nicht auf unbeſtimmte Orter „die nur zur Durchſtreifung 
der einzelnen oder der ganzen Erbländer Anlaß geben, ausſtellen 2). 
Insbeſondere ſoll den ſogenannten Pinkeljuden vom Lande die Be⸗ 
fugniß zum Handel für Brünn, außer den Jahrmarktszeiten, höch— 
ſtens nur auf 6 bis 14 Tage ertheilt werden, wornach auch die den 


Juden zum Handel zu ertheilenden Päſſe eingerichtet werden müf- 


fen ). Wegen Contributionsreſten flüchtige, im Lande herumvagi— 
rende Juden, ſind ohne weiters an ihr Herkommensort zurückzuſen⸗ 
den ). Fremde Juden, welche der Märkte und des Handels wegen 
nach Ungarn reiſen wollen, müſſen ſich mit Päſſen ihrer Behörden 
verſehen, in welchen die Urſache ihrer Reiſe und die Zeit der Gül⸗ 


tigkeit beſtimmt ausgedrückt ſind. Ohne einen ſolchen Paß ſoll kein 
fremder Jude über die Gränzſtation gelaſſen werden. Sollte aber 


Einer den Inhalt ſeines Paſſes überſchreiten, ſo iſt er als Vagabund 


5) Hofdecr. 11. Juni, Gubernialeirc. 3. Juli 1829, 3. 26301. 

1) Gubernialdecr. 9. Dec. 1806, 3. 5720 bei Kling ner a. a. O. S. 276. 
2) Gubernialverordn. 11. Juli 1795, 3. 11851. 

3) Gubernialdecr. 17. Juli 1802, 3. 11111, bei Klingner a. a. O. S. 275. 
4) Hofdecr. 22. Mai, Gubernialintim. 4. Juni 1782. 
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zu behandeln 5), In dem Paſſe eines nach Böhmen reiſenden Juden 
ſoll der Ort ausgedrückt werden, wohin er ſeiner Geſchäfte halber zu 
reiſen gedenkt, ſo wie die Urſache ſeiner Reiſe. Generalpäſſe werden 
verworfen, der Jude als verdächtiger Vagabund behandelt, und die 
Obrigkeit, welche einen ſolchen Paß ausgeſtellt, zur Verantwortung 
gezogen ). 

$. 40. 

Wenn ein Jude nach Oſterreich zu reifen verlangt, ſollen die zur 
Ausſtellung von Päſſen für Juden berechtigten Behörden, demſelben 
einen beſonderen Reiſepaß auf dieſes Land, ohne Beiſetzung eines 
andern Landes und mit Auslaſſung des Wortes „Handel? ertheilen, 
und am Ende dieſes Paſſes bemerken, daß der Jude ſich alles Hau— 
ſirens und ſonſtigen verbotenen Handels zu enthalten habe 1). Die— 
ſes wurde mit dem Beiſatze eingeſchärft, daß ein jeder derlei uͤber⸗ 


tretungsfall mit einer Geldſtrafe von 10 Reichsthalern, und nach 


Umſtänden auch noch ſtrenger geahndet werden würde 2). In Linz 
iſt keinem Juden der Aufenthalt während der Jahrmärkte, noch ſonſt 


geſtattet, der ſich nicht mit einem obrigkeitlichen Paſſe über ſeinen 


guten Ruf gehörig ausweiſen kann ). Der Aufenthalt und Handel 


in Niederöſterreich iſt den (fremden) Juden außer der Marktzeit nicht 


geſtattet. Sollten ſie aber während dieſer Zeit, oder beim bloßen 
Durchzuge von Waaren und Perſonen außer derſelben bedrückt wer⸗ 
den, fo haben fie ſich an ihr vorgeſetztes Kreisamt zu wenden, wel— 
ches bei Verweigerung der Abhülfe, die Anzeige an das Gubernium 
zu machen hat). Die Behörden ſollen aber die den Juden auszu: 


ſtellenden Päſſe nur zum Beſuche der Jahrmärkte, keineswegs aber | 


zum Hauſiren in Ofterreich ausfertigen, zugleich aber die marktbe— 


ſuchenden Juden verpflichten, ſich genau an das Hauſierpatent vom 


5) Hofdeer. 15. Aug. 1806 an ſämmtliche Länderſtellen. Polit. Geſetzzaamml. 


27. Bd., S. 32, 3. 5. 
6) Gubernialverordn. 13. März 1769. 
1) Gubernialdecr. 14. Oct. 1800, 3. 16171, bei Klingner a. a. d., 
S. 273, f ki 
2) Gubernialverordn. 10. März 1802, 3. 3759 a. a. O. 
3) Gubernialdecr. 9. April 1793, 3. 6573 a. a. O., S. 274. 
4) Gubernialentſchl. 18. Juni 1812, 3. 10217. 
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5. Mai 1811, und beſonders nach dem 13. und 15. $. zu benehmen 
und ihre Päſſe ſtets von den Ortsbehörden vidiren zu laſſen ). Künf— 
tig iſt keinem fremden Juden der Eintritt bei den Linien Wiens zu 
geſtatten, der ſich nicht mit einem Zeugniſſe ſeiner Obrigkeit aus— 
weiſet, in Handels- oder Rechtsangelegenheiten nach Wien zu kom— 
men „). Außer den Marktzeiten, wo ihnen nach dem 22. §. des To— 
leranzpatentes die Beſuchung der Stadt Wien allgemein geſtattet 
iſt, iſt fremden Israeliten weder der Eintritt bei den Linien, noch 
der Aufenthalt in Wien auch nur auf kurze Zeit zu geſtatten, in 
ſo fern ſie nicht nebſt dem ordentlichen Paſſe auch mit einem Zeug— 
niſſe, wo ſie anſäßig ſind und daß ſie in Handels- oder Rechtsangele— 
genheiten nach Wien kommen, ſich ausweiſen. Eben ſo wird auch 
den Beſtellten oder Bevollmächtigten der israelitiſchen Handlungs— 
häuſer der Eintritt verſagt, wenn ihre Dahinkunft nicht durch ein 

von der Obrigkeit beſtätigtes Zeugniß ihres Principalen gerechtfer— 
tiget wird ?). Für den Aufenthalt in Wien müſſen die Juden ins⸗ 
beſondere eine Polletengebühr entrichten, welche als Zuſchuß für die 
Bildung und Dotirung eines eigenen Local-Polizeifondes beſtimmt 

iſt. Seit 1817 iſt dieſe Gebühr in zwei Claſſen eingetheilt. Zur 
erſten Claſſe gehören Großhändler, förmliche Handelsleute und deren 

Geſchäftsträger. Dieſe haben für einen 14tägigen Aufenthalt, wenn 

ſie Inländer ſind, 5, die Ausländer 6 fl. Conventionsmünze zu ent⸗ 
richten. Die zweite Claſſe beſteht aus allen übrigen gemeinen und 
Trödeljuden. Darunter haben die Inländer 2, und die Ausländer 
3 fl. zu entrichten. Auch zum Behufe der Abnahme dieſer Gebühr iſt, 
den Obrigkeiten wiederholt eingeſchärft, in den Päſſen der nach Wien 

reiſenden Israeliten die Eigenſchaft, den Handelszweig und Reiſe⸗ 
zweck möglichſt genau anzugeben ?). Wenn Juden nach Wien rei— 

ſen, um dort zu ſtudiren, ſo muß dieſer Zweck und der Umſtand, 

daß ſie hinlängliches Vermögen beſitzen, durch ein von der Obrigkeit 


1 


5) Gubernialdecr. 31. Juli 1818, 3. 19199 bei Klingner, a. a. O., 
S. 275. . 

6) Hofdecr. 1. Oct. 1807, polit. Geſetzſamml., 3: 44. 

9) Gubernialverordn. 23. Jänner 1816, 3. 1613. 

J Allerh. Entſchl. vom 3. Sept., Gubernialint. 10. Oct. 1817, 3. 26508. 
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beſtätigtes Zeugniß dargethan werden, widrigens der Aufenthalt, um 
dort zu ſtudiren, nicht geſtattet werden würde?). Juden, welche ſich 
in Wien unter dem Vorwande, ſich curiren zu laſſen, aufhalten, 
werden bei ihrer Betretung beſtraft und abgeſchafft 1%). Den mähri- 
ſchen Familianten, welche in Wien tolerirt find, iſt nicht zu geſtatten, 
ihre Stelle im Lande (Mähren) hindanzugeben und ſich und ihren 
Familien dadurch den Rücktritt unmöglich zu machen. Sie ſollen viel- 
mehr in ihrem Steuernexus verbleiben und die ſie als mähriſche Fa— 
milianten treffende Steuern, ſo wie alle übrigen Privatlaſten und 
Präſtationen zur Gemeinde fortan entrichten 119. 
$. 41. | 

In Beziehung auf die Auswanderung der Juden, ſchrieb 
die jüdiſche Polizei-Ordnung vom Jahre 1754, Art. XV, §. 1, vor, 
daß der Auswanderungsluſtige von feiner Grundobrigkeit den Con- 
ſens und einen ordentlichen Los- und Weglaßbrief erwirken und jener 
Gemeinde, der er einverleibt war, den auf ihn fallenden Contribu— 
tionsbeitrag auf einige Jahre entweder baar zurücklaſſen oder durch 
Bürgſchaft ſicher ſtellen und alle ſeine Schulden berichtigen ſollte. 
Dann mußte mittelſt der Landesälteſten die Anzeige an das Kreis- 
amt geſchehen, welches nach Einvernehmung der Grundobrigkeit, ob 
ſie dem Auswanderungswerber den Weglaßbrief ertheilen wolle und 
wider deſſen Entlaſſung nichts zu entgegnen hätte, ſolches der k. k. 
Repräſentation und Kammer zur Beurtheilung, ob er außer Landes 
zu laſſen ſei oder nicht, und auf wie viele Jahre er das Contributio- 
nale zu zahlen habe, zu berichten hatte. Später wurde die in Bohr 
men feit dem Jahre 1788 zur Aufrechthaltung des jüdiſchen Steuer- 
weſens beſtehende Anordnung, zu Folge welcher die jüdiſchen Fami- 
lienhäupter, welche mit ihrem Vermögen aus dem Lande, wo ſie 
bisher geduldet waren, hinwegziehen, und ſich von dem Steuernerus 
deſſelben auf immer losmachen wollen, auch für Mähren und Schle 
ſien, vom 1. Juli 1796 anzufangen, unter folgenden Modificationen 
eingeführt: 1.) Ein jeder Jude, der auf immer aus dem Lande hin⸗ 


9) Gubernialdeer. 16. Dec. 1817, 3, 34018, Er. SUR 
2 Gubernialdecr. 30. Sept. 1796. N 
11) Hofdecr. 9., Gubernialin 22. Mai 1807,33. 9935. 


77 


wegzuziehen geſonnen iſt, er möge nun ins Ausland oder in ein an- 
deres Erbland abzieh en wollen, iſt verpflichtet, jedesmal vorläufig 
hiezu die Bewilligung bei der Landesſtelle anzuſuchen und ſeinem Ge— 
ſuche eine getreue Faſſion über ſein Vermögen beizulegen. 2.) Wird 
von dem in dieſer Faſſion ausgewieſenen Vermögen, es möge nun 
in Geld, Waaren oder Effecten beſtehen, ſobald die Faſſion nach 
vorausgegangener Adjuſtirung, von der Landesſtelle richtig erkannt, 
und die Auswanderung bewilligt worden ſein wird, eine Abfahrts— 
ſteuer von 15 Procent abgenommen. 3.) Nebſt dieſem Abfahrtsgelde 
quoad reale, wird auch noch jeder auswandern wollende Jude als 
ein Perſonalabfahrtsgeld in Mähren eine dreijährige Anticipation 
des jährlichen Familiengeldes mit 5 fl., zuſammen mit 15 fl., und in 
Schleſien eine gleichmäßige 3jährige Anticipation des auf ihn repar— 
tirten jährlichen Contributionales zu entrichten haben. 4.) Wenn ein 
Jude etwas von feinem zu erportirenden Vermögen verſchweigt und 
ſofort eine unechte Faſſion einreicht, iſt derſelbe mit der Strafe der 
doppelten Entrichtung der auf ihn entfallenden Abfahrtöfteuer un— 
nachſichtlich zu belegen. 5.) Die Abfahrtsſteuer von dem Vermögen 
fällt dem Ararium, jene von der Perſon aber in Mähren dem 
jüdiſchen Landesmaſſafonde zum allgemeinen Beſten der geſammten 
ſteuerpflichtigen Judenſchaft, in Schleſien aber dem jüdiſchen Ge— 
meindefonde des Fürſtenthums, in welchem der Auswandernde eine 
Familienſtelle beſitzt, zu (§. 127.) . 6.) Betrifft dieſe Anordnung 
nur die abziehenden wirklichen Familienhäupter, und 7.) ſind von 
der Entrichtung dieſes Abfahrtsgeldes jene Juden ausgenommen, 
welche von Mähren in den diesſeitigen ſchleſiſchen Antheil ziehen, oder 
von da nach Mähren einwandern !). Um die nöthige Evidenz ſolcher 
Faſſionen zu erhalten, iſt den Judengerichten und den Dominien, 
wo ſich Judengemeinden befinden, zur Pflicht gemacht, daß in der— 
lei Fällen die Faſſionen über das zu exportirende reine Vermögen 
allemal mit Rückſicht auf die letzte, nach dem abgeſchätzten Vermö— 
gen polizeimäßig gemachte Steueranlage, ſowohl von den Judenge— 
richten und Geſchwornen, als auch von dem obrigkeitlichen Reprä— 


) Hofdeer. 30. April, Gubernialint. 14. Mai 1796, 3.9043, bei Kling⸗ 
ner a. a. O. S. 271. 
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ſentanten, welchen die Vermögenskräfte aller bei der Gemeinde bee 
findlichen Juden zu kennen obliegt, ordentlich beſtätiget werden ſol— 
len 2). Bei jüdiſchen Perſonalſteuer-Nachlaßfällen iſt jedesmal 
die höchfte Genehmigung einzuholen 8). Die Obrigkeiten ſollen 
gegen die Auswanderung der Juden, vorzüglich der vermöglichen un— 4 
ter denfelben, wachen, und keinem Juden ſoll irgendwo ein Aufent: 
halt geſtattet werden, der nicht mit einem von dem betreffenden 
Wirthſch aftsamte ausgeſtellten Paſſe verſehen iſt ). 
$. 42. 

Mehrere Verordnungen enthalten beſondere Vorſchriften über 
die nach Ungarn auswandernden Israeliten. Jedem nach Ungarn 
einwandernden Juden ſoll auf der Gränzſtation außer dem gewöhn- 
lichen Paſſe, auch die von der k. Statthalterei erhaltene Bewilligung 
zur Einwanderung abgefordert, und wenn er dieſe nicht vorzeigen 
kann, zurückgewieſen werden; derjenige aber, welcher heimlich Un— 
garn betreten ſollte, ift als Vagabund zu behandeln 1). Jeder Fremde 
(d. i. auch ein in einer andern Provinz des Kaiſerreiches anſäßige) 
Jude, welcher Ungarn betreten will, um dort ſeinen Wohnſitz auf— 
zuſchlagen, muß mit einer beſonderen Bewilligung von der ungari— 
ſchen Statthalterei verſehen ſein. Zur Erlangung derſelben muß er 
ſich ein Zeugniß ſeiner bisherigen Behörde über ſeine gute Auf— 
führung, ſo wie über den Beſitz eines zum Unterhalte nöthigen 
Vermögens und feine gänzliche Entlaſſung verſchaffen, und dann 
ausweiſen, daß er von Seite ſeiner ungariſchen Gerichtsbarkeit, un— 
ter deren Schutz er ſich begeben will, aufgenommen ſei. Daraus er— 
gibt ſich von ſelbſt, daß auf bloße, von einer Judengemeinde oder 
auch einer Ortsobrigkeit in Ungarn ausgeſtellte Zeugniſſe, durch 
welche einem Israeliten die Zuſicherung der Aufnahme oder die Be 
ftätigung der hierzu erhaltenen Erlaubniß ertheilt würde, die Auf- 


2) Gubernialdecr. 4. Febr. 1794, 3. 1516; a. a. O., S. 732. 

8) Hofdecr. 5. Jänner 1797. 

4) Gubernialdecr. 31. Juli 1788. 

1) Hofdecr. 15. Aug. 1806, polit. Geſetzſamml. 27. Bd., 8. 5, welches bei 
Klingner viel ausführlicher unter dem Gubernialint, vom 15. Sept. 
1806, S. 277 angeführt wird. 
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nahme eines Israeliten in Ungarn nicht Statt haben könne 2). Ein 
älteres Geſetz verordnete, daß die nach Ungarn ausgewanderten und 
dort fih verehelichten Juden, welche nach den in Ungarn gel— 
tenden Grundſätzen wieder in ihre Geburtsörter zurückgewieſen wer 
den dürfen, im Lande nicht aufgenommen werden ſollen, ſondern 
von Fall zu Fall darüber durch die Kreisämter die Anzeige an die 
Landesſtelle zu machen ſei 5). Dieſer Fall ſcheint aber nicht mehr 
eintreten zu können, da eine ſpätere Verordnung beſtimmt, daß die 
angeordnete Zurückweiſung der aus andern Erbländern nach Ungarn 
eingewanderten Juden in ihre Geburtsörter, nur jene zu treffen habe, 
die durch einen 10jährigen Aufenthalt in Ungarn das Incolat nicht 
erworben, oder nach ihrer Einwanderung ſich allda nicht ver- 
heirathet haben ). ubrigens gelten in Beziehung auf Auswan— 
derung und Abweſenheit auch für die Juden die Vorſchriften des Aus— 
wanderungs-Patentes vom 24. März 1832, wodurch aber keines— 
wegs den in den vorhergehenden $$. dargeſtellten beſonderen Verord- 
nungen für die Juden derogirt wurde 5). 


2) Hofdecr. 3. Juli 1823 an die Länderſtellen von Böhmen, Mähren, Ga 
lizien und Niederöſterreich. Polit. Geſetzſamml. 51. Bd., 3. 82. Int. 
des mähriſch-ſchleſiſchen Guberniums vom 25. Juli 1823. 

8) Hofdecr. 18. Sept., Gubernialint. 3. Oct. 1806, 3. 17812. 

) Hofdecr. 7. Mai 1808 an ſämmtliche Länderſtellen. Polit. Geſetzſamml. 
30. Bd., 3. 63. Intim. des mähriſch⸗ſchleſiſchen Guberniums vom 27, 
Mai 1808, 3. 10451 bei Klingner. ; 

5) S. 9. 42 des oben angeführten Patentes und des Herrn Prof. Stö- 
ger's Abhandlung über die derogirende Kraft deſſelben in der Zeitſchrift 
für öſterreich. Rechtsgelehrſamkeit ze. S. 66 des 2. Bds, vom Jahr 1833. 


Fünftes Hauptſtück. 


Von den Religions- und Unterrichts⸗Verhältniſſen 
der Juden. 


F. 43. 


Die auf die Religions-Verhältniſſe ſich beziehenden 
Verordnungen betreffen die Art und Weiſe der den Juden 
geſtatteten Ausübung ihrer Religion, die Wahl und 
die Befugniſſe ihrer Religionsdiener, das toleranz⸗ 
mäßige Betragen der Juden gegen die chriſtliche 
Religion, endlich die Vorſchriften, welche bei ihrem 
üÜbertritte zu derſelben zu beobachten find. Die Dar: 
ſtellung der Unterrichts -Verhältniſſe begreift aber die 
Vorſchriften über die jüdiſchen Volksſchulen, und dann 
über den Beſuch der höhern Lehranſtalten. 

Die Errichtung jüdiſcher Gotteshäuſer war von jeher nur mit 


großer Schwierigkeit geſtattet. Die Erlaubniß zur Erbauung der 


jüdiſchen Synagogen, weil ſolche den Juden nur Anlaß geben, wider 
die Landtagsſchlüſſe ſich in das Land häufig einzuſchleichen, haben 
Se. Maß. ſich als Regale vorbehalten und im Lande sub poena 
fiscali verboten. Daher dem Conſiſtorium die Bewilligungs-Erthei— 
lung zur Erbauung einer neuen Synagoge ohne vorherigen Conſens 
gar nicht, die Reädificationen und Erweiterung der alten aber, we— 
gen des dabei unterlaufenden Publici, jedesmal auf vorherige Con— 
certirung mit dem königlichen Tribunal, zu erlauben geſtattet iſt ). 
Die ſpäter erſchienene jüdiſche Polizeiordnung aber beſtimmt, daß 
ohne beſondere landesfürſtliche Bewilligung keine Synagoge errich— 


1) Höchſtel Entſchl. 22. April 1710 bei Wekebrod a. a. O. 
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tet, noch eine speciem synagogae gemacht, noch ein Privathaus 
zur Verſammlung zum Gebet erwählt werden darf. Den Juden iſt 
alſo (ohne beſondere Bewilligung) nur erlaubt, ihre Andachten in 
ihren Privatwohnungen für ſich allein zu verrichten, jedoch ſo, daß 
keine species synagogae unterlaufe. Auch iſt einem auswärtigen Ju— 
den geſtattet, dem ſo geſtalteten Gebet und den Beſchneidungen bei— 
zuwohnen, wenn eine Synagoge von dem Orte weit entlegen wäre. 
Es bleibt aber auf das ſchärfſte unterſagt, bei einem dergleichen Ge— 
bete, wie auch zur Lehre oder Auslegung des Geſetzes, die Thora 
zu gebrauchen, dann die Vermählungen, Segenſprechungen, Cere— 
monien und andere Religionsübungen, welche lediglich in den Syna— 
gogen geſchehen ſollen 2). Für die Bewilligung einer Synagoge ſind 
das erſte Mal 2000 fl., ſodann jährlich 100 fl. zu entrichten. Dieſe 
Vorſchrift wurde aber durch Hofdecret vom 29. December 1787, 
Gubernialintimat. vom 10. Jänner 1788, Z. 300, dahin erläutert, 
daß dieſe Taxen von den bereits damals beſtandenen Synagogen eben 
ſo wenig als für diejenigen, welche aus wichtigen oder auch aus un— 
erheblichen Urſachen von einem Orte zum andern überſetzt werden, abzu— 
nehmen ſind. Für die Bewilligung, daß ein Jude ſein Gebet im Hauſe 
ohne Thora verrichten dürfe, find jährlich 24 fl., mit der Thora aber 50 fl. 
zu bezahlen ). Die Taxe für die Erlaubniß fein Gebet mit Aufſtel— 
lung der Thora zu Hauſe zu verrichten, iſt an die jüdiſche Gemeinde 
zur Verwendung für die jüdiſchen Normalſchulen zu entrichten Y. 
Nur wenn die nächſte Synagoge über 4 Meilen entfernt iſt, darf 
eine Beſchneidung in einem Privathauſe vorgenommen werden ). 
Die von einer Synagoge weit entfernt wohnenden Juden dürfen 
zwar ihre Beſchneidungen zu Hauſe vollziehen, jedoch ohne alle ſonſt 


2) Jüd. Polizeiordn. vom Jahre 1754, Art. XXIV. — Luk ſche ſagt auch 
(S. 201), jedoch ohne ſich auf ein Geſetz zu berufen, daß die Syna— 
gogen keine Thürme und Glocken haben dürfen. Dieſes finde ich auch 
in einem, mir nicht ganz zuverläſſig ſcheinenden, Auszuge eines Hof— 
decretes vom 30. Jänner 1789 beſtätiget. 

8) Hofdecr. 8., Gubernialint. 22. Nov. 1787, 3. 22729. 
4) Hofdecr. 30. Jänner 1789. 
5) Hofdecr. 20. Febr. 1751, Gubernialint. 27. Juli 1753. ; 
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gewöhnliche Ceremonien und ohne den Gebrauch der Thora ©). Bei 
Ableſung der Thora in den Synagogen, ſoll der Schulſinger mit 
erhöheter Stimme ein öffentliches Gebet für das Wohl Sr. Maje- 
ſtät und der allerhöchſten Familie abhalten, worauf die geſammte 
anweſende Judenſchaft einſtimmig „Amen' auszurufen hat ). Der 
privative Verkauf der ſogenannten Paradeisäpfel iſt den Judenvor— 
ſtehern keineswegs geſtattet, ſondern es ſteht jedem einzelnen Juden 
frei, ſich ſolche, wo immer, ſelbſt zu kaufen ?). Die jüdiſchen Sträf— 
linge find am Sabbathe und den jüdiſchen Feiertagen, fo wenig als 
die Chriſten an den ihrigen, zur öffentlichen Arbeit zu verhalten, 
doch ſind die Juden auch am Sabbathe und ihren Feiertagen ſchul— 
dig, ſich den häuslichen Arbeiten ohne Anſtand zu unterziehen ?); 
und an ihren Feſttagen ſind die Juden nicht vor Gericht zu for— 
dern 0). | 

In Schleſien iſt den tolerirten jüdiſchen Familien das 
Privatexercitium ihrer Religion nach der bisherigen Obſer— 
vanz auch fernerhin, jedoch ohne eine Synagoge, ohne ei: 
nen eigenen Rabbiner oder Vorſteher geſtattet; fie wer— 
den ſich aber mit ihren Andachtsbüchern aus der in Böhmen beſtehen— 
den hebräiſchen Buchdruckerei zu verſehen, und falls ſie jüdiſche Bü— 
cher aus der Fremde hereinzubringen gedächten, hiezu allemal in be— 
ſonderen Fällen um die dießfällige Erlaubniß anzuſuchen und dieſe 
ihre fremden Bücher der Beurtheilung der k. k. Bücher-Reviſion zu 
unterwerfen haben 11). | 

$.44. 

Für die mähriſche Judenſchaft beſteht ein eigener Lan— 

desrabbiner, deſſen Pflichten ſich auf die Erhaltung der Einig— 


6) Allerh. Reſer. vom 29. Jänner, Gubernialintim. 4. Febr. 1757. 

7) Süd. Polizeiordn. vom Jahre 1754. Art. VII. g. 6. 

8) Hofdecr. 22. März, Gubernialint. 1. April 1800, 3. 4733. 

9) Hofdecr. 1. Mai 1813, wodurch der Inhalt der Hofdecrete vom 3. Aug. 

und 30. Oct. 1790 beſtätiget wird. S. Handbuch des öſterreichiſchen Ge— 

ſetzes über Verbrechen von Johann Borſchitzky, Prag 1815. S. 15. 

10) Hofdeer. 17. Jänner 1818, 3. 1405, Lukſche, S. 220. 
11) Pat. 15. Dec. 1781, 9. 2. 
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keit, Vermittlung der Streitigkeiten und Zwiſtigkeiten in Religions: 
ſachen zwiſchen den jüdiſchen Gemeindegliedern und auf die Einſchär— 
fung und Erhaltung der Gottesfurcht beziehen. Auch hat der Land— 
Rabbiner den richtigen Eingang der Contributions- und anderer Schul— 
digkeiten der Juden mit willigſter Zuthat zu befördern. Zu dieſem 
Zwecke ſoll ſich dieſer beſtändig im Lande aufhalten und er hat ſeit 
undenklichen Zeiten ſeinen Wohnſitz in der Nikolsburger Gemeinde. 
Sollten ihm jedoch mehrere Vortheile den Aufenthalt außer Landes 
wünſchenswerth machen, ſo müßte hiezu die höchſte Dispenſation er— 
wirkt, und der Landesſtelle eine Terna aus drei tauglichen Indivi— 
duen vorgelegt werden, wovon der Gewählte, in Abweſenheit des 
Landesrabbiners, deſſen Verrichtungen gegen eine billige Abfindung 
mit demſelben zu beſorgen hat. Nur der Landesrabbiner oder deſſen 
Stellvertreter haben das Recht, den Titel eines doppelten 
Rab, welches einen zweifachen und Jura-Gelehrten bedeutet, zwei— 
mal des Jahres, nämlich zu den Oſter- und Lauberhüttenfeſten zu 
ertheilen. Den Namen eines (einfachen) Rab können aber auch zwei 
Gemeinderabbiner in jedem Kreiſe (wahrſcheinlich in jedem der drei 
jüdiſchen Kreiſe, in welche die Juden in Mähren vor Alters einge— 
theilt waren), jedoch nur zur ſelbigen Zeit, wann ſie zehn Studen⸗ 
ten in Lehr und Verhalt haben, einem oder dem anderen aus der 
Gemeinde ihres Ortes, und welcher wenigſtens zwei Jahre verhei— 
rathet iſt, nach Ermeſſung ſeiner Gelehrſamkeit beilegen 1). Vor— 
mals beruhte die Wahl des Landesrabbiners auf der beſonderen 
Eintheilung der mähriſchen Judenſchaft in Kreiſe. Sie war näm— 
lich in drei Kreiſe, den obern, den mittlern und den untern, ein— 
getheilt, welche Eintheilung auch durch die jüdiſche Polizeiordnung 
von 1754 beibehalten wurde. Jedem dieſer drei Kreiſe ſtanden zwei 
Landesälteſte vor, welche weder unter ſich 2), noch mit dem Ober— 
Landesrabbiner 3) mit einer Blutsverwandtſchaft oder Schwäger— 


1) General-Polizei⸗, Proceß⸗ und Commercialordnung für die Judenſchaft 
im Markgrafthume Mähren vom Jahre 1754, Art. II. 
2) General-Polizeiordn. v. J. 1754, Art. IV, g. 1. 
5) Anhang zur General-Polizei⸗, Proceß⸗ und Commercialordnung vom 13 
Mai 1763. 
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ſchaft bis in den dritten Grad behaftet ſein durften. Dieſe wurden alle 
drei Jahre durch die größere jüdiſche Verſammlung in Brünn zur 
Brünner Marktzeit gewählt, und auf dieſelbe Art der Abgang des ei— 
nen oder des andern derſelben in der Zwiſchenzeit erſetzt. Jeder Lan— 
desälteſte ſollte innerhalb feines Kreiſes wohnen, daher aus den Ein— 
wohnern des Kreiſes gewählt werden. Der Landesrabbiner mußte 
halbjährig an die in Judenſachen aufgeftellte Repräſentations-Com— 
miſſion feinen Bericht über das Verhalten der Landesälteſten abſtat— 
ten“), Bei Erledigung der Landesrabbinerſtelle ſollen nun die 6 Lan— 
desälteſten und 6 aus jedem der drei Kreiſe gewählte Deputirte, alſo 
im Ganzen 24 Wähler an einem beſtimmten Tage in Brünn zu 
einer neuen Wahl zuſammenkommen. Dieſe ſollten einen Eid able— 
gen, daß ſie bei der Wahl ihre Stimme nicht nach Freundſchaft oder 
Feindſchaft, nach Empfehlungen, Eigennutz oder einer anderen Ne— 
benabſicht, ſondern lediglich nach dem Wohlverhalten, der Frömmig— 
keit, den Verdienſten und der Tauglichkeit abgeben werden. Dieſe 
Wähler haben drei Subjecte dem Gubernium durch die Landesälte— 
ſten, welche einen ausführlichen Bericht über den Wahlaet und die 
ausgefallenen Stimmen zu erſtatten haben, vorzuſchlagen. Das Gu— 
bernium hatte aber dieſe Terna zur allerhöchſten Beſtätigung eines 
Individuums aus derſelben, oder zur Verwerfung vorzulegen. Wenn 
nun einer darunter die Beſtätigung Seiner Majeſtät erhielt, fo 
ſollte dieſer in der Nikolsburger Synagoge in Gegenwart aller jüdi— 
ſchen Landesälteſten und des Landſchreibers den Eid der Treue Sei— 
ner Majeſtät ablegen, und daß er feiner Amtspflicht gegen die mäh⸗ 
riſche Judenſchaft auf das genaueſte und ohne die mindeſte Neben— 
abſicht nachkommen wolle 5). 


§. 45. 


Dieſes Wahlverfahren mußte aber, bei der Ende Jänner 1788 
erfolgten Aufhebung der Bedienſtungen ſämmtlicher jüdiſcher Landes— 


4) A. a. O. ad art. IV, g. 1. 
5) General-Polizeiordnung von 175%, Art. III. 
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älteſten ), weſentlich mobdificirt werden. Die neueſten Vorſchriften 
über den Wirkungskreis und die Wahl des Landesrabbiners ſind in 
dem Hofdecrete vom 8. Juli und in der Gubernialverordnung vom 
13. Aug. 1830, Z. 25576, erfloſſen. Dieſem zu Folge bleibt der 
Wirkungskreis des mähriſchen jüdiſchen Landrabbiners vor der Hand, 
wie bisher, auf das jüdiſche Religionsweſen und den hebräiſchen Litte— 
rarunterricht beſchränkt. Da keine Vorſchrift darüber beſteht, daß 
der jeweilige Nikolsburger Rabbiner zugleich die Stelle des Land— 
rabbiners bekleiden müſſe, ſo wird die Beſtimmung über den Auf— 
enthalt des künftigen Landrabbiners von den Beſchlüſſen der Behör— 
den abhängen. Für die Geſchäfte, welche dem Landrabbiner über— 
tragen werden, iſt demſelben ein jährlicher Bezug von 600 fl. C. M. 
aus dem mähriſchen jüdiſchen Landesmaſſafonde bewilliget. Die 
Beſetzung der Landrabbinerſtelle wird durch die Wahl der mähriſchen 
Judenſchaft und die landesfürſtliche Beſtätigung des gewählten In— 
dividuums erfolgen. Damit diejenigen Individuen, welche ſich für 
dieſe Stelle in Competenz ſetzen wollen, ihre inſtruirten Geſuche 
bei dem Gubernium einreichen können, muß dem Wahlacte eine in 
den Synagogen der mähriſchen und der böhmiſchen Judengemeinden 
kundzumachende Concursausſchreibung vorausgehen. Die vom Can— 
didaten auszuweiſenden Erforderniſſe ſind: 1.) Das mähriſche oder 
böhmiſche jüdiſche Incolat. Die bei einer mähriſchen oder böhmiſchen 
Judengemeinde angeftellten Localrabbiner find ohne Rückſicht auf 
ihr Geburtsland competenzfähig, da ſie nöthigenfalls ſchon durch 
ihre Anſtellung nationaliſirt find. 2) Ein Zeugniß des betreffenden 
Kreisamtes über die tadelloſe Moralität und politiſche Unbedenklich— 
keit des Geſuchſtellers. 3) Die vollſtändige Kenntniß der deutſchen 
Sprache im Vortrage und in der Schrift, ſo wie die mit gutem 
Erfolge erlernten deutſchen Normalſchul-Gegenſtände, nachgewieſen 
durch competente Zeugniſſe. 4) Die vollkommene und gründliche 
Kenntniß der jüdiſchen Religionslehre, dargethan durch ein Zeugniß 
des Nikolsburger ſogenannten jüdiſchen Juriſtencollegiums, oder 


1) Diürch die Gubernialverordn. vom 29. Nov. 1787 wegen Einführung 
der jüdiſchen Verzehrungsſteuer, womit das Pat. vom 17. Nov. 1787 
kundgemacht wurde. 
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dreier, wenigſtens aber zweier in Mähren bereits angeſtellter Cocal- 
rabbiner. Bei den in Mähren oder Böhmen bereits wirklich ange- 
ſtellten Localrabbinern wird die erforderliche jüdiſche Religionswiſſen— 
ſchaft vorausgeſetzt, und dieſelben werden daher von der Beibringung 
eines Zeugniſſes hierüber enthoben. Endlich werden 5.) die Kennt— 
niſſe der philoſophiſchen Wiſſenſchaften dermalen zwar nicht als un— 
umgänglich nothwendig erfordert, doch werden jene Candidaten, die 
ſich mit guten Zeugniſſen darüber ausweiſen, unter ſonſt gleichen 
Umſtänden beſonders berückſichtiget werden. Nach verſtrichener Con- 
cursfriſt wird die Wahl des Landrabbiners von den durch die mäh— 
riſchen Judengemeinden beſtimmten Wahlmännern vorgenommen. 
Hiezu haben ſich dieſe an dem von dem Gubernium beſtimmten Tage 
in Brünn, an dem Orte, wo die Juden ihrem Gottesdienſte obzu— 
liegen pflegen, unter der Aufſicht des Brünner Kreisamtes zu ver: 
ſammeln. In jedem der ſechs mähriſchen Kreiſe ernennt jede der 
darin befindlichen Judengemeinden, auf die für die Wahl der Ge— 
meindevorſteher beſtimmte Art (§. 26), aus ihren Familianten ein 
Individuum als ihren Bevollmächtigten. Die auf dieſe Art gewähl- 
ten Bevollmächtigten ſämmtlicher Kreisgemeinden haben ſich an dem 
vom Gubernium beſtimmten Tage in der Kreisſtadt bei dem Kreis⸗ 
amte mit der Vollmacht ihrer Gemeinde Behufs der Mitwirkung 
zur Erwählung eines Wahlmannes für die Ernennung des Land— 
rabbiners auszuweiſen. Von dem Kreisamte iſt ſodann die Zuſam⸗ 
mentretung dieſer Gemeindebevollmächtigten an einem geeigneten 
Orte der Kreisſtadt zu veranſtalten, an welchem, unter der Aufſicht 
des Kreisamtes, durch die Stimmenmehrheit dieſer Bevollmächtig— 
ten aus den bei den Judengemeinden des Kreiſes wirklich angeſtellten 
Rabbinern ein Wahlmann, und für den Fall ſeiner Verhinderung 
ein Erſatzmann gewählt wird. Über dieſen Wahlact hat der inter— 
venirende kreisämtliche Beamte ein, von allen Wahlmännern zu un- 
terſchreibendes und von ihm zu coramiſirendes, Protokoll zu führen 
und dem Kreisamte vorzulegen. Dieſes hat demnach die Ausſtellung 
einer von allen Gemeindebevollmächtigten zu unterfertigenden Voll— 
macht zur Wahl des neuen Landrabbiners an den Wahlmann und 
den Erſatzmann zu verfügen. Die Vollmacht des Letztern ſoll jedoch 
nur bedingt lauten. Das Kreisamt hat die Vollmachten zu legaliſiren 
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und für die gehörige Zuſtellung derſelben, ſo wie für das pünctliche 
Erſcheinen des Wahl- oder des Erſatzmannes an dem beſtimmten 
Wahltage in Brünn zu ſorgen. Die Hotzenplotzer Gemeinde hat ihren 
Bevollmächtigten zur Deputirtenverſammlung des Prerauer Kreiſes 
abzuſenden. Die Wahlmänner der mähriſchen Kreiſe ſollen wenig— 
ſtens drei Tage vor dem zur Wahl beſtimmten Tage in Brünn ein— 
treffen, ſich bei dem dortigen Kreisamte mit ihren Vollmachten legi— 
timiren und einen Vorſitzer, rückſichtlich Leiter der Wahlverſammlung 
durch Stimmenmehrheit erwählen, auch aus dem Stande der jüdi— 
ſchen Schriftgelehrten (Juriſten) einen geeigneten Actuar zur Füh— 
rung des Protokolls beiziehen. Während dieſer Zeit werden die beim 
Gubernium eingegangenen Competenzgeſuche um die Landrabbiner— 
ſtelle, welche das Gubernium mit dem Zulaſſungsbeſcheide erledigte, 
durch das Kreisamt dem Vorſitzenden und von dieſem allen Wahl— 
männern ſammt allen Behelfen mitgetheilt. Daraus können die 
Wahlmänner die Eigenſchaften der Competenten beurtheilen, um 
ſich in ihrer Wahl zu beſtimmen; auch ſich vorläufig privatim über 
die Wahl beſprechen. 
$. 46. 

Am wirklichen Wahltage iſt die Wahl in dem hiezu beſtimmten 
Locale und in Gegenwart eines kreisämtlichen Wahlcommiſſärs, 
nach vorausgegangener Ablegung des gewöhnlichen Eides (§. 44) 
vorzunehmen. Über Aufruf des vorſitzenden Wahlgeſchäftsleiters ſoll 
jeder Wahlmann nach der Ordnung des Alters einen motivirten 
Ternovorſchlag aus drei wählbaren Individuen in das Wahlprotokoll 
geben. Der Vorſitzende hat ſeine Stimme zuletzt zu geben. Darauf 
iſt aus denjenigen drei Candidaten, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben, mit Beobachtung derjenigen Rangordnung unter 
denſelben, welche ſich durch die Mehrheit der Stimmen ausſpricht, 
der Ternovorſchlag der Wahlverſammlung zu bilden und in das Pro— 
tokoll einzuſchalten. Sollte es ſich wider alles Vermuthen fügen, 
daß durch die ſechs Wahlmänner bei ganz divergirender Abſtimmung 
keine Wahl zu Stande gebracht würde, ſo ſollen, über einen um— 
ſtändlichen Bericht des Brünner Kreisamtsvorſtehers über den vor- 
genommenen Wahlact, von der Landesſtelle die vorerwähnten (ſ. den 
vorhergehenden §) Erſatzmänner zur Vollendung der Wahl einberu— 
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fen werden. Das von allen Wahlmännern und dem Actuar unter: 
fertigte und gefiegelte, dann von dem kreisämtlichen Wahlcommiſſär 
coramiſirte, ſohin gehörig geſchloſſene Wahlprotokoll, iſt endlich von 
der Wahlverſammlung dem Brünner Kreisamtsvorſteher zu überrei— 
chen, von welchem es, mit Einſchluß der Relation des kreisämtli— 
chen Wahlcommiſſärs, an das Gubernium einzubegleiten iſt, worauf 
die Wahlmänner ſich ſogleich nach Hauſe zu begeben haben, und die 
Entſchließung der Hofkanzlei über den Wahlact, ſo wie über die 
Beeidigung und den Amtsantritt des neuen Landrabbiners zu er— 
warten iſt. — Jene Koſten, welche auf den unmittelbaren Wahlact 
Beziehung haben, werden von dem mähriſchjüdiſchen Landesmaſſa— 
fonde beſtritten; jene Koſten aber, welche aus Gelegenheit der Be— 
ſtimmung der Wahlmänner durch die Verſammlung der Gemeinde— 
Bevollmächtigten in den betreffenden Kreisorten auflaufen könnten, 
ſind von den betreffenden Gemeinden zu tragen. Die Wahlmänner 
und deren Actuar werden für die Zeit, als ſie des Wahlgeſchäftes 
wegen vom Hauſe entfernt ſind, nebſt der Vergütung der Fuhrkoſten 
an Diäten täglich 3 fl. C. M. aus dem jüdiſch-mähriſchen Landes— 
maſſafonde erhalten. Die nach ältern Geſetzen von dem neugewähl— 
ten Landrabbiner zu entrichtende Tare von 500 fl. ) wurde durch 
die neuern Vorſchriften weder beſtätiget, noch ausdrücklich aufgehoben. 

5 §. 47. 

Keine Gemeinde ſoll ohne Rabbiner, Schächter, Schulſinger 
und Beglaubten ſein. Bei deren Aufnahme hat die Gemeinde nur 
auf Wohlverhalten und Gelehrſamkeit zu ſehen. Wer für dieſe Wahl 
irgend ein Geſchenk annimmt, ſoll von dem Landesrabbiner, mit 
Beiziehung zweier Landesälteſten deſſelben Kreiſes, durch das ganze 
Land in Bann verrufen werden, und durch ſeine ganze Lebenszeit 
zur Bekleidung eines jüdiſchen Amtes nicht zugelaſſen werden. Wer 
zur Erlangung einer ſolchen Stelle irgend ein Geſchenk gibt, iſt, 
wenn er den Dienſt erlangt hat, von demſelben abzuſchaffen und 
zur Erlangung einer ſolchen Stelle, für immer als unfähig zu er— 
klären 1). Keine Judengemeinde darf für ſich allein eine Rabbiner— 


— 


1) Jüd. Polizeiordn. v. 1754, Art. X. 
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Stelle vergeben, noch jemand ein ſolches Amt eher annehmen, bevor 
er nicht von dem Land Rabbiner oder deſſen Vertreter gehörig exa— 
minirt und hiezu für tauglich befunden wurde 2). Wenn eine Local— 
rabbiner-Stelle erledigt wird, hat die Judengemeinde dem Landes— 
rabbiner mit der Bemerkung des für die Stelle ſyſtemiſirten Gehal— 
tes und der Zuflüſſe, die Anzeige zu machen und von ihm den Vor— 
ſchlag eines Subjectes zu dieſer Stelle anzuſuchen. Nur wenn die 
Gemeinde ſich mit dem Zeugniſſe des Landesrabbiners auszuweiſen 
vermag, daß kein inländiſches Individuum zu einer ſolchen 
Stelle geeignet ſei, kann zur Wahl eines Ausländers geſchritten 
werden 8). Wenn die Gemeinde binnen vier Wochen die Anzeige 
von einer eingetretenen Erledigung an den Landesrabbiner unterläßt, 
oder über den an ſie gelangten Vorſchlag deſſelben den Rabbiner 
nicht benennt, dann hat der Oberrabbiner das Recht, der Gemeinde 
von Dienſtwegen einen Rabbiner einzuſetzen. (Gubernialdecr. 6. Sep: 
tember 1833, Z. 28709.) Nach einer ältern Verfügung hatte die 
Gemeinde das Subject zu der erledigten Localrabbiner-Stelle dem 
Landesrabbiner vorzuſchlagen, und dieſer den Candidaten zu prüfen 
und zu approbiren oder zu verwerfen ). In Zukunft darf kein jü⸗ 
diſcher Religionslehrer oder Rabbiner von einer Judengemeinde auf— 
genommen werden, bevor er ſich nicht über die erworbene vollkom— 
mene Kenntniß des Lehrbuches Bne-Zion und der darin enthaltenen 
religibs-moraliſchen Grundſätze ausgewieſen hat 8). Jeder neuge— 
wählte Rabbiner hat in Beiſein des Oberlandesrabbiners und mit 
Zuziehung des Landſchreibers in der Synagoge zu Nikolsburg den 
Eid der Treue, des Gehorſams und über die Erfüllung ſeiner 
Pflichten abzulegen 9. | | 
§. 48. 

Die Rabbiner ſind angewieſen, ihren Glaubensgenoſſen in den 
Synagogen deutlich und nachdrücklich zu erklären, daß jeder Bann 


2) Jüd. Polizeiordn. v. 1754, Art. I., g. 6. 

3) Gubernialverordn. 28. Febr. 1797, 3. 3271. 

4) Anhang zur jüd. Polizeiordn. v. 1763, ad Art. I., g. 6. 
) Gubernialverordn. 20. Juli 1812, 3. 16459. 

6) Jüd. General-Polizeiordn. 1754, Art. IV. g. 4 
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fluch, fo lange die Regierung deſſen Gültigkeit nicht anerkennt, un: 
gültig ſei. Der Religionslehrer, der einen ſolchen Bannfluch in 
Schulen, Synagogen oder ſonſt öffentlich verkündigt, iſt, wenn er 
ein Ausländer iſt, außer Landes zu ſchaffen, und wenn er ein In— 
länder iſt, ſeines Amtes zu entſetzen. Wer einen ſolchen Bannfluch 
unter der Hand verbreitet, iſt mit 50 Reichsthalern zu Gunſten des 
Angebers oder nach Umſtänden mit körperlicher Züchtigung zu bele— 
gen 1). Die Strenge dieſes Geſetzes läßt ſich aus den harten Folgen 
erklären, welche mit dem jüdiſchen Banne nach ältern Geſetzen ver— 
bunden ſind. Ein Jude, der in Bann verrufen iſt, darf weder die 
Synagoge betreten, weder mit andern Juden in Gemeinſchaft le— 
ben, noch zu einem hochzeitlichen Mahle oder zur Beſchneidung 
eingeladen werden. Die Verrufung in den Bann wurde vormals 
auch als Executionsmittel gegen einen verſchuldeten Juden angewen- 
det 2). Die kleinern Orter (d. i. ſolche Gemeinden, welche nicht we— 
nigſtens aus 30 Familien beſtehen ?) find ſchuldig, wenigſtens einen 
Schulmeiſter, welcher die Jugend im Leſen und Schreiben und was 
hauptſächlich Gott und das Geſetz Moiſis ſei, unterweiſe, auszu— 
halten, dergeſtalt jedoch, daß die Vermöglicheren, wenn ſie gleich 
keine Kinder zu unterrichten hätten, gleichwohl zur Subſiſtenz des 
Schulmeiſters einen verhältnißmäßigen Beitrag leiſten müſſen ). 
§. 49. | 
Im Allgemeinen ergeben ſich die Pflichten der Rabbiner aus 
ihrer Eigenſchaft als Religionslehrer. Daß ihnen in dieſer Eigen— 
ſchaft auch die Aufſicht auf Beſchneidungen, Beerdigungen und auf 
die Grabſtätten obliegt, geht ſchon aus der nahen Verbindung, in wel— 
cher diefe Gegenſtände mit dem religiöfen Glauben ſtehen, hervor. 
Aus derſelben Urſache muß ihnen auch die Aufſicht über die Schäch— 
ter zuſtehen (§. 108). Ihr Wirkungskreis in Eheſachen wurde be— 
reits im II. Hauptſtücke angegeben. Andere Obliegenheiten und 
Rechte der Rabbiner, z. B. zur Ausſtellung der Beſchneidungs— 


— 


1) Hofdeer. 25. Mai, Gubernialintim. 10. Juni 1808, 3. 12164. 
2) Jüd. Proceßordn. v. J. 1754, F. 30. 

3) Jüd. Polizeiordn. v. J. 1754, Art. I., $. 1. 

) A., a. O., Art. I., 5. . 
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Zeugniſſe, zum Bezuge von Taxen bei Trauungen u. ſ. w. kommen 
ebenfalls am gehörigen Orte vor. Insbeſondere liegt den Rabbinern 
ob, die Geburts-, Trauungs- und Todtenregiſter zu führen. Diefe 
drei Regiſter find nach den für die chriſtlichen Pfarrmatrikeln vor⸗ 
geſchriebenen Rubriken, mit den geringen auf die Religionsverſchie— 
denheit ſich beziehenden Veränderungen zu führen. Wo ein Orts— 
rabbiner aufgeſtellt iſt, hat derſelbe die Regiſter zu führen; bei ein— 
zelnen Familien aber hat ſolches derjenige Rabbiner zu thun, wel— 
cher dem Orte am nächſten wohnt !). Zu Ende eines jeden Jahres 
ſollen die Rabbiner von allen drei Regiſtern eine mit dem Formular 
in den Rubriken übereinſtimmende Jahrstabelle zuſammenziehen, 
und dieſelbe längſtens bis halben Jänner, nebſt dem Conſcriptions— 
bezirke, auch an das Kreisamt einſchicken 2). Über die Führung 
der Trauungsbücher wurden die nähern Vorſchriften oben ($. 21) 
angeführt. Bei der Eintragung in die Geburtsbücher iſt, damit nicht 
uneheliche Kinder als eheliche eingetragen werden, die hierüber er— 
laſſene Snftruction vom 21. October 1813 und der Nachtrag vom 
13. Jänner 1814 zu beobachten. Seit 1. Jänner 1788 müſſen die 
Beſchneidungs- und Geburtsbücher ohne Ausnahme in deutſcher 
Sprache geführt, und alle Geborne, Geſtorbene und Getraute mit dem 
deutſchen Vor- und auf immer beſtimmt angenommenen Geſchlechts— 
namen geführt werden 2). Derjenige Rabbiner, der die Geburts⸗, 
Trauungs- und Sterbefälle nicht in deutſcher Sprache und 
nicht nach den beſtimmten Namen eintragen oder die Bücher nicht in 
deutſcher Sprache führen ſollte, iſt das erſte Mal mit 50 fl. zu beſtra⸗ 
fen, das zweite Mal aber ſogleich des Dienſtes zu entlaſſen und für 
dienſtunfähig zu erklären. Die Strafgelder fallen zur Hälfte dem jüdi- 
ſchen Domeſticalfonde, zur Hälfte dem Anzeiger zu). Es war nämlich 
durch das Patent vom 23. Juli 1787, welches dieſe Vorſchriften ent— 
hält, verordnet ($. 94), daß jeder Haus vater für feine Familie vom 


— 


1) Pat. vom 20. Febr. 1784, 9. 6. Kopetz öſterreichiſche politiſche Ge: 
ſetztunde. Wien 1807. I. Thl. I. Bd. S. 81. 

2) Pat. v. 20. Febr. 1784, g. 9. 

3) Pat. 28. Juli 1787, f. 4. 

) A. a. O. , . 7. 


92 
1. Jänner 1788 an einen beſtimmten Geſchlechtsnamen führen, der 
auf ſeine Kinder übergehen ſollte, daß die verheiratheten Frauens— 
perſonen den Geſchlechtsnamen ihres Mannes annehmen, und jede 
einzelne Perſon ohne Ausnahme einen deutſchen Namen ſich beilegen 
und ſolchen ohne Abänderung zeitlebens führen ſoll. — Damit alle 
jüdiſchen Glaubensgenoſſen in den Matrikeln erſcheinen, haben die 
Wirthſchaftsämter und Magiſtrate die Geburten und Sterbefälle, 
welche ſich in den fremden Judenfamilien, die ſich in ihren Gerichts— 
bezirken aufhalten, ergeben, immer den Judengerichten, die es betrifft, 
zur Kenntniß zu bringen ). Derjenige, der die Beſchneidungsbü— 
cher führt, ſoll darüber ordentliche Repertorien führen, worüber die 
Kreisämter zu wachen haben ). In Schleſien, wo den Juden 
keine eigenen Rabbiner oder Vorſteher geſtattet find 7), wird die 
Führung der Geburts-, Trauungs- und Beſchneidungsbücher von 
dem Steuercollector beſorgt, welcher mit vier Beiſitzern alle die 
Verfaſſung der Judenſchaft betreffenden Geſchäfte zu beſorgen hat. 
$. 50. i EIN 
Die Anlegung und Einrichtung der jüdiſchen Friedhöfe, fo 
wie die Behandlung und Beerdigung der Leichen, unterliegt natür⸗ 
lich den allgemeinen polizeilichen Vorſchriften, welche auch 
für die Chriſten gelten ). Für die Errichtung eines Juden-Leichen⸗ 
hofes war vormals dieſelbe Taxe wie für die Erbauung einer Syna— 
goge, nämlich das erſte Mal 2000 fl. und dann 100 fl. jährlich 
feſtgeſetzt?). Dieſe drückende Taxe wurde aber aufgehoben und be: 
ſtimmt, daß für die Bewilligung zur Errichtung jüdiſcher Begräb⸗ 
nißſtätten keine Taxe abgenommen werden darf). Schon die ältern 
Geſetze nahmen dieſe der Ruhe der Todten geweihten Orter gegen 


5) Gubernialdecr. 27. Jänner 1795, 3. 1226, und 30. Jänner 1824, 
3. 1189. 

6) Gubernialverordn. 25. Ro 1797, 3. 2972. 

7) Toleranz⸗Pat. v. 15. Dec. 1781, f. 2, 

1) S. Kopetz's öſterreichiſche politiſche Geſetztunde I. Thl. II. Band, 
95. 741 — 744. 

2) Hofdecr. 8., Gubernialintim. 22. Nov. 1787, 3. 22729. 5 

3) Hofdecr. 20. Nov. 1819 an „ Länderſtellen. Politiſche Ge— 
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ſetzſamml. 47. Bd S 433, 3. 153. 
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die Ungezogenheit und den Fanatismus in Schutz ). Dem erwach— 
ten beſſern Geiſte der Toleranz angemeſſen, wurde auch verordnet, 
daß es von der anbefohlenen Ausreißung der Grabſteine auf den 
jüdiſchen Friedhöfen abzukommen habe ?). Auch iſt bei der Über: 
tragung einer jüdiſchen Leiche von einer Stadt oder von einer Pros 
vinz in die andere keine Taxe abzunehmen ©). 

$. 51. 

Mehrere ältere Verordnungen verbieten den Juden jede Hand— 
lung, welche den chriſtlichen Religionsdienſt ſtören, oder den Chri— 
ſten überhaupt ein Argerniß geben könnte. Wenn Juden nahe an 
katholiſchen Kirchen wohnen und ihre anderweitige Transferirung 
nicht thunlich iſt; ſo hat die Obrigkeit die Verſchränkung alles Ein— 
ſehens derſelben in die Kirchen zu verfügen, um bei dem zu halten— 
den Gottesdienſte und Andachten jedes Argerniß zu entfernen ). 
Bei öffentlichen Andachtsübungen der Chriſten, und insbeſondere 
bei Umgängen mit dem Hochwürdigſten, ſollen ſich die Juden in 
ihren Wohnungen ruhig nnd geheim verhalten 2). Die vermifchten 
Wohnungen, das Halten jüdiſcher Kramgewölber in chriſtlichen 
Häuſern, die Offenhaltung derſelben an Sonn- und Feiertagen, 
das Branntweinſchenken während des chriſtlichen Gottesdienſtes 
(tempore divinorum), das Tragen der jüdiſchen zehn Gebote durch 
die öffentlichen Gaſſen, alle Inſolenzen und Spöttereien gegen das 
Chriſtenthum ſind verboten. Die Juden ſollen vielmehr bei den 
chriſtlichen Begräbniſſen, öffentlichen Andachten und Prozeſſionen in 
ihren Häuſern bleiben, und Thüren, Fenſter und andere Offnungen 

verſchließen 2). Da den Juden durch das Toleranz-Patent vom 
) Jura judaica eivitatis Brunensis; bei Hermann: Geſchichte der 


Iſraeliten in Böhmen S. 114, F. 8. 
) Hofdecr. 23. Sept., Gubernialintim. 8. Oct. 1789, 3. 19533, 
6) Jura jud. civ. Brun, a. a. O. S. 114, $. 7. 
1) Höchſte Verodung vom 2. Sept. 1726. 


2) Gubernialdecr. 24. Mai 1765. 
3) Hofdecr. 23. Juni, Gubernialintim. 25. Sept. 1727. Bei Weke⸗ 


brod a. a. O. kommt dieſes Geſetz, im Weſentlichen (bis auf die Aus— 
laſſung des Verbotes die „zehn Gebote? zu tragen) von gleichem In— 
halte, als Hofreſeript v. 23., Tribunalsdecr. v. 30. Juni 1727 vor. 
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13. Hornung 1782 mehrere Freiheiten und Begünſtigungen einge: 
räumt wurden, ſo ſollen ſie auch, wie der 16. §. dieſes Patentes 
fagt, dieſelben nicht mißbrauchen durch Ausſchweifungen und Zügel: 
loſigkeit, kein öffentliches Urgerniß geben und die chriſtliche Religion 
nirgend irren, noch gegen dieſelbe und ihre Diener Verachtung zei— 
gen, weil ein Frevel dieſer Art auf das ſtrengſte beſtraft, und nach 
Beſchaffenheit der Umſtände ſelbſt die Abſchaffung des Schuldigen 
aus fammtiichen Erbländern zuziehen würde. Das Ziehen der Sab— 
bathſchnüre in Gegenden und Gaſſen, wo bisher keine waren, iſt, 
als eine Neuerung, und da dieſes nicht zu den weſentlichen Reli— 
gionsgebräuchen gehört, nicht zu geftatten %. In Schleſien ſoll 
die tolerirte Judenſchaft die ihr eingeräumten Begünſtigungen bei 
ſchärfſter Ahndung nicht mißbrauchen, kein öffentliches Argerniß ge: 
ben, noch die chriſtliche Religion beirren oder Verachtung gegen die— 
ſelbe oder ihre Diener bezeigen, ſondern vielmehr ſich eines ſtillen, 
ehrbaren, beſcheidenen und rechtſchaffenen Lebenswandels 1 
und ſich dadurch des landesfürſtlichen Schutzes würdig machen 5). 
§. 52. J 

Der Übertritt der Juden zur chrriſtlichen Reli 
gion iſt durch mehrere Verordnungen normirt. Vielen derſelben liegt 
die Abſicht zum Grunde, die Taufe jüdiſcher Kinder gegen den 
Willen ihrer Eltern zu verhindern. Weder eine Hebamme 
noch ſonſt Jemand ſoll ſich künftig unter ſchwerer Ahndung unter— 
fangen, ein jüdiſches Kind zu taufen ). Nur in zwei Fällen iſt es 
erlaubt, ein unmündiges Judenkind wider Willen ſeiner Eltern oder 
Vormünder zu taufen, 1.) in der äußerſten Lebensgefahr, wenn 
nichts anderes als der gewiſſe Tod vorauszuſehen, 2.) wenn es | 
von feinen Eltern oder Vormündern verlaffen oder verſtoßen war, 
mithin die väterliche oder vormundſchaftliche Gewalt über ſolches auf- 
hört. Wenn gleichwohl ein Judenkind gegen ein ſolches Verbot 
getauft wird, ſo ſoll es auf Koſten des Taufenden bei guten 
und frommen Chriſten erzogen werden, bei Unvermögenheit deſſelben 


4) Hofdeer. 9. Febr., Gubernialint. 10. März 1815, 3. 5591. 
5) Jüd. Toleranzpat. für Schleſien 15. Dec. 1781, F. 12. 
1) Gubernialdecr. 19. Nov. 1759, auf allerh. Befehl erlaſſen. 


— — . . ———— —— 


95 


aber in einem Waiſenhauſe oder Spital. Die Eltern oder Vormün— 
der ſind verpflichtet, einem ſolchen Kinde ſeinen Kindstheil (Pflicht— 
theil) realiter zu verſichern. Hat ein Kind die annos diseretionis 
erreicht, ſo kann es auf ſein Verlangen, wenn es hinlänglich in der 
chriſtlichen Glaubenslehre unterrichtet iſt, auch ohne Einwilligung 
der Eltern getauft werden. Als annus diserelorius wird das 7. Jahr 
beſtimmt. Verlangt ein noch jüngeres Kind die Taufe, ſo iſt jedes— 
mal eine Unterſuchung von der geiſtlichen und weltlichen Obrigkeit 
vorzunehmen, ob es das genugſame erforderliche Licht beſitze, wo es 
dann in ein Waiſenhaus oder ſonſt zu chriftlichen Leuten zu geben 
iſt, wo es nach erlangtem hinreichenden Unterrichte getauft werden 
kann. Die jüdiſchen Eltern oder Vormünder ſollen angehalten wer— 


den, nach Maß ihres Vermögens dem Kinde die Alimentation zu 


reichen und den Kindstheil mit Bürgſchaft oder realiter ſicher zu ſtel— 

len. Wenn ein Ehetheil, es ſei Mann oder Weib, zur chriſtlichen 
Religion übergeht, ſo können die zur Taufe gebrachten Kinder auch 
wider den Willen des im Judenthume verbleibenden Ehetheils getauft 
werden, wobei darauf zu ſehen, ob die Kinder das annus discreto- 
rius erreicht haben oder nicht. Im erſten Falle haben ſie freie Macht, 
im andern aber ſind die Kinder dem zur chriſtlichen Religion übertre— 
tenden Theil auszufolgen und mit demſelben zu taufen. Auch dem 
zur chriſtlichen Religion übertretenden Großvater ſteht die Befugniß 
zu, ſeine Enkel, nämlich die Kinder ſeines lebenden oder verſtorbenen 
jüdiſchen Sohnes, wenn ſelbe den Gebrauch der Vernunft noch nicht 
befigen, mit ſich zur Taufe in chriſtlichen Glauben anzutragen 2). 
Die oben angedeutete äußerſte Todesgefahr, bei welcher ein unmün— 
diges Judenkind getauft werden durfte, mußte aber mittelſt eines 
glaubwürdigen Zeugen erwieſen ſein, widrigens der Taufende einer 
Strafe von 1000 Ducaten, oder im Falle der Unvermögenheit ei— 
ner zweijährigen, mit Arbeit verſchärften Arreſtſtrafe unterlag. Die 
Geiſtlichen ſollen das Volk gegen ſolche unbefugte Taufen warnen, 
um ſo mehr ſich ſelbſt von der Vornahme a unter derſelben 
Strafe von 1000 Ducaten enthalten 3). 


* 


2) Hofdecr. 15. Febr., Gubernialint. 4. März 1765. 
3) Hofdecr. 9. Sept., Gubernialint. 3. Oct. 1768. 
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Nach einem fpäteren Geſetze ſoll aber überhaupt kein jüdiſches Kind 
ſeinen Eltern genommen und in dem katholiſchen Glauben unterrich— 
tet und getauft werden, bis man nicht ſicher iſt, daß es die hinläng- 
liche Erkenntniß habe, und entweder aus übernatürlichen Gründen 
oder aus erfolgter Überzeugung den Antrieb zur Taufe habe, wozu 
weder Furcht noch Anlockung, noch was immer für eine Leidenſchaft 
die Urſache gegeben habe, welches jedesmal gründlich unterſucht 
werden ſoll, weil es der Religion an guten Chriſten, nicht aber 
an Getauften gelegen iſt. Auch iſt auf Judenkinder alles dasjenige 
anzuwenden, was die höchſte Entſchließung vom 28. März 1782 in 
Hinſicht der zur katholiſchen Religion übertreten wollenden akatholi— 
ſchen Kinder vorſchreibt. Dieſe Kinder ſollen daher in Betreff ihres 
vorhabenden Übertrittes und über die Beſtimmungsgründe zu demfel- 
ben in Gegenwart ihrer Eltern, Verwandten und mehrerer Religions— 
genoſſen zu Protokoll vernommen werden. Dieſes Verfahren ſoll 
nach 6 Monaten wiederholt, und nur dann, wenn das Kind in ſei— 
nem Entſchluſſe feſt iſt, ſoll es — ohne Unterſchied des Alters — in 
der katholiſchen Religion erzogen und getauft werden H. Dabei foll 
der allenfällige Widerſpruch des Vaters in Hinſicht des Vermögens 
aufgelöſet werden, wobei es ſich aber nicht mehr um die Sicherſtel— 
lung des Pflichttheils handeln kann, da dieſes mit dem 762 §. des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches im Widerſpruche wäre. Indeſ— 
ſen ſind die Behörden verpflichtet, ſo viel es die Geſetze erlauben, 
dafür Sorge zu tragen, daß getaufte Judenkinder von ihren Eltern 
wegen des Übertrittes zur chriſtlichen Religion in ihren Rechten 
nicht gekränkt werden?). 
| $. 53. 

Noch beſtimmter ſprechen ſich in Beziehung auf die Unzuläſſig— 

keit der Taufe unmündiger jüdiſcher Kinder ſpätere Verordnungen 


4) Hofverordn. 31. März, Gubernialint. 9. April 1782. „ 

5) Hofdecr. 20. Sept. 1821 an die Landesſtellen in Niederöſterreich, Böh⸗ 
men, Mähren und dem Küſtenlande. Polit. Geſetzſamml. 49. Bd. S. 281, 
3. 141. Mähr.⸗ſchleſ. Gubernialint. 5. Oct. 1821, 3. 9505. Luſchke a. 
a. O. S. 203 meint, daß ſolchen Kindern, wenn ſie noch berechtigt 
find, den Unterhalt zu fordern, nach Analogie des Hofdeer. 31. Aug. 
1822, von der Perſonalinſtanz ein Curator beſtellt werden müßte. 
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aus. Es wurde nämlich allen Accoucheurs und Hebammen unter ei- 
ner Strafe von 1000 Ducaten oder halbjährigem Gefängniß die 
Taufe der Judenkinder gänzlich und alſo auch dann die Noth— 


taufe unterſagt, wenn etwa aus den Umſtänden der Geburt, oder 


der Schwäche des Kindes für das Leben desſelben wirklich Beſorg— 
niſſe entſtehen ſollten, weil derlei Kinder immer den Eltern gehören 
und es alſo auch nur dieſen zuſtehen kann, ſie taufen zu laſſen oder 
nicht ). In der Regel dürfen Judenkinder vor Erreichung des 18. 


Jahres nicht getauft werden; wenn aber ein ſolches Kind zwar 


noch nicht das 18. Jahr erreicht, jedoch in einem Alter iſt, wo es 
das Gute von dem Böſen zu unterſcheiden vermag, und aus eigenem 
Antriebe auf dem Todbette die Taufe verlangen ſollte, ſoll ihm die— 


ſelbe ertheilt werden 2). Auch iſt die Landesſtelle berechtigt, aus 
wichtigen Gründen in Anſehung jener Kinder, welche bereits das 


14. Jahr zurückgelegt haben, die Bewilligung zur Taufe zu er— 


theilen; in anderen Fällen hingegen iſt jedesmal die höchſte Be— 
willigung hierüber einzuholen 8). Auch die im vorhergehenden $. 


über den Übertritt jüdiſcher Kinder mit ihren Eltern zur katholiſchen 
Religion enthaltenen Vorſchriften wurden durch die nachfolgenden 
weſentlich modificirt. Wenn ein jüdiſcher Vater zur katholiſchen Re— 


ligion übertritt, ſo haben alle Kinder, welche die Unterſcheidungs— 
jahre noch nicht erreicht haben, der Religion des Vaters zu folgen!). 


Wenn die Mutter katholiſch wird, und der Vater beim Juden— 
thume verbleibt, bleiben die Kinder ohne Unterſchied des Geſchlech— 


tes bei der Religion des Vaters. Stirbt aber der Vater, und iſt 
kein jüdiſcher Großvater väterlicher Seits vorhanden, der die Ver— 
ſorgung der Kinder übernehmen will, ſo bleibt es der katholiſchen 
Mutter unbenommen, ihre Kinder beiderlei Geſchlechtes, welche die 
Unterſcheidungsjahre noch nicht erreicht haben, in der katholiſchen 


Religion zu erziehen ?). Der zum Chriſtenthume übertretende Vater 


1) Höchſte Entſchl. v. 12., Gubernialint. v. 26. April 1787 ‚3. 7661, 
2) Hofdecr. 30. Oct., Gubernialint. 13. Nov. 1789, 3. 21521. 

3) Hofdeer. 21. Oet., Gubernialint. 3. Nov. 1791, 3. 21846. 

4) Hofdeer. 19. Juli, Gubernialint. 12. Aug. 1808, 3. 16350. 

„) Hofboecr. 19. Febr., Gubernialint. 4. März 1790 „3. 4065. 
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kann ſeine Kinder beiderlei Geſchlechtes von was immer für einem 
Alter, auch wider Willen der im Judenthume verbleibenden Mutter, 
zur Taufe mit ſich führen, wobei die nicht 7 volle Jahre alten Kin— 
der in der Regel ohne weiters zuzulaſſen ſind; den über 7 Jahre al— 
ten aber der Übertritt nur auf ihre eigene abgegebene Einwilligung 
zu geſtatten iſt. Sollte ſich der kaum zu vermuthende Fall ergeben, 
daß ein Judenkind unter 7 Jahren ſeine Religion mit dem Vater 
zu verändern ſich weigern würde, fo müßte durch eine aus politi— 
ſchen Beamten und dem Seelſorger beſtehende Commiſſion erörtert 
werden, ob dieſes Kind aus religidſen Beweggründen, ohne äußere 
Anlockungen und mit hinreichender Kenntniß ſeiner Religionsgeſetze, 
bei der Religion, in der es geboren iſt, bleiben wolle, dann iſt das 
Kind auf ämtliche Veranlaſſung durch 6 Monateüber die Lehre des 
Chriſtenthums zu unterrichten, und darauf die Unterſuchung zu wies 
derholen, bei abermaliger Weigerung aber dieſem Kinde kein Zwang 
zur Taufe anzuthun. Doch bleiben dem Vater über dieſes Kind die 
ihm aus der väterlichen Gewalt zuſtehenden Rechte ungeſchmälert. 
Damit er an der Bekehrung ſeines Kindes pflichtmäßig arbeiten 
könne, ſteht es ihm frei, daſſelbe an einen ihm angemeſſen ſcheinen— 
den Ort zu geben, wo es zwar nach ſeinen Religionsgrundſätzen le— 
ben, wo aber der Vater ungehindert durch ſich ſelbſt, oder durch 
Jemand andern es für die Annahme der chriſtlichen Religion gewin— 
nen kann; ja er kann dieſes Kind durch 3 Jahre, wenn es unter 
dieſer Zeit nicht aus der väterlichen Gewalt tritt, ſelbſt unter feiner, 
häuslichen Gemeinſchaft behalten. Bei Kindern, die nach Vollen— 
dung dieſer 3 Jahre noch nicht 12 Jahre alt ſind, hätte dieſe häus— 
liche Gemeinſchaft mit dem zum Chriſtenthume übergetretenen Vater 
bis zu ihrem vollendeten 12. Lebensjahre zu dauern ). 

§. 54. 

Schon ältere Verordnungen enthalten einige Vorſchriften über 
den den jüdiſchen Kindern zu ertheilenden Unterricht, indem den 
Rabbinern aufgetragen war, jüdiſche Scholaren zu halten, und die 
kleineren Judengemeinden unter dreißig Familien verpflichtet wur— 
den, wenn ſie nicht einen Rabbiner halten konnten, wenigſtens 


6) Hofdecr. 6., Gubernialcire. 28. Dec. 1810, 3.29148 
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einen Schulmeifter zur Unterweiſung der Jugend im Leſen und 
Schreiben und was hauptſächlich Gott und das Geſetz Mo— 
ſis ſei, zu halten ). Doch ſcheinen dieſe Verordnungen mehr 
den religibſen, als den eigentlichen Schulunterricht zu berühren, oder 
doch letzteren nur mehr als ein Mittel zum erſtern zu behandeln. Es 
konnte auch bei dem Umſtande, daß der Schulunterricht ſelbſt bei 
den chriſtlichen Unterthanen noch keine große Fortſchritte gemacht 
hatte, nichts anders erwartet werden. Später wurden aber die Ju— 
den zum Beſuche der deutſchen Schulen verpflichtet 2). Um die Ju— 
den durch beſſern Unterricht, Aufklärung ihrer Jugend und durch Ver— 
wendung auf Wiſſenſchaften, Künſte und Handwerke dem Staate nütz— 
licher und brauchbarer zu machen, wurde ihnen geſtattet, bei jeder jü— 
diſchen Hauptſynagoge des Landes eine eigene normalmäßig eingerich- 
tete, mit Lehrern von ihrer Religion beſetzte Schule auf ihre Koſten zu 
errichten, und zu dieſem Ende einige taugliche junge Leute nach An— 
zahl ihrer Schulen auszuſuchen, welche ſie zum ordnungsmäßigen 
Unterricht in der Normal-Lehrart an die Brünner Normal-Schul- 
Direction anweiſen ſollen. Dieſe jüdiſchen Normalſchulen werden 
unter der nämlichen Oberaufſicht wie alle andern 
deutſchen Schulen ſtehen; die Entwerfung der moraliſchen 
Bücher iſt aber den Juden ſelbſt gegen dem zu überlaſſen, daß ſie 
ſelbe zur Überſehung und Beſtätigung der Brünner Schul ⸗Oberauf⸗ 
ſicht überreichen ?). 

An jenen Orten, wo die Juden keine deutſche Schule haben, 
iſt ihnen erlaubt und befohlen, ihre Kinder in die Normal-, Real- 
und Trivialſchulen zu ſchicken, in welchen fie gleich den chriſtlichen 
Kindern alles erlernen mögen, bei dem Religions⸗Unterrichte hinge— 
gen aus der Schule entlaſſen und während des Schulunterrichtes 
ſelbſt zu keiner ihrer Religionsübung widrigen Handlung gezwungen 
oder verleitet werden ſollen ). Für die Juden ſind die nämlichen 
Schulbücher beſtimmt, wie für die chriſtlichen Schulen, in ſo fern 


1) Jüd. Polizeiordn. vom Jahre 1754, (9. 1 und 5. 
2) Hofdecr. 26. Mai 1781. 

3) Jüd. Toleranzpatent vom 13. Hornung 1782, g. 3. 
*) A. a. O. F. 4. 
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fie auf ihre Religion keine Beziehung haben; follten fie aber wegen 
des Glaubens und Gottesdienſtes zu ihrem Gebrauche nicht geeignet 
ſein, ſo iſt ihnen geſtattet, eigene zu verfaſſen und zur Genehmigung 
vorzulegen ). Im Jahre 1812 wurde für die israelitiſchen Schulen das 
religibs-moraliſche Lehrbuch Bne-Zion eingeführt ). Die Kreisäm— 
ter hatten den Verkauf der ihnen zugeſendeten Exemplare dieſes Bu— 
ches bei den betreffenden Judengemeinden durch die Wirthſchaftsämter 
einzuleiten und die eingehenden Beträge einzuſenden, aus welchen die 
Vergütung der Druckkoſten zu beſtreiten war “). Urſprünglich war 
der Preis eines Exemplars auf 30 kr. W. W. feſtgeſetzt. Die katho— 
liſchen Schuldiſtricts-Aufſeher haben in Beziehung auf die Leitung 
der israelitiſchen Schulen denſelben Wirkungskreis und dieſelben 
Geſchäfte, wie bei den katholiſchen Schulen, nur haben ſie den Re— 
ligionsunterricht nicht zu beirren, ſondern ſich nur ſo weit in die 
Kenntniß desſelben zu ſetzen, um ſich zu überzeugen, ob nichts vor— 
kommt, was den Toleranzgeſetzen zuwider wäre. Auch haben ſie ihre 
Berichte, ſo wie jene über die katholiſchen Schulen an das Conſiſto— 
rium zu erſtatten ). Die deutſch-jüdiſchen Schulen haben die 
Diſtricts-Aufſeher immer in Gemeinſchaft mit einem Kreiscommiſſär 
zu unterſuchen ). Wo der katholiſche Schullehrer in Ermanglung 
einer eigenen jüdiſchen Schule, auch die jüdiſchen Schulkinder ver— 
zeichnet, iſt für dieſe (ſo wie für die Kinder der Griechen und Aka- 
tholiken) in den Überſichtstabellen eine eigene Rubrike anzuführen 100. 
Zum Schullehrer ſoll ein fähiger Mann (welcher den Präparanden— 
curs gehört haben, geprüft und befähiget worden ſein muß), er 
mag Rabbiner ſein oder nicht, angeſtellt werden. Es iſt ihm der 
Rang nach dem Rabbiner und dem Richter angewieſen, und foll bei 
guter Verwendung, wenn er ein Inländer iſt, bei Verleihung 


— 


5) Gubernialdecr. 4. Sept. 1783, 3. 10531. 

6) Hofdecr. 3. Jänner 1812. 

7) Hofdecr. 18. Sept., Gubernialint. 8. Oct. 1812, 3. 23415. 
8) S. Kopetz a. a. O. 66. 182 und 152. 

9) Gubernialverordn. 7. Dec. 1818, 3. 30900. 

10) S. Kopetz a. a. O. g. 337 und Hofdecr. 16. März 1820. 
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von Familienſtellen auf ihn beſondere Rückſicht genommen werden 1"). 
Bei Anſtellung jüdiſcher Schullehrer ſoll keine Taxe abgenommen 
werden 17). 

8.55. 

Wie überhaupt die Einrichtung der jüdiſchen deutſchen Schulen, 
mit Ausnahme der religiöfen Beziehungen, mit jener der chriſtlichen 
deutſchen Schulen ganz gleich iſt; ſo werden auch die jüdiſchen Kinder 
zum Schulbeſuche auf dieſelbe Art, wie die chriſtlichen Kinder ange— 
halten. Nur iſt gegen die erſtern, nebſt den allgemein vorgeſchriebe— 
nen Zwangsmitteln, noch die beſondere Sanction feſtgeſetzt, daß kein 
Jude getraut werden darf, der ſich nicht über den in einer öffentlichen 
Schule oder zu Hauſe erhaltenen Unterricht in der deutſchen Sprache 
ausweiſet (§. 16.) . Die jüdiſchen Feiertage find zum Nachtheil des 
Schulbeſuches nicht auszudehnen und an jenen Tagen, wo den Ju— 
den erlaubt iſt, ihre Handwerke und Gewerbe zu treiben, ſollen die 
jüdiſchen Kinder auch die Schule beſuchen. Die jüdiſchen Feiertage 
find das Oſter- und Lauberfeſt, jedes wit 10 Tagen, der Tag der 
Zerſtörung Jeruſalems mit einem halben vorher, der Sabbath und 
das Pfingſtfeſt. Jüdiſche Kinder dürfen unter dem Vorwande des jü— 
diſchen Unterrichtes nicht den deutſchen Schulen entzogen werden). 
Über das Geſuch einer Judengemeinde wurde verordnet, daß die jü— 
diſchen Kinder beim Eintritte in die Schule ihre Hüte zur Bezeugung 
der Ehrerbietung gegen den Schullehrer abnehmen ſollen, dem Un— 
terrichte aber mit bedecktem Haupte beiwohnen können 2). Zur leich— 
teren Beſtreitung des von den Juden auf die Erhaltung ihrer Schu— 
len zu machenden Aufwandes, wurden, außer verſchiedenen Taxen 
und Strafgeldern, die zum Vortheile der Schulen zu verwenden ſind 
(§. 43), denſelben auch die geſetzlichen Vermächtniſſe, wie bei den Chri— 
ſten, zugewiefen. Die Wirthſchaftsämter und Magiſtrate find ange— 
wieſen, von jeder Verlaſſenſchaft, wenn das reine Vermögen 300 fl. 
und darüber beträgt, bei jedem Sterbefalle eines jüdiſchen Familien— 


11) Gubernialverordn. 15. Juni 1793, 3. 11010. 
12) Hofdecr. 2. Nov. 1793. 

1) Gubernialverordn. 15. Juni 1793, 3. 11010. 

2) Gubernialverordn. 22. März 1784. 
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hauptes, worunter auch die Gattinnen und Wittwen zu rechnen 
ſind, von den wirklichen Großhändlern, Kaufleuten und Traficanten 
2 fl., von Profeſſioniſten und anderen Juden überhaupt aber 1 fl., 
ohne Unterſchied, ob die Verlaſſenſchaft nach der geſetzlichen oder nach 
der teſtamentariſchen Erbfolge den Erben zufällt, und ob der Erb— 
laſſer von dem Normalſchulfonde Erwähnung gemacht habe oder nicht, 
für dieſen Fond abzunehmen. Die Kreisämter ſollen dieſe eingehen— 
den Beiträge halbjährig mit dem gewöhnlichen Verzeichniſſe, jedoch 
insbeſondere (d. h. die Beträge, die von jüdiſchen Verlaſſen⸗ 
ſchaften herrühren, abgefondert von jenem aus den chriſtlichen Ver⸗ 
laſſenſchaften) an die Landesſtelle einſenden, um feiner Zeit aus die— 
fen Geldern, welche beſonders verrechnet werden, verhältnißmäßig 
eine Unterſtützung auf die Verbeſſerung der jüdiſchen Normalſchulen 
gewähren zu können 3). Da nach der politiſchen Schulverfaffung 
die israelitiſchen Schulen ſowohl hinſichtlich der Dotation der Lehrer 
und Gehülfen, als der Schulgebäude, ganz allein von den Gemein— 
den, die es betrifft, unterhalten werden müſſen; ſo kann der 
Schulfond hiezu in keinem Falle in Anſpruch genommen werden *) 
(S. 5. 423 Nr. 2.) uͤber den Unterricht israelitiſcher Privat— 
lehrer wurde verordnet, daß, wenn ſie ſich mit den erforderlichen 
Lehrfähigkeitszeugniſſen und über eine untadelhafte Moralität aus: 
weiſen, ihnen geftattet iſt, israelitiſche Kinder in allen Lehrge— 
genſtänden, aus welchen ſie ſelbſt geprüft ſind, privat und nur 
einzeln in den Wohnungen der Eltern, nach den allgemein be— 
ſtehenden Vorſchriften zu unterrichten. Es iſt ihnen dagegen verbo— 
ten, chriſtliche Kinder in den lebenden Sprachen oder in den ge— 
wöhnlichen Elementargegenſtänden zu unterrichten. Sollte es die Lan— 
desſtelle aus Local- und beſonderen Rückſichten für zweckmäßig erach— 
ten, den Privatunterricht der israelitiſchen Privatlehrer noch mehr 
zu beſchränken, um etwa die beſtehenden öffentlichen israelitiſchen 
Schulen dadurch mehr zu heben und zu befördern, ſo wird dieſe Ver— 


8) Hofdecr. 14. Juni, Gubernialintim. 1. Juli 179%,, und Gubernialcirc. 
13. Juli 1817, 3. 15095. 


) Hofdecr. B., Gubernialint. 23. April 1824, 3. 11100. 
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fügung dem Ermeſſen der Landesſtelle überlaſſen ). So wie die Ge— 
ſetzgebung in Beziehung auf den Schulbeſuch eine Gleichſtellung der 
Juden mit den Chriſten beabſichtigte, wurde die erwachſene jüdiſche 
Jugend ebenfalls verpflichtet, durch eine Stunde in der Woche den 
Wiederholungsunterricht zu beſuchen “). Zu dieſem Unterrichte wurde 
von dem Landrabbiner der Freitag beſtimmt ). Die meiften der bis— 
her über den deutſchen Schulunterricht für die Juden angeführten 
Verordnungen find wohl auch auf die ſchleſiſche Judenſchaft an: 
wendbar, um ſo mehr, da ein großer Theil dieſer Verordnungen für die 
ganze Monarchie ergangen iſt. Durch das ſchleſiſche Hauptpatent iſt 
insbeſondere ausdrücklich verordnet, daß alle jüdiſche Kinder, gegen 
Entrichtung des hergebrachten Schulgeldes, zur Beſuchung der näch— 
ſten chriſtlichen Schule, außer den zum Religions-Unterrichte beſtimm— 
ten Stunden, angehalten und im Leſen und Schreiben unterrichtet 
werden ſollen. Vermögliche und angeſehenere Juden aber ſind, falls 
ſie ihre Kinder zu Hauſe unterrichten laſſen wollen, verbunden, ſich 
hiezu keiner andern als nur ſolcher chriftlicher und jüdiſcher Privat— 
lehrer zu bedienen, welche in den Normal- und Hauptſchulen ſowohl 
die Lehrgegenſtände, als die vorgeſchriebene Methode gehörig erlernt 
und hierüber das gewöhnliche Zeugniß erhalten haben. Es iſt dem— 
nach den Vorſtehern ſämmtlicher Schulen aufgetragen, nicht nur 
alle jüdiſche Kinder zum Unterrichte im Leſen und Schreiben wil— 
lig aufzunehmen, ſondern auch vor der Zudringlichkeit oder Ver— 
ſpottung der chriſtlichen Jugend zu ſchützen ). 
$. 56. 

Der vermöglichern Jugend der jüdiſchen Nation iſt es frei ge— 
ſtellt, ſich auch auf die höhern Wiſſenſchaften auf den 
erbländiſchen Univerſitäten zu verwenden, und es 


>) Hofdecr. 13. Jänner 1816 an ſämmtl. Länderſtellen. Polit. Gefesfammi. 
54. Bd. S. 3, 3.3, kundgemacht durch das mähriſch-ſchleſiſche Guber: 
nium durch Intim. vom 17. Febr. 1826, 3. 2883. Provinzial⸗Geſetzſamml. 
8. Bd. S. 20, 3. 16, | 

6) Gubernialdecr. 1. Febr. 1821, 3. 2190. 

7) Gubernialint. 30. Juli 1821, 3. 19790. 

) Jüd. Toleranzpat. f. Schleſien 15. Dec. 1781, 9. 3. 
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ſoll kein Anftand genommen werden, diejenigen Judenkinder, welche 
die Normal-, Real-, lateiniſchen oder höheren Schulen beſuchen, 
in den privilegirten königlichen und andern Municipal⸗Städten bei 
Chriſten wohnen zu laſſen, wie dann den Eltern, wenn fie ihre 
ſtudierende Kinder nur zeitweilen und auf eine kurze Zeit zu ſehen 
kommen, bei Chriſten in ſolchen Städten Wohnung oder Nacht— 
herberge zu nehmen allerdings geſtattet wird ). Nicht minder find 
die jüdiſchen Jünglinge in Schleſien zu den lateiniſchen Schulen 
zuzulaſſen, damit ihnen die Erlernung höherer Wiſſenſchaften, wel⸗ 


chen ſie auf inländiſchen Univerfitäten ohne Anſtand obliegen können, 
nicht verſchränkt werde 2). Dagegen iſt der Judenſchaft in Mähren, 


eben fo wenig als der ſchleſiſchen ?) erlaubt, eigene Buchdru— 
ckereien zu errichten, ſondern ſie iſt wegen ihres Bedürfniſſes an 
Gebet- und andern hebräiſchen Büchern an die ſchon errichtete jü— 
diſche Buchdruckerei in Brünn und Prag zu verweiſen; wollten ſie 
aber jüdiſche Bücher aus fremden Landen hereinbringen, ſo ſind ſie 
verbunden, in jedem beſondern Falle, weil diesfalls das allgemeine 
Verbot entgegenſteht, die Bewilligung anzuſuchen, und die fremden 
Bücher gleich allen übrigen Unterthanen der Cenſur zu unterwer— 
fen ). Über die Zulaſſung der Juden zu den Gymnaſial- und 


Facultätsſtudien, find durch mehrere andere Verordnungen ver 


ſchiedene Beſtimmungen feſtgeſetzt. Judenkinder ſind gleich den 
Chriſtenkindern ohne Ausnahme in die lateiniſchen Schulen zuzus 
laſſen. Sie ſollen reinlich gekleidet und ohne äußere Unterſcheidungs— 
zeichen erſcheinen und von den Lehrern und der Schuljugend lieb— 
reich behandelt werden; während des Schulgebetes und des Unter— 
richtes in der Chriſtenlehre ſollen die jüdiſchen Kinder entlaſſen wer— 
den, und es iſt zu wachen, daß ſie ſich nicht mit Kaufen, Verkaufen 


1) Pat. 13. Hornung 1782, 6. 5. 

2) Jüd. Toleranzpat. für Schlefien v. 15. Dec. 1781, 9. 8, 

3) A. a. O., 9. 2. (S. oben H. 43.) 

4) Jüd. ran vom 13. Hornung 1782. $. 2. Nach der 0 


lution vom 9. Dec. 1721 (bei Lukſche a. a. O. S. 188) ſollten 


die jüdiſchen Bücher, welche eingeführt wurden, der Univerſität zu 
Olmütz zur Cenſur übergeben werden. 
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und Tauſchen abgeben 5). Die jüdiſchen Humanitäts-Schüler an 
jenen Gymnaſien, wo ſich zugleich eine jüdiſche Schule befindet, 
ſind verpflichtet, den Unterricht aus dem Buche Bne-Zion von einem 
Lehrer derſelben einzuholen, der ſie auch halbjährig in Gegenwart 
des Directors oder Präfeeten zu prüfen und den gemachten Fort— 
gang gemeinſchaftlich mit dieſen zu beſtimmen hat. Diejenigen 
iſraelitiſchen Schüler aber, welche ihre Studien an einem ſolchen 
Gymnaſium vollenden, wo keine Schule ihrer Nation exiſtirt, ha— 
ben ſich vor dem Eintritte in die Philoſophie der Prüfung aus die— 
ſem Lehrbuche auf die beſchriebene Art zu unterziehen und mit dem 
erhaltenen Zeugniſſe bei der Aufnahme auszuweiſen. Wegen des 
Honorars für dieſen Unterricht haben die Schüler oder die Eltern 
derſelben ſich mit dem Lehrer einzuverſtehen ). Auf Univerſitäten 
ſind die Juden, mit Ausnahme der Theologie, von keinem Studium 
ausgeſchloſſen 7). Selbſt vom Beſuche der Vorleſungen aus dem 
Kirchenrechte ſind ſie nicht ausgeſchloſſen, jedoch darüber nicht öf— 
fentlich zu prüfen 9. Dieſes wurde neuerlich dahin erläutert, daß 
jüdiſche Schüler aus dem Kirchenrechte weder in dem Collegium zu 
prüfen, noch zu den öffentlichen oder Privat-Semeſtralprüfungen 
zuzulaſſen ſeien, und daß auch das Verbot hinſichtlich der Ausſtel— 
lung der Frequentationszeugniſſe für derlei Hörer der Vorleſungen 
zu gelten habe ). Juden dürfen zwar nicht Doctoren des canoni— 
ſchen, wohl aber Doctoren des bürgerlichen Rechtes und Advocaten 
werden, und in dieſer Eigenſchaft Juden und Chriſten ver— 
treten 10). Auch können Juden in die Facultäten aufgenommen, 
jedoch könne ihnen weder akademiſche Würden (3. B. das Decanat 


5) Hofdecr. 14. Sept. 1782, Gubernialintim. 7. Jänner 1783. 

6) Hofdecr. 22. Febr., Gubernialverordn. 12. März 1813. Gymnaſial⸗ 
Codex, Auflage von 1820, III. Abſchn. Nr. 23; Studienhofcommiſ— 
ſionsdecret vom 7., Gubernialintim. 27. Dec. 1822. 

) Hofdecr. 16. Mai 1781. | 

8) Allerhöchſte Entſchließung vom 21. Auguſt 1820, Studienhofcommiſ⸗ 
ſionsdecret vom 21. April, Gubernialint. 15. Mai 1829, 3. 19348. 
9) Allerhöchſte Entſchließung vom 24., Hofdecret vom 28. Februar, 

Gubernialintim. vom 12. April 1833, 3. 10411. 
10) Hofdecr. 25. Oct., Gubernialintim. 22. Nov. 1790. 
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u. ſ. w.) verliehen werden, weil die Würdenträger gottesdienſtlichen 
Feierlichkeiten beiwohnen müſſen, noch können ſie dadurch mehrerer 
Rechte und Begünſtigungen theilhaftig werden, als ihnen ſchon 
ohnehin durch die beſtehenden Landesgeſetze und Verordnungen zu: 
geſtanden ſind 11). 


11) Studienhofcommiſſionsdecret vom 29. Auguſt 1817 an die nieder⸗ 
öſterreichiſche Regier., polit. Gejegfammi. 45. Bd. S. 336, 3. 126. 
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Sechstes Hauptſtück. 


Von den Eigenthums⸗ und Erwerbs⸗Verhältniſſen 
der Juden. 


$. 57. 


E, kommen in dieſem Hauptſtücke zuvörderſt die geſetzlichen Be— 
ſtimmungen zu behandeln, in wie weit Juden zum eigen— 
thümlichen Beſitze oder zur Pachtung und Miethe 
von Realitäten fähig ſind, dann ſollen die Handels— 
rechte und endlich die Gewerbsrechte der Juden dargeſtellt 
werden. — Was den eigenthümlichen Beſitz von Reali— 
täten betrifft, ſo darf ſich ſchon nach den ältern Geſetzen keine 
Obrigkeit unterſtehen, einiges Immobile, es ſeien nun Mäuthe, 
Mühlen, Schäfereien, Brauhäuſer oder Meierhöfe den Juden (als 
welchen bloß allein die Branntweinhäuſer zu überlaſſen geſtattet iſt) 
bei Strafe von 1000 Ducaten in Beſtand oder Beſitz zu laſſen, und 
wo ſich etwa ein Jude in einem dergleichen Beſtand befände, ſoll fol: 
cher ſogleich aufgehoben werden 1). Die Landesordnung Fol. 209 
verbietet den Juden den Beſitz aller unbeweglichen Sachen; ſie 
dürfen ſich weder in den Stadt- noch Grundbüchern etwas zuſchrei— 
ben laſſen, und wenn es geſchah, ſo fiel das dem Juden zugeſchrie— 
bene Gut dem Fiſcus zu 2). Dieſes Verbot iſt auch durch das Tole— 
ranz⸗Patent vom 13. Hornung 1782, $. 6 dadurch indirecte beſtäti— 
get, daß den Juden (welchen die Pachtung der nicht unterthä— 
nigen Gründe geſtattet wird) erlaubt wurde, wenn ſie Chriſten 
werden auch das Eigenthum ſolcher Güter zu erwerben; ſo wie 


) Hofreſer. 20. Sept. 1725, bei Wekebrod a. a. O. Nr. 460. 
2) S. Lukſche a. a. O., S. 205; Klingner a. a. O. S. 260 
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ihnen der $. 12 deſſelben Patentes, welcher den Juden die Anlegung 
von Capitalien auf Hypothek erlaubt, ausdrücklich verbietet, ſich 
dieſelben einſchätzen zu laſſen. Für die ſchleſiſchen Juden iſt das 
Verbot der Erwerbung unbeweglicher Güter auch durch das ſchleſiſche 
Judentoleranzpatent vom 15. December 1781, §. 5, durch die An: 
ordnung ſanctionirt, daß die Erwerbung des Eigenthumes 
der gepachteten Dominical-Grundſtücke den Juden, nur wenn ſie 
zur chriſtlichen Religion übertreten, geſtattet iſt. Als 
einem Juden von einem Juſtizamte im Executionswege ein unter⸗ 
thäniger Grund eingeantwortet und vom Wirthſchaftsamte grund— 
bücherlich zugeſchrieben wurde, wurde durch Erſuchſchreiben an das 
Appellationsgericht die Deſtituirung des Juden aus dem Beſitze und 
die betreffende Löſchung aus dem Grundbuche veranſtaltet, und die— 
ſes Verfahren als Norm für künftige Fälle vorgeſchrieben ). Durch 
mehrere Verordnungen iſt den Juden noch insbeſondere verboten, 
ein Haus in den Städten oder ſonſt außer denjenigen Häuſern zu 
beſitzen, welche die Judenſchaft früher beſaß 9. 

$. 58. 

Von der allgemeinen Regel, welche den Juden den eigenthüm— 
lichen Beſitz von Realitäten unterſagt, gibt es jedoch folgende 
Ausnahmen: 

1.) Die Juden dürfen die ſogenannten Judenh äuſer, d. i. 
ſolche Häuſer beſitzen, welche ſchon vor Alters her von Juden beſeſſen 
wurden. Schon ſehr alte Verordnungen beſtimmen, daß die Juden 
die Häuſer, welche ſie damals hatten, behalten, die Zahl derſelben 
aber nicht vermehren durften !). Jede Gemeinde muß ein Haupt⸗ 
grundbuch über alle jüdiſche Häuſer, jedoch ohne Nachtheil der 
grundobrigkeitlichen Gerechtſamen, dann jeder Schulvater über die 


3) Hofdecr. 8. Aug., Gubernialverordn. 5. Sept. 1795, 3. 15784. Es 
wurde zugleich die durch das Pat. vom J. 1725 (ſ. den Anfang die: 
ſes $.) angedrohte Geldſtrafe von 1000 Ducaten, fo wie die Leibes— 


ſtrafe für die den Beſitz überlaffenden Beamten, als aufgehoben erklärt. | 


4) Landesordn. Fol. 209, Reſolut. vom 14. Nov. 1719, 13. Sept. 1726, 
4. Febr. 1727, und 15. Aug. 1750 bei Klingner a. a. O., S. 252. 

1) Reſolut. 19. Nov. 1636, Hofreſcript 21. Febr. 1709 und 25. Auguſt 
1719 bei Lukſche a. a. O., S. 206. 
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Schulſeſſel führen, welche in einer verſchloſſenen Lade, die Beftändig 
bei dem Judenrichter zu verbleiben hat, aufzubewahren ſind, die 
Schlüſſel davon aber ſollen die Geſchwornen bei ſich haben, und 
dieſes Buch, welches einen vollen Glauben macht, nur in 
Gegenwart von wenigſtens drei jüdiſchen Gerichtsperſonen heraus— 
genommen werden 2). Es ſteht zwar jedem Juden frei, mit grund— 
obrigkeitlicher Bewilligung ſein Haus oder ſeinen Schulſeſſel zu ver— 
kaufen und vorläufig mit dem Käufer den Kaufvertrag abzuſchließen, 
doch wird ſolcher nicht eher in das Grundbuch eingetragen, bis er ſich 
nicht beim Rabbiner gemeldet und von ihm dreimal in der Schule 
(an einem Montag, den nächſten Donnerftag und den darauf fol 
genden Montag) bei dem Morgengebet öffentlich ausgerufen und 
verkündigt worden iſt. Dabei ſollen alle diejenigen, welche auf dieſes 
Haus, oder auf dieſen Seſſel ein Recht zu haben glauben, aufgefor— 
dert werden, ſich bei dem Rabbiner oder Juriſten zu melden, damit 
vor der Schließung des Kaufes alles ausgeglichen und behoben werde. 
Darauf ſoll der Käufer von dem Rabbiner und Juriſten ein Zueig— 
nungs⸗Inſtrument erwirken, welches von Wort zu Wort in das 
Grundbuch eingetragen werden fol. Für dieſe Ausſtellung und Ein— 
tragung iſt dem Rabbiner und dem Juriſten zuſammen 1 fl., und 
für die dreimalige Ausrufung und Ertheilung des Ausrufzettels den 
Beglaubten 18 kr. zu zahlen 2). Der Herrſchaft Großmeſeritſch ward 
ſchon durch eine Verordnung vom 22. April 1710, §. 9 aufgetragen, 


2) Jüd. Proceßordn. vom J. 1754, F. 33. 

8) Jüd. Proceßordn. vom J. 1754, F. 34. Die jüd. Proceßordn. wurde 
zwar durch das Hofdecr. 17. Mai, Gubernialintim. 29. Juli 1783, als 
durch die allgem. Gerichtsordnung aufgehoben erklärt. Indeſſen 
dürften die im Texte angeführten zwei h., weil fie einen ganz ſpeciellen, 
die Judenſchaft betreffenden Gegenſtand behandeln, ihre Kraft noch 
behalten, wie auch Lukſche in ſeinem alten und neuen Rechte Mät- 
rens und Schleſiens S. 37 meint, da er die Bemerkung macht, daß 
die Judengemeinden, ſo wie andere Gemeinden, bei der Führung ihrer 
Grundbücher nach dem Patente vom 9. April 1789 der Aufſicht der 
Obrigkeit unterliegen. Jedenfalls bleiben die ältern jüdiſchen Grundbü— 
cher, da ſie nach dem oben angeführten §. 33 der jüdiſchen Proceß⸗ 
ordnung einen vollen Beweis machen, immer von practiſchem Wer⸗ 
the, weil aus dieſen am beſten zu erkennen iſt, welche Sn ſchon 
vor Alters den Juden gehörten. 
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für Judenhäuſer Grundbücher zu führen?). Nach einem früheren 
Geſetze war zwar der Ankauf und Beſitz eines Judenhauſes den Chri⸗ 
ſten verboten ); bald darauf wurde aber der Ankauf von Juden⸗ 
häuſern den Chriſten anſtandslos erlaubt, und eben ſo dürfen Juden 
die von Chriſten erkauften Judenhäuſer, bis auf die in der Gemeinde 
zu beſtehen habende Zahl, wieder an ſich bringen Y. 

§. 59. 

2.) Können die Juden außer den Häuſern auch noch die Schul— 
ſeſſel (Plätze in den Synagogen) beſitzen, welche als eine unbe- 
wegliche Sache angeſehen werden. Es gibt Männer und Weiber— 
ſchulſeſſel 1). Wie die Grundbücher darüber geführt werden follen, 
und unter welchen Modalitäten der Verkauf derſelben Been iſt, 
wurde in dem vorhergehenden $. angeführt. 

3.) Erlauben ſchon die älteren Geſetze den Juden das Eigen 
thum von Branntweinhäuſern zu erwerben 2). Sowohl 
in Mähren als in Schleſien dürfen Juden, wenn fie wirkliche Fa⸗ 
milianten ſind, obrigkeitliche Branntweinhäuſer emphy— 
teutiſch an ſich kaufen. Juden, die keine Familienſtelle haben, ſind 
aber davon ausgeſchloſſen; fie dürfen aber ausnahmsweiſe obrigkeit— 
liche Branntweinhäuſer eigenthümlich beſitzen, wenn ſie dieſelben von 
ihren Eltern oder Verwandten ererbt haben, welche Erwerbung ihnen 
jedoch keineswegs einen Anſpruch zur Erlangung einer Familienſtelle 
gibt 5). Es iſt hervorgekommen, daß ſich hie und da die Juden im 


4) Bei Lukſche a. a. O. S. 37. 

5) Hofdeer. 14., Gubernialint. 26. Nov. 1799, 8. 19905. 

6) Hofdecr. 23. Sept. Gubernialint. 4. Oct. 1800, 3. 15689. Als Grund, 
warum den Chriſten der Ankauf von Judenhäuſern geſtattet wurde, 
führt Lukſche (beſondere Rechte der Perſonen Mährens und Schle— 
ſiens, S. 207) an, daß, wenn den Chriſten dieſes nicht geſtattet 
wäre, die Juden bei einer Licitation eines ſolchen Hauſes, wegen der 
Forderung eines Chriſten, die Verabredung treffen könnten, daß kein 
jüdiſcher Licitant erſcheine, um dergeſtalt den Chriſten um ſeine For— 
derung zu prellen. 

1) Lukſche a. a. O., S. 208. 


„a. die iofreſolut. vom 20. Sept. 1725, das Hofdecr. vom 


23. Nov. 1788. 
3) Hofbecr, 18. Nov. Gubernialcircul. 5. Dec. 1823, 3. 34516. 


111 


Beſitze ſelbſt ſolcher Branntweinhäuſer befinden, welche zwar ur— 
ſprünglich obrigkeitlich waren, ſich aber zur Zeit des von den Juden 
eingegangenen Pacht- oder Kaufvertrages nicht mehr in den Händen 
der Dominien befanden. Um bei ſtrenger Anwendung des Hofdecretes 
vom 13. November 1823 auf dieſe Verträge, die im Mittel liegen⸗ 
den Privatrechte nicht zu verletzen, wurde verordnet, daß, wenn 
ſolche Branntweinhäuſer noch vor der Wirkſamkeit des angeführten 
Hofdecretes von 1823 an Juden veräußert worden ſind, dieſe Ver— 
träge aufrecht zu erhalten, und die Juden in deren Beſitz zu ſchützen 
ſeien; ſie können dieſe Branntweinhäuſer auch fernerhin an Juden 
vererben, oder ſonſt gegen Entgeld hintangeben ). Auch iſt den 
Juden geſtattet, ſogar gleichzeitig mehrere Branntweinhäuſer eigen- 
thümlich zu beſitzen ?). Der geſetzlichen Conceſſion zum eigenthüm— 
lichen Beſitze der obrigkeitlichen Branntweinhäuſer für die Juden muß 
die möglichſt beſchränkte Auslegung gegeben werden. Wenn es nun 
gleich den Obrigkeiten zuſteht, ihr Branntweinregale nach beſtem 
Gutdünken auszuüben, mithin auch mehrere Branntweinhäuſer zu 
errichten, ſo tritt denn doch eine ganz andere Bewandtniß dann ein, 
wenn die Juden bereits im Beſitze der Ausübung des obrigkeitlichen 
Branntweinregales ſind, denn dieſe ſind an den Realitätenbeſtand, 
wie ſie ihn übernommen haben, gebunden; ſie dürfen denſelben weder 
vereinzeln, noch vermehren, da ihnen hiezu der geſetzliche Titel der 
Erwerbsfähigkeit zum Realitätenbeſitze fehlt, der bloß auf das ihnen 
in Pacht oder Abkauf übergebene obrigkeitliche Branntweinhaus be— 
ſchränkt iſt. Das Domicil und die Poſſeſſionsfähigkeit der Juden iſt 
an poſitive Geſetze feſtgehalten und durch den Toleranzzuſtand be— 
gründet; jede Abweichung hievon iſt eine Anomalie, die nicht geduldet 
werden kann. Wenn den Juden gleich wie den Obrigkeiten erlaubt 
würde, innerhalb dem Bezirke des Branntweinregals ſo viel Brannt— 
weinhäuſer und Keſſeln herzuſtellen, als ſie es in ihrem Intereſſe 
finden, fo würden bald in jedem Herrſchaftsbezirke fo viel Brannt— 
weinhäuſer als Ortſchaften ſein, und in jedem Orte eine oder meh— 
rere Judenfamilien als gemeinſchaftliche Eigenthümer ſitzen. Der 


4) Hofdecr. 12. März, Gubernialint. 4. Juni 1830, 3. 10361. 
5) Hofdeer. 28. Dec. 1792. 
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Möglichkeit eines ſolchen Übelſtandes, deſſen vielſeitige Machtheile, 
auch abgeſehen von Trankſteuergefällrückſichten und der erſchwer— 
ten, ja ſogar unmöglichen Reſpicirung, in die Augen ſpringen, iſt 
daher durch die beſchränkenden Geſetze entgegengewirkt. Auf jedem 
Branntweinhauſe, ſelbſt da, wo mehrere Eigenthümer deſſelben ſind, 
kann nur einem derſelben mit ſeiner Familie, als Bevollmächtigter 
und Geſchäftsträger der Übrigen, das Domicil hierauf geſtattet wer— 
den, ſo zwar, daß auch in dem Falle, wenn der jüdiſche Beſitzer das 
Branntweinhaus an einen zweiten Glaubensgenoſſen verpachtet, nur 
der Pächter zum Domicil berechtiget, der Verpächter aber gehalten 
iſt, in ſeine Judengemeinde zurückzutreten. Die Kreisämter haben 
ſich dieſe Grundſätze über die Conceſſion zum Beſitze der Brannt⸗ 
weinhäuſer durch Juden bei ihren Amtshandlungen gegenwärtig zu 
halten und ſtrenge darüber zu wachen, daß Unfüge von Vermehrung 
der Branntweinhäuſer durch Juden hindangehalten, und wo ſie 
etwa beſtehen ſollten, ſogleich abgeſtellt werden 9. Fi 
$. 60. 110 

4.) Ungeachtet der in allen böhmiſchen und öſterreichiſchen Län— 
dern beſtehenden Ausſchließung der Juden von der Erkaufung är a— 
riſcher oder ſonſtiger öffentlicher Gebäude, iſt von 
dieſer Regel, jedoch nur in jenen Orten, wo die Juden bereits tolerirt 
find, für den Fall eine Ausnahme geſtattet, wenn ein vermöglicher 
Jude ein derlei Gebäude zur Anlegung einer nothwendigen und nütz⸗ 
lichen Fabrik verwenden wollte und zur Unternehmung und Ausfüh⸗ 
rung eines ſolchen Geſchäftes ſich im Stande fände; nur muß in ei— 
nem ſolchen ſich ereignenden Falle jederzeit über den abzuſchließenden 
Kauf die höchſte Beſtätigung eingeholt werden 1). Früher durften 
wohlbemittelte Juden bei öffentlichen Licitationen Staatsgüter kau— 
fen 2). Abgeſehen davon, daß bei dem gegenwärtig erfolgten Verkaufe 
von faſt allen Staatsgütern in Mähren, dieſe Begünſtigung kaum 
mehr einen practiſchen Werth hätte, ſcheint ſie auch durch die ſpätern 5 


6) Hofdecr. 5. April, Gubernialveroron. 5. Juni 1829, 3. 19992. 

1) Hofdecr. 18. Gubernialint. 26. Sept. 1785, 3. 22172, bei Kling 
ner a. a. O., S. 257. 

2) Hoſbecr. 27. Auguſt, Gubernialint, 16. Sept, 1789. 
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Verordnungen aufgehoben, welche zu einem Ankaufe von landtäfli— 
chen Realitäten ausdrücklich das Incolat fordern ). Dieſe Anſicht 
wird auch durch den Unterricht für die Staatsgüter-Veräußerungs— 
Commiſſionen ausdrücklich beſtätigt, da derſelbe die Iſraeliten von 
der Theilnahme an dem Güterkaufe auch ferner N e H. 

§. 61. 

Selbſt die Pachtungen ſind den Juden unterſagt, obwohl 
in dieſem Puncte die ältern Geſetze viel ſtrenger als die ſpäter er— 
floſſenen ſind. Die Juden in Mähren waren unter namhafter Strafe 
von Verpachtung, Poſſedir- und Verwaltung einiger Zollmau— 
then und Immobilien ausgeſchloſſen ). Die im Lande wohnhafte 
Judenſchaft ſoll keine Mauthen, Mühlen und andere Immobilia 
(ausgenommen die Branntweinhäuſer) zu beſitzen fähig ſein?). Es 
iſt verboten, den Juden die Mauthen und Zölle zu verlaſſen, 
oder dieſelben zur Einmahnung zu beſtellen, unter der Strafe des 
Verfalls der Mauth- und Zollgerechtigkeit 2). In den Städten, wo 
die Chriſten ſind, ſollen die Juden keine Häuſer haben, und ohne Be— 
willigung des Landesfürſten nicht einmal darin wohnen ). Die Vor: 
ſchriften, welche das gemeinſchaftliche Wohnen in Chriſtenhäuſern und 
die Afterpachtung derſelben unterſagen, ſind ſtreng handzuhaben und 
durch keinerlei Art von Diſpens einer Ausnahme Statt zu geben ). 
Auch wurde das Verbot die Ausmeislung des Holzes den Juden zu 
verpachten republicirt 5); fo wie die Verpachtung der Müh⸗ 


3) Hofkanzleidecr. 23. Dec. 1812, polit. Geſetzſamml. 39. Bd. ©. 115, 
3. 74 Auch Lukſche a. a. O. S. 208 ſpricht dieſe Anſicht aus. 

4) Hofkammer⸗Präſidial. Schreiben vom 26. Juli, 1818, 3. 113, an das 
mähr. ſchleſ. Gubernial-Präſidium. 

1) Hofdecr. 29. Aug. 1681, bei Wekebrod a. a. O., Nr. 159. 

2) Hofreſcript vom 13. Nov. 1711, Wekebrod Nr. 330. 

3) Höchſte Entſchl. 18. Nov. 1637, Hofreſolt. 4. Dec. 1656, Hofdecret 
23. Oct. 1669, Hofreſcript 23. Oct. 1699, bei Wekebrod Nr. 14, 
79, 119 und 227. 

4) Reſolut. 14. November 1710 und 18. Auguſt 1750, bei Lukſche 
a. a. O., S. 207. 

E) Sofberr. 26. April, Gubernialintim, 18. Mai 1810, 3, 9929. 
6) Gubernialdecr. 30. Jänner 1758. 
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en 7) der Wiü this und Schankhäuſer an Juden verboten“). 
1 in Schleſien werden jüdiſche Branntwein⸗ und Wirthshaus⸗ 
pächter nicht geduldet ), und das Patent vom 17. April 1752 §. 10 
verhängte gegen die Dominien, welche (außer der einzigen Brannt⸗ 
weinpachtung) irgend eine Pachtung von Mauth⸗ oder andern Ge⸗ 


fällen an Juden geſtatten, eine Strafe von 1000 fl. Aus dem fehle: 


ſiſchen Sudentolerang- Patente vom 15. December 1781 8. 5, welches 


den Juden die Pachtung von Dominicalgründen als eine beſondere 
Begünſtigung geſtattet, geht im Allgemeinen das Verbot für die“ 


Juden hervor, unbewegliche Güter zu pachten. Auch ſind die Juden 


von der Pachtung von Verzehrungsſteuer⸗Objecten aus- 


geſchloſſen, wodurch aber jenen Iſraeliten, welche ſolche Gewerbe 


betreiben, die der Verzehrungsſteuer unterliegen, das Recht nicht 
benommen wird, ſich mit der Gefälls Verwaltung in Beziehung auf 


die Steuerentrichtung, abzufinden 10). Dagegen iſt den Juden die 
i der, 55. Verzehrungsſteuer geftatret 1 
§. 62. 
Dos Recht zu Wohnungs: Stiegen an 58066 
in der Hauptſtadt Brünn wurde durch eine eigene Verordnung 
Rormirt: 1.) In der Stadt Brünn darf kein Hauseigenthümer ei⸗ 


nem Juden eine ſtabile Wohnung, unter Strafe von 50 fl. für jeden 


Monat der Miethzeit zum Polizeifonde, vermiethen. 2.) Derſelben 


Strafe unterliegen Hauseigenthümer, welche unter dem Vorwande 
von Waarenniederlagen wirkliche Wohnungen, oder ſolche Behältniſſe 


an Juden vermiethen, die wirkliche Wohnungen waren, oder dazu 
geeignet find. 3.) Nur jene Juden ſi ſind ausgenommen, die vom 
Gubernium eine f, chrif tlich e Erlaubniß zur Miethung, einer Woh⸗ 
nung in der Stadt erhalten haben. 4.) Die mit Gubernialbe⸗ 
willigung in Brünn geduldeten Juden dürfen nur in den Vorſtädten 


kleine jährliche Wohnungen ene 57 Die zu Jahrmarktszeiten 9 


[u * 4 
m Hofrefolut. 1. Nov. 1711, ing 2 S. 268. Sanne, 13. Nov. 
1711, Wekebrod Nr. 360, 
6) Hofdecr. 9., Gubernialint. 21. Juni 1791, 3. 12036. 
9) Hofdeer. 7., Gubernialintim. 15. Dec. 1792, 3. 26896. 
10) Höchſte Entſchl. kundgem. durch das Gubernialintim. v. 14. Mai 1890. 


x 


1) Hofbeer. 14. Febr. 1795, bei En a. a. O., S. 214. | 
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oder fonft in Handelsgeſchäften ankommenden fremden Juden dürfen 
während dieſer Zeit in der Stadt oder den Vorſtädten nur ein Zim— 
mer längſtens auf vier Wochen miethen. 6.) Außer den Jahr— 
märkten dürfen ſowohl inländiſche als auswärtige jüdiſche Kauf und 
Handelsleute monatliche Wohnungen von höchſtens einem Zimmer 
und einer Kammer, aber nur in den Vorſtädten, miethen; hievon 
find die' jüdiſchen Waarenmäkler ausgeſchloſſen. 7.) Die Hauſierer 
oder ſogenannte Pinkeljuden dürfen nur auf einige Tage und nur 
in den Vorſtädten ein Zimmer miethen, wenn ſte mit vorſchrift— 
mäßigen Päſſen verſehen ſind. 8.) Juden, welche dieſe Vorſchriften 
übertreten, ſind ſogleich von Brünn abzuſchaffen ). 

$. 63. 

Das Recht der Juden auf Pachtungen hilt indeſſen durch 
mehrere Verordnungen eine bedeutende Ausdehnung. Um ihnen die 
Wege ihres Unterhaltes und der nöthigen Erwerbung deſto mehr zu 
erleichtern, wurde allen mähriſchen Juden, welche der feſtgeſetzten 
Zahl einer Gemeinde einverleibt ſind (daß ſich dieſe Befugniß auf 
Nichtfamilianten nicht erſtreckt, wurde auch durch eine ſpä— 
tere Verordnung beſtätiget )), der Ackerbau zu treiben vergönnt 
und daher geſtattet, an fie, mit Ausnahme der Gründe unterthäni- 
ger Contribuenten, Grundſtücke auf 20 und mehrere Jahre 
pachtweiſe zu überlaſſen. Wenn ſich gleich dieſe Erlaubniß auch auf 
bereits bearbeitete Grundſtücke erſtreckt, ſo äußerte die Geſetzgebung 
doch den Wunſch, daß die Juden vorzüglich unbearbeitete Feldſtücke 
und ſogenannte Oden übernehmen und durch ihren Fleiß fruchtbar 
zu machen ſich angelegen fein laſſen follten. Alle Feldarbeiten auf die— 
ſen von Juden gepachteten Grundſtücken haben künftig durch jüdiſche 
Hände zu geſchehen. Da aber die Juden des Ackerbaues und der Feld⸗ 
wirthſchaft noch unkundig waren, fo wurde ihnen geſtattet, wenig— 
ſtens durch die erſtern Jahre, um ſich in den Feldarbeiten zu unter— 
richten, chriſtliche Knechte in Dienſt zu nehmen, übrigens aber ſich 
das e Ackerbau nöthige Zug⸗ und 0 härte „ für fol- 


1) Gubernialdecr. 2. Sept. 1814, 3. 17800. 
1) Hofdecr. 18, Nov., Gubernialcirc. 5. Dec. 1823, 3. 94846. 
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ches die gemeine Weide mit zu genießen und nicht weniger die zu ih- 
rem Wirthſchaftsbetriebe erforderlichen Chalupen oder Kleinhäuſer zu 
bewohnen. Das Eigenthum der gepachteten Grundſtücke können ſie 
aber nur dann erwerben, wenn ſie Chriſten werden 2). In gleichem 
Geiſte iſt auch den Juden in Schleſien die Pachtung unbearbeiteter 
oder auch cultivirter Dominicalgrundſtücke auf 20 oder auch mehrere 
Jahre, unter der ausdrücklichen Bedingung geſtattet, daß alle Acker— 
bauarbeiten auf dieſen gepachteten Grundſtücken (deren Eigenthum 
die Pächter, wenn ſie die chriſtliche Religion annehmen, geſetz— 
mäßig erwerben können) durch jüdiſche Hände geſchehen müſſe ). 
Da obrigkeitliche Teiche, ſammt dem darin befindlichen Rohr und 
Fiſchen Dominicalrealitäten ſind, und die Juden Rohr und Fiſche 
verkaufen dürfen; fo iſt ihnen im Geiſte des 6. §. des Toleranzpa⸗ 
tentes vom Jahre 1782, die Pachtung ſolcher Teiche ohne Weiteres 
geſtattet, und die hierüber geſchloſſenen Contracte bedürfen Eeines= 
wegs der kreisämtlichen Beſtätigung. Doch ſollen die Kreisämter 
wachen, daß die geſetzliche Bedingung erfüllt wird, daß die dabei 
vorfallenden Arbeiten durch Juden verrichtet werden ). 
F. 64. 

Die Pachtung der Bräuhäuſer war den Juden, auch ohne 
gelernte Bräuer zu ſein !), fo wie die Miethung der Pottaſchen— 
häuſer ſchon durch ältere Geſetze, bei den letzteren jedoch mit der 
Vorſicht geſtattet, daß zur Schonung der Waldungen nicht zu viele 
errichtet werden ). Neuerlich wurde beſtimmt, daß die Pachtung 
der obrigkeitlichen Branntweinhäuſer, der P ottaſchhüt— 1 
ten und Bräuhäuſer ſowohl den mährifchen als fchlefifchen Fami— 
lianten, wie auch den Nichtfamilianten, wie bisher, fortan frei geſtattet 


2) Pat. 13. Hornung 1782, f. 6. 

3) Schleſ. Toleranzpatent 13. Dec. 1781, $. 5. 

4) Hofdecr. 20. Oct., 1 4. Nov. 1825, 3. 33604. In der Pros 
vincialgefesfammlung 7. Bd., S. 242, wo dieſe Verordnung vorkommt, 
iſt die Beſtimmung, daß ſolche e der kreisamtlichen Betätigung 
nicht bedürfen, nicht enthalten. (S. F. 92 am Ende.) 

1) Hofdecr. 23., Gubernialint. 27. Nov. 1788, 3. 23266. 

2) Hofdecr. 6., Gubernialint. 10. April 1741, 3. 469 und 470. 
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fer s). Der Zweifel, ob mähriſche Juden in Schleſien und ſchleſiſche Ju— 
den in Mähren obrigkeitliche Branntweinhäuſer pachten dürfen, wurde 
im Geiſte des Hofkanzleideer. vom 28. Dec. 1818 dahin entſchieden, 
daß den Juden, ſie mögen wirkliche Familianten ſein oder auch nur 
in die Zahl einer Judengemeinde gehören, in ſo fern ſie die Be— 
willigung ihrer Obrigkeiten zum Aufenthalte in andern Orten bei— 
bringen, obrigkeitliche Branntweinhäuſer zu pachten geſtattet ſei, und 
daß ſonach künftig zwiſchen mähriſchen und ſchleſiſchen Ju— 
den kein Unterſchied mehr zu machen ſei ). Selbſt diejenigen 
Branntweinhäuſer, welche ſich gegenwärtig nicht in den Händen der 
Dominien befinden, aber urſprünglich obrigkeitlich waren, 
dürfen von den Juden gepachtet werden. Auf einem jeden Etabliſſe— 
ment darf aber nur eine Judenfamilie beſtehen?). Hinſichtlich der 
Fähigkeiten der Juden Mährens und Schleſiens zum Beſitze und 
zur Pachtung von Dominical-Ledereien und Pottaſchen— 
häuſern wurden folgende Grundſätze feſtgeſetzt: Alle dermalen 
(im Jahre 1830) in dem Beſitze der Juden befindlichen Dominical— 
Ledereien und Pottaſchenhäuſer können in Mähren auch fernerhin 
von den Juden betrieben und erworben werden. Da, wo ſie je— 
doch mit Branntweinhäuſern vereinigt ſind, dürfen ſie hievon nicht 
getrennt, ſondern ſie dürfen nur als integrirende Beſtandtheile von 
einem Unternehmer benützt werden. Die Juden dürfen die noch im 
Beſitze der Dominien befindlichen Ledereien und Pottaſchenhäuſer in 
Mähren und Schleſien auch fernerhin pachten, letztere ſelbſt dann, 
wenn die Dominien neue errichten. Wenn irgend ein Pottaſchenhaus 
außer jenen, welche den Dominien gehören, bisher an Juden ver— 


3) Hofdecr. 13. Nov., Gubernialcirc. 5. Dec. 1823,12, 34516. 
) Gubernialdecr. 14. Febr. 1823, 3. 3935. 

5) Hofdecr. 12. März, Gubernialcirc. 4. Juni 1830, 3. 10361. Dieſes 
Gubernialcircular fährt zwar fort: „und der Beſitzer oder Pächter muß 
zu einer der fur Mähren und Schleſien beſtimmten Familien 
gehören,“ da aber unmittelbar darauf die Worte folgen: „in dieſer Hin: 
ſicht ie ſich genau an die Beſtimmung der Hofkanzleiverordn. 13. Nov. 
1823 zu halten“, jo kann den Nichtfamilianten das Recht zur Pad 
tung obrigkeitlicher Branntweinhäuſer gegen den klaren Wortlaut der 
letzten Verordnung nicht geſchmälert werden. 
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pachtet wäre, ſo iſt dieſe Pachtung ausnahmsweiſe auch fernerhin 
zuläſſig. Auf jedem Etabliſſement darf nur eine Judenfamilie be- 
ſtehen und der Unternehmer oder Beſitzer muß aus der Zahl der in 
Mähren und Schleſien beſtimmten Familien ſein. Es iſt ſich in die— 


ſer Beziehung genau an die Beſtimmungen des Hofdecretes vom 13. 


November 1823 zu halten. Bei dem Betriebe der Ledereien müſſen 
die Gewerbsvorſchriften, und bei dem Betriebe der Pottaſchenhäuſer 
die forſtpolizeilichen Geſetze genau gehandhabt werden“). Zum Be— 
triebe der obrigkeitlichen Branntwein- und Bräuhäuſer wurde den 
Juden, welche ſolche beſitzen, geſtattet, die nothwendigen Braumei: 
ſter und Bräuerburſchen, letztere unter Aufſicht der erſteren, aus 


der chriſtlichen Bevölkerung, mit genauer Beobachtung der diesfalls 


beſtehenden Vorſchriften, aufzunehmen”). (S. $. 70.) 
§. 65. 
Wenn gleich jüdiſche Garküchen im jüdiſchen Toleranz: 
patente nicht ausdrücklich als ſolche Gegenſtände aufgeführt ſind, 


welche von Juden in Beſtand genommen werden können, fo werden 


dieſe für eine nur den Juden eigenthümliche Art von Gewerbsnah— 
rung angeſehen, da die Juden nach ihren Religionsgrundſätzen in 


chriſtlichen Wirthshäuſern nicht alle Speiſen genießen dürfen, mit⸗ | 


hin auch der Beſtand einer jüdiſchen Garküche ein den Juden geſtat⸗ 
teter Nahrungserwerb und ein Pacht iſt, von dem ſie ſeiner Eigen— 


ſchaft nach nicht ausgeſchloſſen werden können ) (§. 35.). — f 


Dagegen ſind die Juden von der Pachtung der Wirths- und 
Schankhäuſer in der Regel ausgeſchloſſen. Der Schank des 
Branntweins foll keinem Juden geftattet werden, der nicht zugleich 
Branntweinbrenner iſt, und alle jüdiſchen Unterpächter ſollen abge: 
ſchafft werden. Überhaupt ſollen Wirths- und Schankhäuſer an keine 


—— 


6) Hofdeer. 14. Jänner, Gubernialeirc. 19. Febr. 1830, 3. 3227. Siehe 
die vorhergehende Note. Zur Pachtung der Pottaſchenhütten und Leder 
häuſer waren die Juden ſchon nach! den älteren Geſetzen berechtigt. Hof: 
decr. 6. April 1741 bei Klingner, S. 268, und Luſchke, S. 214. 

) Hofdecr. 24. Oct., Gubernialintim. 28. Nov. 1828, 3. 47803. 

) Gubernialentſcheidung 17. Dec, 1796, 3. 22297, bei Klingner a, 


a. O. S. 260 


’ 
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andere als chriſtliche Individuen verpachtet oder verkauft werden. 
Mur wo ordentliche Judengemeinden ſind, kann ein Unterpächter ih— 
rer Religion aufgeſtellt werden 2). Da die Juden zum Weinhandel 
berechtiget find, fo iſt ihnen auch das Miet hen der den Eb e * 
ſten gehörigen Keller erlaubt ). 

$. 66. 

Endlich wurden die Juden auch zu der ihnen früher verbotenen 
Pachtung der Ararial-, Weg- und Brückenmäu the fe: 
wohl in Mähren wie in Schleſien zugelaſſen !). Doch war dieſe Er: 
laubniß früher für Mähren nur auf daſelbſt ſyſtemiſirte Familianten, 
und ebenſo in Schleſien nur auf die tolerirten Familien beſchränkt 
und an die Bedingung gebunden, daß dieſelben die obrigkeitliche 
Bewilligung zur Niederlaſſung in dem Orte der Pachtung erhalten 
müſſen, welche ihnen jedoch bei erſtanderer Pachtung ohne gegründete 
Urſache nicht zu erſchweren ſei ?). Bald darauf wurde aber zur Er: 
höhung der Pachtbeträge geſtattet, daß mähriſche Juden, wenn ſie 
in Schleſien, und ſchleſiſche, wenn fie in Mähren eine Ararial⸗Weg⸗ 
und Brückenmauth pachten, während der Pachtzeit in dem Orte 
der Pachtung wohnen dürfen 3). Hingegen wurde eine weitere Aus— 
dehnung dieſer Berechtigung zur Pachtung der Weg- und Brücken⸗ 
mäuthe auf die galiziſchen und andere fremde (d. i. nicht tolerirte) 
Juden nicht zugeftanden “). Die den jüdiſchen Pächtern eingeräumte 
Bewilligung mit ihrer Familie in dem Orte der Pachtung während 
der Dauer derſelben zu wohnen, erſtreckt ſich bei jeder Mauthſta— 
ſtation nur auf eine Familie, keineswegs aber auf ſo viele Ju— 
denfamilien, als deren vielleicht zur Erſtehung einer Mauthſtation 
zuſammentreten. Es kann daher nur demjenigen Juden der Auf— 


— 


2) Hofdecr. 9., Gubernialint. 21. Juni 1791, 3. 12036. 

3) Hofdecr. 23, Guhernialdeer. 24. Jänner 1829, 3. 1891. 

1) Hofdecr. 2. Dec. 1821 F. 3, bei Kopetz allg. öſterr. Gewerbs-Geſetz⸗ 
kunde Wien 1829, bei Volke, 1. Bd. H. 194. j 

2) Hofdecr. 17., Gubernialintim. 25. Jänner 1822. 3. 192. Hofdecr. 2. 

| Dec. 1821 , Gubernialeire- 31. Jänner 1822. 
3) Hofdecr. 20. April, Gubernialint. 3. Mai 1822, 3. 10958. 

) Hofdecr. 10., Gubernialint 27. Dec. 1822, 3. 35730. 
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enthalt in der Mauthſtation geſtattet werden, welcher in dem 

Contracte als Pächter erſcheint ). Da jeder Pächter die Einhebung 
der Mauth entweder ſelbſt oder durch einen andern beſorgen laſ— 
ſen kann, ſo folgt von ſelbſt, daß, wenn derſelbe mehrere Mauth— 
ſtationen pachtet, er bei jeder Station einen Beſtellten hinſetzen 
darf. Da die jüdiſchen Pächter dießfalls den chriſtlichen gleichge— 
ſtellt ſind, ſo muß es auch den jüdiſchen Pächtern erlaubt ſein, die 
einzelnen Mauthſtationen durch Afterpächter oder ſonſtige Beſtellte 
beſorgen zu laſſen. Indeſſen müſſen die Mauthſtationen an und für 
ſich, nämlich die Stationen, welche eigentliche Einhebungspuncte 
ſind, von den bloßen Wehrſtationen (wo nur Wehrſchranken beſtehen 
und keine Mauthgebühr-Entrichtung geſchieht) von einander wohl 
unterſchieden werden. Die den jüdiſchen Gefälls-Pächtern ausnahms⸗ 
weiſe zugeſtandene Wohnungsbefugniß iſt dahin näher bezeichnet 
worden, daß von einer jüdiſchen Pachtungsgeſellſchaft immer nur 
eine Familie, welche übrigens ſich jedes Handels zu enthalten hat, 
bei jeder Mauthſtation, wo wirklich die Einhebung der Mauth ge 
ſchieht, keineswegs aber auf einer ſolchen Mauthſta— 
tion mehrere Familien während der Pachtzeit woh 
nen dürfen 5). Diejenigen Juden, welche eine Wegmauth ge— | 
pachtet haben, dürfen (fo wie zur Zeit als der jüdiſche Verzehrungs- 
Aufſchlag noch verpachtet war, auch die jüdiſchen Unterpächter bei 
dieſem Geſchäfte) am Orte der Pachtung in einem Chriſtenhauſe 
wohnen. Doch erſtreckt ſich dieſe Erlaubniß nur auf die Familie des 
Pächters (Afterpächters), und ſolche Juden haben ſich alles Handels 
zu enthalten *). Doch ſoll ſtrenge darüber gewacht werden, daß da— 
durch die in Anſehung des Domicils der Juden beſtehenden Geſetze nicht 
eludirt werden ). Übrigens ſteht nur den jüdiſchen Subpächtern, nicht 
aber auch den jüdiſchen Reviſoren des jüdiſchen Verzehrungsgefälls 


5) Hofdecr. 17. Jänner, Gubernialintim. 17. Mai 1822, 3. 12515. 
6) Hofdecr. 12. Juli, Gubernialint. 9. Aug. 1822, 3. 20701. | 
7) Gubernialverordn 17. Dec. 1824, 3. 36656. Dieſe ift in der Provinz | 

Geſetzſamml. nicht enthalten. N | 
5) Hofdecr. 30. Dec. 1824, Gubernialintim. 21 Jänner 1825, 3. 1150. 
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das Recht zu, in Chriſtenhäuſern während der Pachtzeit zu woh— 
nen?) (§. 37.). 
| | $. 67. 

Da den Juden der Beſitz von Realitäten verboten ift, fo hielt 
man es in der früheren Zeit für nothwendig, ihnen auch die Er— 
werbung einer Hypothek zu unterſagen. Ein Jude konnte wohl 
auf Pfänder, keineswegs aber auf eine Schuld- oder andere ge— 
richtliche Verſchreibung Geld leihen. Es ſollte ihm auch nirgends 
verſtattet ſein, ſich etwas verſchreiben oder verſichern zu laſſen, und 
wenn er dawider handelte, war die verſchriebene Summe dem kö— 
niglichen Fiscus verfallen 1). Da die Juden den Unterthanen auf 
dem Lande auf die im Felde ſtehenden Früchte Gelddarleihen gaben, 
nachgehends aber ihnen die Fechſung abdrangen, wodurch der arme 
Contribuent ſehr geſchwächt wurde, ſo erging die Verordnung, daß 
derlei ohne ſchriftliche obrigkeitliche Bewilligung vor ſich gehende An— 
ticipationen ungültig und verfallen, mithin die Unterthanen das 
Geld zu bezahlen nicht gehalten fein ſollen ). Später wurde aber 
den Juden die Unterbringung ihrer Capitalien und die Sicherſtellung 
derſelben auf liegende Güter oder ſogenannte Realitäten geſtattet, 
gegen dem jedoch, daß ſie nicht befugt ſein ſollten, ſich dieſelben 
einſchätzen zu laſſen ). Daß die Erwerbung ſolcher Pfandrechte auch 
auf die in der Landtafel eingetragenen Güter ſich erſtreckt, kann 
wohl nicht bezweifelt werden“). Bei Feilbietung von Realitäten find 
aber die Juden, wenn ſie gleich darauf eine Specialhypothek er— 
worben hätten, nicht zuzulaſſen?) (S. $. 57.). 


9) Hofdeer. 11., Guberniadecr. 25. Juli 1828, 3. 31505. 

1) Erneuerte Landesordnung für das Markgrafthum Mähren von Ferdi- 
nand II. 1628; gedruckt 1714, S. CCIX, b. 

2) Höchſte Entſchl 15. April 1717, bei Wekebrod a. a. O. Nro. 408. 

3) Jüd. Toleranzpatent 13 Hornung 1782, 8. 12. \ 

„) ©. auch Lukſche altes und neues Recht Mährens und Schleſiens, 
II. Thl. S 15, wo auch die Reſolution vom 5. und 10. Juli 1755 und 
20. März 1756 zum Belege angeführt werden. 

) Juſtizhofdecr. an das böhmiſche Appellationsgericht vom 20. Juli 1827. 
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| % S. 68. 

In den älteren Geſetzen beſtanden für die Juden verſchiedene Ein- 
ſchränkungenein der Abſchließung der Verträge. In Brünn war den Su- 
den verboten, nach Sonnenuntergang von irgend Jemand ein Pfand an⸗ 
zunehmen; und während des Tages war es ihnen nur unter der Zeu— 
genſchaft von zwei Juraten der Stadt erlaubt, damit keine geftoh- 
lenen Sachen den Juden verpfändet würden !). Ein zwiſchen einer 
Dorfgemeinde und einem Juden geſchloſſener Beſtandcontract, ver— 
möge welchem die ganze Gemeinde unter Strafe verbunden ſein ſoll, 
von dem Juden das Fleiſch zu nehmen, iſt als eine gegen die gute 
Polizei und die Handelsfreiheit abzielender Vertrag nichtig und es 
ſollen künftig keine dergleichen widerrechtlichen Verträge geſtattet 
werden?). Ein zwiſchen Juden und Chriſten celebrirter Contract iſt 
nicht eher als mit Bewußt des Chriſten feiner Obrigkeit gültig ). | 
Gleichwie die zwifchen unterthänigen Chriften und Juden errichteten 
Contracte, und insbeſondere die Darlehen, nicht anders, als wenn 
ſie von der Obrigkeit oder den Beamten approbirt find, gültig find; 
ſoll auch jeder zwiſchen den Bürgern und Juden vorfallender nam⸗ 
hafter Contract nicht anders als von den Stadtgerichten gefchlof- f 
fen, oder doch bald nach dem Schluſſe deſſen Ratification allda ger 
ſucht werden“). Das Verbot, gottesdienſtliche Kleider als 
Pfand anzunehmen, gründet ſich ſchon in den älteſten Judengeſetzen 
Mährens 5). a | 


§. 69. 
} \ 
Da der Handel von jeher die vorzüglichſte Nahrungsquelle der 
Israeliten war, ſe wurden auch in Beziehung auf denſelben für 


——ñ— ——— — 


1) Hofdecr. 23. März 1348, Pilarz Historia Mor. T. I. p. 209. 
2) Hofdeer. 5. Nov. 1708, bei Wekebrod, Nr. 317. 
3) Hofdecr. 30. Aug. 1708, bei Wekebrod, Nr. 508. 
4) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709, g. 20 bei Wellebrod, Nr. 338. 
) Jura judaica eivitatis Brunensis, ex privilegio Ottocari II., 
Bohemiae regis Judaeis in Moravia anno 1268 concesso: abge- 
druckt in Hermann's Geſchichte der Zeraeliten in Böhmen, S. 112. | 
überhaupt finden ſich hier verſchiedene Beftimimungen über die Dar⸗ 
lehen der Juden | 


| 
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die Juden ſehr zahlreiche Verordnungen erlaſſen. Die „Comme r— 
cialerdnung für die Judenſchaft in dem Markgraf: 
tbume Mähren vom Jahre 1754“, iſt gegenwärtig von ge— 
ringem practiſchen Werthe, denn die häufigen darin enthaltenen 
Beſtimmungen über die Natur und Gültigkeit der Verträge und 
Handelsgeſchäfte und die Strafbeſtimmungen ſind durch die ſpätern 
allgemein gültigen bürgerlichen Handels- und Strafgeſetze außer 
Wirkſamkeit getreten, fo wie die Anordnungen der Commercialord— 
nung, welche den Wechſelhandel betreffen, durch die ſpäter erſchie— 
nene allgemeine Wechſelordnung und andere allgemeine Geſetze über 
Wechſelrecht, ihre Gültigkeit verloren haben. Dieſes geht ſowohl 
aus allgemeinen Principien über die Derogation der Geſetze, als 
auch insbeſondere aus dem Schluſſe der jüdiſchen Commercialord— 
nung hevor, welcher lautet: „Und hat übrigens die mähriſche Ju— 
denſchaft alles dasjenige in den genaueſten allergehorſamſten Befolg 
zu nehmen, was Ihro k. k. Maj. in Commercial- und Handwerk— 
ſachen noch weitershin allermildeſt auszumeſſen ſchlüſſig werden 
dürften.“ Nur in ſo weit alſo, als irgend eine Beſtimmung der Com— 
mercialordnung durch kein ſpäteres Geſetz abgeändert wurde, behält 
dieſe noch ihre Kraft. Hauptquellen bleiben aber immer theils die 
allgemeinen, theils die über die Juden insbeſondere erlaſſenen Ge— 
ſetze, und nur letztere können den Gegenſtand der gegenwärtigen 


Darſtellung bilden. 


a §. 70. 
Mehrere in Beziehung auf den Handel für die jüdiſchen Glau— 


bensgenoſſen früher beſtandene Beſchränkungen, wurden nach und 


nach theils gemildert, theils gänzlich aufgehoben. Das Juden Tole— 


ranzpat. für Mähren vom 13. Hornung 1782 . 10 geſtattet den jüdi⸗ 
ſchen Religionsgenoſſen auch unter allen unbürgerlichen (nicht 


bürgerlichen) Handlungszweigen vollkommen freie Wahl, 


und berechtiget fie, ſich um das Befugniß der Großhandlung unter 
| den nämlichen Bedingniſſen und mit eben den Freiheiten zu bewer— 
ben, wie ſie von den chriſtlichen Unterthanen erhalten und getrieben 


werden. Das ſchleſiſche Toleranzpatent vom 15. December 1781 


$. 7 räumt den Juden die Befugniß zum Commercialwaaren⸗ 
handel in fo weit ein, als es ohne Nachtheil hiezu beſonders pri: 
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vilegirten chriftlichen Handelsleuten geſchehen kann. Da man jüdi— 
ſchen Beſtandleuten obrigkeitlicher Branntwein- oder Lederhäuſer 
nicht ſelten das Befugniß zum Lit. C. Waaren: oder auch gemiſch⸗ 
ten Waaren-Handel ertheilte, ſo wurde verordnet, daß in Hinkunft 
die Juden nicht mehr befähigt werden dürften, außer ihren Ju— 
dengemeinden Krämereien oder Handlungen zu etabliren, fon: 
dern dieſelben nach dem Sinne des 9. Abſatzes des Toleranzpatentes 
vom 13. Hornung 1782 nur auf jene Orte zu beſchränken ſeien, 
wo ſich Judengemeinden befinden. Soviel es aber die hie und da bei 
jüdiſchen Beſtandhäuſern ſchon beſtehenden Krämereien mit verſchie— 
denen, ſo wie auch mit Lit. C. Waarenartikel betrifft (welche ſeit 
dem Toleranzpatente durch die Connivenz der Behörden entſtanden 
ſind), fo wurde bewilligt, daß dieſe dort noch fortan beſtehen koͤn— 
nen 1). Später wurde aber auch den jüdiſchen Pächtern obrigkeit— 
licher Branntweinhäuſer der Krämerhandel mit obrigkeitlicher 
Bewilligung geſtattet, bei deren Ertheilung aber die Obrigkeiten 
an die beſtehenden Gewerbsgeſetze gebunden ſind 2). Eine Beſchrän— 
kung des Handelrechtes der Juden liegt auch in dem Verbote, ihre 
Verkaufsgewölber in chriſtlichen Häuſern zu halten ). Von dieſem 
Verbote kann jedoch aus Fürſorge für die Erwerbs- und Steuerfä— 
higkeit der Juden und wegen beſonderer Localitätsverhältniſſe für 
einzelne Fälle eine Ausnahme gemacht werden, doch mit genauer 
Beobachtung des 1726 bei Gelegenheit des allerhöchſten Reſcriptes vom 
2. September 1726 und 23. Juni 1727 ftattgefundenen Verfahrens, 
ſomit nach ſorgfältiger Unterſuchung der obwaltenden Rückſichten. 
Dabei entſcheidet das Kreisamt in erſter Inſtanz, wobei der Zug an 
die obere Behörde offen bleibt. Dieß gilt aber nur von Orten, wo 
wirkliche Judengemeinden ſind, weiters nur von Kramläden und Ge— 
wölben, nicht aber von einem Wohnen der Juden in Chriſtenhäu— 
ſern, endlich auch nicht von Marktzeiten, wo den jüdiſchen Kaufleu— 
1) Hofdecr. 30. Aug., Gubernialdecr. an ſämmtliche Kreisämter vom 14. 
Sept. 1821, 3. 25201. 
2) Hofdecr. 7., Gubernialint. 21. Dec. 1827, 3. 43772. 
3) Gubernialentſcheid. vom 26. Oct. 1821, 3. 28735, bei Klingner \ 
a. a. O., S. 252; Kopetz allgemeine öſterreichiſche Gewerbs-Geſetz⸗ 
kunde, I. Bd. $. 19%. | 
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ten die allgemeine Marktfreiheit nach den beſtehenden Marktorten 
zu Statten kommt ). An Sonn: und Feiertagen iſt den Juden 
nicht erlaubt, offene Laden zu halten, oder Waaren auszulegen und 
zu verkaufen »). Die jüdiſchen Handelsleute follen ihre Hanlungs— 
bedienten und Dienſtboten in guter Zucht und Ordnung halten und 
keinen ſolchen ohne vorhergegangene Einwilligung ſeines Herrn aus— 
dingen und noch weniger aufnehmen; den austretenden aber ihren 
ordentlichen Abſchied geben. Es bleibt übrigens bei dem alten Geſetze, 
daß kein Jude einen chriſtlichen Dienſtboten männlichen oder 
weiblichen Geſchlechtes zu halten berechtiget iſt (§S. 100) 5). Eine 
jüngſt für Böhmen erlaſſene Verordnung ſagt ausdrücklich, daß die 
Aufnahme chriſtlicher Lehrlinge den israelitiſchen Handelsleuten eben 
fo wenig, als den israelitiſchen Meiſtern geſtattet iſt 7). Übrigens 
ſind die israelitiſchen Handelsunternehmer über die Zurücklegung der 
Servierjahre ihrer, bei ihrer Unternehmung verwendeten Hülfsindivi— 
duen Zeugniſſe auszuſtellen berechtiget, welche dieſelbe Gültigkeit haben, 
wie die von chriſtlichen Unternehmern ausgeſtellten ). Die jüdiſchen 
Handelsleute ſind an die Beobachtung jener Ordnungen und Satzun— 
gen angewieſen, welche für chriſtliche Trafficanten beſtehen, oder künf— 
tig erlaſſen werden ). 
§. 71. 

Der Handel der Juden auf Märkten iſt durch verſchiedene 
Verordnungen normirt. Das Privilegium der mähriſchen Judenſchaft, 
daß den Juden der Zutritt zu den Jahr- und Wochenmärk— 

ten in den königlichen Städten gegen eine leidentliche Recognition 
zu verſtatten ſei, wurde beſtätiget. Wenn die Judenſchaft jedoch auf 
den Jahrmärkten auf einerlei Weiſe excediren ſollte, ſollen die Exce— 
denten auf Beſchwerde der königlichen Städte, dem Befund nach 
beſtraft, oder gar des Zutrittes zu den Jahrmärkten verluſtig ſein ). 


4) Hofdecr. 24. Oct., Gubernialint. 28. Nov. 1828, 3. 47583. 

5) Hofreſc. 5. Dec. 1688, Wekebrod Nr. 186. 

6) Jud. Commercialordn., vom Jahre 1754, Art. XIV. 

2) Hofdecr. 16. Marz, Verordn. des böhm. Guberniums v. 9. April 1832. 
) Hofdeer. 2., Gubernialint. 18.4 Juni 1830, 3.120213. 

) Jüd. Handwerksordn. vom Jahre 1753, g. 6. 

1) Hofrefe. 26. Febr. 1661 Wekebrod Nr. 92. 
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Die Judenſchaft ſoll auf die ohnehin nur 24 Stunden dauernden Jahr- 
märkte in die Städte eingelaſſen, und um 12 Uhr Mittags die 
mithabenden Waaren zum Verkaufe auslegen dürfen; es ſoll aber 
bei Nacht ſo wie bei Tag Wacht gehalten werden. In Städten, wo 
wöchentlich zwei oder mehrere Wochenmärkte gehalten werden, 
ſind zwei ſolche Tage zu beſtimmen, welche die Juden frequentiren 


können; jedoch wenn auf einem dergleichen Tag ein Feiertag einfiele, 
ſollen die Juden nicht hineingelaſſen werden. Ein Jude verliert aber 


dieſes Privilegium nicht wegen eines jeden Vergehens, ſondern nur 


wegen größerer Verſchulden 2). Später wurde aber dieſes Befug— 
niß dahin ausgedehnt, daß die Juden alle öffentlich befrei⸗ 
ten Schr: und Wochenmärkte, ſowohl der königlichen als 
anderer Städte, und welcher Orte und Enden, zu was für Zeiten 1 
es immer fein möge, wie andere chriſtliche Kauf- und Handelsleute 
zu frequentiren und allda mit den mitgebrachten Waaren was im 
mer für einen redlichen Handel mit Jedermann zu treiben und ſtück⸗ | 
und ellenweiſe zu kaufen und zu verkaufen berechtiget ſeien. Wobei 
von ihnen mit Ausnahme der (nun auch abgeſchafften) (§. 910 Leib⸗ 


mauth, keine größere Mauth oder andere dergleichen Gebühr abgenom— 
men werden darf, als von den Chriſten ). Nach dem Markte muß: 
ten die Juden ihre Waaren wegführen; es ſtand ihnen aber frei, 
am Jahrmarkt in der Stadt entweder bei ihren Kramen oder in 
Chriſtenhäuſern zu übernachten. Die Magiſtrate können den Juden 
zur Nachtherberge gewiſſe von ihren Kramen nicht weit entlegene 
Häuſer bei ſolchen Chriſten zuweiſen, welche wegen ihres ehrbaren 


Lebens bekannt find, damit die Juden nichts ülbles practiziren können 


u. ſ. w. Die Wochenmärkte ſollen an Tagen gehalten werden, wo 
ſich die Juden einfinden können ). Gegenwärtig können aber die 
Juden ihre Einkehr und Koſt für ihr Geld nehmen wo ſie wollen 50 


— 


2) Hofreſc. 30. Aug. 1708, Wekebrod Nr. 307. 

3) Höchſte Entſchl. 30. Mai 1723, Wekebrod Nr. 437, beſtätiget 9 
die Hofreſc. vom 13. Oct. 1729, Wekebrod Nr. 10. 

4) Höchſte Enſchl. 13. Mai 1709, Wekebrod Nr. 338. In dieſer 


Verord. kommen verſchiedene andere Beſchränkungen vor, N 916 


nun ſchon unpractiſch übergangen werden. 
5) Jüd. Toleranzpat. v. 13. Hornung 1782 f. 14. 


* 
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Dagegen beſteht noch immer bie durch mehrere ältere Geſetze s) ein: 
geführte Beſchränkung, daß auf den Jahrmärkten die Stände der 
Chriſten allenthalben von jenen der Juden abgeſondert gehalten 
werden ſollen, und erſt neuerlich wurde den Kreisämtern und Orts— 
obrigkeiten die Wachſamkeit gegen das Einſchleichen jüdiſcher Han— 
delsleute auf den Jahrmärkten mit ihren Waaren unter die chriſtli— 
chen Kaufleute eingeſchärft 7). Dagegen ſollen ſie ihre Gewölbe 
und Wohnungen ohne Eintrag und Hinderung auch ferner beſitzen ?), 
und die jüdiſchen Handelsleute ſollen in dem Rechte, welches fir 
durch ordentliche Miethung eines Gewölbes, einer Stelle oder Hfit- 
te erworben haben, gegen jede Störung geſchützt werden 9). Szie 
ſind befugt, ordentliche Krämer oder Läden an den zu dem Ende 
beſtimmten Orten aufzuſchlagen 10); in jenen Ortſchaften aber, wo 
keine gewiſſe Stellen oder Plätze für einen jeden ausgewieſen ſind, 
ſollen die Namen der handelnden Juden auf Palleten geſchtieben 
und einer nach dem andern durch das Loos gezogen werden, damit 
jeder ſeinen Ort und Stand wiſſen möge 11). Schon durch ältere 
Anordnungen war den Juden in vielen Städten ein beſtimmter Platz 
angewieſen, z. B. in Olmütz ein Ort bei den Fleiſchbänken 12). In 

Marktzeiten ift ihnen auch erlaubt, chriſtliche Gewölber u miethen 18). 

DR s. 72. | 

Der Hauſierhandel (welcher nach dem Patente vom 4. 
December 1724 und 3. Jänner 1726, beftä tiget durch das ſchleſiſche 
Toleranzpatent vom 17. April 1752, . 12, den ſchleſiſchen Juden 
verboten wurde), war den Juden nach dem alten Hauſi ierpatente 
vom 4. Juni 1787 nur in Böhmen, Mähren und Schleſi ien geſtat⸗ 
tet. Der Hauſierhandel iſt den Juden nur in often Mähren und 


| 0) fe 26. Aug. Gubernialint 1. Sept. 17523 jüd. Commercialordn. 
vom Jahre 1754 Art. I $. 1 und mehrere andere Verordnungen. 
7) Gubernialdeer. an ſämmtliche Kreisämter vom 22. Sept. 1820, 3. 24875. 
8) Höchſte Entſchl. 30. Mai 1723, Wekebrod Nr. 187. 
9 Jüd. Commercialordn. Art. XII. H. 2. 
10) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 f. 8. 
41) Jüd. Commercialordn. Art. XII f. 4. 
12) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 F. 10. 
13) Hofdecr. 18. März 1787 bei Lukſche S. 213 
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Schleſien erlaubt; in den übrigen Ländern und vorzüglich in Ungarn 
iſt er ihnen verboten 1). Indeſſen wurde auch in Galizien den dort 


anſäſſigen Juden der Handel von Haus zu Haus erlaubt 2). Auch 


das neue Haufierpatent vom 5. Mai 1811 $. 4 beſtimmt, daß die 
jüdiſchen Unterthanen, in ſo ferne nicht beſondere Geſetze für ſie beſte— 
hen, in Hinſicht des Hauſierhandels den nämlichen wie die übrigen 
Unterthanen unterworfen ſind. Übrigens ſchließt das Hauſierpatent 


fremde Juden aus, da dieſe Gattung Handel überhaupt nur In⸗ 


ländern geſtattet iſt ?). Das Hauſiren mit den, dem Verzehrungs— 
Aufſchlage unterliegenden Artikeln iſt unter Confiscationsſtrafe ver— 
boten ). Daß den nach Ofterreich reiſenden Juden kein Paß und 
keine Bewilligung zum Hauſiren ertheilt werden dürfe, ſondern die— 
ſer Handel vielmehr ausdrücklich zu unterſagen ſei, iſt bereits oben 
(S. 40) bemerkt worden. | " 


$. 73. 
Verſchiedene polizeiliche, commercielle, financielle und religibſe 


Gründe ſcheinen die Geſetzgebung beſtimmt zu haben, die Juden 
von dem Handel mit einigen Producten und Waaren ins⸗ 


beſondere aus zuſchließen. Viele dieſer Verbote haben jedoch 
durch die erfreuliche Erſcheinung einer ausgedehntern Handelsfreiheit 
auch für die Juden aufgehört, andere behalten aber noch ihre Gül⸗ 
tigkeit. — Der Getreidehandel ward den Juden abwechſelnd 
verboten und wieder erlaubt. Die im Jahre 1813 ausnahmsweiſe 


im Drange der Umſtände den Juden bewilligte Zulaſſung zu Ge. 


treidelieferungs- Unternehmungen, wurde wieder aufgehoben und das 
allgemeine Verbot des Getreidehandels für die Juden wieder herge— 


ſtellt 1). 1819 wurde aber das in Anſuchung der Juden beſtehende | 
Verbot des Getreidehandels bis auf weitere Verfügung aufgeho⸗ 
ben, ohne daß jedoch aus dem Grunde dieſes nun erlaubten Ge 


1) Hofdecr. 25. Juni 1807, politiſche Geſetzſamml., 28. Bd. 3. 94. 


2) Siehe Darſtellung der geſetzlichen Verfaſſung der galiziſchen Judenſchaft, 
von Dr. und Prof. Michael Stöger. Lemberg bei Kuhn und Millikowski 


1833, 1. Bd. h. 153. 
3) Hauſierpat. vom 5. Mai 1811 $. 1. 
6) Pat. vom 15. Sept. 1798 H. 12. 
1) Hofdecr. 22. Dec. 1814, Gubernialint. 11. Jänner 1815. 
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treidehandels, für die Juden eine Erweiterung ihrer ſonſtigen gefeg: 
mäßigen Befugniſſe in den Provinzen, wo ſie geduldet, oder eine 
Duldung in ſolchen Provinzen, wo ſie ausgeſchloſſen ſind, gefolgert, 
oder zugeſtanden werden darf 2). Da nur das für die Juden beſte— 

hende Verbot des Getreidehandels der Anlaß war, daß dieſelben 
von der Concurrenz für die Subarrendirungs-Pachtung ausgeſchloſ— 
ſen worden ſind; ſo können nun, da dieſes Hinderniß bis auf wei— 
tere Verfügung aufgehört hat, auch die Iſraeliten zu Subarrendi— 
rungen der Militärverpflegsbedürfniſſe zugelaſſen werden; und es iſt 
daher auch in jenen Ländern und Kreiſen, wo den Juden der Auf: 
enthalt geſtattet iſt, in den nächſten Publicationen für die Subar⸗ 
rendirungs-Behandlungen dieſe Zulaſſung ausdrücklich einzuſchalten, 
und mit den ſich meldenden jüdiſchen Unternehmern die Behandlung 
zu pflegen ). Zur Hervorbringung einer größtmöglichen Concurrenz 
wurden die Kreisämter beauftragt, insbeſondere bei den bedeuten— 
deren Verpflegs-Stationen, und wo gewöhnlich die Juden in die 
Mitconcurrenz treten, jederzeit die nothwendige Rückſicht darauf zu 
nehmen, daß, wo keine beſondere Dringlichkeit Statt findet, 
Subarrendirungs-Verhandlungen nicht an Sabbathen oder jüdiſchen 
Feiertagen, ſondern, ſo viel möglich, an den übrigen Wochentagen 
vorgenommen werden Y. 
5 $. 74. | 
Der Mehlhandel war den Juden durch Hofdecret vom 
18. Februar 1803 nur in Folge des ihnen verboten geweſenen Ge— 
treidehandels unterſagt. Durch die Freigebung des letzteren iſt auch 
| das Verbot des Mehlhandels aufgehoben und auch diefer den Juden 
erlaubt. Dieſe Bewilligung erſtreckt ſich jedoch nur auf den Verkehr 
mit Mehl im Großen, da der Mehlhandel im Kleinen als ein 
bürgerliches Gewerbe zu betrachten iſt, deſſen Verleihung von 
den Ortsverhältniſſen abhängt, und verfaſſungsmäßig nur in Juden— 
gemeinden ausgeübt werden kann 1). — In Beziehung auf den Ver— 


— — — — 


2) Hofdeer. 25. Nov., Gubernialcire 17. Dec. 1819, 3. 32848. 
| ) Hofdecr. 26. Dec. 1819, Gubernialintim. 12. Jänner 1820, 3. 452, 
) Gubernialintim. 12. Oct. 1821, 3. 27601. 
| 1) Hofdecr. 5., Gubernialintim. 21. Jänner 1820, 3. 68. 
9 
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kehr von Victualien, d. i. von ſolchen Nahrungsgegenſtänden, die 
zum unmittelbaren Genuſſe ohne beſondere techniſche Vorbereitung be— 
ſtimmt ſind, wurde verordnet, daß die Juden dort, wo und in ſo fern 
fie bis jetzt vom Victualienhandel ausgeſchloſſen waren, noch ferner 
ausgeſchloſſen bleiben?). In Mähren waren aber die Juden nach den 
ältern Geſetzen zu dieſem Handel berechtiget, wie aus der jüdiſchen 
Commercialordnung vom J. 1754 hervorgeht, indem der XI. Artikel 
gerfelben beſtimmt, daß jene Juden, welche mit Caneftibilien und 
Victualien einen Handel treiben, ſich nicht unterfangen ſollen, die zu 
Markt gebrachten Feilſchaften zum Nachtheil der Inwohner vorzukau— 
fen, ſondern dergleichen Victualien, womit ſie ihre Nahrung ſuchen, 
auf dem Lande einzukaufen und in die Juden-Städte einzubringen und 
endlich auch dasjenige, was davon auf den Märkten noch übrig bleibt 


und nicht mehr an Mann gebracht werden kann, zu gemeſſener Zeit | 
zu erkaufen befugt ſeien. Die Übertreter follen mit der Wegnahme 


der vorgekauften Victualien zur Vertheilung unter die armen Juden 
beftraft werden 3). — Der Handel mit Heu iſt den Juden, fo wie 


jener mit dem Hauptartikel, dem Getreide, geſtattet, und es hat — 


ſomit von dem in Mähren und Schleſien beſtandenen Verbote des 
Heuhandels für die Juden abzukommen“). — Der Flachshandel 
iſt in Niederöſterreich den Juden geſtattet, wenn ſie mit Päſſen von 
ihren Wirthſchaftsämtern verſehen ſind; doch iſt den Päſſen nicht 
nur beizuſetzen, daß fie den Flachs lediglich auf privilegirten Jahr- 
märkten in Niederbſterreich verkaufen können, und ſich dabei alles 


Hauſierens und andern Handels enthalten ſollen, ſondern es iſt 


2) Hofdeer. 18. Febr. 1813. Lukſche S. 215 beruft ſich auf dieſes 


Hofdecret, um zu beweiſen, daß die Juden vom Victualienhandel ausge 1 


ſchloſſen find. Aus dem im Texte folgendenz Grunde ſcheint mir das Ge- 
gentheil richtiger. h N 

3) Aus den Worten „in bie Juden-Städte einzubringen? könnte 
freilich geſchloſſen werden, daß dieſe Handelsbefugniß der Juden nur 
auf den Verkauf an ihre Religionsgenoſſen beſchränkt ſei. Doch iſt dieſen 
gerade kein nothwendiger Schluß, und ſcheint auch die liberaleren 
Grundſätze der neuern Geſetzgebung über die Freiheit in dem Verkehre 
mit Lebensmitteln gegen ſich zu haben. 10 

4) Hofdecr. 5., Gubernialintim. 20. Oct. 1820, 3. 27934. 


—— 


— nei, n 
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auch, um allen Irrungen vorzubeugen, in den Päſſen die Zeit und 
der Ort, wo der Jahrmarkt abgehalten wird, beſtimmt auszudrücken“). 

$. 75. 

Durch die frühern Geſetze waren die Juden bei dem Einkaufe 
vom Hornvieh vielen Beſchränkungen unterworfen. Sie durften 
daſſelbe auf den Märkten zu Olmütz und Auſpitz nur dann kaufen, 
wenn ſie ſich entweder mit einem Zeugniſſe ihres Wirthſchaftsamtes 
auswieſen, daß ſie das Vieh zur eigenen Maſtung oder Aushackung 
bedurften, oder mit einer Vollmacht des Fleiſchers, für welchen ſie 
ſolches einkauften. Über den Inhalt und die Form dieſer Zeugniſſe 
waren detaillirte Vorſchriften gegeben ). Dieſe Beſchränkungen 
ſcheinen jedoch durch die ſpätern Geſetze aufgehoben, welche eine völ— 
lige Freiheit bei dieſem Handel im Innern der Monarchie einführ— 
ten 2), insbeſondere aber durch die neueſten über die Olmützer Vieh— 
märkte ergangenen Anordnungen, nach welchen alle den Viehhandel 
auf dem Markte ſelbſt und auf dem Triebe von der galiziſchen Gränze 
bis Olmütz beſchränkende Vorſchriften aufgehoben wurden 8), und 
es ſonach jedem Verkäufer und Käufer, folglich auch Speculanten 
und ausländiſchen Vieheinkäufern frei ſteht, beliebig zu kaufen und 
zu verkaufen, daher es auch künftig der früher eingeführten Ein- 

kaufs⸗Certificate nicht mehr bedarf ). — In Betreff des Lederhan— 
dels beſtimmen ſchon die ältern Verordnungen, daß den Juden 
der Handel, mithin der Einkauf der rohen Häute und derſelben 
tüchtige und unbetrügliche Ausarbeitung auch künftig, wie vorhin, er— 
laubt; dagegen ihnen die rohen Häute von Dorf zu Dorf zu ſam⸗ 
meln, und ſolche an dem lebendigen Vieh durch allerlei wucherifche 
| Anticipationen abzudringen, verboten fei. Jedoch ift es ihnen er— 
laubt, ordentliche und förmliche Contracte mit den Gemeinden und 
Fleiſchhackern wegen Ablieferung der rohen Häute abzuſchließen. Sie 
5) Gubernialdeer. 13. April 1804, 3. 6059, 
1) Gubernialdecr. 25. Febr. 1800, 3.2600, vom 13. März 1802, 3.4344 


vom 20. Febr. 1802, 3. 2814 und vom 12. Juli 1808, 3. 11050, 
bei Klingner, S. 262. 
2) Hofdeer. 20. Juni, Gubernialcire. 9. Juli 1819, 3. 17621. 
9) Allerh. Entſchl. 25. Juni, Gubernialcirc. 29. Juli 1825, 3. 21865, 
9 Hofdeer. 24. Nov., Gubernialcirc. 9. Dec, 1825, 3. 37844. 
D gg 
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dürfen aber unter Confiscationsſtrafe nicht den ordentlichen Jahr— 
und Wochenmärkten voreilen, und bevor die Waaren dahin gelan— 
gen, oder auf dem Wege vorkaufen. Auf den Märkten dürfen die 
Juden gleich den Chriſten Häute kaufen und verkaufen, mithin darf 
ihnen weder von den Weißgärbern noch Riemern und ſonſtigen Ge— 
werbsleuten das mindefte Sinderniß in dem Verkaufe der rohen und 
ausgearbeiteten Häute in den Weg gelegt werden ). Der Ver— 
kauf des Leders iſt den jüdiſchen Weißgärbern auf allen Jahrmärkten 
des Landes erlaubt, das mit Alaun zubereitete Leder iſt aber zu con- | 
fisciren ). Trotz des früher für die Juden beſtandenen Verbotes, 
ſelbſt mit den erlaubten ausländiſchen Waaren zu handeln, wurde 

ihnen die von andern Juden mit Commercial-Päſſen eingeführte und 
mit Commercial-Stempeln verſehene Juchten zu kaufen und im 
Kleinverſchleiß abzuſetzen erlaubt ). ubrigens erſtreckt ſich nach den 
neuern Verordnungen die Befugniß zum Lederhandel (welche nach 
dem Toleranzpatente, wie Handelsbefugniſſe überhaupt, wohl auch 
den Juden verliehen werden kann) auch auf den Handel mit Juch⸗ 
ten 8). — Der Einkauf der Wolle war den Juden ſchon nach den 
frühern Geſetzen auf dem Lande ſowohl pfund- als centnerweiſe 
zugeſtanden ); dagegen aber der Seifenhandel ſowohl in als 
außer den Jahrmärkten unterſagt ?). Bei der vom 1. Juni 1819 
an in der Erzeugung und dem Verkaufe der Seifenſiederwaaren 
(Unſchlittwaaren) hergeſtellten allgemeinen Freiheit wurde dieſelbe 
auch den Juden, dort wo ſie verfaſſungsmäßig geduldet ſind, ein— 
geräumt. Die Erzeugung und der Verſchleiß ſolcher Waaren ſteht 
Jedermann, lediglich gegen Anmeldung bei der Ortsobrigkeit und 
Erhebung eines Erwerbſteuerſcheines, frei 1). 


— 


5) Gubernialdecr. 14. Mai 1753. 

6) Gubernialdecr. 11. Juli 1763, in Folge höchſter Reſolution RR 

7) Hofcommercialdeer. 28. Nov. 4769. 

8) Hohe Entſchl. v. 15. März 1817, Gubernialdecr. 5. Febr. 1818, 3. 2298. 

9) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 F. 18, worin noch eine beſondere Be 
ſchränkung für den Verkauf der Wolle in Iglau enthalten iſt. Weke⸗ | 
brod Nr. 338. 

10) Hofdecr. 8., Gubernialintim. 19. Oct. 1725. 

10 Hofdecr. 26. März, Gubernialeire. 16. April 1819, 3. 9043. 
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Den Salzhandel durften die Juden früher nur für die Ju— 
dengemeinden betreiben 1); gegenwärtig dürfen aber die jüdiſchen 
Salzverſchleißer ihr Materiale ohne Unterſchied der Religion an 
Jedermann, jedoch unter Befolgung der für die Salzverſchleißer 
überhaupt beſtehenden Vorſchriften, verkaufen?). — Bei allen politi— 
ſchen Stellen ſoll niemand angeſtellt werden, der nicht der katholi— 
ſchen Religion ergeben iſt. Wegen der Juden, welche ohnehin mei— 
ſtens nur bei dem Tabakweſen gebraucht werden, kann zwar die 
Anſtellung derſelben nicht ganz verboten werden, jedoch ſind ſolche 
fo wenig als möglich anzuſtellen ?). Die Tabaktraffiken in Schleſien 
ſollen zwar immer vorzüglich chriſtlichen Bittwerbern, wenn fie dazu 
die nöthigen Eigenſchaften beſitzen, ver liehen werden; wenn aber eine 
Traffik an Juden verliehen wird, ſo darf es nur an ſolche geſchehen, 
die im Lande geduldet ſind. Verleihungen der Tabaktraffiken an 
Juden, die nicht ſchleſiſche tolerirte Familianten find, haben die 
Kreisämter dem Gubernium anzuzeigen ). — Nach der höchſten 
Entſchließung vom 13. Mai 1709 durften die Juden auch Arznei⸗ 
ſachen, Baumöl und Safran nicht an Chriſten verkaufen. 
Dieſe ſpeciellen Beſchränkungen ſcheinen aber wohl durch die ſpä— 
tern allgemeinern Geſetze, und vorzüglich durch das Toleranzpatent 
vom 13. Hornung 1782 aufgehoben. Nur die Ausübung des Ap o— 
thekergewerbes bleibt ihnen auch ferner unterſagt (ſ. unten 
F. 87). Da den Juden der Handel mit Gift ausdrücklich verbo— 
ten iſt, ſo wird ſämmtlichen Handelsleuten und Krämern verboten, 

unter keinem Vorwande an Juden Gift zu verkaufen 5). 

8977 

Altere Geſetze verbieten den Juden die V gg und den 
Handel mit Waffen, Kriegszeug und Armaturen, ſo wie 
die Erlernung eines derlei Handwerkes 1). — In gleichem Geiſte 


1) Hofdecr. 2⁴. Juni 1796. 
2) Hofdecr. 24. December 1828, Gubernialintim. 23. Jänner 1829, 3. 2488. 
9) Hofdecr. 17., Gubernialintim. 29. März 1780, 3. 971 und 973. 
4) Hofdecr. 6. Gubernialintim. 12. Juni 1792, 3. 13346. 
9) Gubernialdeer. 19. November 1764. 
| ) Hofdecr. 7. März 1657, höcjfte Entſchließung 18. Mai 1709. 
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wurden fie auch von dem Handel mit Pulver und Salnıter 
ausgeſchloſſen 2). Den Sfraeliten iſt in jenen Ländern, wo fie nach 
den beſtehenden Geſetzen von dem Handel mit Pulver und Salniter 
ausgeſchloſſen ſind, nicht die Befugniß eingeräumt, mit dem aus 
den lombardiſchen Ararialniederlagen erkauften Salpeter Handel 
oder Kleinverſchleiß zu treiben, und es bleibt in Beziehung auf den 
Handel der Juden mit Pulver und Salniter das durch das Patent 
vom 21. December 1807 §. 19 ausgeſprochene Verbot in feiner 
Wirkſamkeit 3). Damit in Verbindung ſtand die Einſtellung des 
der Salniter- (Salpeter-) Erzeugung ſo ſchädlichen Vorkaufs 
der Aſche von Seite der Juden Y). uͤber die Beſchwerde der 
Salniter und Seifenſieder über den von den Juden bloß auf Spe— 
culation geſchehenen Einkauf der Aſche, wodurch ihnen dieſes ſo 
nöthige Material außerordentlich vertheuert wird, wurde angeord— 
net, daß zwar der Verkauf der gemeinen Aſche jedem Inhaber oder 
deſſen Dienſtboten, in welchen Preiſen er wolle, frei ſtehe, doch 
aber diejenigen Individuen, welche ſich mit dem Einkaufe auf Be— 
ſtellung abgeben, unter ſonſtiger Confiscation, oder nach Umſtänden 
auch körperlicher Strafe, verbunden ſeien, ſich jedesmal mit einer 


von ihren Beſtellern eigenhändig ausgefertigten, auf den Namen und 


Stand der Unterkäufer lautenden, von der Obrigkeit des Beſtellers 
beſtätigten Vollmacht zu verſehen, und mit derſelben vor dem Amts— 
vorſteher und Verkäufer auf jedesmaliges Verlangen auszuweiſen, 
dann ſo oft ſie den Boden einer fremden Obrigkeit betreten würden, 
dieſe Vollmacht, welche nur auf ein Jahr gelten ſoll, vorher von 


dem obrigkeitlichen Repräſentanten vidiren zu laſſen. Endlich fol 
auch den Beſtellern jede Niederlage der eingeſammelten Aſche in 


Städten allgemein, unter Confiscationsſtrafe, wo dem Denuncian— 


ten das gewöhnliche Drittel gebührt, unterſagt, und ſolche nur in | 


kleinen Orten, dann in den abfeitigen oder am Ende des Ortes be— 
findlichen Häuſern, jedoch mit der Beſchränkung geſtattet ſein, daß 
höchſtens eine Sammlung von 30 Metzen, welches gerade eine 


2) Patent vom 3. April 1743, Patent vom 21. December 1807, F. 19. 
3) Hofdecr., 12. December 1832. 
) Gubernialdecr. 23. Jänner 1778. 


| 
| 
| 
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Fuhre betragen wird, darin erliegen dürfe 5). Von allen in dieſem 
$. angeführten Beſchränkungen dürfte jedoch gegenwärtig nur jene, 
welche den Handel mit Pulver und Salpeter betrifft, als beſtehend 
angenommen werden. Denn das Verbot der Verfertigung von Waf— 
fen und Armaturen iſt ſicher durch den 8. §. des Toleranzpatentes 
vom 13. Hornung 1782 aufgehoben, welcher den Juden das all— 
gemeine Befugniß zu allen Gattungen von Handwerken 
und Gewerben ertheilt. Was aber den Handel mit Aſche und Pott— 
aſche betrifft, ſo wurde derſelbe zur Beförderung der National-In— 
duſtrie dem freien Verkehre überlaſſen ). 
5. 78. TOR 
Aus leicht begreiflichen Gründen ſchließen ſchon ältere Geſetze 
die Juden von den Verſteigerungen von Kirchen ſachen, von 
dem Ankaufe von heiligen Gefäßen und prieſterlichen 
Kleidungen, Kruzifixen und Altarantipendien aus !). 
Vielmehr ſollen bei den Licitationen, wenn alles Übrige verkauft iſt, 
die Juden entfernt, und derlei geiſtliche Sachen fodann bloß unter 
Chriſten an den Meiſtbietenden hindangegeben werden 2). Neuerlich 
wurde den Bekennern der iſraelitiſchen Religion unterſagt, mit 
Kirchengefäßen, Paramenten, Kruzifixen, Bildern der Heiligen, 
überhaupt mit Gegenſtänden, welche in ihrer Form 
nur zum Gebrauche beim katholiſchen Gottesdienſte 
dienen, Handel, mittelſt Hauſierens, auf Märkten, in Trödel: 
buden u. dgl., zu treiben, oder in öffentlichen Verſteigerungen an 
ſich zu bringen ). 
. 79. 
Die Betreibung des wichtigen Beförderungsmittels des Handels, 
des Fuhrweſens, wurde der jüdiſchen Nation ungehindert er- 
laubt !). Auch in Schleſien ſoll den Mitgliedern der jüdiſchen Na— 


5) Gubernialdecr. 15. Juni 1799, 3. 9559, bei Klingner S. 261. 

6) Kopetz Gewerbsgeſetzkunde I. Bd. $. 95. 

1) Höchſte Verordn. 17. Jänner 1786, Klingner S. 268, Lukſche 
S. 216. 

2) Gubernialdecr. 30. November 1804, 3. 20291. 

3) Hofdecr. 30. März, Gubernialcirc. 3. April 1828. 

1) Jüd. Toleranz⸗Patent vom 13. Hornung 1782, g. 7. 
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tion der Betrieb des Fuhrweſens frei ſtehen 2). Die galiziſchen Ju— 
den ſind zwar noch fernerhin befugt, Reiſende auf der Poſtſtraße in 
halb oder ganz gedeckten Wagen oder in offenen Kaleſchen zu führen, 
ſie ſind jedoch der allgemeinen Vorſchrift unterworfen, nach welcher 
die Fuhrwerks⸗Eigenthümer ſchriftliche Befugniſſe und die Fuhrknechte 
beſondere Certificate auf der Reiſe bei ſich führen müſſen, widrigens 
die Poſtmeiſter befugt find, ihnen die Pferde auszuſpannen ). Die 
Ortsobrigkeiten haben unter eigener Verantwortung nur denjenigen 
Fuhrleuten, welche ſich mit eigenen Befugniſſen und den hierauf 
gelöften Erwerbſteuerſcheinen ausweiſen, und welche überhaupt nach 
den erlaſſenen Vorſchriften zur Verführung der Reiſenden auf der 
Poſtſtraße in gedeckten Wagen und Kaleſchen berechtiget ſind, nach 
der Zahl ihres Fuhrwerks, Certificate auszufertigen, worin zur fe 
gitimirung gegen die Poſtmeiſter lediglich die Beſtätigung beigeſetzt 
wird, daß N. N. ein befugter Fuhrmann oder Landkutſcher ſei. 
Solche Certificate ſollen höchſtens auf ein Jahr ausgeſtellt werden. 
Jeder derlei Fuhrmann muß jedesmal feinen Knecht, ſobald er Rei— 
ſende auf der Poſtſtraße zu führen übernimmt, mit einem ſolchen 
Certificate verſehen uud ihn anweiſen, in Fällen, wo er bei einer 
Poſtſtation angehalten wird, durch deſſen Vorzeigung das Befugniß 
ſeines Dienſtgebers zu erweiſen ). Da die jüdiſchen galiziſchen Fuhr— 
leute anftatt der Erwerbſteuer den Lichterzündungsaufſchlag entriche 
ten, ſo ſind ſie wegen Mangels eines Erwerbſteuerſcheines in dem 
Betriebe ihres Gewerbes, wenn fie ſich hierüber mit dem nöthigen 
Certificate ausweiſen, nicht zu hindern ). Übrigens verſteht ſich 


wohl von ſelbſt, daß auch die Juden in Beziehung auf die Verfüh— 9 


rung von Reiſenden den allgemeinen, auch für die chriſtlichen Unter— 
thanen geltenden, Beſchränkungen unterworfen ſind. Die zum 
Transporte der Reiſenden nicht insbeſondere berechtigten Wirthe, 
Bürger und Unterthanen, dürfen nämlich Reiſende nur von Orten 
weg, wo keine Poſt und kein berechtigter Fuhrmann iſt, bis zur 


2) Schleſ. Juden-Toleranz-Patent vom 15. December 1781, F. 6. 

3) Hofdecr. 17. Mai, Gubernialdecr. 2. Juni 1820, 3. 14283. 

4) Hofkammerdecr. 26. Februar, Gubernialcirc. 31. März 1820, 3. 8331. 
5) Gubernialverordn. 24. Jänner 1823, 3. 3178. 


137 
nächſten Poſtſtation führen; auch iſt ihnen die abſichtliche Umfah— 
rung der Poſtſtationen, um dieſe Vorſchrift zu umgehen, verboten. 

§. 80. 

Da die in den vier erſten Artikeln der jüdiſchen Commercial— 
ordnung vom Jahre 1754 über das Wechſelgeſchäft enthaltenen Vor: 
ſchriften, durch das Wechſelpatent vom 1. October 1763 als aufge— 
hoben betrachtet werden müſſen; ſo ſind in Beziehung auf das Wech— 
ſelgeſchäft für die jüdiſchen Glaubensgenoſſen nur die wenigen 
beſondern Vorſchriften darzuſtellen, welche in dieſem Patente 
oder in nachträglichen Verordnungen enthalten find. Den hieſigeu 
tolerirten ſowohl, als den aus andern Ländern hieher kommenden Ju— 

den, welche ſich ausweiſen können, daß ſie eine wirkliche Waaren— 
| handlung führen, wird die Ausſtellung trockner Wechſel 
gegen dem geſtattet, daß ſie in deutſchen Ländern, und zwar in den 
Städten bei der politiſchen Obrigkeit und auf dem Lande bei den 
Kreisämtern, in den ungariſchen Ländern aber bei den Commitaten 
als wirkliche Handelsleute protokollirt und von denſelben mit einem 
Zeugniſſe über ihre wirkliche Handelsführung verſehen werden; al— 
len übrigen von ihren Behörden nicht als wirkliche Handelsleute an— 
erkannten Juden aber bleibt die Ausſtellung trockener 
Wechſel unterſagt. Die polniſchen Juden hingegen, welche 
eine ordentliche Waarenhandlung treiben, haben ſich bei der Orts— 
obrigkeit zu melden und ſind gegen Aufweiſung, daß ſie berechtigte 
und wirkliche Handelsleute find „als ſolche zu protokolliren 1). Für 
die Lemberger jüdiſchen Kaufleute iſt es zur Ausſtellungs— 
fähigkeit trockener Wechſelbriefe hinreichend, wenn ſie ſich mit einem 
Zeugniſſe des Lemberger Magiſtrates über ihre wirkliche Handlungs: 
führung ausweiſen können 2); und die Handelsleute von Brody 
wurden von der Protokollirung ihrer Handlungsfirma befreit, da 
dem dortigen Wechſelgerichte bedeutet ward: der Zwang hiezu habe 
künftighin, wegen des Nachtheils im Handel, aufzuhören 8). Die 


1) Hofdeer. 24. Februar 1792. 


2) Hofdeer. 2. November 1793; ſiehe Stöger Lerſaſſeng der galtziſchen 
Judenſchaft, I. Bd. $. 141. 
3) Hofdecr. 1. Juli 1790; Stöger a. a. O. 
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Juden ſollen, wenn der Zahlungs- oder letzte Nefpecttag auf einen 
eingehenden Sabbath, oder an einem andern ihrer Feiertage fällt, ge— 
halten ſein, die Bezahlung vor dem Eingange des Sabbaths oder Feier— 
tages und zwar vor drei Uhr zu leiſten, oder gewärtigen, daß widrigen— 
falls proteſtirt werde, und fie, auch bei hernach erfolgter Zah— 
lung, die Proteſtunkoſten vergüten müſſen. Wofern jedoch der In— 
haber bis auf den nächſten Werktag nach den Feiertagen die Zah- 
lung zu fordern oder zu proteſtiren freiwillig zuwarten wollte, ſo 
ſolle ihm ſolches ohne Präjudiz thun zu können bevorſtehen “). Von 
einem Juden kann während eines Sabbaths oder eines ſolchen jüdi— 
ſchen Feiertages, an welchem er keine Handelsgeſchäfte treiben darf, 
die Annahme eines auf ihn gezogenen Wechſels nicht verlangt wer- 
den. Bei ſolchen Wechſeln aber, deren Verfallzeit vom Tage der 
Präſentation läuft, muß der Jude ſeiner Acceptation das Datum 
desjenigen Tages beiſetzen, an welchem ihm der Wechſel zuerſt vor⸗ 
gezeigt worden iſt ). 

$. 81. 1 

In Beziehung auf die Gewerbs-Induſtrie wurde den jüdi— 

ſchenReligionsgenoſſen, welchen dielnlage von Manufacturen und 
Fabriken von jeher geſtattet war, durch das Patent vom 13. Hor— 
nung 1782, §. 11 nicht nur dieſe Erlaubniß beſtätiget, ſondern fie 
wurden vielmehr zur Anlegung ſolcher gemeinnütziger Unternehmun- 
gen öffentlich aufgemuntert. Die Errichtung nützlicher Fabriken iſt 
ihnen mit Bewilligung der Landesſtelle ſelbſt außerhalb ihrer Fami- 
lienorte erlaubt ). Auch in Schleſien iſt den Juden die Errichtung 
nützlicher Fabriken und Manufacturen überall freigeſtellt ?). Den 
jüdiſchen Fabrikanten iſt das Befugniß, außer den Marktzeiten ei— 
gene Niederlagen zu halten, nach einer für Niederöſterreich 
und Böhmen ergangenen Verordnung nur an den Orten geſtattet, 
wo ſie geduldet ſind; nicht aber auch an jenen Orten, wo ihnen 


—— 


4) Wechſelpatent 1. Oct. 1763, Art. 38. 

5) Hofdeer. 6. Juli 1816. Polit. Geſetzſamml. 44. Bd. S. 258, 3. 96, 

1) Hofdecr. 20. Juni 1821, bei Kopetz allg. öſterr. Gewerbsgeſetzkunde, 
1. Bd. 6. 194. | 

2) Pat. 15. Dec. 1781, $.8. 
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kein Aufenthalt geftatter iſt, oder wo wegen ihrer Nichtvermehrung 
beſondere politiſche Verfügungen beſtehen ). — Die Malerei, 
Bildhauerei und die Ausübung anderer freier Künſte iſt 
den Juden, wie den Chriſten, freigegeben ©). Auch den Juden in 
Schleſien ſoll der Betrieb aller freien Künſte, als der Malerei 
Bildhauerei, Baukunſt, Kupferſtecherei u. dgl. nicht im mindeſten 
beſchränkt werden?). 

$. 82. 

Die Zulaſſung der Juden zur Betreibung von Handwerken 
war ſchon durch ältere Geſetze ausgeſprochen. Wenn ein Jude ein 
Handwerk ergreifen wollte, iſt es ihm zugelaſſen, ſelbiges unter 
der Judenſchaft zu ſeinem beßten Nutzen zu treiben und damit von 
chriſtlichen Handwerkern und männiglichen ungehindert ſeine Nah— 
rung zu ſuchen 1). Das Toleranzpatent vom 13. Hornung 1782, 
§. 8 ertheilte den Juden das allgemeine Befugniß zu al— 
len Gattungen von Handwerken und Gewerben, zu 
deren Erlernung ſie ſich bei chriſtlichen Meiſtern in den privilegir— 
ten königlichen und anderen Municipalſtädten als Lehrlinge aufdin— 
gen, oder wenn ſie ſchon unterrichtet ſind, als Geſellen arbeiten und 
die chriſtlichen Gewerbsleute ſie ohne Bedenken bei ſich aufnehmen 
und bei ſich wohnen laſſen können; welches aber nicht dahin zu 
deuten iſt, als ſollte dadurch den Juden oder den Chriſten irgend 
ein Zwang auferlegt werden, ſondern es wird beiden Theilen bloß 
die Freiheit eingeräumt, ſich hierüber nach Wohlgefallen unter ein— 
ander zu verſtehen 2). In Schleſien iſt den Juden der Betrieb 
freier Commercial-Gewerbe, als des Garn- und Wollſpinnens, wie 
auch der Weberei überall freigeſtellt, und ſie können überhaupt zur 
Erlernung aller Handwerke bei chriſtlichen Meiſtern zugelaſſen 


3) Hofkammerdecr. 19. März 1804. Polit. Geſetzſamml. 21. Bd. S. 99, 
3. 38. N 

4) Patent 13. Hornung 1782, $. 9. 

5) Patent 15. Dec. 1781, F. 10. 

1) Höchſte Entſchl. 30. Mai 1723, $. 7, bei Wekebrod Nr. 437. 

2) Früher war es den Juden verboten, bei chriſtlichen Meiſtern zu ar⸗ 
beiten. Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709, bei Wekebrod, Nr. 338, 
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werden; die Ausübung wird ihnen aber nur nach bürgerlichen Ge— 
brauchen zu geſtatten fein ). 

$. 83. 


Auch zum Meiſterrechte können die jüdischen Profeffioni- 


ften in Mähren zugelaffen werden; allein nur in jenen Orten, wo 
Judengemeinden ſich befinden, und mit der Vorſicht, daß dadurch 
die feſtgeſetzte Zahl der Judenfamilien nicht überſchritten werde ). 
Die Handwerksordnung für jüdiſche Profeſſioniſten und Handwerks— 
leute vom 20. Februar 1753, §. 2 verordnete, daß zur Erlangung 
des Meiſterrechtes der Bewerber in Gegenwart einiger chriſtlichen 


Meiſter und des Gewerbvorſtehers ein leichtes, zum täglichen Ge: 


brauche anwendbares Probeſtück verfertigen ſollte, worüber ihm nach 
Befund ſeiner Tauglichkeit ein Zeugniß ausgefertigt wird, gegen 


deſſen Vorzeigung ihm von dem Manufactur-Amte (dem Magiſtrate 


oder der Ortsobrigkeit) ein Erlaubnißſchein zur ſelbſtſtändigen Aus— 
übung des Gewerbes als jüdiſcher Meiſter ertheilt wird. Dadurch 
wird er zur Aufnahme von jüdiſchen Lehrjungen und Geſellen be— 
fugt, ohne einer chriſtlichen Zunft einverleibt zu ſein. Die Beſchau 
des Meiſterſtückes, die Ertheilung des Zeugniſſes darüber und des 
Erlaubnißſcheines hat unentgeldlich zu geſchehen. Dagegen iſt den 
jüdiſchen Gewerbsmeiſtern durch andere Geſetze die Aufnahme chriſt— 
licher Geſellen 2) und Lehrjungen ) unterfagt. ubrigens können die 


israelitiſchen Gewerbs- und Fabriks-Unternehmer über die Zurückle⸗ 


gung der Lehrjahre ihrer bei ſolchen Unternehmungen verwendeter 
Hülfsindividuen Zeugniſſe ausſtellen, welche dieſelbe Gültigkeit, wie 
die von chriſtlichen Unternehmern ausgeftellten, haben ). Nach äl— 
teren Geſetzen durften aber die Juden die erlangten Gewerbsbefug— 
niſſe nur in ihrer Judengemeinde ausüben und ſelbſt da nur für Ju⸗ 


8) Patent 15. Dec, 1781, 95.8 und 9. 

1) Patent vom 13. Hornung A 9. 9. 

2) Jüd. Commercialordn. v. J. 1754, Art. 15. 

3) Hofdecr. 24. Dec. 1821, 1 Kopetz allg. öſterr. Giwerbsgefentuihe 
1. Bd. h. 194. Dieſes Hofdecret iſt aber in der Prov. Geſetzſdamml. nicht 
enthalten. 

4) Hofdecr. 2., Gubernialdecr. 18. Juni 1830, 3. 20218. 
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den arbeiten, außer wenn ſich daſelbſt keine chriſtlichen Meiſter der— 
ſelben Profeſſion befänden, in welchem Falle ſie auch für Chriſten 
arbeiten dürfen ). In Beziehung auf die Abgaben waren jene jü— 
diſchen Meiſter, welche für Chriſten arbeiten dürfen, den Chriſten 
gleich gehalten, jene aber, welchen nur für Juden zu arbeiten 
geſtattet iſt, nur zu dem vierten Theile der Abgabe der chriſtlichen 
Meiſter verhalten; jedoch in beiden Fällen mit der Rückſicht, ob der 
Meiſter mit Geſellen oder Jungen, oder ohne dieſelben arbeite. Die— 
jenigen jüdiſchen Meiſter aber, welche ihre Profeſſion mit ihren ei— 
genen Kindern treiben, ſollen in Beziehung auf die Abgabe fo an: 
geſehen werden, als wenn fie keine Geſellen oder Jungen hielten ®). 
Übrigens ſind die jüdiſchen Profeſſioniſten und Handelsleute an die 
Beoachtung jener Satzungen und Ordnungen angewieſen, welche 
für chriſtliche Traffikanten und Fabrikanten bisher erlaſſen ſind, oder 
künftig erlaſſen werden?), woraus ſich von ſelbſt ergibt, daß die Hewerbs— 
rechte der Juden durch die allgemein en Geſetze über die Gewerbe, 
welche außer dem Umfange dieſer Darſtellung liegen, ihre nähere 
Beſtimmung erhalten ). Daß insbeſondere die Beſchränkung, daß 
die jüdiſchen Gewerbsleute, wo chriſtliche Meiſter ſind, für chriſtliche 
Kunden nicht arbeiten dürfen, als aufgehoben betrachtet werden 
muß, ergibt ſich wohl ſchon aus den Worten des Toleranzpatentes 
vom 13. Hornung 1782, worin den Juden die „allgemeine 
Befugniß zu allen Gattungen von Handwerken und 
Gewerben' ertheilt wird (f. den vorhergehenden §.), ohne irgend 
eine, ohnehin im Widerſpruche mit dem Geiſte des Toleranzpaten— 
tes ſtehende, Ausnahme in Beziehung auf die Arbeitsbeſteller zu ma— 
chen. Und wenn den jüdiſchen Advocaten und Ärzten ausdrücklich er: 
laubt iſt, auch Chriſten zu vertreten und zu behandeln (S. 88), 
ſo muß es um ſo mehr den jüdiſchen Gewerbsleuten erlaubt ſein, 


5) Handwerksordn. f. jüd. Profeſſioniſten und Handwerksleute v. 20. Febr. 
1753, g. 3. Jüd. Commercialordn. v. J. 1754, Art. 15. 

6) Handwerksordn. für Juden h. 5. 

7) A, a. O. H. 6. 

8) S. Kopetz allgem. öſterreich. Gewerbsgeſetzkunde, vorzüglich 1. Bd. 
69. 51 62. | 
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auch für Chriſten zu arbeiten. Daraus fließt von ſelbſt, daß bei 
der gleichen Berechtigung der jüdiſchen Meiſter mit den chriſtlichen, auch 
jeder Unterſchied zwiſchen beiden in Beziehung auf die Gewerbsver— 
leihungstaxen, Kanzlei- und Expeditionsgebühren, ſo wie auf die 
Gewerbsſteuer wegfallen muß. Was endlich die Modalitäten und 
Erforderniſſe zur Erlangung des Meiſterrechtes betrifft, ſo enthalten 
ohnehin auch die allgemeinen Verordnungen über dieſen Gegenſtand 
keine bedeutende Abweichung von dem oben beſchriebenen, für die 
Juden geltenden Verfahren; da aber nun die jüdiſchen Meiſter ſelbſt 
von der Aufnahme in die chriſtlichen Zünfte nicht mehr ausge— 
ſchloſſen find (§. 85); fo ergibt ſich ſchon daraus, daß auch in Be— 
ziehung auf die Ertheilung des Meiſterrechtes an Juden kein weſent— 
licher Unterſchied mehr ſtatt finden kann und die allgemeinen hier— 
über beſtehenden Verordnungen auch auf dieſelben Anwendung 
finden ). 
§. 84. 

über die vorgekommene Frage, ob ein mit den erforderlichen 
Gewerbseigenſchaften verſehener Jude in Schleſien, wo keine 
geſchloſſenen Judengemeinden beſtehen, zur Erlangung des Meiſter— 
rechtes zugelaſſen werden könne? wurde erklärt: Nach dem für 
Schleſien beſtehenden Toleranzpatente vom 15. Dec. 1781 iſt im §. 8 
den Juden der Betrieb freier Commercialgewerbe geſtattet, in ſo ferne 
dieſelben nach dem §. 1 dieſes Patentes zu einer von jenen 119 Fa— 
milien gehören, welchen die Duldung in Schleſien zugeſtanden iſt. 
Dieſe Begünſtigung wurde mit dem Hofdecrete vom 15. März 1794 | 
dahin näher beſtimmt, daß den in Schleſien geduldeten Juden der 
Aufenthalt an allen Orten dieſer Provinz, wo ſie einen erlaubten 
Nahrungszweig finden, in ſo weit geſtattet iſt, als die Obrigkeiten 
denſelben die Bewilligung zur Niederlaſſung in dem obrigkeitlichen 
Bezirke ertheilen. Mit Berückſichtigung dieſer Vorſchriften unterliegt 
es keinem Zweifel, daß den Juden in Folge der ihnen geftatteten | 
Ausübung der erlernten Commercialgewerbe, die Aufnahme als Mei: 
fter zugeſtanden werden kann, wenn fie Glieder der tolerirten 119 


9) S. Ko petz a. a. O. 
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Familien find; wenn fie ferner die erforderlichen Eigenſchaften zur 
Erlangung und zum Betriebe des erlernten Gewerbes befigen, und 
wenn ſie endlich von der betreffenden Obrigkeit die Bewilligung zur 
tiederlaffung und Ausübung des Meiſterrechtes erhalten haben. 
Das letztere kann jedoch ſolchen Juden keineswegs ei ien Anſpruch 
auf eine Familienſtelle, oder auf die Erlangung des Bürgerrechtes 
geben, nachdem die Zahl der 119 Familien in Schleſien nicht über— 
ſchritten werden darf, und es nach der Landesverfaſſung nicht zuläſ— 
ſig iſt, daß den Juden, die bloß tolerirt ſind, das Bürgerrecht in 
Städten und beſondere Rechte bei bürgerlichen Corporationen einge— 
räumt werden. Daher dürfen die Juden bei der Gewerbsverleihung 
im Allgemeinen nach den beſtehenden Vorſchriften zugelaſſen werden. 
Den Niederlaſſungen fremder Juden ſoll aber gegen die ausdrücklichen 
Beſtimmungen des oben angeführten Hofdecretes vom 1. März 1794 
auf keine Weiſe Statt gegeben werden ). 
$. 85. 

Die Incorporation in eine hriftlide Zunft war 
früher den jüdiſchen Meiſtern nicht geftattet!). Später wurde aber 
erklärt, daß die bisher übliche Beſchränkung, daß den mit dem Mei- 
ſterrechte betheilten Juden die Incorporirung in die chriſtlichen Zünfte 
verweigert wurde, weder im Geiſte des jüdiſchen Toleranzpatentes, 
noch in jenem der ſpäter erſchienenen Verordnungen liege. Die Ab— 
ſicht der Staatsverwaltung bei Erlaſſung des Toleranzpatentes war, 

den Juden mehrere Nahrungswege zu eröffnen und ſie zum Betriebe 

der Gewerbe zu ermuntern, wogegen jene Beſchränkung nur unnütze 
Hinderniſſe in den Weg legen würde. Es ſtehen auch die Beſtim— 
mungen der ſpäteren Verordnungen nicht im Wege, daß die jüdiſchen 
Mieiſter weder das Bürgerrecht in den Städten, noch befondere Rechte 
bei bürgerlichen Corporationen erlangen können, denn es iſt nicht 
nothwendig, daß jeder, einer ſtädtiſchen Zunft incorporirte Meiſter, 
deßhalb auch Bürger in dieſer Stadt werden müſſe. Auch die Land— 


‘ 


1) Hofdecr. 23.Nov., Gubernialint. an die ſchleſ. Kreisämter vom 14. Dec. 
1821, 3. 33734. 

1) Hofdecr. 24. Dee. 1821, Allg. öſterr. Gewerbsgeſetzkunde von Kopetz 
1. Bd. $- 194. 
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meifter erwerben durch die Incorporation zu einer ſtädtiſchen Zunft 
kein Bürgerrecht. Nach den beſtehenden Vorſchriften können die jü: 
diſchen Meiſter zwar an jenen Rechten der Zünfte als Corporationen | 
keinen Theil nehmen, von welchen die Juden nach dem Toleranzpa- 
tente ausgefchloffen find; allein an den Emolumenten der Lade kön- 
nen die jüdiſchen Meiſter unbedenklich in dem Verhältniſſe Theil 
nehmen, als ſie jene Laſten tragen, mit welchen die Meiſter über— 
haupt in Anſpruch genommen werden. Die Zünfte beſitzen zwar zu— | 
weilen liegende Gründe, allein diefe Gründe find ein Eigenthum 
der ganzen Innung, und die Verhältniſſe der einzelnen Zunftmit- | 
glieder kommen hiebei nicht in Betrachtung; für dieſe erwachſen 
daraus keine individuellen Anſprüche auf einen theilweiſen Beſitz der 
Realitäten. Daher die jüdiſchen Meiſter in Zukunft auf ihr Begeh⸗ 
ren den chriſtlichen Zünften anſtandlos incorporirt werden müffen?). 
Andere Begünſtigungen in Rückſicht der Verehelichung und der | 
Steuern werden den mähriſchen Juden bei ihrem Übergange zu 
einem Gewerbe nicht eingeräumt, wie dergleichen Begünſtigungen 
für die böhmiſchen Juden beſtehen ). 
§. 86. 

Die jüdiſchen Handels- und Handwerksleute find von dem jüdi- 
ſchen Gemeindeälteſten in ein Verzeichniß zu bringen, welches dem 
Localgewerbsvorſteher des Ortes, wo die Gemeinde iſt, übergeben 
werden ſoll 1). Wenn aber ein Jude ohne Erlaubnißſchein ſein Ge— 
werbe für ſich als Meiſter zu treiben ſich anmaßet, oder auch ein jr | 
diſcher Geſell oder Zunge außer der Werkſtatt feines Meiſters, unter 
dem Vorwande, daß er für ihn arbeite, ſich betreten ließe, iſt ihm die 
Arbeit und das Werkzeug wie einem Pfuſcher zu confisciren; derje-⸗ 
nige, der ihn auf feinem Grunde oder Haufe zu arbeiten geſtattete, | 
mit 1 Ducaten, und der Gemeindeälteſte mit 2 Ducaten zu beſtra— 


2) Hofdecr. 9., Gubernialint. 27. März, 1829, 3. 12142. Diefes Hof | 
decret wurde in der Angelegenheit eines jüdiſchen Tuchmachermeiſters in 
Bielitz erlaſſen, zugleich aber auch in Mähren kundgemacht. | 

3) Kopetz allg. öſterr. Gewerbsgeſetzkunde, 1. Bd. F. 194. b 

1) Handwerksordnung für jüdiſche Profeſſioniſten und Handwerksleute v. 
20 Febr. 1758. | 
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fen 2). Auch gegen Juden, welche betrügliche Fabrikate verferti— 
gen, waren eigene Strafen feſtgeſetzt; wenn nämlich der Meiſter 
ſelbſt ein ſolches verfertigte, oder dieſes ſeinen Geſellen oder Jungen 
geſtattete, das erſtemal achttägiger Arreſt, das zweitemal, fünf, und 
das drittemal zehn Reichsthaler und bei einer weiteren Übertretung 
der Verluſt des Befugniſſes 2). Gegenwärtig dürften aber wohl in 
meiſten Fällen die allgemeinen Strafgeſetze auf ſolche Übertretungen 


Anwendung finden. Den Neophiten war ſchon nach den älteren Ge— 


ſetzen erlaubt, ihr erlerntes Gewerbe in Form einer Hoffreiheit un— 
gehindert mit ihren Leuten zu treiben ). Da häufig Zurücklegungen 
der Erwerbſteuerſcheine von Gewerbsleuten und Juden Statt gegeben 


wird, ohne daß die gründliche Urſache der Gewerbszurücklegung 
eingeſehen und von Anheimſagenden erſt ein anderer Nahrungszweig 


ausgewieſen wird, ſo wird den Obrigkeiten aufgetragen, darüber zu 
wachen, daß nicht etwa das Erwerbſteuergefäll hinterliſtig verkürzt 
werde. Übrigens kann Niemanden die ordentliche Anheimſagung ſei— 
nes Gewerbes verſagt werden ). 
$. 87. 
Noch ſind einige wenige, über ſpecielle Gewerbszweige erlaſſene 
Verordnungen zu bemerken. Schon durch ältere Geſetze war den Ju— 


den die Verfertigung von Waffen, von Gold und Silberar— 


beiten verboten!). Das Verbot der Waffenfabrikation wurde jedoch, 
meines Wiſſens, ſeit der durch das Toleranzpatent eingeführten all— 
gemeinen Berechtigung zu allen Gewerben nicht wieder erneuert. 
Hingegen wurde das Verbot der Verfertigung von Gold- und Silber— 


arbeiten, jedoch mit einiger Beſchränkung, erneuert. Nach Vorſchrift 


der höchſten Münz⸗Generalien, insbeſondere jener vom 10. Juli 


1775, war den Juden die Goldſchmiederei und die Verarbeitung 


des Goldes und Silbers, zur Sicherung gegen Betrügereien, unter— 


ſagt, und nur den dermalen in Städten beſtehenden geprüften 
jüdiſchen Goldſchmieden die Ausübung dieſer Profeſſion lebensläng⸗ 


2) Handwerksordn. für Juden vom Jahre 1753, b. 2. 

) A. a. O. 9. 4. 

4) Hofentſchl. 17. Aug. 1717, bei Wekebrod Nr. 411. 

5) Hofdeer. 9., Gubernialint. 23. Dec. 1819, 3. 33889. 

1) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709, Wekebrod Nr. 338. 
10 
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lich geftattet, jedoch ohne Aufnahne eines Lehrjungen und unter 
genauer Beobachtung aller für chriftliche Gold- und Silberarbeiter 
beſtehenden Vorſchriften. Dieſe Vorſchrift iſt genau zu befolgen und 
den jüdiſchen Gold- und Silberſchmieden auf dem Lande alle zu dieſem 
Gewerbe nöthigen Utenſilien abzunehmen 2). Das Hofdecret vom 
23. März 1771 verbietet, außer dem in Nikolsburg hiezu privile— 
girten und beeideten Juden, Israel, dieſen Religionsgenoſſen die 
Petſchierſtecherei unter der Strafe der Ehrloſigkeit (sub poena 0 
infamiae) zu geſtatten, worauf ſtreng zu achten iſt ). Den jüdi⸗ 
ſchen Beinkleidſchneidern iſt die Verfertigung und der Abſatz der 
Steppenarbeit gleich den Handſchuhmachern geſtattet und nur 
die Betreibung zwei gleicher Gewerbsbefugniſſe nach den befte- 
henden Geſetzen verboten“). Neuerlich wurden die Juden in ſämmt⸗ 
lichen Staaten der Monarchie von der Ausübung des e r. 
gewerbes ausgeſchloſſen I. 4 
§. 88. | 

So wie den Juden die Betreibung der Gewerbe und Künste 
geſtattet iſt, ſo wurde ihnen, bei der hergeſtellten Freiheit des Be— 
ſuches der höhern Lehranſtalten (§. 56), auch die Ausübung jener 
Beſchäftigungen erlaubt, welche eine höhere Bildung erfordern. Die 
Juden können zwar nicht Doctoren des canoniſchen, wohl aber, wenn 
ſie alle Bedingungen erfüllen, Doctoren des bürgerlichen Rechtes und 
zugleich Advokaten werden und in dieſer Eigenſchaft Juden 
und Chriſten vertreten“). Den jüdiſchen beſtätigten Wunde | 
ärzten wird die freie Ausübung ihrer Kunſt unter Chriſten 
und Juden geſtattet 2). Den an einer inländiſchen Lehranſtalt 
promovirten jüdiſchen Ärzten, Wundärzten und Hebammen ſteht das 


2) Gubernialverordn. 7. Jänner 1785, 3. 94. 
3) Gubernialverordn. 9. Jänner 1786, 3. 153. Es ſcheint jedoch, daß ſpaͤ⸗ 
ter, wahrſcheinlich durch ſpecielle Verleihung des Befugniſſes durch die 
Landesſtelle, mehrere Ausnahmen von dieſer Regel bewilliget wurden. | 
4) Hofdecr. 9. Juli, Gubernialint. 17. Auguſt 1810. | 
5) Hofdecr. 26. Mai 1829. 
1) Hofdecr. 25. Oct. 17903 Juſtiz-Geſetzſamml. Nr. 68, S. 48, an ſämmt⸗ 
liche Appellationsgerichte. | | 
2) Hofdecr. 24., Gubernialint, 31. Jänner 1785, 3. 2479. 
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Recht zu, mit Vorwiſſen der betreffenden Obrigkeit ſich allenthalben im 
Lande niederzulaſſen und ihre Kunſt auszuüben, ohne daß von ihnen 
mit Strenge die Herſtellung des Beweiſes verlangt werden könnte, ob 
und auf welche Art ihr Lebensunterhalt ſichergeſtellt ſei. Nur hat die 
Obrigkeit dem Kreisamte ſogleich das Diplom vorzulegen, damit das— 
ſelbe einverſtändlich mit dem Kreisphyſicus und den Vorſtehern der 
chirurgiſchen Gremien die Urkunde beurtheilen und ſodann über die Zu— 
läſſigkeit des Individuums entſcheiden kann. Der Recurs geht an die 
Landesſtelle und von dieſer an die Hofſtelle. Bei den Patronen der 
Chirurgie hat es bei der geſetzlichen Bedingung noch ferner zu verblei— 
ben, daß ſie ſich über den Beſitz eines chirurgiſchen Gewerbes oder über 
eine fire Beſtellung von Seite der Obrigkeiten und Gemeinden aus— 
zuweiſen haben und jedesmal die Beſtätigung bei dem Kreisamte 
einzuholen. Bei verkäuflichen Gewerben hat der Anwerber darzuthun, 
daß der Kauf nach den beſtehenden Geſetzen geſchloſſen ſei, d. h. 
daß der Kaufſchilling den Normalwerth nicht überſteigt s). In fo 
fern fremde Juden in einer Judengemeinde und auch einheimiſche 
Juden dort, wo keine Judengemeinden beſtehen, ſich bisher ohne Be— 
willigung der Landesſtelle nicht niederlaſſen durften, haben die jüdi— 
ſchen Wundärzte, welche als fähig von Seite des Kreisamtes aner— 
kannt ſind, gegen Beibringung der Zuſtimmung der Obrigkeit ihres 
Domicilortes, insbeſondere die Duldungsbewilligung bei der Lan— 
desſtelle anzuſuchen ). Über die Frage, ob, in welchen Fällen 
und unter welchen Modalitäten jüdiſchen geprüften Hebam— 
men geſtattet ſei, chriſtliche Gebärerinnen zu entbinden, wurde 
entſchieden, daß wenn die im Orte befindliche chriſtliche Hebamme 
krank, abweſend, oder aus ſonſt einer wichtigen, durchaus nicht zu 
| befeitigenden Urſache verhindert fein follte, einer chriſtlichen Gebäre— 
rin die dringend nöthig gewordene Hülfe zu leiſten, und wenn zugleich 
die Herbeiſchaffung der nächſt domicilirenden geprüften chriſtlichen 
Hebamme, oder des nächſten chriſtlichen Geburtshelfers wegen Ge— 
fahr am Verzuge nicht abgewartet werden könnte, der im Orte be— 
findlichen jüdiſchen Hebamme geſtattet ſei, auf Verlangen der chriſt— 


2) Hofdecr. 1. Febr., Gubernialint. 16. März 1827, 3. 8087. 
4) Hofdecr. 24. April, Gubernialint. 25. Mai 1827, 3. 16543. 
10 * 
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lichen Gebärerin die Entbindung derſelben vorzunehmen. Jedoch iſt 
die jüdiſche Hebamme in jedem ſolchen Falle unter ſtrenger Verant⸗ 
wortung und bei Vermeidung ſchwerer Ahndung verpflichtet, gleich 
wie ſie gerufen wird, zu verlangen, und ausdrücklich darauf zu be— 
ſtehen, daß zu der vorzunehmenden Entbindung eine Chriſtenfrau 
beigezogen werde, in deren Gegenwart dann die Entbindung zu ge— 
ſchehen „und welcher die jüdiſche Hebamme es ungeſäumt anzuzei⸗ 
gen hat, wenn für die Gebärende oder für deren Kind eine Lebens 
gefahr ſich darftellen ſollte, damit das Nöthige im erſten Falle, wie 
bei jedem Gefährlichkranken, vorgekehrt, und wenn das Leben des 
Kindes bedroht wäre, die Nothtaufe an demſelben durch die beige- 
zogene Chriſtenfrau verrichtet werden könne. Nach vollbrachter Ent— 
bindung und gehörig beſorgter Wöchnerin hat dann die jüdiſche Heb- 
amme jedesmal und ungeſäumt die Anzeige des Vorfalls der ber 
treffenden Ortsobrigkeit und dem Seelſorger zur erſtatten und die 
vorhandene Dringlichkeit nachzuweiſen 795 1 


5) Hofdecr. 27. Juli, Gubernialcirc. 1. Sept. 1826, 3. 24085, 
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Siebentes Hauptſtück. 


Von den ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſen der 
Juden. 


§. 89. 


| ur der böͤhmiſchen Landtagsverſammlung vom Jahre 1501 wurde 
beſchloſſen: „daß die Juden zu ewigen Zeiten bei der Cron Böheimb 


„geduldet, und wenn der eine oder der andere aus den Juden wi— 


v der die Landesgeſetze ſich vergehen follte, nur allein der Thä- 


„ter beſtraft, desſelben Verbrechen aber keineswegs von 
„der ſämmtlichen Judenſchaft vergolten werden 
fol? 1). Und dennoch wurde ſpäter noch zu wiederholten Malen 


der Befehl zu ihrer Abſchaffung erneuert (in den Jahren 1541 und 


rF 


| 
h 


15610, bald darauf aber wieder zurückgenommen ?). Die 1267 zu 
zu Wien abgehaltene Synode unterſagte den Juden den Gebrauch 
gemeinſchaftlicher Bäder und Gaſthöfe mit den Chriſten; ſchrieb 
ihnen den Gebrauch eines ſpitzen Hutes, als eines Unterſcheidungs— 
zeichens vor; ſchloß ſie von allen bürgerlichen Amtern „beſonders 
bei der Verwaltung der Staatseinkünfte aus; legte ihnen die Ent- 
richtung des Zehenten an die Pfarrer, und eine Schadloshaltung 
für die Einkünfte, die der Pfarrer genießen würde, wenn ſtatt ih— 
rer, Chriſten da wohnten, auf; und verbot den Chriſten, Juden 
zu bewirthen, oder ſich von ihnen bewirthen zu laſſen ). Papſt 


In nocenz IV. verordnete 1253 durch eine Bulle bei Strafe des 


Kirchenbannes, daß kein Jude, welcher ſich irgendwo mit landes— 


I) S. v. Herrmann Geſchichte der Israeliten in Böhmen S. 53. 
2) A. a. O., S. 41 u. 58. 
3) A. a. O., S. 3 
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fürſtlicher Bewilligung aufhält, zur Taufe gezwungen; demſel⸗ 
ben kein Übel zugefügt; ſein Vermögen ihm nicht entzogen; der— 
ſelbe in der Feierung des Sabbaths und anderer Gewohnheiten des 
Landes nicht geſtört; die Beerdigungsſtätten der Juden nicht verhee— 
ret; und überhaupt die Juden mit ſchimpflichen Vorwürfen, daß 
ſie nämlich bei ihrem Gottesdienſte das Blut der Chriſtgläubigen 
gebrauchten, nicht beunruhiget werden ſollen. König Przemis! 
Ottokar II., welcher damals Markgraf in Mähren war, beſtä— 
tigte im folgenden Jahre 1554 dieſe Bulle, und gebot noch überdieß, 
daß die Juden in Böhmen nur unter der Gerichtsbarkeit des Kö— 
nigs ſtehen; derjenige, welcher einen Juden verwundet, dem Ver— 
wundeten 12 Mark Silber und der königl. Kammer 12 Mark Gold 
bezahlen; wer einen Juden tödtet, das Leben und ſein Vermögen 
verwirken; wer dem Weibe eines Juden Gewalt anthut, die Hand 
verlieren; wer ein Judenkind entführt, wie ein Räuber beſtraft werden; 
die Störer einer Judenſchule zwei Talente bezahlen, und überhaupt den 
Juden keine unverdiente Vorwürfe gemacht werden ſollen, als ob 
fie das Blut der Chriſten ſich zum Genuſſe bereiteten ). 

§. 90. 

Drückend waren die Beſchränkungen, welchen durch die ältern | 
Geſetze auch die Juden in Mähren unterworfen waren. In Beziehung 
auf das Strafrecht, auf das bürgerliche Recht, und auf 
die Verhältniſſe des gemeinen Lebens beſtanden für ſie 
beläſtigende Privilegien. Wenn ein Juds durch zwei Zeugen eines 
Ehebruches mit einer Chriſtin überwieſen wird, ſollen beide lebendig 
begraben werden. Dieſelbe Strafe findet Statt bei der fleiſchlichen 
Vermiſchung eines Chriſten mit einer Jüdin, wenn der Beweis 
durch einen Chriſten und zwei Juden hergeſtellt wird). Wenn 
Jemand ein ihm geraubtes oder geſtohlenes Gut bei einem Juden 
fände, ſoll dieſer das Gut, ſelbſt wenn er es gekauft, oder darauf 
Geld geliehen hätte, dem Eigenthümer ohne allen Entgelt zurück. 
ſtellen. Wenn ſich der Jude deſſen weigerte, kann dieſer belangt | 


— 


3) S. v. Herrmann Geſchichte der Israeliten in Böhmen S. 26 u. 27. 

+, A. a. O. S. 26 u. 27. 

1) Jura primaeva Moraviae Colligerunt ae notis illustrarunt Be- 
nedictini Rayhradenses, Brunae 1781, p. 109, 
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werden, und er ift dann verpflichtet, dem Kläger auch alle Schä— 
den und Koſten (auch die Proceßkoſten) zu erſetzen ?). Die moroſen 


und zahlflüchtigen jüdiſchen Debitoren, durch deren Bosheit die treu— 


herzigen Creditoren mit ihren rechtmäßigen Anforderungen hintergan— 
gen werden, ſollen zu eigener Genugthuung ihrer Schulden auf dem 
Spielberg in opere publico in Band und Eiſen arbeiten 2). In den 
älteſten Municipalrechten Mährens wurde ſogar die Frage aufge— 
geworfen: utrum in agendo el respondendo judaeus possit diei 
vir probus? Ja ſogar in der Art, einen Juden mit dem Strange 
hinzurichten, hat ſich die Grauſamkeit des Zeitalters ausgezeichnet ). 


Dagegen wurde aber auch in Civil: und Criminalſachen das Zeug: 


niß eines Chriſten gegen einen Juden nur in Verbindung mit einem 
jüdiſchen Mitzeugen zugelaſſen ). Endlich hatte die mähriſche Zu: 


denſchaft auch die bei den mähriſchen Halsgerichten aufgehenden 


Atzungskoſten für fremde, fo wie für mähriſch Juden zu ver— 


guten „). Dieſe Erſtattung war in der Regel den Judengemeinden 


auferlegt, und nur ausnahmsweiſe für verarmte Gemeinden, wel— 


chen die Leiſtung drückend ſein müßte, der Erſatz aus dem jüdiſchen 


Landesmaſſafonde geſtattet. Auch durfte dieſer Fond nicht zur Be: 


ſtreitung der Verpflegskoſten für die in dem Provincial-Strafhauſe 


ſich befindenden jüdiſchen Sträflinge verwendet werden ). Allein 


die Geſetze und Gewohnheiten, nach welchen die Vergütung der 


2) Erneuerte Landesordn. Ferdinand II. für das Markgrafthum Mähren 
vom Jahre 1628, gedruckt 1714, CCIX, b 

3) Hofd. 13. Juni 1691, Wekebrod Nr. 199. 

) Herrmann a. a. O. S. 25 und 26. „Pileus de scutella ligno 
quodam elevato superius scutellae more judaico impositae fac- 
tus cum pice ardente crinibus et capiti judaei impressus cum 
eodem pileo, ut a christianis suspensis discerneretur, pati- 
bulo catenis et feramentis cum collo, ventre et pedibus est 
affixus“, find die Worte der alten Geſetze. 

5) Jura Judaica civitatis Brunensis, ex privilegio Ottocari II. 
Boh. regis Judaeis in Moravia anno 1268 concesso, desumpta, 
ac eivitati Hradicensi pariter transmissa. Herrmann a. a. O. 
Anhang, S. 111. ö 

6) Hofdecr. 23., Gubernialint. 29. März 1756, 3. 756. 

7) Hofdecr. 23. Dec. 1818, Gubernialint. 15. Jänner 1819, 3. 430. 
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Criminal : Agungsgebühren und anderer Criminal = Gerichtskoften 
für verhaftete Juden, in Mähren von der betreffenden Judenge— 
meinde, in Schleſien aber von der geſammten ſchleſiſchen Judenſchaft 

geleiſtet werden ſollten; ſo wie die Vergütung der Koſten für fremde | 
bei den mähriſchen und fchlefifchen Criminal- Gerichten infigenden | 
Juden aus dem jüdifchen Landesmaſſafonde, wurden aufgehoben 
und verordnet, daß der Erſatz der Criminal— -Atzungs⸗ und Unterſu⸗ 
chungskoſten nur nach dem 537. §. des Straf-Geſetzbuches J. Theils 

einzutreiben, und wenn die Bedingungen dazu fehlen, von dem 

Criminal-Fonde zu tragen ſeien ). Hinſichtlich der Beeidigung 

der Juden im Criminal-Verfahren verordnet das Hofdecret vom 
19. September 1806, daß hier daſſelbe Anwendung finde, was 
über die Beeidigung dieſer Religionsgenoſſen im Civil-Verfahren 
vorgeſchrieben iſt (ſ. §. 95). Nach der Analogie ſcheint dieſes auch 
bei Beeidigungen im Verfahren wegen ſchwerer Polizeislibertretun: 
gen Statt zu finden ). Als Beiſitzer im Strafverfahren ſcheinen die 1 
Juden in ſo weit zugelaſſen werden zu können, als die Beiſitzer bloß 1 
zum Schutze des Inquiſiten beſtimmt find; wenn aber die 4 
Beifiger zur Urtheilsſchöpfung mitwirken follen, müſſen die 
gelben im Criminal-Verfahren der chriftlichen Religion zugethan fein 
(Hofdecret 19. December 1806), wovon wohl auch eine Analogie für 
das Verfahren in ſchweren Polizeiklbertretungen zuläſſig ſcheint 1%). 
Das in Deutfchland recipirte römiſche Recht ſchloß auch die Juden 
ſchaft (nicht aber einzelne Juden) von der teftamentarifchen Erb: J 
folge aus 11). Verſchiedene andere Beſchränkungen in Beziehung 1 
auf die Verträge der Juden mit Chriſten, auf die Annahme von 
Pfändern, auf Pachtungen, Handel und Wandel der Juden u. dgl. 
find bereits früher am gehörigen Orte vorgekommen (f. das VI. ene A. 
ſtück, insbeſondere die S$. 67 und 68). 


* 


— 


ns 


8) Hofdecr. 1., Gubernialintim. 21. Jänner 1820, 3. 829. u 
9) Siehe Kudleres Erklärung des Strafgeſetzes über ſchwere Polizei 4 | 

Übertrelungen zum h. 311. 1 
19) Kudler a. a. O. zum g. 380, 
11) Arg. c. 1. C. I. 9 de judaeis, 


N 
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$. 91. 

In den Verhältniſſen des gemeinen Lebens waren die Juden 
durch die frühern Geſetze häufig zurückgeſetzt und beſchränkt und ein 
beſonderes Augenmerk der Geſetzgebung war auch auf die Beſchrän 
kung! des Umganges zwiſchen Chriſten und Juden gerichtet. Daher 
war es den Chriſten verboten, bei den Juden zu wohnen ), und es 
ſollen unter keinem Vorwande Chriſten bei den Juden, noch von Ju— 

den beherbergt werden ?). Im Gegentheil ſollen in den Städten, 

Bi die Chriſten find, die Juden keine Häuſer haben und ohne Be— 
| willigung des Landesfürſten nicht einmal darin wohnen 2). Der 
Eintritt in die königlichen Städte und vorzüglich in Brünn und 
Olmütz war den Juden außer den Marktzeiten ſehr erſchwert. In 
Brünn durften ſie nur in der Vorſtadt zu jeder Zeit, in der Stadt 
aber nur zur Marktzeit übernachten und daſſelbe war für Olmütz in 
Beziehung auf die Proßnitzer Juden verordnet ), doch ohne daſelbſt 
ein beſtändiges Domicil feſtzuſetzen, vielmehr ſollte der Magiſtrat 
einige Häuſer dazu beſtimmen 5). Selbſt wo den Juden das Über: 
nachten iu den königl. Städten zur Marktzeit in ihren Buden, oder 
in nahen vom Magiſtrate beſtimmten Chriſtenhäuſern geſtattet war, 
wurde die größte Wachſamkeit gegen das Zuſammentreffen der Chri— 
ſten mit den Juden anempfohlen, damit dieſe nichts uͤbles practizi— 
ren könnten und kein gefährliches Commercium mit ihnen getrieben 
werden könnte 6). Über den Einlaß und die Übernachtung der Juden 
in Olmütz und Iglau waren noch ſpecielle Vorſchriften erlaſſen 7). 
Es war als eine beſondere Begünſtigung für den Ober-Landrabbiner 
ausgeſprochen, daß er mit ſeinen zwei Bedienten in jeder königlichen 
Stadt ſo oft und ſo lange wohnen und übernachten durfte, als ſeine 
im allerhöchſten Dienſt obhabenden Geſchäfte und Verrichtungen es 


1) Jura judaica eivitatisBrunensis vom Jahre 1268 F. 12: „nullum 
in domo Judaei volumus hospitari?, Herrmann a. a. O. S. 116. 

2 Hofdecr. 22. September 1724, Wekebrod Nr. 447. 
3) Reſolut. 14. Nov. 1710 und 18. Auguſt 1750 bei Lukſche ©. 207. 
4) Gubernialdecr. 17. November 1749. Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 9. 5. 
) Gubernialverordn. 26. Jänner 1750. 
6) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 6. 4. 

7) A. a. O. g. 9 u. d. ff 
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erforderten. Er follte aber feinen Bedienten allen Handel und Wan⸗ 
del während dieſes Aufenthaltes ernſtlich unterſagen 8). Eine läftige 
Präſtation war die Leibmauth, d. i. das Einlaßgeld, welches 
die Juden bei dem Eintritte in die königlichen Städte zahlen muß: 
ten. Bei dem Eintritte in Brünn, Olmütz, Znaim und Iglau mußten 
ſie 15 kr., in Hradiſch, Mähriſch-Neuſtadt und Gaya aber 7 kr. 
Einlaßgeld zahlen; doch waren in Gaya die daſelbſt ſubſiſtirenden 
Juden davon befreit 9). Dieſe Einlaßgelder waren zu verſchiedenen 
Zwecken beſtimmt; ſo wurden ſie z. B. der Stadt Brünn überlaſſen, 
damit die Bürger die Wachtgelder deſto leichter beſtreiten könnten 1). 
Nach dem am 15. März 1755 auf drei Jahre ratificirten Pacht 
contracte zahlte der Jude Salomon Dobruſſka für die Einnahme 
der jüdiſchen Leibmauth in den ſieben königlichen Städten 6000 fl. 
jährlich, mit der Berechtigung die übliche Leibmauth zu vermindern, 
nicht aber zu erhöhen. Aus dieſem Pachtcontracte erhellet zugleich, 
daß die Juden außer den Markttagen nur dann die königlichen 
Städte betreten durften, wenn jemand einen Juden um Waaren zu 
kaufen zu ſich beſtellte und auch da nur mit einem magiſtratlichen 

Paſſierſcheine, wie dieſes ſchon durch frühere Geſetze verordnet war, 
z. B. durch die höchſte Entſchließung vom 13. Mai 1709 §. 5. Das 
Patent vom 13. Hornung 1782 $. 14 hatte zwar die jüdiſche Leib— 

mauth aufgehoben, jedoch zur Entſchädigung derjenigen, welche da— 

mals zum Bezuge derſelben berechtiget waren, die Eintreibung eines 

minder beſchwerlichen Aquivalents von der Judenſchaft vorbehalten. 

Später wurde aber verordnet, daß es auch davon abzukommen habe 
und die gedachte Leibmauth für ganz erloſchen anzuſehen fa 1). 

Nicht minder wurde auch in Schleſien die beider Stadt Schwarz- 
waſſer eingeführte und durch das Privatmauth-Patent vom 22. Au- 
guſt 1738 beſtätigte Zudenperfonalmauth, fo wie alle von 
den Juden etwa hie und da als ein Accidenz zu Handen der Wirt- 
ſchaftsbeamten, des Magiſtrats-Perſonals und der mindern obrige | 


— — 


8) Gubernialdeer. 13. October 1780. 8 = 
9) Höchſte Entſchl. 13. Mai 1709 g. 2. 

10) Reſcript vom 9. März 1723, bei Lukſche S. 187. 
11) Hofdecr. 22. December 1785, Gubernialintim. 1. Jänner 1786. 14 
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keitlichen und ſtädtiſchen Bedienten eingehobenen Perſonalab— 
gaben ein für alle Mal gänzlich aufgehoben 12). Verſchiedene an- 
dere Beſchränkungen ſind theils früher am gehörigen Orte vorgekom— 
men, theils ſollen ſie im Verfolge dieſes Hauptſtückes dort erwähnt 
werden, wo von der Aufhebung derſelben geſprochen wird. 

§. 92. 

Die Tendenz der Joſephiniſchen Geſetzgebung war darauf ge— 
richtet, daß alle Unterthanen ohne Unterſchied der Nation und Re— 
ligion an dem öffentlichen Wohlſtande, deſſen Beförderung fie ſich 
angelegen ſein ließ, gemeinſchaftlichen Antheil nehmen, eine geſetz— 
mäßige Freiheit genießen, und auf jedem ehrbaren Wege zur Er— 
werbung ihres Unterhaltes und Vergrößerung der allgemeinen Em— 
ſigkeit kein Hinderniß finden ſollten. Darum wurden auch die ältern 
Judenordnungen vielfach abgeändert 1). Da nun durch das Tole— 
ranzpatent vom 13. Hornung 1782 die Juden in Beziehung auf 
ihre Nahrungswege und den Genuß der bürgerlichen Rechte und 
häuslichen Bequemlichkeiten andern fremden Religionsverwandten 
beinahe gleichgeſtellt wurden; ſo wurden die Juden zugleich zur ge— 
nauen Beobachtung aller politiſchen, bürgerlichen und 
gerichtlichen Landesgeſetze angewieſen, an welche ſie, 
gleich allen übrigen Inſaſſen gebunden, ſo wie ſie in ihren Angele— 
genheiten, politiſchen und Rechtsvorfällen der Landesſtelle, und der 
Ortsobrigkeit, nach der jeder Behörde zuſtehenden Gerichtsbarkeit 
und Thätigkeit (Activität) unterworfen bleiben 2). Die Juden wer— 
den zwar im Allgemeinen als Unterthanen der Obrigkeiten 
angeſehen, wie, außer der ſo eben angeführten Stelle des Toleranz— 

patentes, aus verſchiedenen andern Geſetzen 3), und insbeſondere 


12) Toleranz⸗Patent für die ſchleſiſchen Juden vom 15. Dec. 1781 h. 11. 
1) Jüd. Toleranzpatent vom 15. Hornung 1782, in der Einleitung. 
2) A. a. O. g. 16. 

3) Lukſche S. 218 führt dafür noch die Verordnungen vom 30. Jänner 
1720 (der bei Wekebrod Nr. 420 vorkommende Auszug dieſes Hof— 
decrets ſcheint mir keinen Beleg für dieſe Behauptung zu enthalten), 
dann vom 7. Februar 1752 Fg. 3, 4, 59, und vorzüglich 29 und 
30; und das Hofdecret vom 3. December 1792 Nr. 70, an. Übrigens 
geht das Unterthans-Verhältniß der Juden, außer den im Texte ange: 
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aus der jüdiſchen Polizeiordnung vom Jahre 1754 Art. XV. erhellt, 
welcher jene Juden, die ſich außer ihrer Gemeinde ſeßhaft machen 
wollen, verpflichtet, den Conſens und "einen ordentlichen Los- und 
Weglaßbrief von ihrer Grundobrigkeit zu erbitten und auszuwirken. 
Doch find die Juden nicht in jeder Beziehung fo 
ganz eigentliche Gutsunterthanen wie die Chriſten. 
Zuvörderſt können fie, da ihnen der Beſitz von unterthänigen Grün— 
den unterſagt iſt, keine Grundholden ſein. Auch wurde ausdrücklich 
beſtimmt, daß, weil fie eigentlich nur unter dem Schutze der Obrig— 
keiten ſtehen, ſie die Vertretung des Unterthans-Vertreters 
nicht genießen ). Und fo ſagt auch das Hofdecret vom 27. März 
1803, daß die Juden nach den beſtehenden politiſchen Verhältniſſen 
unter die Kategorie der wirklichen Unterthanen nicht begriffen ſind, 
folglich auch die Begünſtigungen und Vorſchriften, welche für chriſt— 


liche Unterthanen geſetzmäßig beſtehen, auf die Juden keine An- A 


wendung finden, und daher wird auf fie auch das Hofdecret vom 7 


20. November 1795, wegen Vergleichen bei Unterthanen, nicht an— 1 | 
gewendet 5). Über einen ſpeciellen Fall wurde endlich entſchieden, | 


daß, da nach der Vorſchrift des Patentes vom 1. September 1798 


die Kreisämter nur in den Fällen, wenn Güterbeſitzer über die abs 
löſung der Giebigkeiten mit Unterthanen Verträge ſchließen, oder zu 
dem Gute gehörige Gründe oder andere Theile veräußern, zur Be— } 
ſtätigung dieſer Verträge berufen ſind, die Juden aber nach dem 
Hofdecret vom 10. October 1799, Z. 16670, keine eigentlichen Unter: 
thanen ſind und nicht im gleichen Verhältniſſe gegen die Obrigkeit 0 


mit den . chriſtlichen Unterthanen ſtehen, ſondern nur unter 
vi 
u 
1 


führten klaren Geſetzen, auch aus vielen andern Anordnungen deutlich 
hervor, z. B. aus dem Einfluſſe der Obrigkeiten bei jüdiſchen Ehen, 
bei der Verwaltung des Gemeindevermögens u. ſ. w. 
4) Hofdeer. 26. April, Appellationsdecr. 4. September 1785, Hofdeer. ji 


10. October 1799, Lukſche S. 218. 9 


5) Lukſche S. 218. Das erwähnte Hofdecret vom 20. November 4798 
3. 265, enthält die Modalitäten zur Einleitung des Verſuchs der Güte 
in Fällen, wo zwiſchen Unterthanen ein Rechtsſtreit beginnen ſou. 
Siehe daſſelbe in v. Zimmerl's Handbuch fur Richter, Advocaten 
und Juſtizbeamte, I. Thl. beim g. 269. | 


* 


= 


| 


| 
0 
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dem obrigkeitlichen Schutze ſich befinden, die zwiſchen einer Obrigkeit 
und einem Juden hinſichtlich einer Dominical-Realität, z. B. eines 
Branntweinhauſes u. ſ. w. geſchloſſenen Verträge weder zur Legali— 
ſirung, noch zur Beſtätigung des Kreisamtes geeignet find „). 

8. 93. 
| Dem im vorigen $. ausgeſprochenen Grundſatze der Gleichſtel— 
lung der Juden mit den übrigen Glaubensgenoſſen gemäß, wurde 
denſelben zur Betreibung ihrer Geſchäfte von Zeit zu Zeit der 
freie Eintritt in die königlichen Städte geſtattet, und zwar 
ohne daß ſie künftig Koſt und Wohnung lediglich bei Juden oder 
jüdiſchen Garköchen zu nehmen gezwungen, ſondern ihre Ein— 
kehr und Koſt für ihr Geld, wo ſie wollen, zu neh— 
men berechtiget ſind ). Über einen ſpeciellen Fall wurde 
vom Olmützer Kreisamte unter dem 22. November 1799 dem Ma- 
giſtrate daſelbſt bedeutet, daß den Juden nach dem Toleranzpatente 
vom Jahre 1782 und dem Hofdecrete vom 22. December 1792 der 
freie Eintritt in die Stadt Olmütz zu jeder Zeit, und wenn es ihre 
Geſchäfte erfordern, auch das Einkehren und Übernachten in den 
Wirthshäuſern, und nach der höchſten Entſchließung vom 4. Mai 
1793 auch in andern Privathäuſern bei Chriſten geftattet iſt. Je— 
doch ſoll darauf geſehen werden, daß die Juden weder eine beſtimmte 
Wohnung in der Stadt Olmütz miethen, noch die ganze Woche hin— 
durch von Samſtag bis Freitag in der Stadt wohnen. Nicht weniger 
wurden durch das Toleranzpatent alle früher gewöhnlichen Merk— 
male und Unterſcheidungen der Juden, als das Tragen 
der Bärte, auszeichnender, Kleidung, das Verbot 
an Sonn: und Feiertagen vor 12 Uhr auszugehen, 
öffentliche Beluſtigungsörter zu beſuchen und der— 
gleichen, vollkommen aufgehoben; im Gegentheil den Großhänd— 
lern und ihren Söhnen, ſo wie den Honoratioren auch Degen zu 
tragen erlaubt 2). In gleichem Geiſte verordnete auch das Juden— 


6) Gubernial⸗Entſcheidung vom 16. Jänner 1824, 3. 518, bei Kling⸗ 
ner, S. 300. 

1) Jüd. Toleranzpatent vom 13. Hornung 1782 h. 14. 

2) Toleranzpatent F. 15. Lukſche bemerkt S. 189, daß der Unterſchled 


158 

Toleranzpatent für Schleſien, daß angefehene Juden von öffent: 
lichen Beluſtigungsorten nicht ausgeſchloſſen fein und alle verächt— 
liche und demüthigende Behandlungen und Unterſcheidungszeichen 
der jüdiſchen Nation aufhören, ſollen 2). Dagegen ſoll bei allen 
politiſchen Stellen niemand angeſtellt werden, der nicht der | 
katholiſchen Religion ergeben ift, und ſelbſt beim Tabakweſen follen 
die Juden fo wenig als möglich angeſtellt werden ). 

§. 94. 

Zur Vermeidung aller Unordnung im öffentlichen und Privat: 
verkehre ſoll jede jüdiſche Familie vom 1. Jänner 1788 an einen 
deutſchen Geſchlechtsnamen und jede einzelne Perſon einen 
deutſchen Vornamen auf lebenslang unabänderlich führen, 
und haben alle bisher in der jüdiſchen Sprache oder nach dem Orte 
des Aufenthaltes übliche Benennungen, als „Schaulem Topliz”, „Jo- 
chem Kollin? aufzuhören, unter Strafe von 50 fl. oder bei Unver- 
mögenheit, der Landesverweiſung. Die Hälfte der Geldftrafe fält 
dem Domeſticalfonde, die andere dem Anzeiger zu. Jeder jüdiſche 
Hausvater ſollte bis Ende Nov. 1787 ſeiner Ortsobrigkeit den für 
ſich angenommenen Vor- und Geſchlechtsnamen in deutſcher Sprache, 
mit einem vom Rabbiner unterfertigten Zeugnißzettel, anzeigen, mit 
der Erklärung, daß er dermal auf beſtändig den Familiennamen N.“ 
mit dem für eine jede Perſon beſtimmten beſondern deutſchen Vorna-⸗ 
men angenommen — jedoch von dem Geſchlechte N. abſtamme und 
zuvor den Namen N. N. geführt habe. Doch ſollte dieſes auf die 
Gültigkeit der bis zu jener Zeit unter dem frühern Namen ausgeſtell⸗ | 
ten Urkunden keinen Einfluß haben. Dieſe angenommenen Namen 
ſollten auch in den Conſcriptionsbüchern, fo wie in den Geburts, 
Beſchneidungs- und Todtenbüchern geführt werden 1). Die Verände⸗ 
rung des Öefchlechtsnamens iſt, außer beim Übertritte zur chriſtlichen | 


j 


der Kleidertracht der Juden zur Vermeidung der fleiſchlichen Lene | 
ſchung eingeführt war. 
2) Patent vom 15. December 1781 $. 12 \ 
4) Hofdecr. 17., Gubernialintim. 29. März 1780, 3. 974 und 978, N 4 
1) Patent 23. Juli 1787. | 1 
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Religion oder bei Adelsverleihungen, den Juden verboten ?). Bei dem 
durch ſo viele der Judenſchaft eröffneten Erwerbswegen entſpringen— 


den mannigfaltigeren Zuſammenhange mit Chriſten wurde, aus Sorg— 


falt für die Aufrechthaltung des gemeinſchaftlichen Zutrauens, die 
hebräiſche und hebräiſch mit deutſch vermengte, ſoge— 


nannte jüdiſche Sprache und Schrift abgeſchafft. Es wurde 


daher der Gebrauch derſelben in allen öffentlichen in- und außerge— 


ö 


richtlichen Handlungen ausdrücklich aufgehoben und verordnet, daß 
die Juden ſtatt derſelben ſich künftig der landesüblichen Sprache be— 


dienen und hiezu eine Friſt von zwei Jahren (vom 13. Hornung 


1782 angefangen) bewilligt, und ſind alle nach dieſer Zeitfriſt in 
hebräiſcher Sprache verfaßte, oder auch nur mit hebräiſchen und 
jüdiſchen Buchſtaben geſchriebene Inſtrumente ungültig und 


nichtig ). Auch die Geburts-, Beſchneidungs- und Todtenbücher 


ſollen in deutſcher Sprache und mit deutſchen Namen geführt wer— 
den. Der gegen dieſe Vorſchrift handelnde Rabbiner iſt das erſte 
Mal; mit 50 fl. und das zweite Mal mit der Dienſtentſetzung zu 
beſtrafen!“). Aus der aufgeſtellten Regel fließt wohl von ſelbſt, daß 
auch die Handelsbücher der Juden zu ihrer Gültigkeit in der lan— 
desüblichen Sprache geſchrieben ſein müſſen. Da eine von einem 
Ausländer in der jüdiſchen Sprache ausgeſtellte, einſeitig verbin— 
dende Schrift durch die Verordnung vom 22. October 1714 nicht 
für ungültig erklärt iſt, ſo kann eine ſolche, von einem öſterreichiſchen 
Unterthanen zu ſeinem Behufe angeführte Schrift, von dem Richter 
nicht verworfen werden ?). Auch in Schleſien wurde, wegen der 


2) Hofdecr. 5. Juni 1826, 3. 16255, Guberntalgahl 17800. 

3) Patent 13. Hornung 1782, g. 13. Beſtätigt durch das Hofdecret 22, 
Febr. 1814, 3. 1814 der Juſtiz⸗Geſetzſamml. Gubernialcirc. 11. Nov. 
1814, 3. 84446. 

4) Patent 23. Juli 1787, F. 4. 

5) Hofdecr. 19. Juli 1816, 3. 1266 der Juſtiz⸗Geſetzſamml. Wenn gleich 
dieſes Hofdecret an das galiziſche Appellationsgericht erlaſſen wurde, ſo 
iſt es auch in Mähren und Schleſien verbindlich, 1.) weil es in der Ju— 
ſtizgeſetzſammlung enthalten iſt, und 2.) nur die Auslegung des Hofdecre⸗ 
tes vom 22. Oct. 1814 enthält, welches auch in unſerer Provinz kundge— 


macht wurde. N 
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aus der verſchiedenen Auslegung hebräiſcher Urkunden und Schrif: 
ten entſtandenen Verwirrungen und Streitigkeiten, verordnet, daß 
vom 1. Jänner 1784 an, alle jüdiſche Contracte, Teſtamente, Ver⸗ 
ſchreibungen, Rechnungen, Handlungsbücher, Zeugniſſe und über⸗ 
haupt alle gerichtlich oder außergerichtlich zu producirende Schrif- 
ten in der landesüblichen Sprache, bei Strafe der Nullität und Ver⸗ 
weigerung gerichtlicher Hülfe, abgefaßt und unterfertigt ſein ſollen “). 
9.95 

Früher hatten die Juden in Mähren für das Ver in 
Rechts⸗ Angelegenheiten eigene Gerichte. Schon ein älteres 
Geſetz. verordnete, daß ein Landrabbiner bis auf weitere kaiſerliche Re— 9 
ſolution die Judicatur in Sachen, wo ein Jude gegen Juden zu thun 
hat, haben ſoll !). Im Jahre 1754 erſchien zugleich mit der Polizei 
und Commercialordnung auch eine Proceßordnung für die mäh- 
riſche Judenſchaft. Nach derſelben waren die Streitigkeiten zwiſchen 
Juden bei dem vorgeſetzten Rabbiner des Beklagten und des daſelbſt er⸗ 0 
wählten Juriſten, und in Ermanglung des er ſtern auch bei dieſem 
letzten allein anzubringen. Wenn aber ein Chriſt gegen einen Juden | 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auftreten wollte, fo ſtand es dem 1 
erſtern frei, den Juden bei der Ortsobrigkeit oder bei den jüdiſchen ö 
Vorſtehern zu belangen 2). Joſeph II. hob aber die beſonde⸗ 
ren jüdiſchen Gerichte überall auf, und die Juden wurden 
in Mähren, ſo wie in allen übrigen Provinzen, der in jedem Orte 
beſtehenden Ortsgerichtsbarkeit unterworfen ). Dieſe Anord- 
nung wurde dahin erläutert, daß die Gerichtsbarkeit über Juden 
ſowohl in Streithändeln, als auch in den in das adeliche Richteramt 
einſchlagenden Geſchäften aller Orten den Ortsgerichten, nicht aber 
den Obrigkeiten, die nicht Ortsgerichte find, zuſtehe“). Schon 12 1 
ward erklärt, daß durch die allgemeine Gerichtsordnung die früher 
beſtandene jüdiſche Prozeßordnung vom Jahre 1754 aufgehoben, 


— 


—Z— — 


6) Patent 15. Dec. 1781, f. 4. 

1) Hofdecr. 30. Jan. 1720, Wekebrod Nr. 420. 

2) Proceßordn. für die mähr. Judenſchaft vom Jahre 1754, Hh. 1 und 2. 
1 Hofdecr. 28. Mai, Gubernialcirc. 2. Juni 1785, 3. 13234. 

4) Appellationsverordn. 20. Sept. 1785, 3.2599, 
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daher auch im Verfahren zwiſchen Juden und Juden nach der allge— 
meinen Gerichtsordnung und Gerichtsinſtruction ſich zu benehmen 
fer’). Die doppelten Gerichtstaxen für die Juden wurden 
aber ſowohl in Mähren ©), wie in Schleſien 7) aufgehoben. Bei Ge— 
legenheit eines zwiſchen der Boskowitzer Obrigkeit und dem Magiſtrate 
wegen der Jurisdiction über die Juden entſtandenen Streites wurde 
entſchieden, daß die Juden in allen Schutz- und unterthänigen 
Städten, ſelbſt wenn ſie mit ordentlichen Magiſtraten verſehen ſind, 
nicht denſelben, ſondern den obrigkeitlichen Wirthſchafts— 


ämtern unterſtehen ). Hievon finden Ausnahmen Statt, z. B. in 


| 


Loſchitz, Gaya ꝛc. Wenn Juden an einem andern Orte außerhalb 
ihrer Gemeinde Realitäten, z. B. Lederhäuſer u. d. gl. beſitzen, fo 


unterſtehen fie auch der dortigen Gerichtsbarkeit Y. Die Ablegung 


gerichtlicher Eide hat von den Juden auf der Thora nach ei— 
ner eigenen ausführlichen Vorſchrift zu geſchehen 10). Es iſt daher 
durch wiederholte Verordnungen ſämmtlichen Gerichtsinſtanzen auf— 
getragen worden, ſich ein Exemplar des jüdiſchen Geſetzbuches 
Thora (Toro) beizuſchaffen 11). Das mähriſch-ſchleſiſche Appella— 
tionsgericht hat insbeſondere an die Gerichtsinſtanzen die Weiſung 
erlaſſen, daß ſolche Exemplare in der Schönfeldiſchen Buchhandlung 
in Prag zu bekommen ſind, mit dem Beiſatze, daß wenn der Be— 
ſchädigte oder die Zeugen, bloß wegen Mangels der Thora bei 
einer Gerichtsinſtanz, bei dem Criminalgerichte vernommen werden 
müßten, die betreffende Obrigkeit allein alle Erſcheinungs- und 


>) Juſtizhofdecr. 17. Mai, Gubernialintim. 29. Juli 1783. 

6) Patent 13. Hornung 1782. $. 14. 

7) Patent 15. Dec. 1781, $. 11. 

8) Hofdecr. 22. Mai, Gubernialint. 14. Juni 1823, 3. 16600. 

9) Hofdecr- 7., Gubernialint. 24. Nov. 1795, bei Luk ſche S. 200. 

10) Allg. Gerichtsinſtruction vom 9. Sept. 1785, II. Abth. 4. Abſchnitt, 
69.18 — 23. Zu finden in Zimmerl's Handbuch für Richter ꝛc. 
I. Thl. zum 9. 161, auch in Borſchitzky's Handbuch der A Ge— 
ſetze über Verbrechen zum h. 256. 


115)) Allg. Gerichtsinſtruction a. a. O., §. 19; Verordn. 18. Febr. 1799, 


bei Borſchitzky a. a. O. 
11 
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Verſäumungskoſten zu vergüten hätte!?), Der Gebrauch 
der von Anton Schmidt in Wien im Jahre 1815 aufgeleg- 
ten Thora bei Beeidigungen iſt zwar geſtattet; da jedoch die 
Auflage mit einigen Druckfehlern behaftet iſt, und bei gebunde— 
nen Exemplaren nicht ſelten eine Verwechslung oder Auslaſſung gan— 
zer Blätter gefunden wird; außerdem aber, neben den hebräi— 
ſchen Seitenzahlen, die folgenden gewöhnlichen Ziffern erforderlich 
find, damit die Richter den 14. Vers und die folgenden im 26. Ka- 
pitel des dritten Buches Moſis, worauf der ſchwörende Jude ſeine 
rechte Hand bis an den Ballen zu legen hat, ſicher auffinden 
können; ſo ſind die Gerichtsbehörden zugleich anzuweiſen, die ge— 
druckte Thora vorher von einem beeidigten Kenner der hebräiſchen 
Sprache berichtigen und bezeichnen zu laſſen 13). 

An ihren Feſttagen ſollen die Juden nicht vor Gericht gefordert 
werden, und die Gerichtsbehörden haben ſich daher ein genaues Ver— 
zeichniß der jüdiſchen Feſttage zu verſchaffen ““). Ein Jude iſt, in fo 
fern er für einen Juden gegen einen Chriſten ausſagt, in Civilrechts— 


ſtreitigkeiten ein bedenklicher (nicht aber ein verwerflicher) 


12) Zuſchrift des mähriſch⸗ſchleſiſchen Appell-Gerichtes vom 19. Aug. 1817. 


13) Hofdecr. 31. Dec. 1818 an das mähriſch⸗ſchleſiſche Appellationsgericht, 


3. 1532 der Juſtizgeſetzſamml. 


34, Hofdecr. 17. Jänner 1818, 3. 1405 der Juſtizgeſetzſammlung. Nach 
dem mitgetheilten Verzeichniſſe beſtehen die Feiertage der Israeliten aus 
ganzen und halben Feiertagen. An den erſten iſt nicht nur alle Arbeit, N 
ſondern auch alle ſonſtige Geſchäftsbetreibung, an den letzten ſind aber 


nur Kunſt- und knechtiſche Arbeiten unterſagt. Ganze Feiertage find: 


1.) der Sabbath, 2.) das Oſterfeſt, welches aus 8 Tagen beſteht, wovon 


aber nur die zwei erſten und die zwei letzten ſtreng gefeiert werden; 
3.) die Pfingſtfeiertage; 4.) das Lauberhüttenfeſt, welches aus 9 Ta— 


gen beſteht, wovon aber nur die zwei erſten und die zwei letzten ganze 
Feiertage find; 5.) die zwei Neujahrstage, und 6.) der Verföhnungs 
tag. Halbe Feiertage find, die vier mittlern Oſtertage; die fünf mitt- 


lern Lauberfeſttage; das Purimfeſt, welches in zwei Tagen beſteht; der 


Trauertag wegen der Zerſtörung des Tempels. S. Kudler a. a O.“ 0 


zum g. 305. 


* 


r 
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Zeuge 1°); und derjenige, der ſich nicht zur chriſtlichen Religion be: 
kennt, kann den letzten Willen eines Chriſten nicht bezeugen 1%, 

In Beziehung auf den Stämpel ſind die Juden gleich den Chri— 

ſten zu behandeln. Nur jene Gattungen Juden, die keinen beſtimm— 

ten Nahrungszweig haben, oder nach ihren perſönlichen Eigenſchaf— 

ten mit keiner andern chriſtlichen Partei verglichen werden kön— 

nen, ſind mit der geringſten Stämpelclaſſe zu belegen 1). Von den 

wegen Contributionsreften arreſtirten Juden iſt kein Arreſtgeld ab: 

zunehmen, da ſolche Arreſtirungen als ein mere officiosum anzu: 


ſehen find 19). 


$. 96. 

Was die Confceription und Recrutirung der Juden 
betrifft, ſo gelten im Allgemeinen die nämlichen Vorſchriften wie 
bei den Chriſten. Bei der Numerirung der Gebäude ſind die Häuſer 
der Juden, da wo es bisher üblich war, auch künftig mit römiſchen 
Ziffern zu bezeichnen ). Gleichwie die fremden herrſchaftlichen Un- 
terthanen, fie mögen ledig oder verheirathet fein, fo lange fie von 
ihren rechtmäßigen Obrigkeiten nicht förmlich aus dem Bande der 
Unterthänigkeit entlaſſen worden find, am Orte ihres Aufenthal— 
tes in die Fremdentabelle zu conferibiren, und bei ihrer rechtmäßigen 
Obrigkeit als zur einheimiſchen Bevölkerung gehörig und nur zeit— 
lich abweſend, zu conſcribiren ſind; ſo ſind auch die außer den Ju— 
dengemeinden befindlichen Judenfamilien (Familianten) den verhei— 
ratheten fremdherrſchaftlichen Unterthanen gleich zu achten, indem 
die Juden, wo immer ſie ſich befinden mögen, der Judengemeinde 
einverleibt verbleiben, welcher ſie durch die Geburt oder Familienzahl 
| zugewiefen find. Diefe find daher am Orte ihres Aufenthaltes, gleich 
. 
| 


den e von der einheimiſchen Bevölkerung auszuſchei— 


15) Allg. Gerichtsordn. 1. Mai 1781, g. 142, J. d. 
16) Allg. bürg. Geſetzbuch g. 593. f 
17) Hofkammerdecr. 1. Febr. 1804 an das böhmiſche Gubernium; polit. 
Geſetzſammlung 21. Bd. 3. 6. 
1058) Gubernialdecr. 29. April 1774. 
1) Conſcriptionsſyſtem vom 25. Oct. 1804, ſ. Kopes öſterr. polit. Ge⸗ 
ſetztunde, I. Bd. F. 42. 


| 9 
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den, und an das betreffende Dominium und Werbbezirks-Reviſorat 
zur Aufnahme in das Summarium der betreffenden Jugengemeinde 
um fo mehr abzutreten, als fie auch in Recrutirungs-Rückſichten 
nur von dem betreffenden Jurisdictions-Dominium der Judenge— 
meinde abhängig ſind 2). Um ſich der Militärpflicht zu entziehen, 
trachten viele Israeliten ſich Urkunden zu verſchaffen, wodurch ſie 
an einem Orte ihre Anſäßigkeit, an einem andern ihre Tole⸗ 
rirung erweiſen können, und beziehen ſich, wenn Einer ihrer | 
Söhne in dem einen Orte dem Militär gewidmet werden foll, auf 
ihre Tolerirung in dem andern, und umgekehrt, wodurch die conferi- 
birenden Obrigkeiten irre geführt und viele der Militärwidmung 
unterworfene Juden derſelben entgehen. Zur Hindanhaltung dieſes 
Mißbrauches ſind jene Juden, die an einem Orte für beſtändig 
tolerirt ſind, zu deſſen einheimiſcher Bevölkerung zu zählen, daher 
nach §. 26 (Lit. b) des Conferiptionspatentes daſelbſt zu conſeribiren | 
und im Tauglichkeitsfalle zu aſſentiren. Diejenigen hingegen, die 
nur eine zeitweiſe und periodiſch zu erneuernde Xoleri- 
rung genießen, haben zur einheimiſchen Bevölkerung jenes Ortes 
zu gehören, wo fie ſelbſt und ihre Familie den Beſitz ihrer erhal- 
tenen und vorſchriftmäßig beizubehaltenden Familienſtelle auswei⸗ 
ſen. Wegen der Ordnung in dem Conſcriptionsgeſchäfte find die to⸗ 
lerirten Juden zu verhalten, ihre dießfälligen Urkunden bei der jähr⸗ 
lichen Conſeriptionsreviſion vorzuweiſen, um ſie hiernach in den Auf: 
nahmsbogen eintragen / zu können ). 
57797. um 

In Beziehung auf die wirkliche Widmung der Juden zum Mi: 
litär ſcheint die Geſetzgebung längere Zeit zwiſchen den, durch die 
Abneigung dieſes Volkes gegen den Militärdienſt und dem darauf | 
gegründeten Mißtrauen gegen daffelbe, auferlegten Rückſichten, und 
dem Wunſche ihrer Gleichſtellung mit den übrigen Bürgern, ge— 
ſchwankt zu haben. Im Jahre 1788 ward verordnet, daß die Ju— ! | 
den gleich den übrigen Unterthanen zum Militärdienſte, jedoch nicht zum ö 


—— ———— 


2) Gubernialdecr. an ſämmtl. Kreisämter vom 8. Jänner 1821, 3. 361. n 
3) Hofdecret v. 10. Jänner 1821 an ſämmtl. Länderſtellen. Polit Geſetz⸗ 
ſamml. 49. Bd. 3. 3. 0 
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Feuergewehre, ſondern als Fuhrweſensknechte zu verwenden und hier— 
nach auch die künftige Confeription der Juden einzurichten ſei !). 
Nach anderen für verſchiedene Provinzen inzwiſchen ergangenen Ver— 
ordnungen (3. B. dem Hofdecrete vom 10. Aug. 1792 für Böhmen) 
wurde im Jahre 1793 eine allgemeine Norm für Böhmen, Mähren 
und Niederöſterreich erlaſſen. Nach dieſer ſollten die Juden nach der 
Zahl der Dienſttauglichen zur Concurrenz gezogen werden; 
da ſie aber zu den wirklichen Kriegsdienſten im Allgemeinen untauglich 
find, fo ſollte jeder Kopf mit 140 fl. reluirt werden, mit welchem Be— 
trage zwei freiwillige Recruten, die dem Werbbezirke, welchen die Stel— 
lung trifft, zu Guten gerechnet werden, angeworben werden ſollten. Es 
ſollte durch das Los beſtimmt werden, welcher Jude unter den Taug— 
lichen zum Militärdienſte zu ſtellen ſei. Wenn dieſer nicht aus eige— 
nem Antriebe zur wirklichen Dienſtleiſtung ſich entſchloß, und hinrei— 
chenden Muth und Geſchicklichkeit zum Dienſte zeigte, ſo mußte er 
ſich mit der angeführten Summe loskaufen, wenn er aber nicht 
vermöglich war, mußte er von der Gemeinde oder Kreisjudenſchaft 
gemeinſchaftlich losgekauft werden 2). Bald darauf wurde aber, bei 
dem Mangel an Mannſchaft für den Ackerſtand und für die Recru— 
rirung, verordnet, daß die dienftfahigen Juden, wenn fie unvermög— 
lich ſind, und die Reluitionsſumme von 140 fl. nicht leiſten können, 
in Perfon zu Recruten zu nehmen ſeien 2). Im Jahre 1805 wurde 
aber der Grundſatz aufgeſtellt, daß die Juden wie andere chriſtliche 
Recruten nach Maß der Anwendbarkeit auszuheben find ). Der 
vorgeſchlagenen Eximirung der Juden von der Militärpflicht während 
des Friedens und der dafür einzuführenden Reluitionsſteuer wurde 
nicht ſtatt gegeben; vielmehr ſind die Juden ſowohl hinſichtlich 
| der Conſcription, als der Militärſtellung, wie alle 
anderen Menſchen im Frieden und Kriege zu behan— 


1) Hofdeer. 7., Gubernialint. 17. Juli 1788. 

2) Hofdeer. 27, April 1793 an die Länderſtellen in Böhmen, Mähren und 
Niederöſterreich. Polit. Geſetzſamml. II. Bd. 3. 56. 

3) Hofdecr. 14. Dec. 1793 a. a. O. 3. Bd. Z. 52. 

) Gubernialverordn. 14. Juli 1805, dann Gubernialv. vom 3. Sept. 1805, 
Z. 17169. 
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deln und nach ihrer Qualification zum Soldaten 


ſtande vorzumerken und zuſtellen?), ſonach die im Jahre 


1827 bekannt gegebenen Recrutirungsvorſchriften auch in Beziehung 
auf die Juden allein zur Richtſchnur zu dienen haben, und da un— 


ter denſelben weder die Befreiung der erſtgebornen Judenſöhne, noch | 


jene der wirklichen Inhaber einer Judenfamilienſtelle enthalten iſt, 
einer ſolchen auch nicht ftatt gegeben werden kann ). 

Zur Verhinderung der Deſertion ſollen künftig keine Solda— 
ten jüdiſcher Nation in ihre Heimath, oder ſonſt in ſolche Orter, 
wo ſie unter ihrer Nation ſind, auf Urlaub gelaſſen werden, wenn 
ſie nicht von dem Vorſteher der Judengemeinden verlangt wer— 
den; wo dann dieſe wegen der allfälligen Entweichung ſolcher Sol— 
daten verantwortlich zu machen ſind. Auch dürfen die beurlaubten 
jüdiſchen Soldaten weder in jüdiſcher Tracht ſich kleiden, noch ſich 
die Bärte und die Kopfhaare nach jüdiſcher Art wachſen laſſen, da— 
mit hiedurch einigermaßen mittelbar das Ausreißen erſchwert wer— 


de ). Judenhäuſer, welche auf ſtädtiſchem Grund und Boden ſich 
befinden, ſind allerdings, inwiefern ſie dazu tauglich ſind, zur Mi: | 


fitärbeyuartierung beizuziehen 9. 
$. 98. 


Gleichwie den Ruſtical-Contribuenten bei Feuer, Wetter- und 


Waſſerſchäden eine Vergütung (Bonification) entweder 
baar zugewendet, oder an ihrer Contribution abgeſchrieben wird ), 


ſo wurde eine ähnliche Bonification auch für die Juden eingeführt. 0 


Bei jüdiſchen Feuerſchäden iſt wie bei chriſtlichen für die Zukunft 


nur jenes, was wirklich zum Nahrungsbetrieb gehört, als Maßſtab 


der Vergütung anzunehmen, mithin nur jener Schade bei jüdiſchen 
Feuerſchadensbeſchrejbungen zu liquidiren, der an Käufern, Gewöl— 


5) Hofdecr. 15. Sept. 1806. Polit. Geſetzſamml. 27. Bd. 8. 17. 
6) Hofdeer. 19. April, Gubernialint. 3. Mai 1833, 3. 13349, 


* 
7) Hofdeer. 14. Febr. 1805 an ſämmtliche Länderſtellen. Polit. Geſegz— 


ſamml. 24. Bd. 3. 15.; Gubernialint. 8. März 1805. 


) Hofdeer. 9., Gubernialinr. 18. Oct. 1800, 3. 16636, bei Kling⸗ 


\ ner, ©. 35. 
1) Siehe Kopetz DOflerreichifche politiſche Geſetztunde, I. Thl. 2. B 
9. 1191. 
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ben und überhaupt an dem bei Juden ſteuerbaren und zum Nah, 
rungsbetrieb gehörigen Vermögen entſteht 2). Die Vergütung der 
Elementarſchäden bei den Juden, welche früher ohne Unter— 
ſchied mit 5 per Cent gegeben wurde, wurde ſpäter ſo abgeändert, 
daß nur für den verificirten Schätzungswerth eines zu Grund gegange— 
nen ſteuerbaren Immobile wie bisher 5 per Cent, für den Werth 
der zu Grund gegangenen, zur Vergütung geeigneten Mobilien 
dagegen nur 2 ½ per Cent vergütet wird, wobei jedoch das baare 
Geld von der Bonification gänzlich ausgeſchloſſen bleibt s). Da 
ſeit dem Jahre 1819 der aus der jährlichen Judenſteuer in den ſtän— 
diſchen Domeſticalfond eingefloſſene Tangent von 61000 fl. im Staats— 
ſchatze zurückbleibt, fo wurde auch die Vergütung der Elementat— 
ſchäden der mähriſchen Judengemeinden nach dem oben beſtimmten 
Maßgabe vom Ararium übernommen ). Damit aber der Came— 
ralfond nicht über das eigenliche Erforderniß und über das Maß der nor— 
malmäßigen Vergütung in Anſpruch genommen werde, und um zugleich 

bei den Unterbehörden ein gleichförmiges Verfahren einzuführen, wur 
den folgende Grundſätze feſtgeſetzt: a) Daß die dießfälligen Beſchrei— 
bungen nach dem beiliegenden Formular (Tab. VIII und zwar in drei 
gleichlautenden Exemplaren zu verfaſſen ſind, vermöge welchen von den 
| Beſchädigten die Liquidirung des zu Grund gegangenen Mobilarver— 
mögens nicht überhaupt, ſondern wie es das in dem Formular aufge— 
| führte Beiſpiel zeigt, nach den Gattungen zu geſchehen hat und der 
ſchätzungsweiſe Werth mit der Erinnerung auf den Zuſtand, in wel— 
chem der Mobilarartikel zur Zeit ſeiner Vernichtung geweſen ſein 
mochte, in die vorgezeichnete Rubrik aufzunehmen iſt. Das etwa zu 
Grund gegangene baare Geld bleibt von der Vergütung ganz 
ausgeſchloſſen, und es iſt in die Schadensbeſchreibung nur jenes auf— 
zunehmen, was wirklich zum Nahrungsbetriebe der Juden gehört. 
b) Daß jeder Beſchädigte den zuſammengezogenen Schätzungsbetrag 
| feines Schadens am Mobilarvermögen in die Hände der kreisämt— 


10 Gubernialdeer. 15. Sept. 1795. 
) Hofdeer. 1., Gubernialint. 31. Auguſt 1799, 3. 14140. 
N ) Hofdecr. 26. Juli, Gubernialdecr. 10. Auguſt 1821, 3. 21748 
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lichen Unterſuchungscommiſſion nach vorläufiger Meineidserinnerung 
zu beſchwören hat. c) Daß im Betreff des unbeweglichen Ver | 
mögens ausführlich anzugeben iſt, in welcher Beſchaffenheit das 
zu Grund gegangene Dach an Wohn- oder ſonſtigen Gebäuden ge— 
weſen, dann was ſonſt am Mauerwerke zu Grund gegangen iſt; 
jedoch kann die Angabe des Werthes nicht der Willkür des Beſchä— 
digten überlaſſen werden, ſondern es iſt d) durch eigens zu beſtim— 
mende, zu Schätzungen vereidete Bau- und Werkverſtändige, und 
zwar nach einer von dem betheiligten Hauseigenthümer vorläufig 
abzufordernden getreuen Schilderung des zur Zeit des Elementar— 
ſchadens geweſenen Bauzuſtandes, und nach der aus der Structur 
des Gebäudes den Werkverſtändigen zuſtehenden techniſchen Beur— 
theilung, der Werth des zu Grunde gegangenen Gebäudes ſchätzungs— 
weiſe zu erheben, weil die Vergütung vom Aerario nur auf den durch 
Elementarunfall wirklich zu Grund gegangenen, nicht aber auf 
den durch neue Wiederherſtellung hervorgehenden Werthsbetrag beabs 
ſichtiget iſt; daß endlich e) die Erhebungsbehörden die letzten drei 
Rubriken der formularmäßigen Schadensbeſchreibung zur weitern 
buchhalteriſchen Ausfüllung leer zu laſſen haben 9). Die Beobach- 
tung dieſer Grundſätze wurde auch durch eine ſpätere Verordnung 
mit dem Zuſatze eingeſchärft, daß jede übertriebene Schätzung 
vermieden werden ſoll ). 

$. 99. 

Wenn gleich die Juden den nämlichen allgemeinen poli— 
zeilichen Vorſchriften wie die übrigen Unterthanen unter: 
worfen find, fo beſtehen doch für fie noch einige beſondere Anords 
nungen. In jeder Judengemeinde ſollen zwei beſcheidene Männer 
aufgeſtellt werden, welche ein oder zweimal wöchentlich eine Unter— 
ſuchung über die Echtheit der Ellen, des Maßes und auf die Ber 
folgung der Polizei überhaupt, verzüglich aber auf die Feuersgefahr, 1 
auf verderbliche Spiele und auf die Säubrigkeit der Judenſtadt ihre 
Aufmerkſamkeit zu richten haben 1). Gegen das jüdiſche Diebsge— 


— — 


5) Hofdecr. 10., Gubernialdecr. 20. Sept. 1822, 3. 25631. 
6) Gubernialdecr. 14. Nov. 1828, 3. 46819. 
2) Jüd. Polizekordn. vom Jahre 1754, Art. IX. 
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ſindel und diejenigen, die ihm Unterſchleif geben, oder von ihm et: 
was kaufen, ſollen die Landrabbiner und die geſammten Landesälte— 


ſten wenigſtens alle 2 Jahre den großen Bann im ganzen Lande bei 
jeder Judengemeinde in allen Synagogen ausrufen laſſen 2) (ſiehe 
jedoch §. 48). Da das Karten- und andere Spiele nur zum Müßig— 
gang und andern liederlichen Unternehmungen verleiten, ſo ſind den 
Juden alle Spiele, außer zum Zeitvertreib und zur Gemüthserholung 


an den gewöhnlichen 8 Weihnachts-, dann 4 mittlern Oſtern und 


Lauberfeſten, wie auch an den 2 Faſchingstagen, ſodann den un— 
päßlichen Leuten und den Sechs-Wöchnerinnen, jedoch mit ſchärfe— 
ſter Ausnahme der in den Patenten vom 19. November 1714 und 


27. April 1746 verbotenen und hohen Spiele, auf das nachdrück— 
lichſte unterſagt s). Die Abhaltung jüdiſcher Faſchingsbälle während 
der chriſtlichen Faſtenzeit, da die Bälle in dieſer Zeit überhaupt 
| verboten find, iſt für die Zukunft unterſagt“). Vor Verlauf von 
| zwei Mal 24 Stunden darf, den Fall einer ſehr anſteckenden Krank— 


heit ausgenommen, kein Jude begraben werden, widrigens die Über— 
treter mit einer den Vermögensumſtänden angemeſſenen Polizeiſtrafe 


zu belegen find ). Wenn mehrere Parteien auf ein Haus gemein: 


ſchaftliche Rechte haben, oder auch außerdem, darf ſowohl aus Grün— 
den der Geſundheit als der Sittlichkeit nicht geduldet werden, daß 


dieſe Parteien, wenn auch nur eine derſelben verheirathet iſt, in 
einem Zimmer wohnen. Wenn ein ſolches Haus nicht wenigſtens 
zwei Stuben hat, ſoll zwiſchen den Berechtigten ein gütliches Ein- 


verſtändniß getroffen werden, daß ſie dasſelbe auf ein oder mehrere 
Jahre wechſelweiſe bewohnen, und die andere Partei indeſſen 
ſich um ein abgeſondertes Unterkommen bewerbe; worauf die Beſtell— 
ten aus den Gemeinden ſorgfältig zu ſehen haben ) (ſiehe §. 123 


Nr. 3, Lit. b.). Die Behörden ſollen ſtrenge darüber wachen, daß 


2) Jüd. Polizeiordn. Art. VIII. 

3) A. a. O. Art. XIII. 

) Hofdecr. 18. Dec. 1823 an ſämmtliche Länderſtellen. Polit. Geſetz⸗ 
ſamml. 51. Bd. 3. 141; Intimat des mähriſch— ſchleſſchen Guberniums 
vom 16. Jänner 1824, Z. 747. 

>) Hofdeer. 10., Gubernialcirc. 19. April 1787, 3. 7320. 

6) Jüd. Polizeiordn. Art. XVII. 
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alle Miturſachen der unter den Juden herrſchenden Krankheiten, 
die aus der Vernachläſſigung der Polizeivorſchriften entſtehen könn— 
ten, z. B. Anhäufung des Unrathes in den Straßen, unterlaſſene 
Räumung der Senkgruben u. dgl. durch gehörige Aufſicht beſeitigt 
und entfernt werden. Dagegen wurde die Einführung eigener Ge— 
ſundheitszeugniſſe als unzuläffig erklärt 7). Den Kreisämtern wird 
da, wo aus Rückſicht für die Geſundheit und Sittlichkeit eine Ver— 
mehrung oder Erweiterung der jüdiſchen Wohnſtätte nothwendig und 
ohne Beirrung anderer geſetzlicher Zwecke zuläſſig iſt, das Recht ein- 
geräumt, dießfalls eine beſondere Verhandlung einzuleiten; und 
wenn alle Verhältniſſe, nach dem Beiſpiele der Judengemeinde in 
Trebitſch (welcher mit dem Hofdecrete vom 10. September 1827 
und 20. Februar 1828 eine derlei Erweiterung bewilligt wurde), 
gehörig erörtert worden ſind, ſo hat das Gubernium das Reſultat 
jeder einzelnen Verhandlung der Genehmigung der Hofkanzlei vor— 
zulegen 8). Alle die mähriſche Judenſchaft angehende Privilegien 
und Urkunden follen in einer beſondern Lade zu Nikolsburg bei 
dem Landesrabbiner aufbewahrt werden; von dieſer Lade ſollten 1 
den daſelbſt befindlichen Landesälteſten zwei Schlüſſel übergeben 
werden ). 
§. 100. 
Das Verbot für die Juden, chriſtliche Ummen und Dienſt— 
boten zu halten, findet man ſchon in ältern kirchlichen Anordnun— 
gen 1). Durch die landesfürſtlichen Geſetze wurde des Halten chriſt— 
licher Dienſtboten den Juden in Niederöfterreich ohne Beſchränkung | 


7) Hofdecr. 23. Aug., Gubernialint. 29. Sept. 1821, 3. 24326. 

8) Hofdecr. 15. Aug., Gubernialint. 21. Sept. 1828, 3. 36948. 

2) Jüd. Polizeiordn. Art. XX. | 

1) Von Herrmann's Geſchichte der Israeliten in Böhmen S. 9, wo die 
Worte Innocenz III. angeführt werden: Judeos propriam cul- 


pam perpetuae servitutis submisisse, ne nutrices et servien- 4 
tes habeant christianos; ne filii liberae filiis famulentur aneil- | 


lae, sed tanquam servi a domino reprobati in cujus mortem 
nequiter conperarunt, se saltem per eflectum operis recognos- 
cant servos illorum quos Christi mors liberos et ihlos servos 
effeeit. 
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erlaubt 2), in Galizien 9) dagegen, fo wie in Böhmen und Mähren, 
iſt es ihnen ſtreng verboten. Dieſes Verbot wurde für Mähren und 
Schleſien durch vielfältige Verordnungen erneuert und eingeſchärft 9. 
Das Patent vom 26. November 1725 dehnt dieſes Verbot auf jene 
Dienſte aus, welche mit Sold, Koſt und Wohnung (Bett) verbun— 
den ſind, nicht aber auf jene, die keinen beſtändigen Aufenthalt und 
Wohnung bei den Juden erfordern, noch einige Untergebenheit nach 
ſich ziehen. Auch ſei daſſelbe bloß auf die operas serviles, nicht aber 
auch auf die operas liberales, artificiales, commerciales et me- 
chanicas auszudehnen, da dieſe keine knechtliche Bedienung invol— 
viren und in dem gemeinſchaftlichen Umgange unvermeidlich ſind, 
z. B. die Dienſtleiſtungen der Arzte „Apotheker, Hebammen (die 
chriſtlichen Säugammen jedoch hievon gänzlich ausgenommen), 
Fuhr und Gewerbsleute u. dgl. Das ältere Toleranzpatent für 
Schleſien vom 17. April 1752 beſtätiget die ältern, gegen die 
Haltung chriſtlicher Dienſtboten von Juden ergangenen, Gefege. 
Das mähriſche Toleranzpatent vom Jahre 1782 $. 6 geſtattete den 
Juden, da ſie des Ackerbaues noch unkundig waren, wenigſtens durch 
die erſtern Jahre, um ſich in den Feldarbeiten zu unterrichten, chriſt— 
liche Knechte in Dienſt zu nehmen. Nach einer ſpätern Verordnung 
iſt den Juden bei den eigenthümlichen oder gepachteten Branntwein— 
häuſern, Pottaſcheſiedereien und Bräuhäuſern, fo wie bei Fabriks— 
unternehmungen, deren Betrieb ihnen durch das Toleranzpatent vom 
Jahre 1782 eingeräumt iſt, der Gebrauch chriſtlicher Taglöhner ge 
gen dem erlaubt, daß fie bei ihnen nicht in Koſt gehalten werden, ber 
ihnen auch nicht wohnen und übernachten. Unter der letztern Bedin.“ 
gung wird den Juden auch das Halten chriſtlicher, aber bloß männ- 
licher Taglöhner an ihren Sabbath- und andern Feiertagen, wo 
ihnen nach dem moſaiſchen Geſetze auch die geringſten Arbeiten ver— 


2) Kopetz: Sſterreichiſche politiſche Geſetztunde I. Bd. F. 187. 

3) Stöger's Darſtellung der geſetzlichen Verfaſſung der galiziſchen Ju— 
denſchaft I. Bd. F. 85. 

) Patent vom 26. November, Gubernialverordn. vom 3. December 17835 
Jüd. Commercialordn. vom Jahre 1754, Art. XIV.; Gubernialdecr 
14. Febr. 1815, 3. 24549; Hofdecr. 14. Sept. 1818 an die Länder: 
ſtellen im Böhmen und Mähren, P. G. S. 46. Bd., 3. 91. 
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boten find, geftattet. Das Halten chriftlicher Taglöhner, männlicher 
ſowohl als weiblicher, zu den häuslichen Verrichtungen außer den 

Sabbaths⸗- und Feiertagen, fo wie das Halten chriſtlicher Fuhrknechte 
zum Betriebe ihres Fuhrwerkes iſt den Juden verboten. Übrigens 

können ſich die Juden wohl zu gröbern Arbeiten, als zum Holzſpal⸗ 

ten, zum Tragen von Laſten u. dgl. chriſtlicher Taglöhner. bedienen, 
weil dieſe Arbeiten gewöhnlich accordmäßig bezahlt, auch gewöhnlich 
nur einige Stunden verrichtet werden; dagegen kann das Hüten der | 
Schafe bei jüdiſchen Fleiſchern durch chriſtliche Knaben von 12 bis N 
14 Jahren eben fo wenig, als das Tragen der Päcke, bei den mit 
dem Kleinhandel ſich beſchäftigenden Pinkeljuden, durch chriſtliche 
Weibsperſonen oder Männer geſtattet werden, weil hierbei ein wah— \ 
res Dienſtverhältniß eintritt. Die gegen diefe Verbote vorkommen— 1 
den Übertretungen find mit der im Patente vom 26. November 1725 N 
ausgeſprochene Strafe zu ahnden 5). Dieſe Strafe befteht das erfte 
Mal in 30, das zweite Mal in 60 Reichsthalern und das dritte 
Mal in der Abſchaffung aus dem Lande. — Im Falle der Unver- 
mögenheit einer jüdiſchen Mutter, ihre Kinder ſelbſt zu ſäugen, und 
wo keine jüdiſche Säugamme aufgebracht werden kann, wurde für 
Schleſien geſtattet, eine chriſtliche Säugamme zu halten ). 
Über ein Geſuch, welches von mehreren jüdiſchen Beſtandleuten und 
Bräuhauspächtern im Namen aller ihrer Glaubensgenoſſen bei der 
Hofkanzlei eingebracht wurde, damit den Juden zum Betriebe der 
Branntweinbrennerei und des Bierbrauens chriſtliche Dienſtboten | 
aufzunehmen geftattet würde ; wurde den Juden die zum Betriebe 
der obrigkeitlichen Branntwein- und Bräuhäuſer nothwendigen 
Bräumeiſter und Bräuerburſchen, Letztere unter Aufſicht der Erſtern, 
cus der chriſtlichen Bevölkerung, mit genauer Beobachtung der dieß⸗ 
falls beſtehenden Vorſchriften aufzunehmen geſtattet, eine weitere 
Ausnahme in Hinſicht der Dienſtboten überhaupt wurde aber für 
unzuläſſig erklärt 7). N 


5) Hofdeer. 5. Auguſt, Gubernialdeer. an ſämmtliche Kreisämter vom 
24. Sept. 1824, 3. 24455. 

6) Hofdecr. 8., Gubernialintim. 30. Sept. 1825, 3. 29508. 

*) Hofdecr. 24. Oct., Gubernialverordn. 28. Nov. 1828, 3. 47803. 
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Achtes Hauptſtück. 


Von den beſondern Steuern der Juden. 


1 


FSi. 101. 


Nac dem alten Ferdinandeiſchen Begnadigungsbriefe hatte die mäh— 
riſche Judenſchaft ein Toleranzgeld von 12000 fl. jährlich zu entrichten. 
über dieſen jährlichen Tribut ſollte die mähriſche Judenſchaft mit der 
Contribution nicht belegt werden ). Die früher in 12000 fl. beſtandenen 
Judentoleranzgelder wurden 1723, außer dem was die Judenſchaft 
per Pauſch abzutragen hat, auf 8000 fl. reducirt; doch ſollte dieſe 
Reduction nicht auf ewige Zeiten, ſondern nur nach Belieben des 
Landesfürſten gelten, und die Juden ſollten, nebſt den Toleranzgel— 
dern, ſowohl die von den Kaminen, Lahnen, als auch andere bis da— 
hin an das kaiſerliche Ararium zu der landtäflichen Caſſe zu präſti— 
renden Contributionen und Gebereien, wie nicht weniger alles 
dasjenige, was ſie ihren Obrigkeiten aus was immer für einem 
rechtmäßigen Titel bis dahin geleiſtet hatten, auch noch ferner ge— 
17 2). Wirklich wurde auch bald darauf die frühere Summe von 
12000 fl. wieder eingefordert, da die Hofreſolution vom 13. October 
1729 den Juden die Freiheit ertheilt, keine Steuer und Gaben zu 
geben, weil ſie ohnedem der königlichen Kammer gegen 12000 fl. 
lährlich erlegen 3). Spater wurde aber dieſe Summe bedeutend er— 


— 


1) Hofreſer. 21. Det. 1669, Wekebrod, Nr. 120. 

2) Höchſte Entſchl. 30. Mai 1723, Wekebrod, Nr. 437. 

8) In frühern Zeiten hatten die Juden unter andern auch einen beſondern 
Impoſt von 4000 fl. für die Einführung und den freien Verkauf der 
Paradeisäpfel und der Palmenzweige zu entrichten. Als mehrere Rück— 
fände aufgelaufen waren, verordnete ein Tribunaldecret vom 27. März 
1748, daß die Kreishauptleute die ſaumſeligen Landesälteſten „beim 
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höht, und die jüdiſche Repartirungs- und Collectirungs-Rorma vom 


2. December 1752 ſetzte ſie für die fünf erſtern Syſtemaljahre auf 


90000 fl. jährlich feſt. Später trat eine Ermäßigung ein, ſo daß 
im Jahre 1773 dieſe Steuer nur 82200 fl. betrug. In dieſem Jahre 
ward der Antrag wegen Verminderung der jüdiſchen Contributions— 
ſteuer um 20000 fl. verworfen, da von der ganzen Summe der 
Judenanlage zu 82200 fl. nichts entbehrt werden könnte ). Dieſe 
Contribution wurde bis zum Jahre 1787 auf die mähriſchen Juden— 
gemeinden nach der Vorſchrift des 2. §. der jüdiſchen Repartirungs— 


und Collectirungs-Norma vom 2. December 1752 von den damali— 
gen jüdiſchen Landesälteſten, welche, den Landrabbiner an ihrer 
Spitze, das jüdiſche Contributionale zu beſorgen hatten, repartirt. 
Die Individual-Subrepartition bei den Gemeinden wurde nach dem . 
3. §. deſſelben Geſetzes von den Obrigkeiten in jeder unterſtehenden 
Judengemeinde bewirkt. Von den wegen Contributionsreſten arre⸗ 
ſtirten Juden war kein Arreſtgeld abzunehmen, da ſolche Arreſtirun- 
| 
bei Contributions-Rückſtänden war nur in Fällen einer beträchtlichen 
Feuersbrunſt, oder eines ſonſt ganz beſonders rückſichtswürdigen 
Umſtandes anzutragen ). Die jüdiſchen Steuern und obrigkeitlichen 


Gaben hatten, nach Befriedigung einiger Anſprüche der Gattin, den 
ö 


gen als ein mere officiosum anzuſehen find 5). Auf Friſtertheilung 


Vorzug vor den übrigen Gläubigern D). 
§. 102. 


Eine bedeutende Veränderung ging mit der jüdiſchen Steuer im 
J. 1787 vor ſich. Das Hofdecret v. 26. Juli 1787 modificirte die bis 
dahin beſtandene jüdiſche Contribution dahin, daß ſtatt derſelben von 


jeder der nun auf 5400 vermehrten Judenfamilien eine jährliche 


Familientaxe von 5 fl., zuſammen 27000 fl. zu entrichten kä— g 
u 


Kopf nehmen und fo lange arreſtirlich aufbewahren laffen® follten, bis 


die Zahlungwleiftet wäre. 
) Hofdecr. 6., Gubernialintim. 19. Febr. 1773. 
5) Gubernialdecr. 29. April 1774. 
6) Hofdecr. 22. Auguſt; Gubernialintim. 2. Oct. 1772, 3. 759. 


5) Jüd. Proceßordn. vom Jahre 1754 F. 24. Dieſe Proceßordnung ift 


aber durch die allgemeine Gerichts- und Concursordnung und durch 


die Jurisdictionsnorm aufgehoben. 


| 
| 
N 
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men, und die zur Completirung der frühern Contributionsſumme 
abgängigen 55200 fl. durch die eingeführte jüdiſche Verzehru ngs⸗ 
ſteu er eingebracht werden ſollten. Es traten demnach die F a mi⸗ 
lientaxe und die Verzehrungs-Steuer an die Stelle der 
frühern jüdiſchen mähriſchen Contribution. Es hörte ſomit die Noth⸗ 
wendigkeit des ſogenannten gemeindeweiſen Repartitionsmaßſtabes 
auf, da die Familientare von jeder Gemeinde nach der bekannten 
Anzahl der bei ihr ſyſtemiſirten Familien, von einer jeden zu 5 fl.; 
die Verzehrungs-Steuer aber nur bei Gelegenheit der Conſumtion 
zu entrichten war. Doch ſchon im folgenden Jahre 1788 entſtand 
wieder die Nothwendigkeit, den gemeindeweiſe Steuerrepartitions— 
Maßſtab anzuwenden, als durch das Patent vom 20. November 
1788 zu den bereits beſtehenden Steuergattungen auch die Entrich⸗ 
tung einer Kriegsſteuer angeordnet wurde. In dieſem Patente 
heißt es nämlich: „Weil nun aber in Mähren die Judenſchaft ge— 
»genwärtig, außer dem alleinigen Familiengelde, ſonſt keinen bes 
»ſtimmten Steuerbetrag, ſondern ſtatt deſſen für das Verzehren der 
»Feilſchaften das Conſumogeld entrichtet, alſo hat dieſelbe nach der 
„noch in dem Militärjahre 1787 beſtandenen jüdiſchen Contribution 
„per 82200 fl. den zu 30 von Hundert ausfallenden Betrag per 
„24660 fl. als Kriegsſteuer zu bezahlen, und jede Judenge— 
»meinde hiebei nach der im erſtgedachten Jahre 1787 
„auf dieſelbeng efallenen Contribution nach der eben 
»damals veranlaßten Repartition ſich genaueſt zu 
»benehmen, zu dieſem Ende aber auch die Subrepartition ihrer 
»Grund⸗ oder Schutzobrigkeit allen bevor zur Beſtätigung zu über⸗ 
„machen.“ Nach der, dieſen Prämiſſen zufolge, von der Provinzial— 
ig den kreis- und gemeindeweife zu Stand gebrachten 
1 wurde dieſe Extraſteuer damals neben den ordentlichen 


| 


teuern bei der mähriſchen Indenſchaft ausgeſchrieben. Das Patent 
som 3. December 1799 beſtimmte im 14. §., daß die Judenſchaft 
in Mähren und S chleſien den nämlichen Betrag, den ſie bisher als 
Kriegsſteuer entrichtete, als eine Klaſſenſteuer darzureichen habe. 
uch aus dieſem Anlaſſe mußte der alte Repartitions-Maßſtab vom 
ahre 1787, bei Abgang eines andern, in Anwendung kommen. 
Dieſes war auch der Fall, als nach dem Patente vom 20. Auguſt 
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1806 für die Militärjahre 1807 bis 1811 die Ausſchreibung der 
ſogenannten Extraſteuer erfolgte. Dieſe waren a) die ertraordinäre 
Realitätenſteuer, b) die Klaſſenſteuer und c) die Perſonalſteuer. In 
dem angeführten Patente §. 21 heißt es: „Die Judenſchaft in Vöh⸗ 
„men, Mähren und Schleſien wird nebſt der allgemeinen Perſonal— 
„ſteuer in jedem der benannten fünf Jahre den ganzen Betrag der 
„von ihr ganzjährig zu entrichtenden Contribution als eine Klaſſen— 
„ſteuer dergeſtalt darzureichen haben, daß die Vertheilung derſelben 
„mit dem Einfluſſe der Obrigkeiten und des Kreisamtes nach den 
„Kräften der einzelnen Gemeindeglieder geſchehen ſoll.“ Die Obrig⸗ 
keiten hatten unter dem Einfluſſe der Kreisämter nur auf die Indivis 
dual⸗Repartition Einfluß zu nehmen, wogegen die kreis- und ge— 
meindeweiſe Repartition dieſer Steuer abermals nach der Cinoſur 
von 1787 durch die Provinzial-Staatsbuchhaltung bewirkt wer— 
den mußte. | 


- $. 103. 

Die gegenwärtig in Mähren beſtehenden jüdiſchen Steuer 
find 1.) die Familientaxe, 2.) der Verzehrungs-Auf⸗ N 
ſchlag, 3.) der Contributions-Drittel-Zuſchlag und 
4.) die Toleranztaxe, von den fremden in Mähren 
geduldeten Juden. uͤber die zwei erſtern ſind die Grundnor— 
men im Verzehrungsſteuer-Patente vom 15. September 1798 ent⸗ 
halten. Damit die mähriſche Judenſchaft im Stande ſein möge, 
dieſe Abgaben dem Staate genau zu entrichten, ſoll keine Grunde 
herrſchaft berechtiget ſein, unter was immer für einem Vorwande 
und Namen, von den ihr untergebenen Judengemeinden und ein⸗ 
zelnen Juden eine bisher nicht beſtandene Abgabe abzufordern. Eben 
ſo ſoll es den Judengemeinden nicht zuſtehen, ihren Gliedern neue 
Laſten aufzubürden ). Die mähriſche und ſchleſiſche Judenſchaft hat 
künftig ihre Steuern in Banknoten zu entrichten ). 

§. 104. 

I. Die Familientaxe betrug früher 10 fl. für jede jüͤdiſche 

Familie. Das Patent vom 17. November 1787, welches die Anzahl 


f 


1) Pat. vom 15. Sept. 1798, $. 73. | 
2) Hofdecr. 30. Juni, Gubernialint. 12. Juli 1816, 3. 16508. | 
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der jüdiſchen Familien in Mähren von 5106 auf 5400 vermehrte, 
ſetzte auch §. 5 die Familientaxe auf die Hälfte, d. i. jährliche 5 fl. 
für jede Familie herab. Dieſes ältere Patent, ſo wie alle darüber 
nachträglich ergangene Verordnungen, wurden durch das ſpätere 
jüdiſche Verzehrungsſteuer-Patent vom 15. September 1798 $. 79 
ganz außer Wirkſamkeit geſetzt. Nur die in dieſem Patente enthal— 
tenen oder nach Erſcheinung deſſelben erlaſſenen Vorſchriften können 
daher gegenwärtig die Familientaxe (fo wie auch den Verzehrungsauf— 
ſchlag) normiren. Jede Judenfamilie hat als Familientaxe jähr— 
lich 5 Gulden, und dieſe in zwölf Monate eingetheilt, monatlich 
25 kr. zu entrichten. Zu eben der Taxe ſind auch die einzelnen Ju— 
den verpflichtet, welche ohne zu einer der feſtgeſetzten Familien zu 
gehören, bei einer Gemeinde als überzählig geduldet find Y). 
Die Entrichtung geſchieht allmonatlich von den Familien und Ein— 
zelnen an die Gemeinde. Dieſe hat die Repartirung und Eintreibung 
zu beſorgen, und die vollſtändige monatliche Vorhineinabfuhr dieſer 
Familientare an den Gefälls⸗Collectanten zu leiſten, die einzelnen 
Beiträge mögen eingegangen ſein oder nicht. Die Gefällsbeamten 
machen die Abfuhr an die obrigkeitlichen Steuereinnehmer und durch 
dieſe an die Landſchaftseinnehmer (§. 117). Gegen die in der Zah⸗ 
lung ſäumige Gemeinde ſoll gerichtliche und Militär-Execution, auch 
nöthigenfalls die Sperrung der Synagoge verhängt werden 2). Den 
mähriſchen Familianten, welche in Wien tolerirt ſind, iſt nicht zu 
geſtatten, ihre Familienſtelle in Mähren hindanzugeben, und ſich und 
ihren Familien dadurch den Rücktritt unmöglich zu machen. Sie 
ſollen vielmehr in ihrem Steuerverbande verbleiben und die ſie als 
mähriſche Familianten treffende Steuern, ſo wie alle übrige Pri— 
vatlaſten und Präſtationen fortan entrichten 8). 
§. 105. 
II. Der Verzehrungs-Aufſchlag wurde durch das Pa- 
tent vom 17. November 1787 eingeführt (S. 102), und urſprüng— 
lich ſammt der Familientaxe in Pacht gegeben. Vermöge des mit 


- 


1) Patent vom 15. September 1798, $. 7. 
2) A. d. O. $. 8. 


9) Hofdecr. 9., Gubernialintim. 22. Mai 1807, 3. 9985. 
| 12 
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Leopold Edlen von Köffiller am 29. November 1787 auf die nächſten 
ſechs Jahre (vom 1. Februar 1788 angefangen) abgeſchloſſenen Ver⸗ 
pachtungs-Vertrages des jüdiſchen Verzehrungs-Aufſchlages und der 
Familientaxe, erhielt die Cameralcaſſe vom Pächter eine jährliche 
Pachtſumme von 61280 fl., welche in monatlichen antizipirten Na- 
ten zu entrichten war. Durch das Patent vom 15. September 1798 
wurde die Verpachtung aufgehoben und die Verwaltung dieſer 
Steuern durch eigens angeſtellte Ararial-Beamten unter einer un— 
mittelbar der Landesſtelle unterſtehenden Ararial-Adminiſtration in 
Brünn eingeführt 1). Im Jahre 1824 wurde der Verzehrungs— 
Aufſchlag wieder verpachtet; als aber mit letztem October 1830 die 
Pachtzeit zu Ende ging, wurde dieſes unter der Aufſicht und Ob⸗ 
ſorge der politiſchen Behörden bis dahin geſtandene Gefäll, vom 
1. November 1830 an aus der politiſchen in die Cameral-Verwal— fi 
tung übertragen. Es trat fomit die mähriſch-ſchleſiſche Zollgefäl- 
len-Adminiſtration in allen Angelegenheiten, welche auf die 
Verwaltung des mähriſch jüdiſchen Verzehrungs-Aufſchlages Bezie- 
hung haben, an die Stelle der nach dem Patente vom 15. Septem⸗ 
ber 1798 eingeführten jüdiſchen Verzehrungsſteuer-Adminiſtration 
und der ſpäter, während der Verpachtung dieſes Gefälles, ſeit dem 
Jahre 1824 beſtehenden Pachtdirection. Der weitere Zug, 
der von der Verzehrungsſteuer-Adminiſtration, ſo wie auch von der 
Pachtdirection an die Landesſtelle ging, hat nun von der Zollges 
fällen-Adminiſtration an die allgemeine Hofkammer zu gehen 2). 
Als aber bald darauf die für das Zollweſen, für das Tabak- und 
Stämpelgefäll, dann für die Staats- und Fondsgüter in Mähren 
und Schleſien beſtehenden abgeſonderten Adminiſtrationen aufgelöſt 
wurden, ſind die früher von denſelben verwalteten Geſchäfte der 


7 


1) Schon das Hofdecret vom 12. März 179% hatte vom 1. Februar defe 
ſelben Jahres an, die Verwaltung des jüdiſchen Verzehrungs-Auf ſſchlages 
durch einen eigenen Adminiſtrator zu Handen des höchſten Arars an⸗ 
geordnet Das Patent vom 15. September 1798 ſagt aber, daß die 
Familientaxe und der Verzehrungs-Aufſchlag „bisher” verpachtet waren, | 

2) Hofdeer. 4. Sept., Gubernialeirc. 20. Oct. 1830, 3. 35598. 
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unter dem Namen der Cameral-Gefällen-VBermwaltung 
neu errichteten, alle diefe finanziellen Zweige unter ſich faſſenden 
Behörde zugewieſen worden, deren Wirkſamkeit mit dem 1. Febr. 1831 
ihren Anfang nahm. Gegen die Erkenntniſſe der vereinigten Cameral— 
Gefällen-Verwaltung wird der Recurs im Gnadenwege zunächſt an 
dieſe Verwaltung und im weiteren Zuge an die k. k. allgemeine Hof— 
kammer zu richten ſein ). 


§. 106. 

Nebſt der Familientare hat die mähriſche Judenſchaft einen 
mäßigen Aufſchlag von den Nahrungsbedürfniſſen zu 
entrichten, wobei, aus Rückſicht für die ärmeren Klaſſen, friſche 
und geſalzene Butter, wie auch Käſe, die früher dem Aufſchlage 
unterlagen, nun davon ganz frei, dafür aber einige leichter entbehr- 
liche Gegenſtände höher belegt worden ſind. 

Der Aufſchlag iſt folgendermaßen beſtimmt: 

1.) Rind-, Kalb⸗, Lamm⸗, Schöpſen- und Ziegenfleiſch, In: 
gleichen Eingeweide und Fette, vom Pfund.. 2kr. 
ee fund 25 

3.) Von einem Hahn, einer Henne, einem Capaun oder 

„ enn 
| 4.) Von einem Huhn oder einer Taube. » » . 25 ) 
eier Sa 105 
6.) Von einem indianifhen Huhn 105 
7.) Von einem Auerhahn, Birkhahn oder Faſan . 5» 
8.) Von einem Haſelhuhn, Rebhuhn oder anderem klei 

r ee 
9.) Von dem ſogenannten Jungen einer Gans, das aus 
einem andern Lande gebracht wird. 25 


3) Gubernialcirc. 28. Jänner 1831, Z. 3220. 
1) Vom 1. März, als der gewöhnlichen Zeit des Brütens, iſt das junge 
Geflügel durch ein ganzes Jahr als Huhn mit 2 kr., nach der Zeit aber 
als Hahn oder Henne zu betrachten und mit 3 kr. zu verſteuern. H. 44 des 
' Patentes vom 15. Sept. 1798. 
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10.) Fiſche, vom Pfund eee e 
11.) Die Maß Koſcherwein, oder aus einem andern ve 
gebrachter Koſcherwein⸗Eſſiii gg 25 
12.) Gänſefett, das über die Gränze eingeführt wird, vom | 
„ ON 
Der Verzehrungsaufſchlag wird entweder 1.) ordentlich | 
als eine Conſumtionsſteuer entrichtet (§§. 107 — 113), 
oder 2.) durch einen Abfindungs-Betrag, wenn ſich einzelne 
Juden mit der Trank- und Verzehrungsſteuer-Adminiſtration (mit | 
der Cameral-Gefällen-Verwaltung) in Hinſicht der mit dem Auf 
ſchlage belegten Nahrungsmittel über ein Pauſchale abfinden, 
z. B. die auf ihren Pachthäuſern einzeln lebenden Juden (§. 114) 
oder 3.) in Geſtalt einer Entfernungsſteuer bei denjenigen 
Juden, die ſich mit ihren Familien auf kürzere oder längere Zeit 
aus Mähren entfernen und ſich in einem fremden Staate oder in 
einem Erblande aufhalten, wo der Verzehrungsaufſchlag nicht be⸗ 
ſteht (§. 115.) N 
$. 107. N 


Ordentlicherweiſe wird der Verzehrungsaufſchlag bei der Bel. 
ſchaffung der demſelben unterliegenden Nahrungsmittel bei dem 
Collectantenamte entrichtet. Jeder Judengemeinde ſteht frei, die dem 
Aufſchlage unterliegenden Bedürfniſſe, woher ſie dieſelben am vor— 
theilhafteſten zu erlangen glaubt, gegen Entrichtung des Aufſchlags 
und unter Beobachtung der erlaſſenen Vorſchriften zu beziehen. 
Einer theilweiſen Unterpachtung und Abfindung ganzer Gemeinden 
über den Verzehrungsaufſchlag kann nicht Statt gegeben werden ). 
(S. unten §. 118 die Abänderung dieſer Vorſchrift). Sämmtliche 
dem Aufſchlage unterliegende Gegenſtände können über die Gränze 
eingeführt werden; doch muß der Einführende die Waare bei dem 
Gränzaufſchlagsamte angeben, den Aufſchlag davon nach dem aus 
fallenden Betrage ſogleich entrichten, ſie der Viſitirung, Verſieglung 


* 


2) Patent. g. 9. Wo nur Patent. ohne Beiſatz angeführt iſt, iſt immer Wu 
Patent vom 15. Sept. 1798 gemeint. 
1) Pat. 6. 16. 


r . 
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oder Plumbirung unterziehen, und zugleich angeben, wohin er die 
Waaren zu führen gedenke. Er erhält dann darüber eine Pollete, 
die er bei der Aufſchlagſtation, an die er gewieſen wird, vorzuzeigen 
hat, um die Entſieglung zu erhalten 2). Die unangemeldete und 
unverſteuerte Einführung des ſogenannten Jungen einer Gans, des 


Gänſefettes und des Koſcherwein-Eſſigs aus einem andern Lande, iſt 
nebſt der Confiscation und dem hierauf geſetzlich beſtimmten Auf— 


ſchlage (ſ. den vorhergehenden §.), noch insbeſondere mit einer 
Geldſtrafe von 2 fl. Conventionsmünze für das Pfund, Stück oder 


Maß zu belegen ). Soll ein bereits verſteuerter Verzehrungsartikel 


im Lande von einem Orte zum andern gebracht werden, ſo muß er 
bei dem Aufſchlagsbeamten, wo er verſteuert worden iſt, angemel— 


det, plumbirt oder verſiegelt und mit einer Freipollete verſehen 


werden). Das Hauſiren mit den dem Aufſchlage unterliegenden 
Verzehrungsartikeln iſt unter Confiscationsſtrafe verboten?). Wenn 
von einem Erblande in das andere die dem Aufſchlage unterliegenden 
Gegenſtände durch Mähren bloß durchgeführt werden, ſind ſie von 
der Steuer frei. Damit jedoch kein Unterſchleif verübt werden könne, 
hat die Partei die durchzuführende Waare gleich bei der Eintritts— 


Gränzſtation zu melden, den Betrag. des Aufſchlags im Gelde oder 


in einer annehmbaren Caution zu hinterlegen, darüber nach ge— 
ſchehener Plumbirung oder Verſieglung die Pollete zu erheben und 
ſich damit bei der angewieſenen Ausbruchsſtation zu melden. Werden 
hier Gewicht oder Maß richtig, auch die Siegel oder die Plumbi— 
rung unverletzt befunden, ſo wird dagegen eine Ausfuhrspollete aus— 
gefertigt, gegen deren Vorweiſung bei der Eintrittsgränzſtation der hin— 
terlegte Betrag des Aufſchlags ſogleich zurückgeſtellt wird ©). Auf die— 
ſelbe Art wird der erlegte Betrag bei der durchgehends geſtatteten 


Ausfuhr dem Aufſchlage unterworfener Artikel zurückerſtatlet, die in 


2) Pat. §. 10. 

3) Hofdecr. 14., Gubernialcirc. 28. Marz 1828, 3. 12559. 
4) Pat. $. 11. 

5) Pat. g. 12. 


6) Pat. g. 13. 
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Mähren ſchon verfteuert wurden, wenn dieſe Zurückſtellung binnen 6 
Wochen nachgeſucht wird. Bei einer ſpätern Zurückforderung muß 
die Partei mit Anführung der Gründe ihrer Verſpätung, ihr Ger 
ſuch unmittelbar an die Gefällsadminiſtration (Cameralgefällen⸗ 
Verwaltung) richten ). | 


$. 108, 


7 | 

Das Patent vom 15. September 1798 enthält detaillirte Vor⸗ 
ſchriften über die Eintreibung des Aufſchlags vom Fleiſche, von | 
dem Geflügel, den Fiſchen und dem Weine. Vom Fleiſche 
wird der Aufſchlag am bequemſten bei den Fleiſchhauern eingehoben. 
Daher ſoll die Obrigkeit nach den allgemein geltenden Vorſchriften 
über die Gewerbsverleihung ordentliche jüdiſche Fleiſchhacker aufftel- 
len, die das Gewerbe ordentlich erlernt haben, und bei Verluſt des 
Befugniſſes ſich verbinden, die jüdiſche Gemeinde ununterbrochen mit 
zureichendem Fleiſche zu verſorgen. Daſſelbe hat mit den Waarenhänd⸗ 
lern und Schenken zu geſchehen; würden ſich aber die Obrigkeiten 
nicht dazu herbeilaſſen, fo ſollen ſolche von der Gefällen-Adminiftra- 
tion (Cameralgefällen-Verwaltung) aufgeſtellt werden “). In Zu: 
kunft dürfen alle Koſcherfleiſch-Lieferungsverträge (ſoll wohl heißen 
Koſcherfleiſch-Lieferungen) für Judengemeinden nur im Wege der 
ordentlichen Verſteigerung an Private überlaſſen werden 2). Kein 
Schächter darf ohne einen von der Gefällsadminiſtration (Came— 
ral⸗Gefällenverwaltung) erhaltenen Erlaubnißſchein oder ſogenann- 
ten Licenzzettel das Meſſer ziehen, kein Reiniger darf ohne einen 
ähnlichen Erlaubnißſchein die Ausaderung eines Thieres vornehmen. 
Beide werden nach erhaltener Erlaubniß von den Collectanten im 
Namen der Gefällsadminiſtration in Eid genommen. Ein Schächter 
oder Reiniger, der ohne erhaltene Erlaubniß eine Schächtung oder 
Ausaderung vornimmt, dem ſoll im erſten Betretungsfalle die 
Schächtung oder Ausaderung auf immer unterſagt, im zweiten Be- 


7) Pat. Hh. 14 und 15. 
1) Pat. gg. 38 und 26. 
2) Hofdeer. 29. Mai, Gubernialint. 20. Juni 1823, 3. 17530. 
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tretungsfalle aber foll er aus dem Lande abgeſchafft werden. Dem 
Rabbiner liegt ob, unter einer Strafe von 100 fl. die Schächter 
und Reiniger zur Beobachtung dieſer Vorſchrift anzuhalten 2). Die 
Schächter und Reiniger ſollen am Orte der Judengemeinde woh— 
nen, und um, bei dem Abgang des einen, jeden Mangel an Fleiſch 
zu verhindern, ſollen zwei aufgeſtellt werden ). Die Schächter ſol— 
len ihren Unterhalt nicht aus den Schächtungsgebühren von den 
Parteien beziehen, ſondern ſie ſollen, da ſie zu den Gemeindedie— 
nern gehören (Artikel 10 und 22 der jüdiſchen Polizeiordnung vom 

Jahre 1754), von den Gemeinden ordentlich beſoldet werden, und 

die Beſoldungsbeiträge ſind überall angemeſſen und billig zu ermit— 

teln ). Kein jüdiſcher Schächter oder Privatmann darf ein Thier 
ſchächten und koſcher (d. i. für die Juden nach ihren Religionsbe— 
griffen genußbar) machen, ohne bei den Collectanten der Station 
ein Meldzettel, d. i. die Erlaubniß zur Schächtung erhalten zu haben, 
unter Confiscation des Fleiſches und 2 fl. Strafe für jedes Pfund. 
Gleich nach der Koſcherung iſt der Aufſchlag nach dem Gewichte zu 
entrichten, wobei der Kopf eines vierfüßigen Thieres bis zum Ge— 
nicke (mit Ausnahme der Zunge ſammt der Luftröhre und Gurgel) 
und die Füße bis zum erſten Gelenke dem Fleiſchhauer, zur Vergü— 
tung ſeiner beim Aushauen erlittenen Einbuße, nicht eingewogen 
werden. Außer dem Fleiſchhauer aber hat jeder Jude, der ein Stück 

Vieh für ſich zu Haufe ſchlachtet, auch jene Theile zu verſteuern ). 

Wenn die hintern Theile eines vierfüßigen Thieres durch den Reini— 

ger ausgeadert und koſcher gemacht werden, unterliegen ſie ebenfalls 

dem Koſcherfleiſchaufſchlag. Wenn Fleiſch geräuchert oder geſelchet wer— 
den ſoll, muß es vorläufig dem Gefällsbeamten zur Plumbirung gebracht 
| und entweder der Aufſchlag davon entrichtet, oder deſſen frühere Entrich— 
| tung bewiefen werden ). Jede Gemeinde muß mit einer großen Wage 
ſammt den dazu gehörigen Gewichtern zur Abwägung der jüdiſchen Ver— 


9) Pat. h. 39. 

| 4) Pat. g. 4. 

9) Gubernialverordn. 18. Febr. 1830, 3. 51681 
6) Pat gg. 29, 30 und 35. 

7) Pat. gh. 33 und 34. 
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zehrungsgegenſtände verfehen fein. Wo die Judengemeinde den Fleiſch⸗ 
bankzins bezieht, hat dieſe, wo er der Obrigkeit zufließt, die letz— 
tere, Wage und Gewichter zu ſchaffen ). Zur Sicherheit des Ge— 
fälls und der Parteien hat jeder Fleiſchhauer ein Vormerkbüchel, 
nach dem, dem Patente beigefügten Formulare, zu führen, ſolches 
alle Tage nach dem Abſchluſſe von den Collectanten und dem Auf⸗ 


ſeher des Gefälls unterfertigen zu laſſen und dagegen die Vormerkung | 


des Collectanten zu unterfertigen?). Die jüdiſchen Fleiſchhauer dür- 


fen der Judenſchaft das Koſcherfleiſch nicht höher, als um die allge- 


meine Polizeitaxe, mit Hinzurechnung des Aufſchlagsbetrages, verkau— 
fen. Die Übertreter unterliegen den allgemeinen Polizeiſtrafen. Da- 
gegen ſind ſie nicht verpflichtet, verſteuertes Koſcherfleiſch weder an 
das Militär, noch an andere chriſtliche Einwohner zu dem gewöhnli— 


chen Fleiſchpreiſe zu überlaſſen. Es ſteht aber den jüdiſchen Fleiſch- 
hackern frei, das nicht koſcher gemachte, ſogenannte tröfe Fleiſch, 
wo und wie fie wollen, zu verkaufen 10). Wenn ein bereits ver⸗ 
ſteuertes Fleiſch entweder wegen verabſäumter Begießung oder aus 
anderen Urſachen nach den jüdiſchen Religionsbegriffen ungenießbar, 
tröfe, oder wenn ſolches über die Gränze geführt würde, wird 


dem Eigenthümer der erlegte Aufſchlag zurückgegeben, wobei die 


früher (§§. 10, 14 und 15 des Patentes) angeführten Vorſchriften 
zu beobachten find 11). (S. den vorigen $.). Ein Beſtandcontract, 


wodurch die ganze Dorfgemeinde ſich verpflichtet, von dem Juden 
(von dem jüdiſchen Fleiſchhacker) das Fleiſch zu nehmen, iſt, als ges 


8) Pat. F. 25. f 
9) Patent g. 32. Die Rubriken des Vormerkbüchels find: „Nr.“ und „Da⸗ | 
tum? der Lit. B. Pollete (d. i. derjenigen, welche über das Ko ſcher—⸗ | 


fleiſch ausgeftellt wird), „Gattung und Zahl der Schladhtthiere”. 


„Gewicht des Kofcherfleifches?, „Steuerbetrag?, „Nr.“ und „Datum“ 

der Lit, C. Pollete (d. h. derjenigen, welche über das eingetröfte 

Fleiſch gegeben wird), Gewicht des eingetröften Fleiſches', und „Er 

fasbetrag” (für daffelbe). 
10) Pat. HH. 36 und 37. 
11) Pat. $. 31. 


— 


— 
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gen die gute Polizei und die Handelsfreiheit ſtreitend, verboten 
und nichtig ). 1 

$. 109. 

Zur Herſtellung einer zuverläſſigern Controle ſoll bei jeder 
Fleiſchabwägung Gum Behufe des Verzehrungs-Aufſchlages) oder 
Eintröfung zu Nikolsburg, wechſelweiſe der Collectant oder Contro— 
lor und mit ihm unausbleiblich allemal der Reviſor nebſt dem erſten 
oder zweiten Gemeindeſchächter erſcheinen. Zu Biſenz, Boſkowitz, 
Brünn, Budſchowitz, Gaya, Gewitſch, Groß-Meſeritſch, Holle— 
ſchau, Hungariſchbrod, Jamnitz, Kanitz, Kremſir, Leipnik, Loſchitz, 
Lundenburg, Mißlitz, Neuraußnitz, Porlitz, Prerau, Proßnitz, 
Sraßnitz, Trebitſch, Treſch und Weiskirchen müſſen der Collectant, 
Reviſor und Schächter, in den übrigen Stationen, wo keine Revi— 
ſoren beſtehen, nur der Collectant mit dem Schächter das Fleiſch 
abwägen und wo es nöthig iſt, mit Speck eintröfen. Gleich nach 
jeder Abwägung oder Eintröfung muß der Collectant das Gewicht des 
Fleiſches ſammt der dafür entfallenden Steuer in das Handbuch des 
betreffenden Fleiſchhauers eintragen. Dieſe Eintragung hat zugleich 
mit Dinte auch in das ämtliche Fleiſchhauptabwagsbuch, und in 
des Beamten eigene Controlbüchel, in den ſo eben angeführten 
Stationen, vom Controlor oder Reviſor, in allen übrigen dagegen, 
vom Schächter eigenhändig zu geſchehen. Darum ſollen die Fleiſch— 
hauer und erſten Gemeindeſchächter von den Collectanten mit gedruck— 
ten Abwagsbücheln verſehen werden. Dieſe bleiben das ganze Jahr in 
den Händen der Fleiſcher; die Schächter, Controlore und Reviſo— 
ren müſſen hingegen derlei Bücheln alle Monate an die Provinzial— 
Staatsbuchhaltung wohl verſiegelt zur Reviſion der collectantiſchen 
Rechnung beilegen. Das Hauptfleichbuch des Collectanten hat aus 
fo vielen Bogen zu beſtehen, als ſämmtliche Handbüchel feiner un- 
terſtehenden Fleiſcher enthalten. Dieſes bleibt das ganze Jahr bei 
dem Collectanten und wird erſt nach Ende Octobers mit den Bü— 
cheln der Fleiſcher an die Provinzial-Staatsbuchhaltung eingeſen— 
det. Mit Ende jeden Monates geſchieht der Abſchluß der Manualien mit 
der wechſelſeitigen Klaufel, z. B.: „daß von dem Fleiſchhauer N. N. 


) Hofdecr. 5. Nov. 1708, bei Wekebrod Nr. 317. 
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für obiges 739 Y% Pf. Koſcherfleiſch nicht mehr als 24 fl. 39 kr. 2 pf. 

an der Steuer eingegangen, und ihm dagegen nicht weniger als 

1 fl. 10 kr. obige tröfe gewogene 35 Pf. Fleiſches zurückerſetzt wor— 

den ſind, beſtätigen wir unter dem großen Paun colpo Sig. 
Kremſir am 31. Dec. 1803. 


Coram nobis. 


N. N. 7 | N. N. L 
Collectant. Schächter. 
N. N., N. N. er 
Reviſor. Fleiſchhauer N. 

$. 110. 


Von dem Geflügel wird der Aufſchlag nach geſchehener An- 
meldung und Schächtung, wie von dem Fleiſche, ſogleich baar bezahlt. 
Wer es unterläßt, hat im Betretungsfalle von jedem verheimlichten ö 
Stück Federvieh eine Geldſtrafe von 2 fl. zu entrichten !). Von al- 
len Fiſchgattungen, die mit Flößen und Schuppen verſehen 
find und nach den jüdiſchen Religionsbegriffen genoffen werden dür 
fen, fol der Auffchlag entrichtet werden. Bevor ein, von einem 
Juden zum Genuſſe erkaufter Fiſch in deſſen Haus gebracht wird, 
muß er zu dem Aufſchlagsamte getragen und daſelbſt verſteuert wer 
den?). Ein Jude, der mit Fiſchen handeln will, muß dazu bei der 
Ortsobrigkeit die Erlaubniß anſuchen, und wenn er ſie erhält, ſich 
damit bei der Gefällsadminiſtration melden, die ihm unentgeltlich 
den Meldzettel ertheilt, worauf es ihm dann obliegt, feinen Vor 
rath an Fiſchen bei den Stationscollectanten jedesmal eintragen zu 
laſſen und nach geſchehenem Verkaufe den Aufſchlag zu entrichten). 
Wer dieſe Vorſichten vernachläſſigt, wird im Betretungsfalle mit 
einer Strafe von 2 fl. und der Fiſchhändler noch insbeſondere mit 
dem Gewerbsverluſte beſtraft ©. 


1) Gubernialverordn. 30. April 1804, 3. 7033. 
1) Pat. F. 45. 
2) Pat. $. 46. 
3) Pat. g. 47. * 
4) Pat. 6. 48. | 
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§. 111. 

Bei allen andern Artikeln, die dem jü’ ifchen Verzehrungs-Auf— 
ſchlage unterliegen, wird der Aufſchlag vor der Verzehrung, bei 
dem Koſcherweine aber allzeit nach der Verzehrung entrichtet ). 
Bier und Branntwein waren ſchon nach der Repartirungs- und Col— 
lectirungs-Norma des jüdiſchen Contributionales vom 2. Dec. 1752 
$. 21 von jeder beſondern Abgabe befreit, weil dieſe ohnehin andern 
allgemeinen Abgaben unterliegen. Auch nach dem Pat. von 1798 
blieben dieſe Artikel ſteuerfrei. Jeder Schankwirth, Weinhändler 
oder Privatmann, er ſei Chriſt oder Jude, der mit Koſcherwein Aus— 
ſchank oder Handel treibt, oder ſolchen auch nur zu ſeinem Gebrau— 
che hält, muß darüber ein Kellerbüchel nach einem beſtimmten For— 
mular führen. Die Juden, welche nebſt dem Koſcherwein auch Trö— 
fewein führen, müſſen auch dieſen fatiren, damit der Collectant den— 
ſelben eintröfen und für die Juden ungenießbar machen könne 2). Chri— 
ſten ſowohl als Juden, welche Koſcherwein in ihrem Keller haben, ſollen 
die Fäſſer, die ihn enthalten, bezeichnen, und auch, wie in Beziehung 
auf die Trankſteuer im Allgemeinen angeordnet iſt, ſich keiner andern 
als ſyſtemmäßiger Fäſſer bedienen 3). Will der Beſitzer von feinem Ko— 
ſcherweinvorrathe verkaufen, oder ſich neuen anſchaffen, ſo muß er es 
dem Stationscollectanten anzeigen, von ihm eine Auf— oder Abladungs— 
pollete erheben und ſich ſowohl als dem Käufer oder Verkäufer den 
verkauften oder gekauften Wein in dem Kellerbüchel ab⸗ oder zuſchreiben 
laſſen. Wenn dieſe Beobachtung verabſäumt wird, muß der Eigen— 


245 im Betretungsfalle, wenn nach Abzug des zur Zufüllung nö⸗ 


) Pat. H. 49. 

2) 55. 50 u. 51 des Pat. Das Kellerbüchel hat zwei Hauptaufſchriften, 
nämlich: Empfang an Koſcherwein und ausländiſchem Koſcherwein— 
eſſig, und Verwendung an Koſcherwein und ausländiſchem Koſcherwein— 
eſſig. Jede derſelben hat folgende Rubriken: „Lit.“ und „Nr. der Pol- 
lete?; „Monat;“ »Tagd, dann „an Naffach” (fo heißt der nicht koſcher 

gemachte Wein); „an Koſcherwein zo „an ausländ. Koſcherweineſſigd; 

bei jedem mit den untergeordneten Rubriken „Gebünde? und „Eimer“. 

Am Ende dieſer Rubriken kommt als letzte Rubrik im Kellerbüchel unter 

der obern Aufſchrift Verwendung ꝛc. „Der Verzehrungsſteuer be: 

zahlt“ und darunter „fl.“, „kr.“ 


3) Hat. g. 52. 


. 1 In 
— — 
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thigen Weines, auch nur ein Eimer ſich vorfäͤnde, von dem die Ver⸗ 
zollung nicht bewieſen werden könnte, den Aufſchlag nachtragen und 
von jeder Maß des nicht verzollten Weines 2 fl. als Strafe erle- 
gen). Das Gubernialcirc. vom 13. April 1821, Z. 10004, erlaubt 
jedoch jenen Juden, die an Orten, wo kein jüdiſcher Verzehrungs⸗ 
ſteuer⸗Collectant ſich befindet, Koſcherwein beſitzen oder einlegen, 
die Auf- und Abladpolleten bei dem dort angeſtellten Trankſteuerge⸗ 
fällsbeamten oder Manipulanten gegen Entrichtung des gewöhnlichen 
Zettelgeldes zu erheben. Zur fortwährenden richtigen Erhebung des 
Aufſchlages iſt jeder Jude verpflichtet, jährlich ein getreues Bekennt⸗ 
niß über ſeinen Weinvorrath, derjenige, welcher einzeln lebt, dem 
Collectanten unmittelbar, derjenige aber, welcher zu einer Gemein 
de gehört, den Gemeindevorſtehern zu übergeben, die daraus nach N 
einem mitgetheilten Formulare ein Ganzes zu machen und dem Col 1 
lectanten zr übergeben haben. Dieſe beiden Eingaben müſſen lang: | 
ſtens bis 1. November jedes Jahrs überreicht fein 5). Auf gie 


| 

1 
| 
7 


4) Pat. H. 58. 1 
5) Pat. $. 55. Das vorgeſchriebene Formular für die einzelnen Juden ent- 
hält die Aufſchrift: „Wahres Bekenntniß des unterzeichneten einzenen 
„Juden in N., wie viel bei ihm mit Ende Sept. 1832 an Koſcherwein, 
van ausländiſchen Koſchereſſig und Naſſachw ein verblieben, wie viel zus 
»gewachſen, und wo, auch in wie viel Geb ünden ſelbiger eingekellert 
v»iſt.“ Dann folgen die Rubriken: „Nummero des Hauſes;” „Namen 
der Parteien“; „an Koſcherwein mit Ende September? ; „Zuwachs an 
neuem Koſcherwein“ ; „an Weineſſig mit Ende September“; „Zuwachs 
an neuem Weineſſigd; „an Naſſachwein mit Ende Sept. 15 „Zuwachs an U 
neuem Naffachwein?; unter jeder der 6 letzten Rubriken ſtehen die zwe 
Unterrubriken „Gebünde“, und Eimer“. Dann folgt die Rubrik „Ort, 
wo die Weine und der Weineſſig eingekellert ift?, dann „an Kofcherwein? 
(Geb. Eimer), dann „Nr. des Kellers“; „an Weineffig? (Geb. e 
„Nr. des Kellersb; „von Naſſachwein“ (Geb. Eimer) ; „Nr. des Kellers“; 
pbei wem namentlich“; endlich folgt die letzte Rubrik, „Summe des ge 
ſammten“, mit drei Unterrubriken, »Koſcherweines“, »Weineſſigs“, „Na 
ſachweines“, und unter jeder „Gebünde? und „Eimer. Am Fuße dieſes 
Bekenntniſſes folgt die Beſtätigung: „Hiemit beſtätiget Unterzeichneter, zu 
Folge Pat. v. 22. Sept. 1798, daß an Koſcherwein, Koſchereſſig, und Naf 

ſachwein weder mehr, noch weniger fei?. Datum und Unterſchrift. — Dat 5 
Formular, nach welchem die Gemeinde- Vorſteher die Bekenntniſſe der ein? 


vB 
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Art ſind auch unter Conſiscationsſtrafe die Chriſten, welche -Koſcher— 
wein bei ſich haben, oder bei ſich zurichten laſſen, verbunden, nach 
einem beſtimmten Formular den alten und neuen Stand der bei ih— 
nen liegenden Koſcherweine, den Ortsgerichten, und dieſe den Wirth: 
ſchaftsämtern dergeſtalt abzugeben, daß fie von dieſen an die Kreis— 
ämter überreicht und von letztern längſtens bis 6. November jedes 
Jahres der Gefällsadminiſtration mitgetheilt werden können ?). Wenn 
Koſcherwein, der bei Chriſten eingekellert iſt, gegen Vorweiſung 
der Abladpollete abgeholt wird, iſt die Pollete, damit nicht ein etwa 
des Leſens unkundiger Unterthan hintergangen werde, dem Ortsrich— 
ter zu übergeben, und dieſer hat den Kellerbeſitzer zur Verabfolgung 
des Weines anzuweiſen 7). 
— $. 112. 

Diejenigen Juden, welche Koſcherwein erzeugen wollen, müſſen, 
unter der unten (§. 67 des Pat. ſ. Ende dieſes $.) auf die Ver: 
heimlichung feſtgeſetzten Strafe, bei dem Bezirks-Collectanten vor— 


— — 


zelnen Juden zuſammenzuſtellen haben, enthält ganz gleiche Rubriken. Die 
Aufſchrift lautet: „Wahres Bekenntniß der unterzeichneten Gemeindevorſte— 
„her in N., wie viel bei nachbenannten Juden mit Ende Sept. 1832 
„an Koſcherwein, ausländiſchen Koſcherweineſſig, und Naſſachwein verblie: 
„ben, wie viel zugewachſen und wo und in wie vielen Gebünden ſelbiger 
veingekellert iſtd. Am Fuße ſteht: „Hiemit beſtätigen unterzeichnete Ges 
vmeindevorſteher zufolge Pat. vom ..., daß von voranſtehenden Par⸗ 
„teien weder mehr noch weniger fatirt worden iſtd. Datum und Uns 
terſchrift der Richter und Geſchwornen. 
6) Pat. F. 56. Die Rubriken dieſes Formulars find mit jenen der zwei 
vorſtehenden (S. die vorige Note) ganz gleich, nur daß alle diejenigen 
ausbleiben, welche ſich auf den Naſſachwein beziehen, wovon gar keine 
Erwähnung zu machen iſt. Die Aufſchrift lautet: „Wahres Bekenntniß 
»der unterzeichneten Gemeindevorſteher in N., wie viel bei nachſtehen— 
„den chriſtlichen Einwohnern mit Ende Sept. 1832 an Koſcherwein und 
„ausländiſchen Koſcherweineſſig verblieben, wie viel zugewachſen, und 
„wo und in wie viel Gebünden ſelbiger eingekellert ifi?. Am Fuße folgt: 
„Hiemit beſtätigen unterzeichnete Gemeindevorſteher, zufolge Pat. vom 
„ . „ daß von voranſtehenden Parteien weder mehr, noch weniger fa— 
»tirt worden ift?. Datum, unterſchrift der Richter und Gefchwornen, 


7) Pat. $. 57. 


I 
| 


190 9 
läufig eine auf des Eigenthümers Namen lautende Weinerzeugungs⸗ | 
Pollete erheben und dieſe nach erfolgter Erzeugung zurückſtellen ). 
Kein Weingartenbeſitzer darf unter Confiscationsſtrafe Weinmeiſch F 

an einen Juden verkaufen, der nicht mit diefer Weinerzeugungse 
Pollete verſehen iſt. Auch iſt jeder verpflichtet, die Vor- und Zu- 
namen der Juden, welche bei ihm Weinmeiſch erkaufen, in den abs 
zugebenden Faſſionen genau anzumerken 2). Auch wenn ein mähri⸗ 
ſcher Jude in Oeſterreich oder Ungarn Koſcherwein erzeugt oder zum h 
Genuſſe in Mähren einführt, iſt er ſchuldig, ſolchen, noch vor der 
Einkellerung dem Stations-Collectanten genau anzugeben, damit 
in dem Kellerbüchel des Eigenthümers die Eintragung geſchehe ). 
Wenn Koſcherwein nach Mähren in Fäſſern eingeführt wird, ſollen 4 
von jedem zehneimerigen Faſſe, für Hefen (Geläger) und Füllwein el 
von dem ausgemeſſenen Aufſchlage 26 kr. nachgeſehen und ſogleich ! 
13 fl 20. kr. nur 12 fl. Br Ft, e werden. Davon ba f 


reich in ungebundenen und e Geige von ige 
Maßen eingebracht, und theilweiſe erkauft werden, folglich auch 
keine Füllungskoſten zu tragen haben ). Wird aus Dfterreich oder 
Ungarn Koſcherwein zur Verzehrung oder als Durchfuhrswaare in 
Mähren i und der Einführende 1 kein mähriſcher Fuhr 1 


Pat.), die Auſſchlagsgebühr bei dem Gränzamte baar entrichtet oder Ri 
ſichergeſtellt werden. Bleibt dann der Wein zur Verzehrung im 
Lande, ſo hat es bei der erlegten Aufſchlagsgebühr ſein Bewendenz 
wird er aber aus dem Lande gebracht, ſo wird der erlegte Betrag 0 
nach den früher ($$. 10, 14 und 15 des Pat.) aufgeftellten Grund⸗ 1 
5 bei der Ausfuhr wieder erſtattet We . §. 107). Wenn aber 


—]ꝓ— 


1) Pat. $. 58. 
2) Pat. $. 59. 
3) Pat. F. 60. 
4) Pat. F. 61. 
5) Pat. g. 62. 
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einem Zeugniſſe ſeiner Obrigkeit, worin der Name und Anſäßig— 
keitsort des Fuhrmanns, die Anzahl der Fäſſer, die er führt und der 
Betrag ihres Gehaltes enthalten iſt. Für die Richtigkeit dieſer Zeug— 
niſſe haften die Obrigkeiten nur inſoweit, als der aus einer falſchen 
Angabe entſtehende Schaden für das Gefäll von dem Fuhrmanne 
nicht eingebracht werden kann 9). Wenn der in einem Faſſe enthal— 
tene Koſcherwein ganz oder zum Theil zufällig ausrinnt, fo wird die 
erwieſenermaßen ausgeronnene Menge ſteuerfrei erklärt. Zur Her— 
ſtellung des Beweiſes muß binnen 24 Stunden nach geſchehener 
Ausrinnung die Anzeige dem Collectanten gemacht werden, der mit 
Zuziehung zweier Gerichtsperſonen die Unterſuchung anzuftellen und 
darüber das Zeugniß zu erſtatten hat. Wo kein Collectant iſt, wird 
das Zeugniß des Gerichtes für gültig erkannt ). Wenn Koſcherwein 
aus Mähren in ein anderes Land, wo der Verzehrungs-Aufſchlag 
nicht beſteht, verführt werden ſoll, hat der Ausführende bei dem 
Stations⸗Collectanten die Auflad-Pollete zu erheben, dann über 
die wirklich geſchehene Ausfuhr ſich mit der von dem Gränzbeamten 
empfangenen Ausfuhrs-Pollete vor Verlauf von ſechs Wochen bei 
dem Stations-Collectanten, ſpäterhin aber bei der Gefälls-Admini— 
ſtration zu rechtfertigen, um die Abſchreibung des ausgeführten 
Weines in dem Kellerbüchel zu erhalten ). Wer einen dieſer vorge— 
ſchriebenen Puncte unterläßt und den Koſcherwein der Aufſicht der. 
Gefällsbeamten entzieht, ſoll dieſes Weines verluſtig und für jede 
Maß mit einer Strafe von 2 fl. belegt werden. Iſt der Übertreter 
ein Weinhändler oder Schenkwirth, fo fol ihm auch diefes Gewerbe 
nd iſt er ein Hausvater, ſo ſoll ihm das Recht, Wein einzulegen, 
entzogen werden ). Auch der Moſt, wenn er als ſolcher genoſſen 
wird, unterliegt wie Koſcherwein, dem Aufſchlage von 2 kr. die 
Maß und allen den über den chin oben ertheilten Vor— 
chriften . 


| 6) Pat. 98. 63 und 64. 


) Pat. 6. 65. 
6) Pat. $. 66. 
9) Pat. $ 67. 
10) Pat. g. 68. 


192 


§. 113. N 3 

Um die Eintreibung des Aufſchlages ſicherzuſtellen und um 

fo leichter controliren zu können, dürfen die nicht abgefundenen Ju- 
den (ſ. unten §. 114) ihre Bedürfniſſe unter einer Strafe von 2 fl. 
für jedes Pfund oder Stück, nirgends ſonſt als in der Gemeinde, 
der ſie zugetheilt ſind, abnehmen 1). Jeder Jude, der feinen Auf: a 
enthalt verändert, fo wie jeder Familienvater, wenn ein einzelner 
Jude, der ſich bei ihm aufhielt, abgegangen ift, ingleichen, bei dem 
ein fremder Jude ankömmt, hat davon, unter einer auszumeſſenden 
Geld- und Leibesſtrafe, dem Stations-Collectanten binnen drei Ta⸗ 
gen die Anzeige zu machen 2). Den an den Gränzen wohnenden 
Juden iſt zwar überhaupt verboten, Fleiſch außer Landes ſchächten, 
oder einen ausländiſchen Schächter zu ſich kommen zu laſſen; denje⸗ 
nigen jedoch, welche von der Gemeinde, wo der Schächter iſt, einige 
Meilen entfernt ſind, und über die nähere Gränze her das benöthigte | 
Fleiſch leichter und friſcher haben können, wird geftattet, es über | 
der Gränze zu erkaufen und ſchächten zu laſſen. Nur müſſen fie ſich | 
deßwegen allzeit vorher bei dem an der Gränze angeftellten Gefälls⸗ 
beamten melden, von ihm einen Erlaubnißſchein erheben, bei ihren 
Zurückkunft aber das mitgebrachte Fleiſch bei demfelben Beamten 
vorweiſen, abwägen laſſen und davon den Aufſchlag entrichten. Wes 
dieſe Vorſicht unterläßt und heimlich Fleiſch in das Land bene 
unterliegt im Betretungsfalle, außer der Confiscation des Fleiſches , 
einer Geldbuße von 2 fl. für jedes Pfund ). Um auch ſonſt allen | 
Bevortheilungen des Aufſchlag-Gefälls um fo leichter auf die Spur 
zu kommen, iſt nicht nur der Adminiſtration ſelbſt, ſondern auch je- 
dem Stations⸗Collectanten erlaubt und vorgeſchrieben, wo verheim: 
lichte, dem Aufſchlage unterworfene Gegenſtände vermuthet werden, 
Nachforſchungen anzuftellen, das Gefundene wegzunehmen und die 
auf die Übertretung geſetzten Geldſtrafen abzufordern. Die Gerichte „ | 
Obrigkeiten und Kreisämter find hiemit insgeſammt angewieſen, d 0 


— 


1) Pat. F. 19. 
2) Pat. g. 21. 
3) Pat. F. 48, 
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Gefaͤllsbeamten in allen Fallen dieſer Art den angeſuchten Beiftand 

unverzüglich zu leiſten, widrigenfalls fie den durch verzögerten oder gar 
verſagten Beiſtand dem Gefälle zugewachſenen Schaden zu vergüten 
gehalten find ). Um jedoch dem möglichen Mißbrauche bei Aſſiſtenz— 

forderungen zu begegnen, werden jene Grundobrigkeiten, wohin die Ju— 
dengemeinden gehören, beauftragt, jene Pächter, wo mehrere einen Col— 
| amtébezirk gepa une haben, fo wie die Judengemeinden, wel 

chen die Pachtung überlaſſen wurde, aufzufordern, unverzüglich jene 
Individuen anzuzeigen, welche im Namen der Pachtgeſellſchaft oder Ger 
meinde mit der Gefällsmanipulation beauftragt und ſonach berechtiget 
ſind, in Gefällsſachen die Aſſiſtenz zu fordern ?). Wenn jedoch bei Pri— 
vatperſonen Hausunterſuchungen vorgenommen werden ſollen, ſo iſt in 
Brünn bei dem Landesgouverneur, in den Kreisſtädten bei dem Kreis— 
amte, in den übrigen Orten aber bei den Ortsobrigkeiten die vorläu— 
fige Anzeige zu machen, damit jederzeit ein Beamter oder eine Gerichts— 
perſon zugegeben werde, ohne welche eine ſolche Hausunterſuchung 
keinem Gefällsbeamten geſtattet iſt. In Fleiſchbänken und bei Par— 
teien, die mit einem dem Aufſchlage unterliegenden Artikel Handel 
treiben, ſteht es hingegen dem Gefällsbeamten zu, auch für ſich allein 
die Unterſuchung zu pflegen ). Wer ſich der gehörig eingeleiteten Un— 
terſuchung widerſetzt, er ſei Chriſt oder Jude, ſoll dafür 100 fl. als 
Strafe erlegen, wovon die Hälfte dem Ararium, und die Hälfte 
dem jüdiſchen Landesmaſſafonde zufließt. Iſt eine ſolche Wider— 
ſetzung mit Gewaltthätigkeiten und Mißhandlungen verbunden, 
fo tritt die Wirkſamkeit des allgemeinen Strafgeſetzes ein ). Wenn 
in einer Gemeinde ſich niemand fände, der die dem Aufſchlage unter- 
liegenden Artikel zum Kaufe hätte, ſo hat die Adminiſtration, um 
die Obrigkeiten in ihrem Rechte der Gewerbsverleihung zu ſchützen 
und zugleich dem Abſalle des Gefälles vorzubeugen, allzeit zuerft.die 
Aufſtellung eines Waarenhändlers, Fleiſchhauers oder Schenken von 
der Obrigkeit zu verlangen, und nur wenn dieſe ſich dazu nicht herbeiläßt, 
elbſt einen anzuſtellen ). Die Stations-Collectanten find angewieſen, 


9 Pat. 9. 22. 

5) Circular des Olmützer Kreisamtes vom 31. October 1830. 
6) Pat. g. 23, 

7) Pat. F. 24. 

8) Pat. $. 26. 7 13 
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von keiner Partei den entrichteten Aufſchlag anzunehmen, ohne dafür 
die mit dem erlegten Betrage ganz übereinſtimmende Pollete zu be— 


händigen. Die Parteien ſollen auch ſich um fo weniger beigehen laf- 


ſen, ohne Erhebung einer Pollete den Aufſchlag abzuführen, weil ſie 
ſonſt über die geſchehene Abführung keinen Beweis hätten und noch 
einmal zur Entrichtung des Aufſchlages angehalten werden könnten ). 
Um endlich die Juden auch durch die innern Bande ihrer Religion 


zur genauen Abtragung des Aufſchlages zu bewegen und ſie von jeder 


Bevortheilung des Gefälls abzuhalten, wird den Rabbinern aufge: 


legt, auf alle in dieſem Patente enthaltenen Puncte nach jüdiſchem 


Religionsgebrauche den großen Bann für alle die Zeit zu legen, als 


das Patent in Wirkſamkeit verbleibt 1%). (S. jedoch §. 48). 
§. 114. 


Eine zweite Art, wie der Verzehrungs-Auffchlag entrichtet wers 
den kann (§. 106) iſt durch Abfindung. Einzeln wohnende Juden 
haben ſich in Rückſicht auf den Verzehrungs-Aufſchlag durch einen 


17 


mit der Adminiſtration (Cameral-Gefällen-Verwaltung) zu verab⸗ 
redenden Pauſchbetrag im Allgemeinen abzufinden. In dieſem Falle 


ſteht ihnen frei, ihre dem Aufſchlage unterliegenden Bedürfniſſe, 


woher ſie wollen, zu beziehen; nur aus der Judengemeinde können 
fie dieſelben nicht nehmen, ohne fie gleich andern nicht abgefundenen 
Juden zu verſteuern 1). Wenn ein von der Gemeinde entfernt woh⸗ 
nender Jude in ſeinem Hauſe Vieh ſchächten, oder ausadern laſſen 
will, und ſich dazu einen eigenen berechtigten Schächter und Reinigen 


hält, ſo kann er ſich darüber mit der Gefälls-Adminiſtration gegen 


Erlegung einer Pauſchſumme abfinden. Außer dieſem Falle muß er N 
das Vieh entweder zu dem Schächter bringen, oder den Schächter 
zu ſich rufen laſſen, in beiden Fällen aber vorher den Meldzettel er— | 
heben. Wer durch einen fremden, oder fonft mit keiner Schächtungs— 6 
Erlaubniß verſehenen Schächter eine Schächtung vornehmen läßt, 


unterliegt, außer der Confiscation des Fleiſches, einer Strafe von 


2 fl. für jedes Pfund 2). Die abgefundenen Juden können zwar an 


9) Pat. $. 27. 
10) at. H. 28. 
1) Pat. g. 17. 
2) Pat. $. 42. 
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andere abgefundene Juden einen Theil von dem für ihren Hausbe— 
darf geſchächteten Vieh, wie auch von ihrem Vorrathe anderer, dem 
Aufſchlage unterliegender, Bedürfniſſe überlaſſen; aber, außer Wein, 
an andere nicht abgefundene Juden, oder an Gemeinden, von der— 
gleichen Gegenſtänden etwas zu überlaſſen, iſt ihnen unter der 
Strafe von 2 fl. für jedes Pfund Fleiſch oder Fiſche, oder jedes 
Stück Geflügel verboten 2). Auch die fremden Juden, welche die 

Hauptſtadt Brünn zur Marktzeit beſuchen, unterliegen, in Rückſicht 
auf die dem Aufſchlage unterzogenen Gegenſtände, allen Anordnun— 
gen des Patentes; doch ſteht ihnen frei, ſich darüber mit der Gefälls— 

Adminiſtration (Cameral-Gefällen-Verwaltung) abzufinden d. Da 

ſeit dem Militärjahre 1831 die Einhebung des jüdiſchen Verzehrungs— 

Aufſchlages in den einzelnen Judengemeinden häufig von der Came— 

ral-⸗Gefällen-Verwaltung an Pächter überlaſſen wird, ſo ſteht es ſol— 
| chen Pächtern frei, ſich mit einzeln wohnenden Juden über einPauſchale 

abzufinden; doch müſſen ſolche Abfindungsverträge der Cameral-Ge— 
fällen⸗Verwaltung vorgelegt werden. Übrigens ift für ſolche Abfin⸗ 
dungsverträge ein eigenes gedrucktes Formular erſchienen, bei welchem 
nur die ſpeciellen Bedingungen auszufüllen ſind. Darin ſind alle 

Familienglieder des abgefundenen Juden zu benennen, der Abfin- 

dungsbetrag (der nicht unter 12 fl. fein darf)“ auszuſetzen, worauf 
der Jude eine zweimonatliche Antizipation verzinslich baar zu erle— 
gen, die übrigen Monatraten aber bis zum Ausgang jeden Monats 
zu entrichten hat. Vor Ablauf der Contractszeit hört der Abfindungs— 
vertrag nur in dem Falle auf, wenn der abgefundene Jude ſtirbt, 
oder nach einem andern Orte überſiedelt. Drei Monate vor Ablauf 
der beſtimmten Abfindungszeit, nämlich mit letztem Juli, hat der 
abgefundene Jude die Aufkündigung an das Gefälls-Collectanten— 
amt ſchriftlich zu machen, widrigens es der Cameral-Gefällen— 

Verwaltung frei ſteht, den ablaufenden Abfindungsvertrag auch für 

das nächſte Militärjahr aufrecht zu erhalten ). 


3) Pat. g. 18. 
4) Pat. g. 20. 
5) Weitläufiger find die Bedingungen in dem gedruckten Formulare ent 
halten, wovon man bei jedem Collectantenamte Exemplare findet, und 
8 13 * 
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$. 115. 


Der Aufſchlag kann endlich drittens ($. 106) in Geſtalt einer 
Entfernungsſteuer entrichtet werden. Da derſelbe eigentlich 


an die Stelle der vormals auf die Judenſchaft, unter verſchiedenen 


Benennungen, gelegten Contribution getreten iſt, ſo kann davon keine 


jüdiſche Familie losgeſagt werden, auch wenn ſie ihrer Angelegenhei— 
ten wegen aus Mähren auf kürzere oder längere Zeit ſich entfernte, 
und entweder in fremden Staaten, oder in einem Erblande, 


wo der Verzehrungs-Aufſchlag nicht beſteht, ſich auf 


hielte; ſondern jede auf ſolche Art abweſende jüdiſche Familie hat, 
zur Vergütung des dem Gefälle durch ihre Entfernung und die da— 
durch verminderte Verzehrung zufließenden Nachtheils, von dem 
Tage der Entfernung aus Mähren angefangen, täglich 2 kr. unter 
der Benennung: Entfernungsſteuer, zu entrichten ). Dagegen war 


bereits früher ausdrücklich beſtimmt, daß die Juden, welche nur für 


ihre Perſon, des Handels oder ſonſtiger Geſchäfte wegen, auf einige 


Zeit außer Lande gehen, mit ihrer Familie aber bei der Gemeinde, 
wo ſie einverleibt ſind, oder in dem Lande, wo ſie eine Familien— \ | 
ftelle haben, wohnhaft bleiben, zur Entrichtung der Entfernungs- 
ſteuer (per 2 kr. täglich) nicht zu verhalten find 2). Die Entfer— 4 
nungsſteuer wird, ganz wie die Familienſteuer, an die Gemeinde, 
zu welcher die abweſende Judenfamilie gehört, abgeführt. Die Ger 
meinden haben daher die Pflicht, dieſe Steuer von den abwe— f 
ſenden Familien einzutreiben und auf alle Fälle dafür zu 5 
haften 2). Den Judengemeinden wird daher obliegen, ſobald fih | 


ein ihnen einverleibter Jude mit ſeiner Familie in einen fremden 
Staat, oder in ein dem Verzehrungs-Aufſchlage nicht unterliegendes 
Erbland begibt, dieſes ſowohl, als die erfolgte Zurückkunft ſogleich 
dem Gefällsbeamten des Ortes anzuzeigen, damit dieſer davon der 


Gefälls-Adminiſtration (Cameral-Gefällen-Verwaltung) die Anzeige f ö 


a 


wovon eines ohnehin jedem abgefundenen Juden (da ein ſolches ausge: \ 


fülltes Formular den Abfindungsvertrag enthält) übergeben werden man 
1) Pat. g. 69. 5 
2) Höchſte Entſchl. 8., Gubernialcirc. 20. Jänner 1791. 
3) Pat. F. 70. 


— 
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machen, und den Bettag der zu entrichtenden Entfernungsſteuer 
berechnen könne ). Auf die Unterlaſſung dieſer Anzeige iſt in der 
Amtsinſtruction für die Beamten der jüdiſchen Verzehrungsſteuer, 
Abtheilung IX., §. 5, die Strafe von 5 Reichsthalern gegen die 
Judengemeinde ausgeſprochen, und dieſe Anordnung der Inſtruction, 
welche die allerhöchſte Beſtätigung erhielt, aber weil ſie bloß zur 
Richtſchnur der Gefällsbeamten zu dienen hat, nicht zur Publicität 
gelangt war, wurde ſpäter neuerdings beſtätigt und öffentlich kund 
gemacht 5). Wenn ein abweſender Jude durch drei Monate das Fa— 
miliengeld, die Entfernungsſteuer und die ſonſt auf ihn fallenden 
Dominical- und Domeſticalbeiträge nicht richtig an die Gemeinde 
abführt, iſt dieſe unter eigener Haftung verpflichtet, davon dem 
Kreisamte die Anzeige zu machen, damit daſſelbe gegen den Abwe— 
ſenden die Edictalcitation erlaſſe, und nach Verlauf der ihm einbe— 
raumten Zeitfriſt ihn aus der Familienzahl löſche, und deſſen Stelle 
einem andern, der dazu berechtiget iſt, anweiſe ). Die Anzeige der 
Judengemeinde hat durch das betreffende obrigkeitliche Amt an das 
Kreisamt zu gelangen; das Wirthſchaftsamt hat aber im Wege einer 
umſtändlichen Protokollarvernehmung ſämmtlicher Gemeinde-Vor— 
ſtandsperſonen und der nächſten Anverwandten des Abweſenden die 

Anzeige gehörig zu conſtatiren, und in der Richtung, daß derſelben 
keine Vorſpieglung zum Grunde liege, zu prüfen. Nur über eine 
ſolche gehörig conſtatirte Anzeige und über das hierüber beigefügte 
Gutachten des obrigkeitlichen Amtes, kann von dem Kreisamte die 
Edictaleitation des Abweſenden verfügt werden, welche während der 
Edictalfriſt (die auf ſechs Monate feſtzuſetzen iſt) ) ing dem Bet— 
hauſe der betreffenden Judengemeinde wenigſtens vier Mal bei ver— 


4) Pat. $. 71. Außer Mähren (ohne Schleſien) beſteht der Verzehrungs⸗ 

Aufſchlag (Koſcherfleiſch⸗Aufſchlag) in der einzigen Provinz Galizien. 
Siehe Stög er's Darſtellung der geſetzlichen Verfaſſung der galiziſchen 
Judenſchaft II. Bd. F. 45 u. d. ff. In Böhmen iſt die früher beſtan— 
dene Verzehrungsſteuer für die Juden ſeit 1799 aufgehoben. Kopetz: 
Oſterreichiſche politiſche Geſetztunde I. Bd. $. 181. 

5) Hofdeer. 14. Nov., Gubernialcirc. 5. December 1828, 3. 51022. 

6) Pat. g. 72. 

7) Gubernialdecr, 29. Juni 1816, 3. 14559. 
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ſammelter Gemeinde, mit der ausdrücklichen Bedeutung zu publici- 
ren fein wird, daß jedes Gemeindeglied, insbeſondere aber die Ver⸗ 
wandten des Abweſenden und die Gemeindebedienſteten aufgefordert 
und unter Verantwortung verpflichtet werden, den allenfalls denſel— 
ben bekannt gewordenen Aufenthalt und das Herumtreiben des Ab— 
weſenden, ſonach das allfällige Vermögen deſſelben, woraus die 
Steuerrückſtände beſtritten werden könnten, dem obrigkeitlichen Amte 
anzuzeigen. Nach fruchtlos abgelaufener Edictalfriſt hat das obrig— 
keitliche Amt abermals die Gemeinde, Vorſtandsperſonen und die 
Anverwandten des edictaliter einberufenen und nicht zum Vorſchein 
gekommenen Familianten protokollariter zu vernehmen, ob ſelbe, und 
zwar die Gemeinde-Vorſtände nach vorausgegangener Umfrage in der 
Gemeinde, von dem Abweſenden nichts in Erfahrung gebracht haben. 
Bei dieſen Protocollar-Verhandlungen iſt auf die Enthüllung all- 
fälliger Umtriebe und Verſtändniſſe möglichſt eindringend hinzuwirken 
und die allenfalls entdeckten nach dem 5. §. des jüdiſchen Verzehrungs—⸗ 
ſteuer-Patentes, dem Gubernialdecrete vom 23. November 1810, dem 
Hofdecrete vom 28. Februar 1795 und den ſonſtigen für jeden ein— 
zelnen Fall anwendbaren Pönalgeſetzen zu beſtrafen ?). Das übliche 


Verfahren, nach welchem die Edictalvorladungen abweſender Juden 


auch an die benachbarten Landesſtellen von Niederöſterreich, Böhmen 
und Galizien geſendet zu werden pflegen, wurde, da es ſich weder 
auf ein Hofdecret, noch auf ein Gubernial-Normale ſtützte, einge- 
ſtellt, und beſtimmt, daß es genüge, wenn die Edictal-Citationen 
drei Mal in der Provinzialzeitung, dann in den hierländigen Syna— 
gogen, endlich in jenen der benachbarten Kreiſen kundgemacht, und 
das Vorladungsediet in der betreffenden Judengemeinde und im 
Amtsorte der Obrigkeit öffentlich affigirt wird?). Die Edictalcitation 
ſoll von den Gefälls-Inſpectoraten durch die Kreisämter, mit welchen 


— 


8) Gubernialdecret vom 30. December 1829, 3. 46633. Die in dieſer 
Verordnung angedeuteten Pönalgeſetze kommen ihrem noch gültigen 
Inhalte nach oben im I. Hauptſtücke $. 16 vor. Nur konnten in jenem g. 
ſeit dem Erſcheinen des neuen Hofdecrets vom 9. April, Gubernialeire. 
3. Juni 1833, nicht mehr jene ältern Geſetze citirt werden, ſondern 
es mußte die Berufung auf die neue Normalvorſchrift vom Jahre 1833, 
welche ohnehin die Sanction jener ältern Geſetze enthält, genügen. 

9) Gubernialdecr. 23. Mai 1828, 3. 19780. 
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die Inſpectorate ohnehin in Betreff der bei den jüdiſchen Familien 
eintretenden Veränderungen das nöthige Einvernehmen zu pflegen 
haben, eingeleitet werden 1%). Nach Verlauf der Edictalfriſt hat 
die Gemeinde, bei nicht erfolgter Zurückkunft des vorgeladenen Ju— 
den, hierüber die Anzeige an das Kreisamt zu machen. Nach der 
bisherigen, durch die Gubernialerinnerung vom 23. Mai 1817, 
Z. 13535, beſtätigten Übung hat nicht das Kreisamt für ſich die 
Löſchung der Familienſtelle vorzunehmen, ſondern die Sache der Lan— 
desſtelle anzuzeigen, welcher es zuſteht, die Löſchung vorzunehmen!!) 


§. 116. 


Zur Beſorgung aller Angelegenheiten, welche auf die jüdiſche 
Familientaxe und den Verzehrungsaufſchlag Beziehung haben, wurde 
durch das Patent von 1798 eine eigene, unter der unmittelbaren 
Leitung der Landesſtelle ſtehende Ararial-Adminiſtration in Brünn 
errichtet, von welcher zur Einhebung des Aufchlags in jeder Juden— 
gemeinde eigene Collectanten aufgeſtellt werden ſollten ). Bei entdeck— 
ten Übertretungen und Verheimlichungsfallen iſt dem Collectanten die 
erſte Unterſuchung und Conſtituirung der Parteien mit Zuziehung der 
Gerichte zur Pflicht gemacht. Die Collectanten haben die Unterſu— 
chungsacten an die Adminiſtration zu ſenden, welche darüber die in dieſem 
Patente (v. 15. Sept. 1798) verhängte Confiscation und die Strafe 
zu erkennen, und demnach die erſte Notion zu ſchöpfen und der Partei 
aushändigen zu laſſen hat 2). Als die Verrichtungen der Adminiſtra— 
tion (nach einer Zwiſchenzeit der Verpachtung des Aufſchlages) auf 
die k. k. mähriſch⸗ſchleſiſche Zollgefällen-Adminiſtration übertragen 
wurden, ſtand dieſer auch die Schöpfung der Notionen bei Gefälls— 
Übertretungen mit Vorbehalt des Recurſes im Wege der Gnade 
oder des Rechtes zu 3). Bald darauf wurde aber die Zollgefäl- 
len⸗Adminiſtration aufgelöſ't und die Amtswirkſamkeir derſelben auf 


10) Gubernialverordn. 20, Oct. 1830, 3. 35593. 

11) Klingner, S. 236. 

1) Pat. F. 74. 

2) Pat. g. 75. 

3) Hofdecr. 4. Sept., Gubernialcirc. 20. Oct. 1830, 3. 35598. 
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die neu errichtete Cameral-Gefällen-Verwaltung übertragen“) Neuer. 
lich wurde jedoch den Gefällsinſpectoraten die Befugniß eingeräumt, 
Erkenntniſſe gegen Übertreter des jüdiſchen Verzehrungsſteuer-Geſetzes 
bis zu dem Strafbetrage von 20 fl. zu ſchöpfen ). Wer ſich durch 
die Notion beſchwert glaubt, dem iſt unbenommen, ſich dagegen 
entweder im Wege Rechtens an die Landrechte zu wenden, oder 
im Wege der Gnade an die Landesſtelle (nun an die Cameral— 
Gefällen-Verwaltung, ſ. §. 105) ſein Geſuch zu bringen. Wer 
jedoch den zweiten Weg einſchlägt, hat ſich dadurch des erſten bege— 
ben. Der Recurs muß in beiden Fällen im Verlauf von 6 Wochen 
nach der Zuſtellung genommen, und das Commiſſum ſowohl, als die 
Strafe, muß immer fogleich ſichergeſtellt werden 5). Das Commiſ— 
ſum wird, wenn es dem Verderben unterliegt, ſogleich, ſonſt aber 
nach Verlauf der obigen Recurszeit, wenn kein Recurs ergriffen wor— 
den iſt, an die Meiftbietenden veräußert. Von dem gelöſ'ten Betrage 
ſowohl, als von der beſonders ausfallenden Strafe gebührt] dem An— 
zeiger, deſſen Name, wenn er es verlangt, verſchwiegen bleiben 
ſoll, ein Drittel; der Überreſt hat in gleichen Theilen an die Ge 
fällscaſſa und in den Landesmaſſafond einzufließen I. In jener 
Gemeinde, wo (ſeit dem Militärjahre 1831) die Einhebung des jü— 
diſchen Verzehrungsaufſchlages verpachtet iſt (§. 118), fällt das nach 
obiger Vorſchrift dem Ararium gebührende Drittel dem Pächter zu, 
und wenn der Pächter ſelbſt der Entdecker des Contrebandfalles iſt, 
gebührt ihm auch das Denunciantendrittheil, worauf er aber nach 
erfolgter Notion verzichten kann ). Wer die verhängte Geldſtrafe 
zu erlegen unfähig iſt, ſoll zu ſo vielen Tagen öffentlicher Arbeit an— 
gehalten werden, als die Strafe Gulden beträgt ). | 


® 

4) Gubernialcire. 28. Jänner 1831, 3.3220. 

5) Hofkammerdecr. 8. Juni, Gubernialcirc. 1. Oct. 1831. Es ſteht übri— 
gens zu erwarten, wie bei der bevorſtehenden Organiſirung der Gefälls— 
Bezirks⸗Verwaltungen, der Wirkungskreis derſelben beſtimmt werden wird. 

6) Pat. g. 77. 

7) Pat. g. 77. 

) Gedrucktes Formular über die Verpachtungsvertäge des Verzehrungs— 
Aufſchlages von einzelnen jüdiſchen Gemeinden g. 4. 

9) Pat. g. 78. 
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$. 117. 

Nähere Beſtimmungen für die obrigkeitlichen Steuerein— 
nehmer enthält die für fie erlaſſene Inſtruction über die Abnah— 
me und Abfuhr der mähriſch-jüdiſchen Verzehrungsſteuer und Fa— 
milientargelder vom 31. October 1798. Die obrigkeitlichen Steuer— 
einnehmer haben bis 3. jeden Monats ſämmtliche Gefällsgelder ſammt 

der verſiegelten dießfälligen Rechnung vom Gefällscollectanten zu 
übernehmen, und den Empfang auf dem von dem Collectanten bei— 
gebrachten Gegenſcheine (ſ. das Formular Ende dieſes §.) und noch 
mittelſt beſonderer Beſcheinigung zu beſtätigen. Dieſe Gelder haben 
die obrigkeitlichen Steuereinnehmer ſammt verſiegelter Rechnung je— 
den Monat, abgeſondert von den chriſtlichen Contributionsgeldern, 
an das Landſchaftseinnehmeramt, mittelſt des nämlichen Gegenſchei— 
nes und gegen eine beſondere zu ihrer eigenen Bedeckung aufzube— 
wahrende Quittung, abzuführen. Ferner haben die obrigkeitlichen 
Steuereinnehmer die ihnen von der k. k. Provinzial-Staatsbuchhal— 
| tung für die Stationscollectanten von Zeit zu Zeit durch die Land— 
ſchaftseinnehmer zukommenden Geſchäftsmanipulationspapiere, als 
Polletenbogen, Koſcherweinfaſſionen ꝛc. den betreffenden Stations- 
collectanten zu übergeben; ſo wie ihnen auch die Pflicht obliegt, mit— 
telſt eines expreſſen Boten der k. k. Cameraladminiſtration (Cameral— 
Gefällenverwaltung) anzuzeigen, wenn ein Collectant zur beſtimm— 
ten Zeit die eingegangenen Gefällsgelder nicht abgeführt haben 
ſollte. Für ihre Mühe und für die Führung eines eigenen dieß— 
fälligen Vormerkbuches über die empfangenen und abgeführten Ge— 
fällsgelder, erhalten fie ½ kr. von jedem abgeführten Gulden, welche 
ſie mit Schluß jeden Jahres, gegen einen vorläufigen Entwurf der 
| k. k. Provinzial⸗Staatsbuchhaltung über das ganzjährige Abfuhrsquan— 
tum, aus der vom k. k. Cameralzahlamte verwalteten Gefällshaupt— 
caſſe, auf ihre beſondere Quittung zu erheben haben. 


Ich Formular des Gegenſcheines. 

| . Gegenſchein 

über einhundert neun und dreißig Gulden 58 Kreuzer, welche En— 
desgezeichneter an, von der Auſſeer Gefällsſtation für den Mo— 
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nat November 1798 eingegangener jüdiſchen Verzehrungsſteuer 
per „ r» j ABEL 
und einmonatlicher Familientaxe per.. 45 „ 50 „ — 
zuſammen alſo betragenden . . 139 fl. 58 Er. 
ſammt der dießmonatlichen verſiegelten Stationsgefällsrechnung zu 
Handen des Auſſeer obrigkeitlichen Steuereinnehmers N. N. baar 
und richtig, auch hieran weder mehr noch weniger abgeführt zu ha— 
ben hiermit gegenbeſcheiniget. | 
Auffe, den 3. Dec. 1798. | 
N. N. | 
Daß ich obige Summe zu 139 fl. 48 kr. ſammt der dießfälli⸗ 
gen verfiegelten Stationsgefällsrechnung vom Auſſeer Collectanten 
N. N. unter heutigem Datum richtig empfangen habe, wird an: 
mit beſtätiget. 
Auſſe, am 3. Dec. 1798. 
N. N. Steuereinnehmer. J 
Daß ich obige Summe per 139 fl. 58 kr., ſammt der dießfäl⸗ 
ligen verſiegelten Stationsgefällsrechnung vom Auſſeer obrigkeitlichen 
Steuereinnehmer N. N. unterm heutigen Datum richtig empfangen 
habe, wird anmit beſtätiget. 
Olmütz, den 14. Dec. 1798. 
N. N. Landſchaftseinnehmer. 


§. 118. 

Mit dem Militärjahre 1831 wurde die während der früheren 
Ararialadminiſtration verbotene, während der letzten Generalpachtung 
der Pachtungsdirection aber allerdings freigeſtellte, Verpachtung 
des jüdiſchen Verzehrungsaufſchlages für einzelne ö 
Gemeinden wieder geſtattet. Solche Verpachtungsverträge wer⸗ 
den für eine oder mehrere Gemeinden auf ein Jahr abgeſchloſſen, wozu 
ein Formular über die Bedingniſſe mitgetheilt wurde. Die allſei⸗ 
tige Unterſchrift dieſer gedruckten Licitationsbedingniſſe, welche in ö 
den ſpeciellen Puncten, wozu ein leerer Raum gelaſſen iſt, ſchriftlich 
auszufüllen ſind, vertritt die Stelle eines Pachtvertrages. Es 
werden zwei gleichlautende Exemplare ausgeſtellt und, nach erhalte: | 
ner Ratification der Hofkammer, von der Gefällsverwaltung, dem | 
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Erſteher und zwei Zeugen unterfertigt. Das eine, auf Koſtrn des 
Erſtehers geſtempelte, Exemplar bleibt bei der Gefällenverwaltung, 
das andere aber wird ungeſtempelt dem Erſteher eingehändigt. Dem 
Pächter wird der jüdiſche Verzehrungsſteueraufſchlag in dem be— 
ſtimmten Bezirke dergeſtalt in Pachtung überlaſſen, daß er ſolchen 
nach dem Patente vom 15. September 1798, $. 9 und der darauf 
geſtützten Inſtruction vom 31. October 1798, dann den nachfolgen— 
den Anordnungen von allen geſetzlich beſtimmten Conſumtionsartikeln 
einzuheben berechtigt ſein ſoll. In der Behandlung der ſteuerpflichti— 
gen Judenſchaft und bei Einhebung der Verzehrungsſteuer, hat ſich 
der Pächter nach den beſtehenden Anordnungen und der vorgeſchrie— 
benen Manipulation zu benehmen, wozu ihm die vorſchriftmäßigen 
Polletenbögen und andere Druckſorten vom Verzehrungsinſpectorate 
auf ſeine Koſten erfolgt werden. Wenn der Pächter mehr, als die im 
§. 9 des Patentes beſtimmten Aufſchlagsbeträge geſtatten (§. 106), 
abnimmt, fo wird er, nebſt der Entſchädigung der Parteien, mit 
dem zwanzigfachen Betrag des widerrechtlich Bezogenen beſtraft, wel: 
cher dem Gefälle zufällt. Dem Pächter ſteht es übrigens frei, ſo— 
wohl mit einzeln wohnenden, zur gepachteten Gemeinde gehörigen 
Juden, als auch, jedoch nur auf ſeine Gefahr, mit den einzelnen 
Familien in der Gemeinde, ſich über die Entrichtung der jüdiſchen 
Verzehrungsſteuer pauſchaliter jahr- oder vierteljahrweiſe abzufinden. 
Auch iſt ihm unbenommen, ſeine Pachtung unter Beobachtung der 
politiſchen Vorſchriften an Unterpächter zu überlaſſen, welche aber 
vom Gefälle bloß als Agenten des Pächters angeſehen werden, wel— 
cher für alle Puncte des Pachtvertrages dem Gefälle verantwortlich 
bleibt. Das Drittel von den in uͤbertretungsfällen confiscirten Ar: 
tikeln und von den ausgemeſſenen Geldſtrafen, welches ſonſt dem 
Arare zufließt (§. 116), gebührt dem Pächter, welcher, wenn er 
der Entdecker des Contrebandfalles iſt, zugleich das Denuncianten- 
Drittel erhält. Nach erfolgter ordentlicher Notion und Verurthet— 
lung ſteht es aber dem Pächter frei, den ihm gebührenden Antheil 
ganz oder zum Theil nachzuſehen. Den bedungenen Pachtſchilling iſt 
der Pächter in gleichen monatlichen Raten am letzten Tage eines je— 
den Monats, und wenn dieſer ein Sonn- oder Feiertag wäre, am 
vorhergehenden Werktage an die in der Kreisſtadt befindliche allge— 
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meine Berzehrungsgefäuts:Caffe abzuführen verpflichtet. Wenn mehrere 
Individuen in Gemeinſchaft ein Pachtobject übernehmen, ſo haften 
ſie dem Gefälle für alle vertragsmäßigen Verpflichtungen Alle für 
Einen und Einer für Alle. Übrigens find die näheren Beſtimmungen 
über ſolche Verpachtungen, wovon hier nur die Hauptzüge angedeu— 
tet wurden, aus dem gedruckten Formulare über die Verpachtungs— 
Bedingniſſe zu entnehmen. 
FS. 119. 

III. Der Contributionsdrittel-Zuſchlag iſt auf fol- 
gende Weiſe entſtanden. Das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 
nahm, fo wie auf die Geld- und Steuerverhältniſſe überhaupt, alſo 
auch auf das mähriſche jüdiſche Steuerweſen einen mehrfältigen Ein⸗ 
fluß. Das Hofdecret vom 10. Auguſt 1811 ſagt: In Beziehung auf 
die bisher von der Judenſchaft 150 percentige entrichtete Klaſſen⸗ 
und Tilgungsſteuer, hat man in Erwägung gezogen, daß vom 15. 
März 1811 an der Contribution der chriſtlichen Unterthanen, außer 1 
andern Nebenabgaben, ein Drittel zugefchlagen wurde, und alfo keine 
Urſache eintritt, die Judenſchaft in dieſer Beziehung leichter zu be- 
handeln. Man habe demnach beſchloſſen, es vom 15. März 1811 
an zwar von der 150percentigen Klaſſen- und Tilgungsſteuer abkom⸗ | 
men zu laffen, dagegen von eben diefer Zeit an der jüdiſchen Con— 
tribution von 82200 fl. in Einlöſungsſcheinen noch einen Drittheil, 
nämlich 27400 fl. in Einlöſungsſcheinen zuzuſchlagen, welcher 
Betrag, fo wie bei der 150percentigen Steuer ge⸗ 
ſchah, gemein deweiſe pro rata für die Zeit vom 15. 
März bis Ende October 1811 zu repartiren iſt. Dieſe 
Repartition wurde auch wirklich vorgenommen. Von dieſer Epoche 1 
datirt ſich der mähriſche Contributionsdrittel. Zuſchlag per 27400 fl. \ 
Da nun die frühere jüdiſche Contribution von 82200 fl. durch die Y 
Familientaxe im Betrage von 27000 fl., dann durch das Erträgniß 
der jüdiſchen Verzehrungsſteuer repräſentirt wird, welche beide ihrer | 
Natur nach keines beſonderen Repartitionsſchlüſſels bedürfen, fo er⸗ 
ſcheint eine beſondere Cinoſur über die Repartition gegenwärtig für 
den Contributionsdrittel-Zuſchlag allein noch nothwendig. Dieſer wird 
nun in Mähren gemeindeweiſe nach den Quotienten der bis zum 
Jahre 1787 beſtandenen jüdiſchen Contribution von 82200 fl. res 
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partirt. Die kreis- und gemeindeweiſe Repartition diefer Steuer hat 
nach der Cinoſur vom Jahre 1787 durch die Provinzial-Staatsbuch— 
haltung zu geſchehen, und die Obrigkeiten haben unter der Aufſicht des 
Kreisamtes nur auf die Individual-Subrepartition Einfluß zu nehmen. 
Wenn gleich manche Gründe dafür zu ſprechen ſcheinen, daß der Con— 
tributionsdrittel-Zuſchlag an die Stelle der durch das Hofdecret vom 
14. Mai, Gubernialintimat. vom 5. Juni 1812, 3. 12912, auf⸗ 
gehobenen Klaſſenſteuer getreten ſei, ſo ſcheint doch die entgegen— 
geſetzte Meinung die richtigere. Denn obgleich das Hofdecret vom 1. 
Gubernialintimat. vom 16. Juni 1815, 3. 15159 beſtimmte, daß 
an die Stelle der 1812 aufgehobenen Klaſſenſteuer die mähriſche Ju— 
denſchaft zur Beſeitigung der Faſſionen, den Contributionsdrittel— 
Zuſchlag zu entrichten hätte; fo entſchied doch das Hofdeeret vom 
27. October 1830, Z. 3966, daß, da der Contributionsdrittel-Zuſchlag, 
welchen die Judenſchaft in Mähren zu entrichten hat, auf der Grund— 
lage der allgemeinen, vom 1. November 1830 aufgelaſſenen 

laſſenſteuer nicht bemeſſen iſt, von einer Auflaſſung die— 
er Abgabe der Judenſchaft keine Rede ſei. 


§. 120. 

Die Individualvermögensſchätzung und Steuerrepartition in 
Verbindung mit den Dominical- und Domeſticalanlagen (wozu ein 
igenes Formular mitgetheilt wurde, Tab. IV. und V.) muß von 
jeder Judengemeinde zuverläſſig in der erſten Hälfte Octobers jeden 
ahres geſchehen, und bis Ende deſſelben Monats durch die Obrig— 
eit an das Kreisamt abgegeben werden. Die Verſäumung dieſes 
räcluſivtermines iſt an dem Schuldtragenden mit 5 fl. Conven— 
tionsmünze zu beſtrafen. Die Ausweiſe der ſämmtlichen Judenge— 
meinden hat das Kreisamt in der erſten Hälfte Novembers mittelſt 
Tonſignation der Landesſtelle zu überreichen !). Der Contributions— 
rittel⸗Zuſchlag (fo wie die Familientaxe und die Duldungsſteuer) find 
mmer von den Judengerichten an die obrigkeitlichen Steuereinneh— 
ner und von dieſen an die Landſchaftseinnehmer für den nächſten 
Monat in vorhinein, in jenem Termine, welcher denſelben zur Ab— 


1 


y Gubernialverordn. 20. Oct. 1828, 3. 41701. 
a 
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fuhr der kandesfürſtlichen Steuern überhaupt beſtimmt it, zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß das Landſchaftseinnehmeramt in Stand ge— 

ſetzt werde, mit Anfang jeden Monats die Anticipation in das Ca— 

meralzahlamt abzugeben. Hiebei find keine Rückſtände zu dulden und 

die in solidum haftenden Gemeinden ſind mit den geſetzlichen Zwangs— 

mitteln ($. 10%) zur pünktlichen Entrichtung zu verhalten. Um eine 
genaue uͤberſicht dieſes Gegenſtandes zu erhalten, iſt nach dem mit⸗ 
getheilten Formular binnen acht Tagen nach Ablauf eines jeden Mi- 
litärjahres von dem Wirthſchaftsamte die Überfi cht an das Kreisamt, 
und von dieſem der dießfällige Ausweis des ganzen Kreiſes bis zum 
November an das Gubernium einzuſenden 2). Was die Einhebung 
der Familientaxe und des Contributionsdrittel-Zuſchlags betrifft, ſo 
ſind dieſe directen Steuern ſo wie bisher einzuheben und an das 
Cameralzahlamt abzuführen 5). Die Entrichtung des Contributions 
drittel⸗Zuſchlags hat übrigens in Conventionsmünze zu geſchehen “). | 
Jüdiſche Contributionsnachläſſe und Schutzgeldbefreiungen unterli 2 
gen keiner Taxe ). ö 


§. 121. 1 

IV. Der Duldungsſteuer unterliegen fremde Suden, 

die ſeit dem Jahre 1798 hierlands ſich befinden, ohne einer Jugenge⸗ 
meinde incorporirt zu ſein. Dieſe können auch ferner im Lande g 
duldet werden, ſie unterliegen aber nach der jüdiſchen Collectirungs 
norm v. 2. December 1752 und nach dem Hofdecrete v. 4. December 
1779 der Duldungsſteuer, die ihnen eigens und namentlich 
über erhobene Verzeichniſſe von 5 bis 20 fl. bemeſſen worden iſt, 
Die Duldungsſteuer hat wie bisher in den jüdifchen Landesmaſſa⸗ 
fond einzufließen 1). Eben fo wird eine Duldungsſteuer denjenigen 
vorgeſchrieben, welche von der Landesſtelle die Bewilligung zu einem 
zeitlichen Aufenthalte im Lande durch eine gewiſſe Anzahl Jahre 
erhalten. Schon früher war verordnet, daß jeder fremde Jude ei, 


— 


2) Gubernialverordn. 9. Nov. 1827, 3. 36696. 
3) Gubernialverordn. 20. Oct. 1830, 3. 35593. 
4) Hofdecr. 12. Dec. 1816. 
5) Hofdecr. 3., Gubernialint. 22. Nov. 1787, 3. 22729. 
1) Hofdecr. 5., Guhernialint. 18. Aug. 1798, 3. n = 
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nen Beitrag zum allgemeinen jädifchen Landesmaſſafonde zu lei⸗ 

ſten und die Wirthſchaftsämter denſelben monatlich einzuheben und 

die herrſchaftlichen Contributionseinnehmer mit ordinari und extra— 

ordinari Schuldigkeit an das Landſchaftseinnehmeramt und letzteres, 
an das Cameralamt abzuführen hätten. Um von der Exiſtenz frem— 
der Juden ſtets in der Kenntniß zu ſein, haben die Grundobrigkeiten, 
wo ein derlei einzelner Jude ſeinen bisherigen Wohnſitz verläßt, ſo 
wie jene, in deren Gebiet ſich der überſiedelnde Jude niederläßt, die 
Anzeige an das Kreisamt zu erſtatten, bei einer Strafe von 10 
Reichsthalern zu Gunſten des Landesmaſſafondes. Unter derſelben 
Geldſtrafe ſoll keine Obrigkeit einem derlei aus einem fremden Orte 
überſiedelnden einzelnen, bei keiner Gemeinde einverleibten Juden 
den Aufenthalt geſtatten, oder ein Unterkommen geben, wenn er ſich 
nicht mit einem Zeugniſſe von der Obrigkeit ſeines vorigen Aufent— 
haltes und über die berichtigte Steuer ausweiſt, und ſich zur nämli— 
chen Beitragsleiſtung auch in dem neuen Niederlaſſungsorte verbindet. 
Auch von einem derlei Fall iſt die Anzeige an das Kreisamt zu erſtat— 
ten 2). Später wurde die Anzeige von Seite der Obrigkeit des verlaf 
ſenen, ſo wie des neubezogenen Aufenthaltsortes, womit die Anzeige 
über die Zeit, für welche die Duldungsſteuer bereits berichtiget worden, 
zu verbinden iſt, binnen acht Tagen und zwar bei einer Strafe von 
15 fl. zu machen befohlen ). Über die Eintreibung der Duldungs⸗ 
ſteuer wurde verordnet, daß es jedem fremden Juden freiſtehe, auch 
mehrere Monatraten in vorhinein abzutragen, was vorzüglich bei 
den außerhalb der Judengemeinde auf obrigkeitlichen Beſtandhäuſern 
wohnenden Juden wünſchenswerth iſt. Die Einzahlung dieſer Steuer, 
wofür die Judengemeinden keiner Haftung, wie dieſe 
bei den übrigen Steuern eintritt, unterliegen, hat jedenfalls 
monatlich vorhinein, z. B. im Monat November für den Monat 
December, an das obrigkeitliche Steueramt, und zwar in jedem Mo— 
nat vor jenem Termine zu geſchehen, welcher dem obrigkeitlichen 
Steuereinnehmer zur Abfuhr der landesfürſtlichen Steuer überhaupt 


9 


2) Gubernialdeer. 23. Juni 1790, 3. 14766. 
3) Gubernialdecr. 27. Juni 1806, 3. 49885. 
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beſtimmt iſt. Die obrigkeitlichen Steuereinnehmer find verpflichtet, 
den Betrag der Duldungsſteuer zuverläſſig noch in demſelben Monate 
mit den übrigen Iandesfürftlichen Steuern an das Landſchaftseinneh⸗ 
meramt (in Troppau an die Kreiscaſſe) abzuführen. Die entfallende 
Monatsgebühr der Duldungsſteuer und die geſchehene Abſtattung 
derſelben ſollen bei dem Wirthſchafts- und Steuereinnehmeramte ! 
alljährig gehörig vorgefchrieben und evident gehalten werden. uber j 
die allfälligen Rückſtände haben ſich dieſe monatlich beim Kreisamte 
nach einem mitgetheilten Formulare auszuweiſen, und für die ordent- 
liche Einhebung und Abfuhr der Duldungsſteuer gleich den übrigen 
landesfürſtlichen Steuern zu ſorgen. Das mitgetheilte Formular 
enthält die Rubriken: 1.) Name des geduldeten Juden; 2.) Ver⸗ 
ordnung, wodurch die Duldung geſtattet wurde; 3.) Aufenthaltsort; \ 
4.) Zeitraum der Duldungsjahre; 5.) jährliche Schuldigkeit in 
C. M.; 6.) Ausſtandstermin; 7.) rückſtändiger Geldbetrag in C. M., 
und 8.) Anmerkung. Das Landſchaftseinnehmeramt und die obrigs ° 
keitlichen Steuercaſſen haben unter eigener Dafürhaftung zur Ein⸗ 
treibung der Rückſtände unverweilt die geſetzlichen Zwangsmittel 
von den Obrigkeiten, der Ausgang der bewilligten Duldungszeit 1 
wahrzunehmen und von Seite der letzteren dann unter ſchwerer Ver— 0 


derſelben ſich ſogleich aus dem Duldungsorte entferne und dahin zu. 
rückkehre, wohin er gehört und wohin er erforderlichenfalls bei Über- 


der Sperrung der gegn Das letztere ſcheint jedoch bei der Dub | 
dungsſteuer nicht anwendbar, da fie die Schuldigkeit eines einzelnen 
Juden ohne Haftung der Gemeinden bildet. Daher geſchieht auch im | 
Gubernialdecrete vom 27. Februar 1829, 3. 55129, von dieſem Mitte! 
keine Erwähnung. Auch die Worte des Gubernialdeerets vom 17. Det. 
1824, wornach jede „Judengemeindes die Familientaxe, den Con⸗ 
tributionsdrittel-Zuſchlag und die „Duldungsſteuer“ monatlich 
abzuführen hat, find in Beziehung auf die Duldungsſteuee nicht firenge” 
zu verſtehen, indem dieſe eine Schuldigkeit der einzelnen tolerirten Zus 

den und nicht der Gemeinde ift. | 
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ſchreitung der Duldungszeit abzuſchieben iſt. Zu dieſem Behufe ſoll 
jede von der Landesſtelle bewilligte Duldung, die Zeit und die Be— 
dingungen derſelben dem Landſchafts-Einnehmeramte und der be: . 
treffenden Obrigkeit bekannt gegeben werden. Das Cameral-Zahlamt 
hat in jedem derlei Duldungsfalle die caſſemäßige Anweiſung zur 
Duldungsſteuer-Verſchreibung an das betreffende Landſchafts-Einneh— 
meramt zu erlaſſen. Jede mit einem geduldeten Juden vorfallende 
Veränderung durch Todesfall, Rückkehr in ſeine auswärtige Hei— 
math, Veränderung ſeines zeitlichen Domicils oder Standortes u. ſ. w. 

ſoll von der betreffenden Obrigkeit binnen acht Tagen unter der oben 
angeführten Strafe von 15 fl. C. M. an das Kreisamt und von 
dieſem weiter an die Landesſtelle bekannt gegeben werden, mit dem 
Beiſatze, wie weit derſelbe ſeine Duldungsſteuer einbezahlt habe, oder 
was er darauf rückſtändig ſei. Auch iſt von den Kreisämtern und 
den Obrigkeiten darauf zu ſehen, daß die tolerirten Juden die ihnen 
für ihre Perſon oder höchſtens für ihre Familie gegebene Duldung, 
nicht etwa zur Unterſtandgebung anderer fremden oder zur Familie 
nicht gehörigen Juden mißbrauchen, in welchem Falle dieſe ſogleich 
von Amtswegen abzuſchaffen find 9). Übrigens wurde auch neuerlich 
beſtätiget, daß die Duldungstaxen für den bewilligten Aufenthalt 
fremder Juden, wie früher, dem jüdiſchen Landesmaſſafonde zuzuflie— 


ßen haben ©). 


$. 122. 

Mit dem Steuerweſen der mähriſchen Judenſchaft ſteht der 
mähriſch-jüdiſche Landesmaſſafond in enger Beziehung, 
h owohl wenn man auf feine Einkommensquellen, als auch auf die 
aus demſelben zu gewährende Unterſtützung ſieht. Es ſcheint dem— 
nach hier der ſchickliche Ort zu ſein, auf die Einrichtung und die Be— 
immung deſſelben einen Blick zu werfen. — Bei Gelegenheit der 
dom 1. November 1787 auf ſechs Jahre in adminiſtrative Pachtung 
überlaſſenen Contribution, wurde die Hälfte des Gewinnes des Päch— 
ters zur Creirung eines jüdiſchen Landesmaſſafondes 


5) Gubernialverordn. 27. Febr. 1829, 3. 55129. 
6) Gubernialverordn. 20. Oct. 1830, 3. 35598, 
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mehren würden, die Beſtimmung erhalten follte, für die mit Schul: 
den behafteten Gemeinden, nach Verhältniß des für jede Gemeinde 
entfallenden Quotienten, die Zahlung zu leiſten. Der für die mit 
keinen Schulden belaſteten Gemeinden entfallende Betrag, ſollte zu 
einem verzinslichen Capital angelegt werden ). Nach dem Verlaufe 
dieſer ſechsjährigen Pachtzeit wurde jedoch beſtimmt, daß dem jüdi— 
ſchen Landesmaſſafonde nicht mehr die Hälfte des Gewinnes, der dem 
Verzehrungsſteuergefäll zufällt, ſondern ohne Rückſicht auf den Er⸗ 
trag der Verzehrungsſteuer, nur die fire Summe von 6080 fl. zu: 
gehen ſoll?). Auch bei der am 20. September 1824 neuerdings vor⸗ 
genommenen Verpachtung der jüdiſchen Verzehrungsſteuer für J 
75760 fl. wurde, trotz des verminderten Einkommens aus dieſem 
Gefäll, die fortwährende Entrichtung der 6080 fl. an den Landes⸗ 
maſſafond aus dem Einkommen der Verzehrungsſteuer angeordnet ?). 
Außer den Intereſſen feiner Activcapitalien, der Familien- und 
Toleranztaxe der fremden Juden, fielen dem Landesmaſſafonde noch g 
einige Strafgelder zu. Das Jahr 1831 lieferte das erfreuliche Re— 
ſultat, daß dieſe letzteren ſich nur auf 20 fl. beliefen; fo daß das ganze 
Einkommen des Fondes, mit Hinzurechnung von 10 fl. an verſchie ⸗ } 
denen Empfängen, auf 13496 fl. flieg. Im vorhergehenden Jahre 
1830 befand ſich in dem Landesmaſſafonde eine Baarſchaft von 
24912 fl. 32½ kr. C. M. und 230 fl. W. W., wovon 14000 fl. 
für unvorhergeſehene Fälle in Baarem behalten und das übrige durch 
den Ankauf von Metalliques fruchtbringend angelegt wurde. Durch 1 
das Hofkanzleidecret vom 29. Mai 1831, 3. 18741, wurde aber das 
Einkommen des jüdiſchen Landesmaſſafondes, mit Hinwegnahme 
aller bisherigen Einkünfte (die nun in den Cameralfond fließen) ‚N 
einzig und allein auf die Sam effen feiner Activ-Capitalien und auf 
die Strafgelder beſchränkt. — Außer ſeiner Hauptbeſtimmung, der j 
Unterftügung jüdiſcher Gemeinden, hat der Landesmaſſafond noch 
folgende Auslagen zu beſtreiten: 1.) die Beſoldung des Bond 


— 


1) Hofbeer. 26. Juli, Gubernialintim. 9. Aug. 1787, 3. 15396. 
2) Hofdecr. 12., Gubernialintim. 18. März 1794. 
) Gubernialdecr. 18. Oct. 1824, 3. 28851. 
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ners in Nikolsburg, welche ſchon durch die Gubernial-Entfchliefung 
vom 16. Jänner 1790 bewilliget, neuerlich (§. 45) aber auf 600 fl. 
C. M. erhöht wurde ). 2.) Die Beſoldungsbeiträge für die Ein— 


nahmscaſſe an das Zahlamtsperſonale 5). 3.) Für die ſechs mähri— 


ſchen ) und zwei ſchleſiſchen “) Kreiscaſſecontrollors. 4.) Remune— 
ration für die Zahlamtsbeamten wegen Beſorgung der jüdiſchen Lan— 
desmaſſafonds-Geſchäfte ). 5.) Beiträge für die Kanzleierforderr 


niſſe der Provinzial-Staatsbuchhaltung ?). Dazu kommen dann 


noch die allfälligen Reiſekoſten und Zehrungsgelder, z. B. für 
die Deputirten zur Wahl des Landrabbiners (§. 46); dann ver— 
ſchiedene Ausgaben, z. B. auf Stämpelpapier zu Intereſſenquit⸗ 
tungen u. dgl. Auch wurde durch ſpecielle Verordnungen die Über— 
nahme der Zahlung eines Theiles des Contributionsdrittel⸗Zuſchlags 
mancher, bei der urſprünglichen Repartition der Steuerſchuldigkeit 
überbürdeten, und daher zahlungsunfähigen Gemeinden, dem Lan— 
desmaſſafonde auferlegt 10). 


$. 123. 


Über die Unterſtützungen aus dem jüdiſchen Landesmaſſafonde 
wurden neuerlich folgende Grundſätze feſtgeſetzt: 1.) Zur vorzüg⸗ 


) Hofdecr. 8. Juli, Gubernialint. 13. Auguſt 1830, 3. 25576. 

5) Bewilliget durch Gubernialdecr. vom 19. Jänner 1810, 3. 771, und 
30. October 1819, 3. 10782. 

6) Gubernialdecr. 24. Juni 1808. 

) Gubernialdecr. 18. Oct. 1808, 3. 21205 und 23. Febr. 1809, 3. 3090. 
Obwohl der jüdiſche Landesmaſſafond ſonſt nur für die mähriſche Zu: 
denſchaft beſtimmt iſt, und auch nur durch ihre Beiträge feine Zuflüſſe 
erhält. 

8) Hofdecr. 27. Aug. 1789 und 5. Sept. 1791. 

9) Hofdecr. 29. Auguſt 1787, 3. 2596. Die bis hieher angeführten Aus⸗ 
gaben waren für das Jahr 1831 im Geſammtbetrage mit 918 fl. 30 kr. 
präliminirt. 

10) 3. B. eines Betrages von 270 fl. 40 kr. für die Straßnitzer Ge 
meinde durch Gubernialentſchließung v. 11. November 1816, 3. 28143, 
und für die Hotzenplotzer durch Hofdecret vom 19. Juli 1821, 3. 20174, 
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lichſten Bedachtnahme bei angefuchter Gewährung der Darlehen aus | 
dieſem Fonde, eignen ſich die durch Brand oder fonftige Elementar- 
unfälle verunglückten Judengemeinden, beſonders wenn fie einer fol- ' 
chen Darlehens⸗Unterſtützung zur Herſtellung der zerſtörten oder bes 
ſchädigten Gemeindegebäude bedürfen. Denſelben können die Capi 

talien wenigſtens für die erſten drei Jahre ohne Intereſſen belaſſen 
werden, welche ſodann nach Maßgabe der bewilligten Jahresraten— 
zahlungen von drei zu drei Jahren auf zwei, vier und fünf Percent 
beſtimmt werden können, um durch die allmälige Steigerung der 
Intereſſen, auch auf die ſtipulirte Rückzahlung des Capitals einzuwir— 
ken. Bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden kann auch höhern 
Orts auf noch günſtigere Bedingungen angetragen werden. 2.) Die 
nächſte Berückſichtigung verdienen ſolche Judengemeinden, welche, 
außer dem Falle einer Elementarverunglückung, zur Herſtellung noth⸗ 
wendiger und nützlicher Gemeinde-Etabliſſements, vorzugsweiſe zur 1 
Erbauung der für den deutſchen Schulunterricht gewidmeten Ge- 
bäude, um ein Darlehen aus dem Landesmaſſafonde anſuchen. Auch 
dürfen denſelben nach Umſtänden die möglichſt günſtigſten Bedingun— } 
gen, wie bei den oben (Nr. 1) angeführten Fällen gewährt werden, 
3.) In fo ferne es die diſponiblen Geldkräfte des Fondes und deſſen 
ſonſtige Verpflichtungen erlauben, kann auch mit Darlehens-Unter— N 
ſtützungen deſſelben auf ſolche jüdiſche Familianten Bedacht genom— 1 
men werden, welche a) ihre durch Elementarzufälle beſchädigten und 
zerſtörten Häuſer den Polizeivorſchriften gemäß hergeſtellt haben; 
b) welche, außer dem Falle einer Elementarbeſchädigung, ſich an⸗ 
heiſchig machen, ihre Wohnungen zu erweitern und zur Verbeſſerung N 
des Bauzuſtandes in den Judengemeinden beizutragen; oder welche 
c) einer Geldunterſtützung zu beſonders rückſichtswerthen 1 
Zwecken ihres Nahrungsbetriebes bedürfen. Dieſe Letzteren ſollen N 
jedoch ein Darlehen aus dem jüdiſchen Landesmaſſafonde, unbeſcha- 
det der Hauptunterſtützungszwecke, bei vorhandenen diſponiblen Mit. 
teln, nur gegen volle Pragmatikal-Sicherheit, gegen landesübliche 5 
Intereſſen und beſchränktere Rückzahlungsraten erhalten. Den unter 
a und b Erwähnten können bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtän⸗ 
den, mit Bewilligung der Hofkanzlei, auch günſtigere Bedingungen, 
ſowohl in Beziehung auf die Intereſſen, als auf die Rückzahlungs-⸗ 
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raten, bewilliget werden ), Übrigens war ſchon früher verordnet, daß 
einzelnen Juden gegen geſetzliche Sicherheit ein Darlehen aus dem 
jüdiſchen Landesmaſſafonde mit Vorzug vor den Chriſten zu 
geben ſei 2). 


§. 124. 

Die Steuern der Juden in Schleſien weichen bedeutend von 
den mähriſchen Judenſteuern ab. Das Weſentliche, was darüber be— 
kannt iſt, dürfte in Folgendem beſtehen. Der Urſprung der jüdiſchen 
| Toleranzſteuer in der Provinz Schlefien beruht auf einem Patente 
des königlichen Oberamtes, datirt aus Breßlau den 8. Mai 1713. 
Nach dieſem Patente mußte die ſchleſiſche Judenſchaft nach Kö— 
pfen und Claſſen ſteuern und zwar nach Unterſchied des 
Geſchlechtes, der Profeſſion und des Vermögensſtan— 
des. Der Ertrag dieſer claſſenmäßigen Perſonalſteuer war ſte n 
gend und fallend. Der wirklich eingegangene Betrag iſt nicht 
bekannt. — Als 1742 der größte Theil Schleſiens an Preußen abge— 
treten wurde, ſcheint es zweifelhaft, ob für die im öſterreichiſchen 
Schleſien verbliebenen Juden irgend eine Steuer beſtimmt war. Es 
kommt wenigſtens in den ſchleſiſchen ſtändiſchen Rechnungen vom 
Jahre 1742 bis 1747 unter den Empfängen keine Einnahme von 
uden vor. Als der ſchleſiſche Steuerdecennalrezeß, gemäß Patent 
vom 8. Auguſt 1748, ein Steuerpauſchale von 245,289 fl. 56 kr. 
voſtulirte, zu deſſen Bezahlung die ordinäre Contribution zu 
212,852 fl. 44 ½ kr. nicht ausreichte, wurde zur Deckung des De- 
cit, nebſt mehreren andern Einnahmsquellen und Adminicular⸗ 
euern, den ſchleſiſchen Ständen auch die Juden perſonalclaſ— 
ſengelder zu 831 fl. 6 kr., dann die Vermögensſteuer von 
er Judenſchaft zu 500 fl., im Geſammtbetrage von 1331 fl. 6 ½ kr. 
verwilliget. Als durch das Patent vom 15. April 1752 die Zahl der 
jüdiſchen Familien in Schleſien auf 119 feſtgeſetzt wurde (§. 3), 
vard durch das allerhöchſte Reſcript vom 15. April 1752 der dama- 
ige jüdiſche Contributionsbeitrag von 1331 fl. 6 ½ kr. um 302 fl. 
6 kr., ſomit auf 1633 fl. 42 ½ kr. erhöht. Von dieſer Zeit bis 


1) Hofdecr. 18. Jänner 1831, 3. 25238. 
2) Hofdecr. 6., Gubernialintim. 24, Juni 1814, 3. 13656; 
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zum Jahre 1819 änderte ſich diefe Steuerſumme nicht. Sie floß | 
regelmäßig in die ſchleſiſche Hauptlandesdomeſticalcaſſa als ein Admi- 
niculum zur Beſtreitung der ganzen Höhe der, die gewöhnliche Contri⸗ 
bution überſchreitenden Steuerſchuldigkeit. — Als durch das aller— 
höchſte Reſcript vom 14. September 1818 für die Provinz Schle— 
fin an Grundſteuer ſammt Zuſchuß pro dominicali 380,436 fl. 
16 kr. Conventionsmünze, und pro rusticali 903,114 fl. 48 kr. 
W. W. poſtulirt und die weitere Vertheilung dieſer Summe auf die 
Steuerpflichtigen angeordnet wurde, ergaben ſich Anſtände und 
Zweifel über die fernere Ausſchreibung und Widmung der zur Er⸗ 
leichterung der Contribuenten beſtandenen vier Adminieularſteuern, 
rückſichtlich welcher der ſchleſiſche öffentliche Convent der Meinung war, 
daß, weil der ſtändiſche Domeſticalfond für feine präliminirten Bedürf- 
niffe ein bedeutendes Deficit hat, und dieſes auf den Dominical: und 
Ruſticalſteuergulden des Landes Schleſien anzulegen verfaſſungs— | 
mäßig berechtiget iſt, dieſe Adminicularſteuern lediglich für die Ber 
dürfniſſe des Domeſticalfondes einzufließen hätten und zu verwenden 
wären. Darüber erfloß nun die Entſcheidung, daß dem ſchleſiſchen 
öffentlichen Convente zwar die Einhebung der fraglichen Adminicular— f 
ſteuern (worunter auch die oben erwähnte Judenſteuer gehört) zu 
Gunſten des ſtändiſchen Domeſticalfondes, jedoch nur für die Jahre h 
1819 und 1820 zur Bedeckung feiner Abgänge bewilligt werde; vom N 
Sahre 1821 an aber, dabei Einführung des Grundſteuerproviſoriums 
ohnehin für den Domeſticalfond eine andere Vorſorge getroffen wer⸗ 
den ſollte, die Adminicularſteuern aufzuhören hätten!). 
$. 125. 9 
Seitdem nun ſeit Einführung des neuen Örundfteuerprovifo- 
riums im Jahre 1821 der jüdiſche Steuerbeitrag (die Toleranztaxe) 
aufgehört hat, beſtehen nunmehr in Schleſien von jüdiſchen Steuern, 
die in den Cameralfond eingehen, das Claſſenſteueräquivas- 
lent per 1663 fl. 42½ Er., welches an die Stelle des eigentlichen 
urſprünglichen Contributionsbeitrages von gleicher Höhe getreten iſt, | 


— 


1) Hofdecr. 15. Juni 1820, 3. 15104, Gubernialcirc. 17542. 
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und die ſteigende und fallende Tole ranztaxe von überzähligen 
und reſp.geduldeten fremden Juden. Bei Einführung der all— 
| gemeinen Claſſenſteuer waren die Juden von der Entrichtung derſelben 
ganz befreit ). Als darüber die Frage aufgeworfen wurde, ob nicht 
die Judenſchaft zur Claſſenſteuer mit einem angemeſſenen Aquivalent 
beigezogen werden ſollte, wurde zwar zuerſt entſchieden, daß es von 
der Ausſchreibung einer Claſſenſteuer auf die hierländige Judenſchaft 
ganz abzukommen habe ?), bald darauf aber zugleich angeordnet, daß 
die ſchleſiſche Judenſchaft die 100percentige Toleranztaxe als Claſſen 
ſteueräquivalent mit 1633 fl. 42 / kr. und an 50percentigen Zuſchlag 
816 fl. 51 ½ kr., im Ganzen alfo 2450 fl. 34 ½ kr. einzahlen fol. 
Bei der wiederhergeſtellten Circulation des Silbergeldes wurde die 
Entrichtung dieſer Summe in Conventionsmünze anbefohlen ). Ob: 
gleich die allgemeine Claſſenſteuer abgeſchafft wurde, ward die Fort— 
entrichtung des jüdiſchen Claſſenſteueräquivalents in Schleſien den— 
noch angeordnet 5). Die Repartition des Claſſenſteueräquivalents, 
welchem allein der Name der eigentlichen ordinären jüdiſchen 
Steuer in Schleſien gebührt, wird auf die in jedem der ſchleſiſchen 
Herzog⸗ und Fürſtenthümer ſyſtemiſirten Judenfamilien von der fehle: 
ſiſchen General⸗Steueramts⸗Buchhaltung verfaßt, der auf dieſem Wege 
repartirte Steuerbetrag bei der ſtändiſchen Caſſe vorgeſchrieben, die 
Individualrepartition von den Steuercollectoren und ihren Geſchwor— 
nen (§. 126) verfaßt und von den Kreisämtern beſtätiget, die 
ſubrepartirten Beträge von den einzelnen Steuerpflichtigen durch eben 
dieſe Collectoren in halbjährigen Raten eingehoben und in die Kreis— 
caſſe abgeführt. Da die ſchleſiſche Judenſchaft zerſtreut im Lande 
wohnt, und keine concentrirten Judengemeinden hat, ſo fällt die 
Rubrike der Domeſticalanlagen bei derſelben ganz weg, zumal da 
auch die durch das Hofdecret vom 14. October 1795, nach dem Mu⸗ 


1) Hofdeer. 21. Dec. 1811, 3. 19083, Gubernialzahl 31264. 

2) Hofdecr. 14. Mai 1812, 3. 7035, Gubernialzahl 12912. 
3) Hofdecr. 29. Juli, Gubernialintim. 14. Aug. 1812, 3. 18985. 
4) Hofdecr. 12. Dec. 1816, 3. 24707, und 12. März 1818, 3. 36070 
5) Hofdeer 27. Oct. 1829, 3. 3966, Gubernialcirc. 45224. 
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fter des mähriſchen Landesmaſſafondes (§. 122), anbefohlene Grün— 
dung eines jüdiſchen Gemeindefondes, wegen mancherlei aus den 
Localverhältniſſen und Provinzialeigenthümlich keiten hervorgetretenen 
Schwierigkeiten das gehoffte Gedeihen bisher nicht gefunden hat 
($. 127). — Die Toleranztaxe (auch Familientaxe genannt), 
welche nur uneigentlich eine ordinäre Steuer genannt wird, wird 
von den überzähligen (geduldeten fremden) Juden von den ſchleſi— 
ſchen Kreiscaſſen, nach Maßgabe der denſelben von den Kreisämtern 
zukommenden Weiſungen, eingehoben und unmittelbar in die Kreis— 
caſſe abgeführt. Ihr Betrag iſt ſteigend und fallend. Für das Jahr 
1833 war er auf 91 fl. 24 kr. Conventionsmünze präliminirt. Außer 
dem Claſſenſteueräquivalent und der Toleranztaxe der uͤberzähligen, 
gibt es gegenwärtig in Schleſien keine andere auf die Judenſchaft 
insbeſondere laſtende Steuer. Es iſt daher ein Irrthum, wenn neben 
jenen Steuern auch noch die früher beſtandene (nicht von den Über: 
zähligen, ſondern von allen Juden zu entrichtende) Toleranztaxe als 
noch beſtehend angeführt wird. Dieſe fiel während ihres Beſtehens 
nie in den Cameralfond, ſondern immer als Adminiculum in den 


ſtändiſchen Domeſticalfond (§. 124), und hat ſeit dem Salve 1821 


gänzlich aufgehört. Die früher durch das Hofdecret vom 3., Guber— 


nialintimat. vom 8. März 1790, Z. 4577, beantragte Einführung 


einer jüdiſchen Verzehrungsſteuer für Schleſien, welche, nach 
Erhebung der wahrſcheinlichen Conſumtion von jeder Familie, mit ei— 
nem Pauſchale hätte abgeführt werden ſollen, wurde aber durch das 
Hofdecret vom 4., Gubernialintimat. vom 10. Juli 1792, 3. 15518, 
rückgängig gemacht. übrigens unterliegen die Juden in Schleſien, 
ſo wie in Mähren, allen für die Chriſten beſtehenden Steuern, alſo 


auch der Erwerb- und der allgemeinen Verzehrungsſteuer, ſo wie zur i 
Zeit ihres Beſtandes auch die allgemeine Perſonalſteuer fie getroffen. 


Die Häuſerſteuer fällt bei den ſchleſiſchen Juden größtentheils hin— 
weg, weil, mit Ausnahme einer einzigen Familie, welche in Te— 
ſchen durch ein beſonderes Privilegium ein Haus beſitzen darf, die 
übrigen Juden landesverfaſſungsmäßig keine eigenthümlichen Häu— 
fer, fo wie überhaupt (obrigkeitliche Branntweinhäuſer ausgenom— 
men) keine Realitäten beſitzen dürfen. 


217 


§. 126. 

Bei jeder der drei ſchleſiſchen Judenſchaften Troppau, Weidenau 
und Teſchen, ſoll nach der bisherigen Beobachtung ein Steuercol— 
lector und zwei oder drei Geſchworne zur Aushülfe und Con: 
trole beſtellt werden ($. 34). Sie werden von der Judenſchaft nach 
Stimmenmehrheit gewählt und von dem Kreisamte beſtätiget. Dieſe 
Individuen haben die Repartition der Steuern, ſo wie auch jene 

für die außerordentlichen Bedürfniſſe, und zwar alle drei Jahre neu 
vorzunehmen und dem Kreisamte zur Beſtätigung vorzulegen. Für 
ihre Mühe kann den Steuercollectoren eine Belohnung von 5 kr. 
von jedem Steuergulden bewilliget werden, unter der ausdrücklichen 
Bedirgung jedoch, daß ſie ſich ſonſt bei Strafe des doppelten Er— 
ſatzes keine andere Taxe oder Sportel zueignen ſollen 1). Das Hof: 
decret, welches dieſe Vorſchriften enthält, theilte zugleich eine eigene 
Inſtruction für die Steuercollectoren und Geſchwornen mit, welche 
im Weſentlichen Folgendes enthält: Dem Steuercollector liegt ob, 
die für die Gemeinde beſtimmten Steuern, ſo wie alle künftig vom 
hohen Orte ausgeſchriebenen Abgaben, richtig und ohne Nachſicht von 
den einzelnen Individuen nach der beſtätigten Repartition einzuheben 
und an die Kreisſteuercaſſe abzuführen; auch bei einzelnen Indivi— 
duen kene Reſte anwachſen zu laſſen, widrigens er ſelbe aus Eige— 
nem zu eſetzen ſchuldig fein wird. Er iſt nicht befugt, irgend ei: 
nem Ind viduum mehr, als die nach feinem und der Gerichte gewiſ— 
ſenhaft zuerkannten und vom Kreisamte beſtätigten Beträge abzu— 
fordern, ſondern wenn hierzu der Fall einträte, wäre zuvor, mit 
Anführum der Umſtände, die Bewilligung des Kreisamtes anzufu: 
chen. Dei Steuercollector hat die Extraausgaben der Gemeinden 
auf die Glieder derſelben mit vollem Einverſtändniß der Gerichte 
nach dem Steuerfuße zu vertheilen, und überhaupt in der Gemeinde 
hne Vowiſſen und Beitritt der Gerichte nicht das Geringſte zu 
veranlaſſm. Alles was ihm vom Kreisamte zukommt, hat er genau 
zu befolgen; wenn es einzelne Juden betrifft, ſelbe von der erhalte— 

nen Veordnung nach dem Wortlaute zu verſtändigen, und dadurch 


) Hofteer. 24. Oct., Gubernialintim. 17. Nov. 1795, 3. 20645. 
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jede zweideutige Auslegung zu vermeiden, eben fo über jeden etwa 
gehegten Zweifel ſich bei dem Kreisamte anzufragen. Das Abſterben 

eines Familienhauptes oder eine ſonſtige Erledigung, hat er fo ſchleu⸗ 
nig als möglich dem Kreisamte einzuberichten, und allen Familien 
aufzutragen, daß die Anzeige hievon an ihn ſogleich geſchehe. Er hat 
für die ſichere Anlegung der etwa den Gemeinden zufließenden Ca— 
pitalien zu ſorgen, die Intereſſen einzuheben, zu quittiren und ſo 
lange gut aufzubewahren, bis daraus ein Betrag von 25 fl. entſtan⸗ 
den iſt, und wieder eingelegt werden kann. Es iſt feine Shuldig- 
keit, den Gerichten Einhalt zu thun, daß fie durch unnöthige Reis 
ſen oder ſonſtige Ausgaben der Gemeinde nicht übermäßige Koſten 
veranlaſſen. Daher haben auch dieſe für das Beſte der Gemeinde 
zu wachen und zu wirken, alles was einen Nachtheil nach ſich ziehen 
könnte, mit Sorgfalt zu entfernen und durch ihre raſtloſe Thätigkeit 
das Vertrauen, welches die Übrigen in ſie ſetzen, zu belohnen und 
jenes, was ſie beim Kreisamte feierlichſt geſchworen, zu erfüllen. 
Der Steuercollector hat endlich die Rechnungen über die Steuern 
und Extraabgaben, von den Gerichten mit unterfertiget, ale Jahre 
an das Kreisamt abzugeben, und nach Verlauf von 3 Schren die 
fernere Beſtätigung der Vorſteher und der Steuerkeparttion bei 
bei dem Kreisamte anzuſuchen. N 


$. 127. 1 

Auch für Schlefien wurde ſchon durch ältere Verordrungen !) 

die Creirung eines jüdiſchen Gemeindefondes anbephlen, in f 
welchen, außer den Perſonalabfahrtsgebühren von den nit ihrem 9 
ganzen Vermögen außer Land ziehenden ſchleſiſchen Famlienhäup⸗ 
tern, auch ein Zuſchlag mit 10 kr. von jedem Steuerguden, auf 
die geſammte Judenſchaft repartirt, einfließen ſollte. Von der Caffe 
dieſes Gemeindefondes ſollte der Steuercollector und einer der Gen 
ſchwornen die Sperre haben, die Rechnung führen und Hefe jähr⸗ 1 
lich dem Kreisamte zur Einbegleitung an die Landesſtelle ibergeben. 1 
Die Beſtreitung aller Auslagen aus dieſem Fonde ſollte aber ſo 


1) Hofdecr. 24. Oct., Gubernialint. 17. Nov. 1795, 3. 20644. 
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lange gänzlich unterbleiben, bis dieſer mehr zu Kräften käme. Zu— 
gleich wurden die ſchleſiſchen Kreisämter angewieſen, die Alteſten 
| aus der Judenſchaft ihres Kreiſes zu vernehmen, ob zur Creirung 
des jüdiſchen Gemeindefondes der Zuſchlag mit 10 kr. von! jedem 
Gulden auf die geſammte Judenſchaft repartirt werden könnte, oder 
derſelbe ihr zu läſtig fallen würde; worauf ſodann in Berückſichti— 
mung der von den Kreisämtern zur Sprache gebrachten Armuth der 
| ſchleſiſchen Judenſchaft, diefer Zuſchlag auf 5 kr. herabgeſetzt wurde. 
Die Bitte der Judenſchaft, von der Creirung des jüdiſchen Ge: 
meindefondes und dem hiezu nöthigen Zuſchlage von 10 kr. oder we— 
nigſtens 5 kr. auf den Steuergulden enthoben zu werden, wurde, 
da die Zuſtandebringung dieſes Fondes durch die Geſetze vorge— 
ſchrieben iſt und der Judenſchaft ſelbſt zum Vortheile gereichen ſoll, 
abgewieſen und die Einhebung des Zuſchlages mit 5 kr. von jedem 
Steuergulden von der Troppauer und Weidenauer Judenſchaft vom 
Militärjahr 17, angeordnet 2). Dagegen fand man ſich bei der 
dargeſtellten Armuth der Weidenauer jüdiſchen Familianten bewo— 
gen, den Zuſchlag für dieſelben auf 3 kr. vom Steuergulden herab— 
zuſetzen ). Dieſe Begünſtigung der Weidenauer Judenſchaft wurde 
neuerlich beſtätiget, mit dem Zuſatze, daß der zur Bildung des Ge— 
meindefondes beſtimmte Zuſchlag bei der ſchleſiſchen Judenſchaft über— 
haupt nur von der ordinären Steuer (d. i. dem Claſſenſteuer— 
Aquivalent, ſ. $. 125), zu entrichten kommt. Zugleich wurde er: 
klärt, daß dieſer Fond zur Beſtreitung unvorhergeſehener Gemeinde— 
auslagen beſtimmt ſei, welche ſonſt durch eine beſondere Repartition 
auf die einzelnen Familianten gedeckt werden müßten; wobei es 
ſich von ſelbſt verſtehe, daß dieſer Fond erſt dann zu benützen ſein 
wird, wenn er eine zu der beabſichtigten Auslage im Verhältniſſe 
ſtehende Höhe erreicht hat ). Die geringen Fortſchritte dieſes Fon— 
des durch einen ſo langjährigen Zeitraum, ſcheinen aber leider dafür 


2) Gubernialentſcheid. 30. April 1796, 3. 7882. 
3) Hofdeer. 24. Febr. 1802, 3. 7002, Gubernialcirc. 3922. 
4) Gubernialdeer, 4. Juni 1831, 3. 16150. 
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zu ſprechen, daß die ſchon bei deſſen Errichtung von der fehlefifchen 
Judenſchaft dagegen gemachten Vorſtellungen nicht ganz ungegrün: 
det waren, und daß die Vermögensverhältniſſe der ſchleſiſchen Juden 4 
ſich noch nicht auf jener Stufe befinden, auf welcher eine Beſteue— 
rung in der Gegenwart, zur Vermeidung einer Steuerentrichtung 
für die Zukunft, als nützlich erſcheint, wenn überhaupt der Nutzen 


einer ſolchen Vorkehrung für ir ve einen Fall Bi gemacht wer- 
den könnte. 


Tab. I zum b. 5. 


Formular 
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Competentenbuche jüdiſcher Bewerber 
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Tab, II zum 9. 18. or — 
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Aelteres (für Schleſien noch geltendes) 


Formular 
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\ 


Competentenbuches über die jüdiſchen Familienwerber. 
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Gutachten 


8 Eigenhändige Beſtäti— 
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Tab. III zum F. 29. 
N. Kreis Herrſchaft N. 
— — 


Präliminar-Ausweis 


über den Bedarf zum Behufe der Anlage der landesfürſtlichen Steuern, der Dom i— 
nical⸗ und Domeſtical- Auslagen, nach Abſchlag der jährlich vorfallenden Gen einde— 


einkünfte 2 anno zu a 1833. 


Geldbetrag in 


Gemeinde » Empfänge 


er Bedeckun R W. obrigkeitlicher 
170 m Seits adjuſtirt 


fl. kr. fl. kr. 


Anmerkung 


A. Ordentliche. Die 
| Angabe 
An Fleiſchbankzins, da ſich kein hat ihre 
Pächter pro 1833 gefun- Rich⸗ 
den hat tigkeit. 


ME Weinſchankzins 
I — Badhaus zins 
— Gemeindehausbodenzins - 
— Seifenſiederei-Pachtzins - 
— Zins für Gewölbe und Keller! 
— Zins für den Spitalboden 
Aus dem Eskeles'ſchen Stif— 
tungsfond als 1 Aa 
| fchulbeitrag » » + + - 
Il Hiezu den mit Ende October 
1832 bevorſtehenden Caſſa— 
reſt „ ö 


B. Außerordentliche. 
Aus der Alomecaſſe 


Sämmtliche Empfänge werden als 
richtig beſtätigt. 


Summa 


Die Wiener Währung pr. 
125 fl. nach dem Cours Al 
250 pCt. auf C. M. redu⸗ 
cirt mit — 
Hauptſumme ſämmtlicher Ge⸗ 
meinde-Empfänge -| 


Ausgaben oder Erforderniß. f 

11 a) Ordentliche. 

| An landesfürſtlichen Steuern. 

I Contribut: Orittelzuſchlags⸗ | 2 8 
| Steuer 1733. _ 11283] — Ess 
f An Familientare für 90 Fa 5 15 2 
milien à 5 fl. 2 150. — 1450 2 


Fürtrag iz — . III88— — IN 
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Geldbetrag in 


obrigkeitlicher 
Seits adjuſtirt 


DDD 


Anmerkung 


übertrag 1188— —— 


An Dominicalgiebigkeiten. 


In die obrigkeitlichen Renten. 


An Kammergeldern » 20 fl. 
— Loſungen 50 5 
60 Stück Gaberei-Du⸗ 

caten a 4 fl. 3 240 » 
30 Stück Ducaten an 

Weinſchankszins 

at fl. 9 
Friedhofszins i 
Röhrkaſtenzins - - 20 „ 


Gründen ſich auf alte obrigkeit⸗ 
liche Rechte und ſind bleibend 


An Domeſtical-Auslagen. 


Dem Brunnenmeiſter für die 
Reparatur des Gemeinde— 
brunnens e 

Intereſſen für ein ſchuldiges 
Waiſencapital pr. 100 fl. 

Auf Reparaturen an dem Ge: 
meindehauſe « « 

Gehalt für den Rabbiner 

Dem Schächter, Normalſchul⸗ 
lehrer, Schulſänger - 

Holz zur Beheizung der Schule 

Dem Nachtwächter 

Auf verſchiedene Auslagen, auff 
Stempel, Papier, Siegel- 
lack E „ „ „„ 5 

Für Arme «E do 3-4 34 

Die Familientare von 12 
unbeſetzten Familienſtellen 
und 4 ganz verarmten Fa- 
milianten, ſohin für 16 Fa⸗ 
milien à 3 fl. 


b) Außerordentliche. 


Dieſe Auslagen ſind den Zeitverhältniſſen angemeſſen, daher 
man auch obrigkeitlicher Seits nichts zu bemerken findet. 


Auf unvorhergeſehene Bedürf— 
niſſe 0 . * . * “ „ 5 0 20 — — 


Summa ſämmtlicher Aas Ba Ba e 


| 
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Geldbetrag in 


C. M. W. W. obrigteitlicher 
5 Seits adjuſtirt 


Anmerkung 


Die Wiener Währung per 
1580 fl. reducirt nach dem 
Cours à 250 pCt. auf C. M. 

Hiezu die N r in 5. M. 
mit . . 


RER 
Bilanze. 


Wenn von dem Bedarf pr. - 

die Gemeindeeinkünfte mit - 
abgezogen werden, ſo zeigt 
ſich ein durch die Aufthei: 
lung zu deckender Abgang 
WW 

und zwar: 

Andrittelzuſchlagsſteuer733fl. 

— Familienta re - 450 „ 

— Dominical- und Do⸗ 8 
meſtical⸗Auslagen - 602 5 


Hiezu die dem Gemeindecaſ— 
ſier von einzuhebendent 
1785 fl. für jeden Gulden 
gebührende Belohnung pr. 
1 kr. mit 29 fl. 45 kr. oder 
in runder Summe mit 


Summa 1815. 


tare für 90 zahlungsfä⸗ 
hige Familianten à 5 fl. mit 450 
Verbleibt die Summa zur. 
Auftheilung mit 


Siegel und Fertigung der Judengerichte. 6 


Daß gegenwärtiger Präliminarausweis obrigkeitlicher Seits richtig 
und den Zeitumſtänden angemeſſen befunden worden ſei, wird hiemit 
beſtätiget. 


(L. 8.) N. N. 
Sheramtmanz. 
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Tab, IV zum 9. 30. 


U — 


Stadt oder Herrſchaft N. Judengemeinde N. 
——— — — —— 


Vermögens⸗Schätzungs-Entwurf 


über das 


Mobilar⸗„ Immobilar-⸗, Induſtrial⸗ oder Erwerbs⸗Ver⸗ 
5 mögen der Contribuenten bei der N. Judengemeinde zum 
Behufe der Individual-Auftheilung der Gemeinde-Auf— 
| lagen für das Jahr N. | 
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Namen 

8 

= der 

m 

8 Contribuenten 
11 Samuel Mayer 
2 Moiſes Lö vy 


3 Marcus Flaml u. ſ. w. 


Die übrigen Contribuen⸗ 

ten, welche aber ſo wie die 

drei vorſtehenden nament: 

lich mit ihrer Vermögens— 

ſchätzung aufzuführen ſind, 

würden die Summa von 
beſtellen. 


Zuſammen 


Im Jahre 


Benjamin Storch, Lobel Bloch, zwei⸗ 


erſter Schätzmannſ ter Schätzmann 
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2.1.8:1201 8] 8 L2® 
STEIF) a 
l A 
fl. I fl. J fl. J fl. [ fl. fl 


100 100] 100 50 100 100 


400] 260 2601 400] 400 16 
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Stadt N. N. am 


8. Oberamtmann N. N. 
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Maj, 21390 


zuraınaus 


zvgomms 


fünfter 


Samuel Broſch, 
Schätzmann 


abnο 


Meatagd 2590 


Ahundus 


⸗zbngo mus 


ter Schätzmann 


AONIONG 


gaaanz) 1390 
jpıaylngus 


drit⸗[Moiſes Löwy, vier: 


⸗zongo uud 


Joſue Heftl, 
ter Schätzmann 


RING 


Unterſchrift Ps 
der Schätzmänner und Judengerichte. 
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(L. 8.) 
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= ER 5 j # 


A} 


* 
Fr 
l 
} 


7 vr . 1 
7 1 9 


x r x . 4 1. 1 ni 10 
eee BB 
. 2 ] 70 2 1 0 Dr N 


75 1 
TR 


e | 237 
Tab. V zum 9. 30. 


Stadt oder Herrſchaft N. Judengemeinde N. 
——-— — — rum rern 


Individual⸗Subrepartition 
über die 


Judenſteuer, über die Dominical- und Domeſticalanla⸗ 
gen für das Militärjahr —, welche nach der, von denen 
fünf beeideten Schätzmännern vorgenommenen und von 
den Judengerichten mit Beiſtimmung des obrigkeitlichen 
Repräſentanten rectificirten Vermögensſchätzung der ein— 
zelnen Contribuenten ämtlich verfaßt wurde. 
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Beiden Familien-Nr. 


— 
. 

+ 

1 


[Haben beizutragen 


JIn Gegenwart des obrigkeit 
lichen Repräſentanten und der 5 
Judengerichte rectificirte Ver- 


in Con v. Münze 


7 Domini⸗ 
Namen * cal⸗ und 
s Ss Drittel- 8 Dome 
ber & JZuſchlag⸗ I ſtical⸗ Su m ma 
Contribuenten 2 
S 
80 
8 


| Er. N | 


Vermög Präliminar betra⸗ 
gen die anzurepartiren- 
den Gemeindeauslagen, 
und zwar: | 

a) Der Contributions⸗ 
Drittel⸗Zuſchlag M — 
P) An Familientaxe vr. 
530 fl. 
1. Von 90 sahlungsfäbi- 
gen Familianten à 5 fl. — 
2. Von 12 ‚unbefestent 
Familienſtellen und für 
4 ganz verarmten Fa⸗ 
milianten (welche da⸗ 
her von der ganzen Ge- 
meinde zu tragen kom⸗ 
men) ie — 
e) An Dominical⸗ und 
Domeſtical⸗Auslagen 
d) An Remuneration fürf 
den Gemeindecaſſier B_ 
Zuſammen 
Mit Ausſchluß der Fami- 
fientare sub b) 1. pr.. 
kommt die Summe pr. 
auf das Geſammtvermö⸗ 
gen der Gemeindeglieder 
pr. 29993 fl. zu repar⸗ 
tiren, und es entfällt das 
Beitrag eperzent, im All⸗ 
gemeinen mit 4% pCt. 
oder reſpective mit 4 fl. 
33 ½ kr. von 100 fl. 

Hierauf haben beizutragen: 

Samuel Maher 

Moiſes Lövyh * . 

Marcus Flamm u. ſ. w. . 


Förtrag 1 6 7 55 7 1 


* 


450 — 
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288. 

SSeslHaben beizutragen 

DES. 

S8 Gontribus | Domini- 
Kamen SSS Fami-] tions- cal- und 

233 »flientaref Drittel- ] Dome: 

28283 uſchlag⸗ ical⸗ 

der 28 2 Zuſchlag ſtical 
f 8 8 S t 
Contribuenten. 88 82 et 

[77 2 ® n 

D S SS 

5838 in Con v. Münze 

fl. tr.! fl. tr. fl. | kr. 


Übertrag | 1170 28034] 24139] 68 14V, 
Die übrigen Contribuenten, 
welche eben ſo, wie die 
| drei aufgeführten, na⸗ 
mentlich mit der rectifi⸗ 
cirten Vermögensſchä— 
tzung, dann den weiteren 
Beiträgen auf die Fami⸗ 
lientaxe, den Contribu⸗ 
tions ⸗Drittel-Zuſchlag 
und auf die Dominical⸗ 
und Domefticalfteuer, 
nachzuweiſen find, würden 
die Summa von 28823 
beizutragen haben. 
Daher im Ganzen 29993 — 450 f a > 
nach Abſchlag der Fami⸗ 
lientaxe von 90 zahlungs⸗ 
fähigen Familianten à 


44070425607 20% 1751(45¾ 


5 fl. mit — 450 E 
eigentlich nur die Summe | u | EIER | 
DR a inte ©, — 1-1 1733] — 1632] _ 1136531 
auf die einzelnen Fami⸗ 

lienglieder nach dem ent⸗ N 

zifferten Beitragsperzent 

aufgetheilt worden iſt. 


1.8, Stadt oder Herrſchaft N. Unterſchrift 
( ) Oberamtmann N. N. (L. 5.) der Schätzmänner und Judengerichte. 
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Tab, VI zum $. 31. 


Hauptvormerkbuch 


über die 
vorgeſchriebenen und abgeſtatteten Zahlungsſchuldigkeiten 
| 
| bei der 


Judengemeinde N. N. 


16 
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Salomon Beer, 
— . w —— —̃ ¶ͤ — ——ð—ô e ] T—T— SITE EEE FETTE TEE TE 
Sichuldigkeits⸗-Vorſchreibung 
———————— , SIERT EEE —— a — — — — Tre Te TERTTERER, 
. An der laufenden Schuldigkeit nach der 
v r 
An eee eee igem Reſt hohen Orts e Anlage 


2 
— 
— 
= 
— 
> 
er} 
—— 


Erklärung. 


u Ein ſolches Liquidationsbuch kann mittelſt Einlagsbögen bezüg— 
lich der Abſtattung auf mehrere Jahre verlegt werden. 

b) Dasſelbe ſoll ordnungsmäßig paginirt, und hiernach rückwärts 
mit einem Namensverzeichniß verſehen ſein, und 

c) iſt dieſes Liquidationsbuch ſowohl, als auch das Steuerhandbü— 
chel jedes Einzelnen jährlich abzuſchließen, und der verbliebene 
Reſt von jeder Steuergattung für das künftige Jahr zu übertra— 
gen; endlich 

d) verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſem Liquidationsbuche am Ende 
auch jene Einflüſſe angereiht werden müſſen, welche die Gemeinde 
jährlich an Capitals-Intereſſen, Zinſungen u. dgl. genießet. 


ian swD An. 


— —— — Eleanor 


Abſtattung in 


Auf den vorjährigen Reſt 


Auf die laufende Schuldigkeit 


Nach 


benannten 


Familien⸗ 
cal⸗Steuer 


Monaten 


2 Domeſti⸗ 


fl Familien: 
taxe 


a 


r. fl.] Er. I fl. kr. 


kr. 
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/ Tab. VII zum $. 31. 


Judengemeinde N. N. 
—— —-—ͤ ö 


Handvormerk 


über die 
täglichen Empfänge und Ausgaben auf Grund des höch— 


ſten Orts genehmigten Voranſchlags, für das Militär. 
jahr 1833. 
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Auf die heurige Schuldigkeit und zwar: 


* 


aD 

N — 
— 2 
= 2 
Be: 
32 3 
* S 5 
Ders Q 
2 D 
= — 
= 2 
2 8 
= 


z 


Empfang 


An alten Reſten 
Reſt 


D 
S 
= 
— 
= 
Q 
* 
— 
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2 
3 
5 
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Summa fammt 


meinde-Einflüffen 


An Dominical- und 
Domeſtical⸗Anlagen 
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Ir LI. Ir TEIA 
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Den 6. November 1832. 


An halbjährigen 5 procentigen 
Intereſſen von dem Capital N. 
pr. 1000 fl. W. W. 25 fl. i 
das iſt: in C. Wm. 10—— 1441 | 

Detto an Miethzins von den 
Fleiſchbänken für die Zeit vom 
1. Juli bis Ende October 1831 f | 
von jährlichen 20 fl. C. M. | 6404 1 II — III —|— 

An der Familientane +11 | — 1100| __#__|__1116140 

u. ſ. w. i ö 


* 
J 
4 
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— — ser — we 


— 
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> — — —— -. 


Nummer 


Poſt⸗Nr. der Ausgabe 


Einzeln Zuſammen 


Summa der geleiſteten 
Zahlung 
Bilanze 
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Tab. VIII zum 9. 98 


N. Kreis Herrſchaft N. 


Beſchreibung 


dee s 
Schadens an jüdiſchemMobilar- und Immobilar-Vermögen, 
welcher 


durch das in der zur obigen He erſchaft gehörigen 
Judengemeinde N. 


am ausgebrochene Feuer entftanden, und auf Verordnung des k. k. 

Kreisamtes dd.- - Nr.. » von den Unterzeichneten ad actum ernann— 

ten Commiſſarien unterſucht, beſchrieben und durch die beizogenen beei— 
deten Bauverſtändigen geſchätzt worden iſt am 
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E A, 0.9 
— Namen 
— des 
er der 3 f 
5 durch Elementar » Ereigniß erlittenen Ver⸗ 
5 Juden⸗Familiantenſ luſtes und Schadens an Mobilien, dann 
2 an Wohngebäuden 
3 5 
. 
fl. ſer. 
i Dieſem verbrannte: K. 
3 Samuel Kirfch . 
An deen „e eee 
— Wäſche 0 . sie „ | 24 un 
1 50 Loth ganz un 
1 fl. 30 kr. . 175 
Silber 120 Loth geſchmolzez, wo⸗ 
durch der Schaden pr. Loh 185 70 
geſchätzt wird 90 
— Goldgeſchmeide ganz ‚zu Grund 
gegangen n 24 |__ 
Unterſchiedliche Bimmereineihtung 
verbrannt 60 |__ 


Tüchervorrath 40 Ellen » +» 1160 | — 
4 Centner Wolle, welche am Haus— 
boden aufbewahrt gelegen a 120 fl. 1480 — 


Die ganze Hausbedachung mit Schin⸗ 
deln, welche im mittelmäßigen Zu— 
ſtande geweſen; die Bodendecke 
brannte in zwei Zimmern durch, 
und vom Gebäude felbft ſtͤrzes 
eine Feuermauer ein A 


Löbel Mandel Diefem brannte das Haus ab, wel: 
ches erſt vor zwei Jahren ganz her— 
geſtellt, und mit Ziegeln durchaus 
eingedeckt waer 1 


Summe 


Daß vorſtehende Schadenserhebung von uns Endesgefertigten ab 
nau gepflogen, die Werthsangabe des verlornen Mobilar-Vermögens 
quidirten Verluſtes nach vorläufiger Meineides-Erinnerung beſchworen; 
deten Ae en gewiſſenhaft abgeſchätzt worden iſt, wird unter 

den 
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I 


Entfallende Xerarial Ver⸗ 


Geſchätzter Scha- | & 2 
45 Werth & gütung nach Abzug der 
N = Gebaude-Claſſenſteuer 2 
* = O a 
8 85 SIE fa 2½% pCt a 5 pCt. 2 
ss 22 S2 3 8% 
2 8 = »S1 8 vom Betrage des ge— 5 
SSS SIS 5 schade * 
= 52128381 & — ſchätzten Schadens 4 Anmerkung 
5 * — 5 
NSS 8 5 D an an * 
2 8 DEE 5 Mobilar⸗ Immobilar - 
38S S 8 ” - 
SSI Vermögen 


in Con ventions⸗ neee 
ft. Ir. L fl. kr. fl. Ir. fl. kr. Ipf. L fl. Ir. Tran TNT. ltr. 


geordneten Commiſſarien mit Zuziehung des Gemeinde-Vorſtandes ge: 
von allen Beſchädigten, und zwar von jedem nach der Höhe feines lis 
der Schadenswerth an Gebäuden endlich, durch die mitgefertigt beei⸗ 


nachſtehenden Fertigungen beftätigt. 
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A. 


Aofahrtsgeld 41. 
Abfindung 114. 


120 , 121. 


86, 38, 40, 62, 89. 
Accoucheurs 53. 
Ackerbau 63. 
Adelsverleihung 94. 
Adminicularſteuern 124. 
Adoptirte 8. N 
Adventzeit 21. 
Advocatur 56, 88. 
Ararialgebäude 60. 

Argerniß 51. 

Arzte 88, 100. 

Almoſen 32. 

Almoſenbüchſe 82, 33. 

Allg. bürgerl. Geſetzbuch 19, 20, 
21, 23, 24, 52. 

Alomecaſſe 31. 

Alter 2, 10, 20. 

Ammen 99. 

Andachtsübungen chriſtliche 51. 

Anheimſagung 86. 

Armaturen 77. 

Armen 25, 32, 33. 
Armenheilung 32. 

Armeninſtitut 33, 47. 

| Arzneiſachen 76. 


Abfuhr der jüd. Steuern 31, 117, 


Abſchaffung 1, 2, 10, 21, 32, 35% 
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Alphabetiſches Regiſter 


nach der Paragraphen-Zahl. 


Aſchenhandel 77. 
Aſſiſtenz b. Hausdurchſuchungen 113. 
Atzungskoſten 90. 
Aufenthalt 36, 37, 38. 
„ in Wien 40. 
Auflagen 11, 30, 103. 
Ausfuhr der Verzehrungsſteuerarti— 
kel 107, 112. 
Ausgediente Capitulanten 8. 
Auslagen 28, 29, 31. 
Ausmeißelung des Holzes 61. 
Ausſchließungsgründe 16. 
Auswanderung 41, 42. 


B. 


Baͤrte 93, 97. 

Bannfluch 31, 48, 99, 113. 

Baukunſt 81. 

Baumöl 76. 

Beeidigung 27, 30,31, 44, 46, 90, 95. 

Beerdigung 33, 99. 

Beerdigungstaxe 32. 

Beglaubter 47. 

Begräbnifipläge 50. 

Beiſitzer 90. 

Beluſtigungsörter 93. 

Beſchneidung 43. 

Beſetzungsrecht 14. 

Beſitz von Realitäten 57. 

Beſoldung des Landrabbiners 45. 
„ der Schächter 108. 

Beſtätigung 27, 44. 
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Beſtandleute 70. 

Bevölkerung 3. 

Bevollmächtigte 5, 21, 24, 40, 45. 
Bewilligung zur Ehe 20. 
Bildhauerei 81. 
Blutsfreundſchaft 26. 

Bne Zion 10, 18, 20, 48, 54, 56. 
Bonification 98. 

Bräuerburſche 64. 

Bräuhäuſer 57, 64. 
Bräumeiſter 6%. 
Branntweinhäuſer 57, 59, 64. 
Braut 20. 

Brechruhr 8. 

Brody, jüd. Handelsleute in 80. 
Bruder 8, 21. ̃ 
Bruderſchaft 32, 33. 
Brückenmäute 66. 

Brünn 39, 62, 68, 91. 
Buchdruckereien 56. 

Bücher 43, 56. 

Bürgerrecht 84, 85. 


C. 


Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung 105. 
Caſſetruhe 31. 
Caſſiere 31. 
Caution 4, 7, 11. 
Cenſur 56. 
Ceremonien 43. 
Chriſtenhäuſer 61, 70, 71, 93. 
Chriſtliche Gebärerinnen 88. 
Chriſtliche Meiſter 82, 83. 

„ Zünfte 85. 
Claſſenſteuer 102, 119, 124, 125. 
Claſſenſteueräquivalent 125. 
Commercialordnung 69. 
Commercialwaarenhandel 70. 
Competentenbuch 4, 5, 7, 18. 
Competententabelle 7, 13. 
Confiscation 107. 


Conſcription 16, 96, 97. 
Conſcriptionsbücher 9%. 
Conſiſtorium 43, 54. 
Contracte 63, 68. 
Contribution jüdiſche 101, 102. 
Contributionsdrittel-Zuſchlag 119. 
Controle beim Fleiſchaufſchlag 109. 
Controlore 31. 
Crueifixe 78. 

D. 


Darlehen aus dem Landesmaſſa⸗ 
fond 122. 

Degen 93. 

Deſertion 97. 

Deutſche Geſchlechtsnamen 49, 94. 

Deutſche Schulen 54. 

Deutſche Sprache 20, 27, 45, 49, 94. 

Deutſche Vornamen 94. 

Dienſtboten 63, 70, 99. 

Diſtrictsaufſeher 54. 

Doctorswürde 56. 

Dominicalgrundſtücke 57, 63. 

Dominicalledereien 6%. 

Dominicals und Domeſticalanlagen 
28, 29, 115, 120, 125. 

Dominien 5. 

Doppelter Reb 44. 

Duldung 17, 21, 88. 

Duldungsſteuer 38, 121. 

Durchfuhr der Aufſchlags-Artike! 


107, 112. 
E. 


Ebictaleitation 115. 
Ehebruch 24, 90. 
Ehegattin 24. 
Ehehimmelgelder 22. 
Ehehinderniſſe 21, 23. 
Ehepatent 19. 
Eheſcheidung 2% 


Gheftreitigkeiten 19. 
Ehetrennung 24. 

Eid 27, 41, 95, 108. 
Eigenthum 57. 


Einfuhr d. Aufſchlagsartikel 107, 112. 


Einkehr 71, 93. 

Einlaßgeld 91. 
Einquartirung 97. 

Eintreibungsmittel 104. 

Eintritt in die Städte 91, 93. 

Elementarfhäden 98, 123, 

Enkel 20, 21. 
| Entfernungsſteuer 115. 
Erſatzmänner 45, 46. 
Erſtgeborne 4, 8, 14, 17, 18, 20. 
| Erwerbſteuer 125. 
Euxecutionsmittel 48, 194 
Ertracollecten 31. 


Erxtraordinäre Realitätenſteuer 102. 


Extraſteuern 102. 


F. 
Fabriken 9, 17, 60, 81. 
Farultäten 56. 
Facultätsſtudien 56. 
Familienſtellen 4, 8. 10, 14, 15, 16, 
17, 18, 28. 
Familientaxe 86, 104. 
Familienzahl 2, 3, 17. 
Faſchingsbälle 99. 
Faſſion 41. 
Faſtenzeit 21, 99. 
Feiertage 43, 55, 95. 
Fiscalämtliche Vertretung 23, 24. 
Fiſche, Aufſchlag für 108. 
Flachshandel 74. 
Fleiſchaufſchlag 108. 
Fleiſchhacker 110. 
Freie Künſte 8t. 
Fremde Juden 2, 9, 86, 37, 38, 42, 
66, 73, 125. 


Frequentatignszeugniſſe 56. 
Friedhöfe 30. 

Fuhrknechte 79. 

Fuhrleute 79. 

Fuhrweſen 79. 


G. 


Gauziche Juden 66, 79. 

Garküche jüdiſche 65. 

Gebet zu Hauſe 43. 

Geburts- und Beſchneidungsbücher 
10, 34, 49, 94. 

Geflügel, Aufſchlag davon 110. 

Gelderpreſſungen 22. 

Gemeindeausſchuß 25, 26. 

Gemeindefond 127. 

Gemeindeinſigel 31. 

Gemeindecaſſe 22, 27. 

Gemeindecaſſier 29. 

Gemeinden 2, 3, 25, 35, 104, 115, 
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